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Vorwort. 



Vorwort. 



Indem Verfasser die vorliegende Abhandlung- der Oeffentlichkeit 
übergibt, ist er sich sehr wohl bewnsst, dass dieselbe an mannigfachen 
Fehlem leidet nnd die ihr von der hohen Fakultät gewordene 
Anerkennung nur sehr bedingt verdient. Nicht nur die ünerfahren- 
heit des Anf&ngers, sondern auch andere umstände haben das 
gesteckte Ziel nicht vollkommen erreichen lassen. So viel Dank die 
Arbeit den Werken Eiezlers, Friedbergs, Kahls und von Sicherers 
schuldet, dennoch musste sie im historischen Teil — namentlich für 
die ältere Bechtsgeschichte — vielfach auf lückenhaftem Material auf- 
gebaut werden: Missgriffe mOgen daher bei dem Streben nach präcisen 
Besultaten nicht ausgeblieben sein. In das System des gelten- 
den Bechtes dagegen werden sich manche Unrichtigkeiten wegen des 
Beichtums an Quellen eingeschlichen haben. Für die grundlegen- 
den Gonstruktionen sind hier dem Verfasser die Ausführungen 
Laband's und SeydeVs massgebend gewesen. Die Darstellung 
des Details aber wurde wesentlich erleichtert durch das treffliche 
Handbuch der innem Verwaltung von Krais, die geschickten Zu- 
sammenstellungen Erick's und die — zwar manchmal anfechtbaren, 
jedoch immer geistvollen — Entscheidungen des Verwaltungsgerichts- 
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VI Vorwort. 

hofs. — Die Literatur wurde benützt, soweit sie dem Verfasser 
zuganglich war; die vorzügliche Abhandlung von Hinschius in 
Marquardsen's* Handbuch kam demselben erst während der 
Correktur zu Gesicht, so dass nur kurze Verweisungen auf dieselbe 
möglich gewesen waren, und das erschien der Bedeutung jener Er- 
örterungen nicht entsprechend. 

Trotz aller Mangel glaubt der Verfasser für seinen Versuch 
das Lob in Anspruch nehmen zu dürfen, niemals die dem Juristen 
gesetzten Grenzen ausser Acht gelassen und in das Gebiet des 
Politikers hinübergegriffen zu haben. In solchem Lob läge ihm 
eine mehr als genügende Anerkennung. — 
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§ 1. 1—3. liOsldsnnf? der Hochstifte vom Herzogtum. 



I. Buch. Geschichte. 

I. Hauptstück. Einleitung. 

Die bairischen Herzoge und die Kirclie bis gegen Ende des 
13. Jahrhunderts. 

§ 1. LoslOsung der Hochstifte vom Herzogtum. 

Die Trennung der Bistümer vom Herzogtum hat sich ganz 
allmählich nach der Erhebung Ottos I. vollzogen. Nicht dass die 
Bischöfe einem früheren Genossen hätten Mannschaft leisten müssen, 
ein Grund, der z.B. das Ausscheiden derAndechser befördert haben 
mag^); denn von jeher bestand ja auch in Baiern kein Lehn- 
verband zwischen Bischöfen und Herzogen, obwohl, wie kurz aus- 
zuführen ist, die Abhängigkeit der ersten vom Herzogtum eine 
grössere gewesen zu sein scheint als in den übrigen deutschen Gebie- 
ten. Dem herzoglichen Heerbann mussten sie zwar nicht folgen*), 
dagegen sind sie verbunden, die Hoftage des Herzogs zu besuchen: 
eine Pflicht, die allein den bairischen Bischöfen obliegt.*) Die 



1) Ficker: Heerschild p. 206. Heigel und Riezler: das Herzogtum Baiem zur 
Zeit Heinrich des Löwen und Otto I. Yon Witteisbach p. 211. 

2) Heigel und Biezler a. a. o. p. 151. Waitz : Yerfassungsgeschichte Yllp. 136. 

3) Waitz V. G Vn p. 135 S.sp. Lndr. HI a 64 § 3 gegen Sw.sp. (Gengier) 
c. 117 § 2 der in Baiem oder dessen Nähe entstanden, hier wohl bairische Ver- 
hältnisse im Auge hat; über die Ck)ntroyer80, ob auch die Bischöfe von Bamberg 
und Eichstädt hoffaripflichtig waren, Zöpfl: Altertümer des deutschen Beichs und 
Rechts, n p. 304 sq. 

1 
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2 LoslöBung der Hochstifte vom Herzogtum. § 1. 4 — 6« 

rechtliche Bedeutung dieser Hoffahrtpflicht ist schwer zu präcisieren : 
jedenfalls darf man behaupten, dass nach dem Keichsweistum von 
1231^), welches hierin gewiss kein neues Becht geschaffen hat, die 
Herzoge auf solchen Landtagen mit Einwilligung der meliores terrae, 
worunter die Bischöfe, Landesgesetze erlassen konnten, die dann 
auch für die bischoflichen Territorien wirkten. Weit schwieriger ist 
es zu entscheiden, ob der Herzog auf den Hoftagen auch Gerichtsbar- 
keit über die Ordinarien seines Gebietes übte; dass überhaupt der 
bairische Herzog als Herzog Gerichtsbarkeit hatte, mag zugestanden 
werden, da dies mit dem früheren Rechtszustand in keinem Wider- 
spruch steht. ^) Dass er aber über die Bischöfe selbst Gerichtsbarkeit 
gehabt haben sollte, ist doch sehr zweifelhaft; denn die einzige Urkunde, 
die dies bezeugt ^) stammt mindestens aus der ersten Hälfte des 
13. Jahrhunderts, also einer Zeit, wo das Privilegium fori der Kleriker 
schon so ziemlich zur Geltung gekommen war. Jedenfalls wäre mit 
dem Besuch der Hoftage auch jene Gerichtsbarkeit weggefallen. — 
Hoffahrt der Bischöfe nun und Erlass von Landesgesetzen — 
und zwar Landfrieden — bei solcher Gelegenheit, — lässt sich Öfters, 
auch nach Erhebung der Witteisbacher nachweisen : so 1223, 27. März 
1224, August 1233: Dagegen sagt eine Salzburger Chronik von 
einem Hoftag im Jahr 1239 oder 1240: archiepiscopus Salisburgensis 
concilium episcoporum et dux Bavariae curiam communi concilio 
pro reformanda pace terrae apud Straubingae indixerunt, sed propter 
dissensionem episcoporum et lacorum nil profecerunt.^) Hinwiederum 



4) Eichhorn: Beichs- und Bechtsgeschichte § 264. v. Schalte: Beichs- and 
Bechtsgeschichte (4. Aufl.) p. 157 n 5. 

5) Sohm: fränkische Beichs- nnd GerichtsYcrfassunß p. 474; Heigel und Biezler 
p. 152 sq. immerhin erregt der Umstand Bedenken, dass der Herzog Bichter im 
echten Ding offenbar nicht gewesen ist. Heigel und Biezlor p. 153. 

5a) Heikel und Biezler p. 18B; die Urkunde (Mon. Boica 36. 1. 529) ist auch 
abgedruckt bei Hund metrapolis Salisburgensis. Bei Hund lautet die Überschrift: 
anno domini 1364. iste Über conscriptus est per manns Budolfi Bozpekchii tunc 
temporis notarii Yicedominatus Straubingae. 

6) Über dies Alles Heigel und Biezler p. 190; Böhmer, Begesten der Witteis- 
bacher, zu den betreffenden Daten : über den Zeitpunkt der gescheiterten Zusammen- 
kunft Gontraverse zwischen Böhmer a. a. 0. p. 19 und v. Meiller Begesten zur 
Geschichte der Salzburger Erzbischöfe p. 273 n. 475 p. 554 n. 176. 
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§ 1. 7--8,§2. 1. Herzogtum u. Eiiche in d. letzten Hälfte d. 13. Jahrb. 3 

sind die Landfrieden von 1244 und 1255 auf bairischen Hof tagen 
von den Herzogen in Anwesenheit und nnter Zustimmung der Bischöfe 
gegeben.^) — So ist es keine zu kühne Vermutung, dass eben 
der Erlass des Landfriedens von 1281 ^) durch König Budolf selbst, 
die vollendete LoslOsung der Bistümer markiert: die Herzoge hatten 
die Bischöfe nicht mehr zur Erfüllung der HoflFahrtspflicht vermocht 
— Man kann denn die völlige Loslösung in das letzte Drittel des 
13. Jahrhunderts setzen; — die schwindende Macht Bayerns mag 
die Veranlassung gewesen sein. 

§ 2. Herzogtum und Kirche in der letzten Hälfte des 
13. Jahrhunderts. 

Im Vorigen fanden wir, dass die gänzliche Loslösung der Bis- 
tümer ungefähr in das letzte Drittel des 13. Jahrhunderts zu ver- 
legen ist. Es bildet diese Zeit überhaupt einen Buhepunkt im Ver- 
hältnis beider Gewalten, der Kirche und des Staates; jede derselben 
hält wenigstens in Baiem ziemlich genau die Grenzen ein, welche 
ihr die mittelalterliche Weltanschauung vorgezeichnet. Allein schon 
im Beginn des nächsten Jahrhunderts fängt die Territorialgewalt 
an durch einseitige Gesetzgebung in Widerspruch mit dem kanoni- 
schen Becht zu treten. 

um über diesen Fortgang sich rollkommen klar zu werden ist 
es nötig jene Zeit des Nebeneinanderbestehens kurz zu schildern. — 

Im ganzen entspricht der damalige bairische Bechtszustand den 
Normen des Schwabenspiegels. Freilich kann er nicht in seinem 
ganzen Umfang, sondern nur soweit er Anknüpfungspunkte an. be- 
deutendere spätere Institute bietet, dargestellt werden.^) 

Zuerst kommt hier in Betracht die Immunität des Klerus und 



7) Quellen und Erörterungen zur bairischen und deutschen Geschiflhte Y^n. 36; 
n. 69 Zöpfl: Altertümer H p. 302-341, 

8) Zöpfl a. a. 0. Quellen und Erörterungen V., n. 140. 

1) Hier nicht weiter erwähnte kirchenpolitische Normen, deren Geltung sich 
auch für Baiem belegen läast sind Sw. sp. (Gengier) c. 8 § 1 (= Rupprecht von 
Freiaingen Landrb. ed. Maurer c. 7); c. 15 (B. c. 13); c. 14 (B o. 12); c. 87 
(R. c 33); c. 207 (R. c. 165) c. 281. 

1* 
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4 Herzogtum und Kirche in der letzten Hälfte des 13. Jahrhunderts. § 2. 2—4. 

der Kirchen von der staatlichen Pinanzgewalt. Von der Kirche 
endgiltig festgesetzt durch c. 4 c. 7 X de immun, ecol. 3. 49, vom 
Beich endgiltig zugestanden durch die const. item nulla'), wird 
dieselbe in der vorliegenden Periode von den bairischen Herzogen 
stets beobachtet. Es lasst sich nicht ein Fall nachweisen, in dem 
die Landeskloster und der niedere bairische Klerus — die Bischöfe 
und Beichsabteien kommen überhaupt nicht in Betracht — mit 
neuen Steuern belegt worden wären. >) und doch ist gerade dies 
der Punkt, in dem die Territorialgewalt zuerst die ihr durch Kirchen- 
recht gezogenen Schranken, überschreitet. 

Die Losung des anscheinenden Widerspruches liegt gewiss zum 
grOssten Teil in den weitgehenden Gerechtsamen, die der Herzog 
als Advokat vieler bairischer Bistümer und KlOster genoss. Die- 
selben beruhen wieder auf zwei Titeln. Einmal kann der Advokat 
Advokat in dem Sinne sein, dass er über die unfreien Kirchenleute 
zu Hofrecht richtet, und die im Öffentlichen Gericht fällig gewordenen 
Gewedde sowie die übrigen der Kirche durch Immunitätsprivileg 
abgetretenen staatlichen Einkünfte einzieht: es ist dann hier die 
Gumulation der beiden Aemter des Centenars und des grundherrlichen 
Vogtes, die dem karolingischen Recht widerstrebt, eingetreten.*) 
Weggefallen ist wegen der erweiterten Competenz der geist- 



2) auth. 1. 2. C. 1. 8. 

3) Biezler: bair. Geschichte 11 p. 180 erwähnt, dass anch die Klöster den 
Herbst- und Maisteuem unterlagen; allein da diese wie er selbst annimmt, alte 
Grafschaftssteuem zu sein scheinen so widersprechen sie den Kanones nicht, die 
ja doch nur Neuauflagen oder unmäsige Ausbeutung der bestehenden Steuern ver- 
bieten. ~ Interessant ist die Urkunde bei Meichelbeck: histoiia JPrisingensis 11. 1. 
p. 36 sq. Hier wird Otto ü. vorgeworfen, er habe die Klöster mit perangariae (i.e. 
Scharwerk der Klosterleute : Servitia personalia hominibus claustri suiimposita, quae 
perangariae (JKcuntur heisst es in den Angaben der Äbte, ebdaselbst p. 37) u. ex- 
actiones (von den Äbt talliae genannt) bedrückt Er beruft sich nun nicht etwa 
auf die Befugniss als Herzog Steuern aufzulegen, sondern darauf, dass ihm an 
einigen Klöstern (in qnibuB jus advocatiae obtinet — nicht obtineat) als Advokat diese 
Einkünfte zustehen. 

4) Löning: Geschichte des Kirchenr. IL p. 727; Sohm a. a. 0. p.~850 sq. p. 
263— 2Ö7, Schulte B. G. § 50. 
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§2. 5— 9. Herzogtnm und Kiiche in der letzten Hälfte des 13. Jahrhunderts. 5 

liehen Gerichte die Pflicht, die mit dem Vogteiprivileg *) begabten 
Kleriker im öffentlichen Gericht zu vertreten. — Diese Stellung nun 
scheint der Herzog als Vogt der passauischen EapitelsgOter einge- 
nommen zu haben; gerade aus der betreffenden Urkunde erhellt, 
welch reiche Einkünfte ein solcher Vogt bezog. ^ 

Nicht geringer sind aber Nutzungen aus der zweiten Art der 
Vogtei, die man die Vogtei zu Landrecht nennen könnte: hier 
handelt es sich nicht um Gerichtsbarkeit zu Hofrecht, sondern um 
gänzliche oder teilweise') Ausübung der Grafengewalt in geistlichen 
Immuniäten, die von dem ordentlichen Grafengericht eximiert sind. 

Auch hier genoss der Vogt eine Beihe Bezüge: albergariae 
perangariae, talliae, stiurae.^) 

Zwar sind auch diese Rechte oft genug rücksichtslos aus- 
gebeutet worden; allein zwischen ihnen und einseitig vom Staat 
auferlegten Steuern besteht eben doch der grosse unterschied, dass 
sie auf Titeln, die die Kirche anerkannte, beruhen. — Nun sind 
gerade aus der letzten Hälfte des Jahrhunderts zahlreiche Urkunden 
erhalten, wonach die Herzoge, gegen einmalige grössere Leistung 
auf die Nutzungen aus der Advokatie für längere Zeit und für 
immer verzichten.^) Die Teilung von 1255, die hiedurch gesteigerten 
staatlichen Bedürfnisse, die durch die inneren Kriege erzeugte Finanz- 
not, mögen Veranlassung gewesen sein: in diesen Veräusserungen 
liegt aber wohl auch der Grund zu der im nächsten Jahrhundert 
beginnenden Besteuerung des Kirchengutes und der Kleriker. 

Neben der finanziellen Immunität war regelmässig Gegenstand 
des Confliktes zwischen Kirche und Staat der Gerichtsstand der 



5) Sohm in Dove's Zeitschrift für Eirchenr. JX p. 224, 226; wir flhergehen 
hier die blosse Schutzvogtei, d. h. die Verpflichtung, die Klöster in Fehden zu be- 
schfitzen: Happ de advocatia ecdesiastica p. 25. Keim, das kirchliche Patronats- 
lecht I § 38—35. 

6) Vergl. die interessante Urkunde in QueUen und Erörterungen Y, n. 78. 

7) Hund a. a. 0. II p. 47 Privüeg von 1290; Meichelbeok H 1 p. 132; p. 133. 

8) Sugenhekn: Staatsleben des Klerus im Mittelalter p. 372 sq; Friedberg de 
finium inter ecciesiam et dvitatem regimdorum judicio p. 200 — 219: ein Versprechen, 
diese Bechte nicht unmässig gebrauchen zu wollen in QueUen und Erörterungen V, 
n. 31; vergl. Sw. sp. c. 68. 

9) Quellen und Erörterungen V, n. 67 n. 78. VI, n. 191 ; n. 194, n. 201. 
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6 Herzogtum und Kirche in der letzten Hälfte des 18. Jahrhunderts. § 2. 10—15. 

Kleriker. ^*^) Im bairischcn Recht sind für diese Materie die kano- 
nischen Normen noch genaner beachtet als im Schwabenspiegel. 
Für Strafgerichtsbarkeit hält § 25 Landfrieden von 1244, § 30 
Landfrieden von 1255» § 47 Landfrieden von 128 1^0 ^^^ Privi- 
legium fori vollkommen aufrecht, nur virird wie im Sw. sp. c. 210. 
so auch in dem auf Bat des Bischofs von Begensburg erlassenen 
Landfrieden von 1300 § 77^') bestimmt: lotterpfaffen mit langem 
Har sind auz dem fried. — Bei Klagen um Geld ist nach Sw. sp. c. 77 
das weltliche Gericht das rechte Gericht, es sei der Kleriker Kläger 
oder Beklagter: im Landfrieden vom 28. September 1300 § 41 aber 
heisst es : „dehein werltlich richter sol von deheinen pfafifen nicht richten 
umb dehein sach, er werd dann entsetzet von sinem bischof, ez si 
dann ob ein pfaffe einen laien anspricht vor werltlichem gericht der 
sol im da recht hinwieder tun, nicht wan umb gult und anders 
nicht^\^') Auch lässt sich nicht nachweisen, dass das weltliche Gericht 
wenigstens als Gericht der belegenen Sache for den Kleriker als 
Beklagten zuständig gewesen wäre: das Gegenteil ist wahrschein- 
licher.»*) 

Schliesslich ist noch zu erwähnen, in wie weit die Territorial- 
macht den Ordinarien das brachium seculare lieh. Hier findet sich 
nämlich die einzige Abweichung vom gemeinen Becht, obwohl damit 
sicher nur ausgesprochen wurde, was man auch anderwärts tatsäch- 
lich übte. Während nämlich der Kaiser in der confederatio cum 
principibus ecclesiast. c. 7 »^) auf die Excummunication unbedingt 
die Acht folgen lässt, dagegen Beciprocität der Bischöfe nur er- 



10) Dove de juriBdictionis ecdesiasticae — progresBu ; §3, §5, § 9, §11. Fried- 
herg de — finium regundorum judido lih. n § 3. 

11) siehe auch Zöpil: Altertümer II p. 325; vergl. übr. Quellen und Erörter- 
ungen V, n. 67. 

12) Quellen und Erörterungen VI, n. 212. 

13) femer § 2 Landfried, v. 1281 : ez en sol niemen richten uher dbein widern 
denne der hischof. 

14) vergl. Anm. 13; Bied Cod. chronoL-dipl. episc. Ratisp. p. 748. 

15) Berchtold: Entwicklung der Landeshoheit in Deutschland, p. 52—54. 
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§ 3. 1. Die Bechtsgesch. bis zur Beendigung d. Ingolstädter Erbstreitigkeiten. ^ 

wartet, dieselbe nicht zur Voranssetzung seines Zugeständnisses macht, 
bestimmt § 21 des Landfriedens von 1244: 

Item si aliquis episcopus aliquem inbannaverit et ille contuma- 
citer 40 diebus inbannatns perseveret duci per litteras suas insinuet 
et dux ipsum statim proscribet. E converso dux de contumaci pro- 
scripto nuntiet episcopo et nee inbaunatus nee proscriptus absolvatur 
nisi ab eo, qui prius ipsum ligavit nisi probaverit quod temere vel 
ob invidiam ipsum episcopum absolvere negaverit, statum a duce 
secundum jus absolvatur. 

Wenn übrigens später einmal, nach vielen Jahrhunderten, im 
bairischen Staatskirchenreoht der Bekurs ab abusu auftaucht, so darf 
man selbstverständlich diese Erscheinung nicht mit § 21 des Land- 
friedens von 1244 in Verbindung bringen. 



IL Hauptstück. 
Das bairische Staatskirchenrecht vor der Reformation. 

§ 3. Die Bechtsgeschichte bis zur Beendigung der 
Ingolstädter Erbstreitigkeiten. 

1. Die Entwicklung des bairischen Staatskirchenrechtes vollzieht 
sich seit Beginn des 14. Jahrhunderts nach folgenden Gesichts- 
punkten: Zum guten Teil wegen der Aufopferung der Advokatie* 
bezüge werden auch den Klerikern Staatssteuern auferlegt, die auf 
einseitiger Gesetzgebung der Territorialgewalt beruhend, scharf von 
den stiurae aus der Yogtei zu trennen sind. ^) Eben diese Besteuerung 
fahrt aber zur Bildung von Landständen, denen die Äbte und Stifts- 
prOpste der bairischen Klöster fast alle angehören und dadurch die 



1) Es ist darum unrichtig wenn Bockinger (Einleitung zu den landständischen 
Freiheitsbriefe Not. 327 ) in der Urkunde v. 1258, wonach Herzog Heinrich auf 
exactio stiurarom in predio Altahensi verzichtet, einen Verzicht auf die Erhebung von 
StaatBsteuem sieht. 
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g Die BechtBgesch. bis zur Beendigg d. Ingolstadter Erbstreitigkeiten. §3. 2a -6. 

Klöster selbst sehr bald in grössere Abhängigkeit vom Herzogtum 
bringen. **) 

Im übrigen aber verhinderten die Teilungen, der mit jeder Ge- 
neration wechselnde Territorialbestand das Aufkommen einer geord- 
neten Staatsverwaltung, welche nothwendig die ihr nach Eirchenrecht 
gezogene Schranken hatte sprengen müssen. Darum findet sich auch 
ausser der unten näher darzustellenden Steuergesetzgebung keinerlei 
ausdrückliche Inanspruchnahme von Hoheitsrechten durch das 
Herzogtum, wie sie sich in Österreich und in Brandenburg mit der 
grösseren staatlichen Goncentration ergab. ^) 

Selbst die Periode Ludwig des Bayern, in der sich ein bedeutender 
Aufschwung der Gesetzgebung zeigt, ') ist — mit einer Ausnahme 
— kirchenpolitisch unfruchtbar. Denn Ludwig — unselbständig wie 
er wenigstens in seiner Kirchenpolitik war *) — wollte die Theorien 
von staatlicher Souveränetät, die er im Kampfe gegen die Päpste 
benützte, in seinem Herzogtum nicht geltend machen und konnte es 
wohl auch nicht: im Kampfe mit den Päpsten durfte er nicht als 
Feind der Kirche erscheinen. So erliess er am 19. Dezember 
1322 eine Bestätigung der lamiunitätsprivilegeen der bairischen 
Kirchen, ^) auf welche man im späteren Staatskirchenrecht die freilich 
sehr verkürzten klerikalen Freiheiten zurückführte. ^) Beschwerung 
mit Yogteigerechtsamen, Ausübung des Spolienrechtes, Auflage von 
Steuern, wird verboten. Vor allem aber das Privilegium fori der 
Kleriker in seiner vollen Ausdehnung aufrecht erhalten. tJbrigens 
ist wie wir sehen werden das Privileg ziemlich wirkungslos ge- 
blieben. 



2a) veigl. § 4. 

2b) Richter: Geschichte der evang. Eirchenverfassong p. 11; Friedberg. 
Grenzen zwijsohen Kirche und Staat p. 104, 110. 

3) Biezier a. a. 0. II p. 358 sq; Stobbe: Geschichte der deutschen Bechts- 
quellen I p. 564. 

4)'yeigl. hierüber C.Müller: Ludw. der Baier im Kampf mit der Curie, insbes. 
I p. 75 sq. Biezier 11 pg. 501 sq. 

6) Meichelbeck H. 1. 138. 

6) Quellen und Erörterungen VI n. 267 ; Hund I ürk. L. zu episcop. Batisponn. 
Kreittmayer, annotationes ad cod. judic. cap. 1 § 13 A. 
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§ 3. 7 11. Die Bechtsgesch. bis zur Beendigg. d. Ingolstädter Erbstreitigkeiten. 9 

Auch sein Landrechtsbuch bietet nur einige unbedeutende kirchen- 
politische Normen. ^) Ziemlich einschneidende Bestimmungen dagegen 
enthalten — und das ist jene oben erwähnte Ausnahme, — die von 
ihm erlassenen Stadtrechte: wie Ludwig überhaupt für das Städte- 
wesen nicht blos Baiems, sondern ganz Deutschlands epochemachend 
gewesen ist. So findet sich z. B. im Münchner Stadtrecht ein strenges 
Amortisationsrecht ^) : a. 401 bestimmt, dass nur mit Genehmigung 
des Rates das Vermächtniss eines im Stadtgericht gelegenen Grund- 
stückes an eine Kirche giltig sei. a. 482: erteilt der Bat seine Zu- 
stimmung, so muss die Kirche das Grandstück binnen Jahresfrist 
verkaufen, oder von da ab versteuern ; *•) a. 223 : Verkauf eines Grund- 
stückes an Kloster „oder jemand anders der mit den purgern nicht 
steuert'* ist nichtig und zieht Strafe nach sich. — Des weiteren 
durchbricht der ausschliessliche Gerichtsstand der belegenen Sache 
das Privilegium fori der beklagten Kleriker (a. 271). ®) — Das Ingol- 
städter Stadtrecht *^) von 1312 § 33 unterwirft das Einkommen der 
Pfarrer über einen gewissen Betrag der städtischen Besteuerung. — 

2. Während nun aber die Territori Igewalt im allgemeinen gesetz- 
liche Eingriffe in die kirchliche Gompetenz ängstlich vermied, fiel 
ihr ohne ihr Zutun die tatsächliche Ausübung eines grossen Teiles 
der geistlichen Gerichtsbarkeit anheim und zwar wahrscheinlich wegen 
des Absterbens der bisherigen kirchlichen Gerichte erster Instanz, der 
Archidiakonate und damit auch der Sendgerichte. ^') 



7) Landrechtsbuch (ed. Freyberg Samml. bist Schriften Bd. 4) c 150 über 
den Wegfall des Fttrsprechzwanges fOr Prälaten, während derselbe sonst in gr&sster 
Ansdehnong bestand. Biezler II 546; c 184 über Seelgeräte. 

8) Über die mittelalterlichen Amortisationsgesetze überhaupt Kahl, die deut- 
schen Amortisationsgeeetze p. 46—59. 

8a) Schon der Freiheitsbrief vom 14. Juni 1294 (Quellen und Erörterungen YI. 
n. 197) a. 1 unterwirft alles städtische Immobilarvermögen der Klöster einer städti- 
schen Grundsteuer. 

9) Wir dtiren nach Auer, das Stadtrecht von München. 

10) QueUen und Erörterungen YL 204, 

11) Über die Gerichtsbarkeit der Archidiakone namentlich in rebus spiritualibus 
und über die Kleriker. Hinschius Kirchenrecht II p. 198; Über die Sendgerichte 
Dore, De jurisdictionis eccl. - progressu p. 92 — 103; die Aufsätze in der Zeit- 
schrift für Kirchenrecht Bd. 4 und Bd. 5 behandebi leider nur die fränkische Zeit 
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10 Die Bechtsgesch. bis znrBeendigg. d. Ingolstädter Erbstreitigkeiten. § 3. 14 

Wie seit dem 13. Jahrhundert die Bedeutung der Archidiakone 
allenthalben sinkt, hauptsächlich durch Errichtung erstinstanzieller 
bischöflicher Gericht^ so auch in fiaiern. Während die älteste kon- 
radinische DiOcesanmatrikel des Bistums Freising (1315) noch die 
Einteilung der DiOcese in Archidiakonate kennt, sind dieselben in 
der Sundersdoriischen Matrikel von 1524 bis auf Baitenbuch, wo der 
Propst geborner Archidiakon war, verschwunden ^'). Nach den An- 
gaben Buchners ^') sind sie in Baiern überhaupt abgesehen von der 
DiOcese Salzburg, wo sie sich noch viel länger erhalten haben, schon 
gegen Ende des 14. oder Anfang des 15. Jahrhunderts weggefallen 
— eine Angabe, die durch eine unten zu erwähnende Urkunde 
innerlich sehr wahrscheinlich gemacht wird. 

Mit den Archidiakonen gingen nun auch die Sendgerichte unter, 
nachdem schon durch Ludwigs Landrechtbuoh 226 und den elfton 
Freiheit-sbrief (vulg.) das Bügeverfahren in den weltlichen Gerichton 
aufgehoben war, was auf eine allgemeine Abneigung der Zeitgenossen 
gegen diese Processform schliessen lässt. Damit war aber die Kirche 
unfthig geworden, über alle ihr durch das kanonische Becht zu- 
gewiesene Streitigkeiten zu judicieren. Die bischöflichen Geriohto 
konnten wegen ihres räumlich überaus ausgedehnton Sprengeis nur 
das wichtigste an sich ziehen: das übrige fiel den weltlichen Ge- 
richten anheim. ^^) Vor allem gingen die Fälle der gemisohton Zu- 
ständigkeit über. Freilich wurde hier der Übergang durch c. 2 in 
VIto II 12 (Bonifaz VIII), wonach in diesen Fällen der im welt- 
lichen Gericht Beklagte einer Klage vor geistlichem Gerichte die ex- 



12) Deutinger, die ältesten Matrikeln des Bistams Frejäng I p. Y gq. in p. 
307 Bq. p. 237 sq. 

13) Bäurische Geschichte 6. Bach p. 176 sq. 

14) Verfasser vermag zwar für den hier behaupteten Zusammenhang swischen 
Wegfall der Archidiakonate und Sendgerichte, und der seit der Mitte des 14. Jahr- 
hunderts beginnenden Bechtsprechung der weltlichen Gerichte in Sachen, die frfiher 
geintlicher Competenz waren, keine Urkunden aufzuweisen. Allein der gleich- 
zeitige Eintritt beider Ereignisse macht doch einen innerlichen Zusammenhang 
sehr wahrscheinlich, um so wahrscheinlicher, als noch im 16. Jahrhundert in 
den Concordatsyerhandlungen von 1583 die Rückgabe der kirchenrechtlichen Zu- 
ständigkeit an die geistlichen Gerichte von einer Becentralisation der kirchlichen 
Rechtspflege abhängig gemacht wurde. 
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§ 3. 15 - 16. Die Beditsgesch. bis zur Boendigg. der Ingolstftdter Erbstareitigkeiten. 1 1 

eptio rei judicatae entgegensetzen konnte, ungezwungen vermittelt. 
Aber auch Bechtsstreitigkeiten die nach der Natur des Streitobjektes 
oder der persönlichen Eigenschaften der Parteien ausschliesslich vor 
das kirchliche Forum gehört hätten, richtet jetzt der weltliche 
Bichter: derselbe urteilt üb('x das Bestehen des Zehntrechtes, nicht 
lediglich der einzelnen Leistungen, er urteilt über Seelgeräte, soweit 
es in Grundeigentum besteht ^^). Vor allem muss damals die ganze 
Civilgerichtsbarkeit über Kleriker an das weltliche Gericht gekommen 
sein. Dies bezeugt die auch sonst sehr interessante Urkunde Kaiser 
Sigismunds vom 11. Dezember 1418;^^) derselbe verspricht hier die 
Abstellung der Beschwerden der Salzburger Kirchenprovinz: „daz 
die Bischöfe, Prelaten und ander geistlich Person fOr gevordert und 
fürgewandt werden, sich vor weltlichen Gerichten in den Land- 
schrannen zu verantworten, umb Sachen, darumb sy sich von ihren 
oberen geistlichen Bichter sollen richten lassen, daz sy auch willig 
wären und gerne täten. In denselben weltlichen Schrannen sy auch 
mit ihrs selbs Leib müssen zu recht sten. Item wenn ein geistlich 
Person sey meriglich oder gering, zu einem Prelaten oder andern 
geistlichen Person zu sprechen hat, welcherlei sach daz ist, so 
vordert die sy nicht vor geistlich Gericht, sondern klaget von der- 
selben geistlichen Person mit weltlichem Gericht auf der egenannt 
geistlichen Person gut und gült, under welchen Landgerichten die 
gelegen sind ; und was sy also daselbs wieder sy behalten, des unter- 
winden sy sich zu ihren Händen, daz solche Prelaten und Pfaffheit 
und auch irew Gotteshaus zu grossen verderblichen Schaden kommen'*. ^^) 
Hier ist also gesagt, dass der Klerus in dinglichen und persön- 



15) Ried cod. chronal. dipl. epiaoop. Katisp. p. 875 (Urk. v. 1851) p. 881 
(ürk. T. 1361) p. 890. 

16) Cod. bay. der Münchener Hof- und Staatsbibliothek n. 1586 p. 302 nicht 
f. 302 wie Sagenheim, Baierns Kirchen- und Volkszustftnde angibt, der die Urkunde 
lum Teil aber ungenau abgedruckt hat. 

17) Die Erwähnung auch der Bischöfe dflrfte sich auf den österreichischen Teil 
der Diöoese beziehen: Friedberg, Grenzen zwischen Kirche und Staat p. 111'; der 
Aufsatz Rozpecks § 1 Note 9a) gehört nicht hierher Weitere Beispiele : mon. 
Boica 31. 2. p. 64; oono. Salisburg. a. 1386 c. 14 bei Dalham concilia Salisbur- 
gensia p. 165, a. 1418 c. 16 (p. 177); erster Freiheitsbrief bezüglich derVerhissen- 
schaftsbehandlung der Kleriker (yergl. unt. § 4.) 
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1 2 Die Rechtsgesch. bis zur Beendigg. der Ingolstädter Erbstreitigkeiteii § 3. 18 ~ 31 

liehen Klagen als Kläger und Beklagter vor den Landschrannen zu 
erscheinen pflege. Freilich fahrte diese Übung nicht zur ausschliess- 
lichen Zuständigkeit der weltlichen Gerichte in Givilsachen der Kle- 
riker, denn wir finden auch umgekehrt, dass der weltliche Bichter 
in solchen Fällen an das geistliche Gericht verweist. ") 

In geringerem Masse bildete sich auch eine staatliche Strafgerichts- 
barkeit über Kleriker aus. Schon Rupprecht v. Freising Stdtrb. 
c. 107 sagt: Do zwee briester komment für weltliches Gericht es 
sein evangelier oder letzner, den sol der richter nicht richten es sj 
im dann bevolhn von ir maisterschaft oder das er wider den 
landesherrn ist oder solich ding, daz tzu dem frieden gehört — 
wan briester oder evangelier oder letzner mag kein mensch nicht 
genOtten, das sy, jemand aussprechen das im an sein leben gae. 
Die Stelle lässt sich wohl nur dahin erklären, dass der Autor 
in knapper Ausdrucksweise für die erwähnten Fälle sowohl das Ver- 
fahren vor dem weltlichen Gericht überhaupt, als auch die Anklage 
eines Klerikers durch den andern als zulässig bezeichnen wollte. >^) 
Die einzelnen Delikte nun sind : Hochverrat und Friedensbruch unter 
dem aber hier nur grober Unfug „Rumor" zu verstehen ist.*®) 
Endlich war man eben wegen der weiten Entfernung des bischof- 
lichen Gerichtes, auch sonst genötigt die Kleriker mit Verletzung des 
Privilegium canonis durch die Schergen verhaften und durch den 
weltlichen Richter eine Voruntersuchung über ihr Vergehen anstellen 
zu lassen, um dieselben alsdann dem Ordinarius zu übersenden, >^) 
ein Gebrauch, der später die weitgehendsten Gonsequenzen mit sich 
brachte. 

3. Nachdem wir die Entwicklung des bairischen Staatskirchen- * 
rechtes im 14. und zu Beginn des 15. Jahrhunderts, durch Gesetz 
und Gewohnheit, betrachtet haben, bleibt jetzt nur noch übrig die 



18) Ried a. a. 0. p. 911. 

19) unterstützt wird diese Ansicht durch c. 14 conc Salisb. y. 1386. 

20) Über diese Bedeatang Schierlinger, die Friedensbargschaft p. 14 n. d. Dass 
unsere Erklärung die richtige ist, wird sich aus dem Becht des 16. Jahrhunderts 
ergeben. 

21) Ein Beispiel bei Bappr. Stdtrb. c. 16. 
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§ 3. 22- 24. Die Bechtsgesch. bis zur Beendigg. d. Ingolstädter Erbstreitigkeiten 1 3 

Geschichte der Besteuerung des Eirchengutes in dieser Periode ein- 
gehender darzustellen. Das Grundgesetz ist hier die Ottonische Hand- 
veste von 1311;**) dieselbe gebietet Einrichtung einer Steuer vom 
Ernteertrag; die direkt verpflichteten sind die herzoglichen Hinter- 
sassen, die Klöster, Pfrttndenbesitzer, herzoglichen Ministerialen, die 
übrigen nicht hintersassigen Freien. Die Obligierten repartieren ihrer- 
seits die Steuer auf die eigenen Hintersassen. Gegenleistung ist: 
Übertragung der mittleren Gerichtsbarkeit — Hofmarkgerichtsbarkeit *•) 
— an den Steuerzahlenden: da sich aber die Herzoge die Gerichts- 
barkeit über die „Graven, Freie, Dienstmann, Bitterknecht" vorbe- 
halten, so kann die Gerichtsbarkeit nur erwerben, wer Hintersassen 
(„arme Leute") hat. Eine weitere Gegenleistung an die Klöster und 
die Pfarrpfründen speziell ist die Aufhebung des patronatischen 
Bechtes auf das bewegliche Kirchengut und somit den Mobiliar- 
nachl^s des Pfründners. *^) — 

Eine solche Besteuerang nun wäre nach c. 7 de immunitate 
eccl. abhängig von der Genehmigung nicht blos des Ordinarius, son- 
dern des Papstes selbst. Diese ist denn zwar in der Ottonischen 
Eandveste vorgesehen, allein rechtsbeständig soll das Gesetz auch 
ohne die Genehmigung sein: ,,wer aber, das ander jeman uns 
daran irret, pfaffe oder ley oder wie er genannt sej gen 
dem oder gen den sollen uns die andern gehuelfen sein alle: als 
ferre ob ez ze banne keme, den sullen sy mit uns 
tragen". Hier liegt also zum erstenmal ein bewusst dem Kirchen- 
recht widersprechendes Gesetz vor. Dass die Ordinarien diese 
einseitige Besteuerung nicht zuliessen ist natürlich: als es zu aber 
inaliger Auflage einer Viehsteuer kam wurde das Land mit 
dem Interdikt belegt, die Herzoge verzichteten auf die Besteuerung. 



22) Über einige frOhere unbedeutende Besteuerungsversuche: Kockinger in der 
Emldtung zu LeTChenfeld, die altbaierischen landständischen Freiheitsbriefe n. 327. 

28) Übrigens kein neuer Begriff. Freiberg, Gresch. der bair. Gesetzgebung 
IV p 74. 

24) Das Nähere § 4 n. 3 u. sq. Dass übrigens diese Wiederholung einer 
froheren Yerheissung (Hund a. a. 0. 1 153) später durch das obenerwähnte Privileg 
Ladirig des Baiem t. 1322 ihrerseits nochmals bekräftigt werden musste, beweist, 
daM sie nicht allenthalben erfüllt wurden. 
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14 Von CoDSolidimng des bair. Staatswesens bis zur Befonnation. § 3. 25-26. § 4. 1. 

Dennoch traten schliesslich die ElOster als steuerpflichtige Land- 
stände ein. Die Pfarrer entrichteten von dem Pfründegut die Widum- 
Steuer. Wie sich die letztere allmählich zu einem festen Steuersatz 
herausbildete gehört der Darstellung einer späteren Periode an. '^) 

Die staatliche Besteuerang des Klerus führt aber notwendig zur 
Beschränkung der bischöflichen und der päpstlichen: 

1367 erliess Herzog Stephan und seine Söhne ein Gebot „kein 
Steuer oder Gilt zu geben*', da ihr Land ein freies sei und die 
Fürsten nicht gesinnt zu gestatten, solche Gewohnheit in ihr Land 
zu ziehen, bei Besserung an Leib und Leben, da der Papst nichts 
in ihrem Lande zu gebieten habe. '^) Eine besondere rechtshistorische 
Bedeutung darf man übrigens dieser kühnen Sprache nicht beilegen und 
nicht glauben, dass hiedurch eine Art Placet eingeführt worden wäre ; denn 
davon finden sich fernerhin keine Spuren; nur einzelne kirchliche 
Verfügungen werden in der nächsten Periode von staatlicher Geneh- 
migung abhängig gemacht. 

§ 4. Von Consolidierung des bairischen Staats- 
wesens bis zur Reformation. 

Mit Beendigung der Ingolstädter Streitigkeiten beginnt für den 
Münchner wie für den Landshuter Landesteil eine Periode ruhiger 
Entwicklung (1450—). Zeigen sich auch in den Conflikten mit den 
Herzogen Wolfgang, Christoph, und dem Löwlerbund Nachwehen der 
unseligen Teilungen, drohte selbst noch einmal im 16. Jahrhundert 
unter den Söhnen Albrecht IV. ein Bückfall in die alte Teilungs- 
politik, — ganz abgesehen vom Landshuter Erbfolgekrieg, — so 
greift doch dies alles in das Staatsleben nicht mehr tief ein. Die 
Gesetzgebung nahm einen neuen Aufschwung, die Landesordnungen, die 
zahlreichen einzelnen Landgebote in Polizeisaohen, die Verhandlungen ^) 



25) Über dies alles 1., 2. und 3. Freiheitsbrief (vcdg.); Meichelbeck ü. 2 n. 
228; Quellen und Erörterungen VI n. 265; Hund 1, 154 L; Biezler a. a. 0. II 
p. 515, Rockinger a. a. 0. p. 115, 145 (Note 357) p. 147—150, 156, 213 n. 573, 
224, 231, 257, Erenner bairische Landtagsverh. II. p. 124 p. 128. 

26) Friedbeig, Grenzen p. 63. 

1) Krenner a. a. 0. 12. p. 57.Stobbe, 6. d. Rechtsqnellen n § 83. 
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§4.3—3. Von ConsolidieroDg des bair. Staatswesens bis zur Beformation. 15 

Über Revision von Kaiser Ludwigs Landreohtsbuch bezeugen dies. — 
So sind denn in dieser Zeit auch einige — wenige, aber sehr 
einschneidende — kirchenpolitische Gesetze erlassen worden. 

Eine prinzipielle Begründung, — wie etwa im 18. Jahrhundert 
— aus der Unabhängigkeit des Staates von der Kirche, haben sie 
freilich nicht gefunden. Äusserungen wie die Herzog Stephans sind 
zu selten um als solche gelten zu können. ^) Ebensowenig ist es im 
allgemeinen die Absicht jener Normen, der Verweltlichung der Kirche 
durch staatliches Recht entgegenzutreten; sie unterscheiden sich 
dadurch gänzlich von den Gesetzen des 16. und 17. Jahrhunderts. 
Vielmehr sind es zerstreute Materien, welche ohne principielle Gesichts* 
punkte im Interesse des Territoriums, nicht der Kirche geregelt 
wurden. 

Der Ausgangspunkt des grösseren Teiles dieser Normen, dünkt 
uns ein privatrechtlicher, das Regalienrecht. >) Es ist in Anmerkung 



2) vergL etwa noch Erenner 9, 377; 13, 283. 

8) In Kürze sind die Gründe der im Text entwickelten Ansicht folgende: 
£b wird nicht mitFicker (Beichsldrchengat in den S. Bericht der Wiener Akademie ; 
Philosoph, historische Klasse 1873 p. 55) anzunehmen sein, dass die Kirche not- 
wendig im £igentam einer physischen Person stehen musste, weil der BegrifiP der 
juristischen Person oder des Zweckrermögens dem deutschen Recht fremd gewesen 
sei: für die Merovingerzeit unerweislich , weil damals für das Kirchenvermögen 
römisches Recht galt, (Löning Gesch. d. Kirchenrechtes n 632 ; y. Roth Benefizial- 
wesen m c. 1. Fendalität und Untertanen verband p. 79} ist diese Ansicht auch 
für die Karolingerzeit nicht erwiesen (vergl. Ficker's Beweisführung in § 14, § 15, 
§ 16 d. dtiert. Abhdl.; y. Roth: Münchner histor. Jahrbuch v. 1865 p. 288). 
Wohl aber ist tatsächlich in der Merovingerzeit der grösste Teil (Löning II 638 sq.) 
der Kirchen und Erlöster, abgesehen von den Kathedralen in Privateigentum ge- 
standen (Kaim: Patronatsrecht I § 26—56; Richter-Dove Lehrbuch § 188; Phillips 
Lehrb. I §139 bes. Hinschius: System 11 § 128 für die Karolingerzeit: Meichelbeck: 
hist Fris. I 2, n. 15 n. 308 n. 358 n. 550). In solchem FaU erscheint nach 
Löning n 644 das Kirchengut als ein blosses peculium im Vermögen des Kirchen- 
eigmtttmers. Hieraus nun ergiebt sich das Recht an dem Kirchenvermögen : nach 
weltlichrai Recht konnte der Eigentümer der Kirche unbedingt über das Vermögen 
disponieren; die Kirchensatzungen schwächten diese Dispositionsbefugnis immer 
mehr ab, so, dass schliesslich im 12. Jahrhundert aus dem Eigentum an der Kirche 
ein blosses Patronatsrecht wird — bis auf einen Punkt bestehen blieb das Recht, 
nach Ableben des Priesters, das Mobiliar der Kirdie an sich zu nehmen (ver^. 
die Belege bei Thomassin p. m lib. 2 c. 52 § 3, c. 53 § 8; Cop. CaroU Calvi 
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16 Von Consolidierung des bair. Staatswesens bis zur Eefonnation. §4. 3. 

3 kurz begründet, dass ein, vom Begalienrecht des KOnigs nach Grund 
und Entstehungszeit unterschiedenes patronatisches Beoht auf das 



n. 877 c. 4 [Walter m p. 216]). Noch in späterer Zeit (vergl. die bei Berchtold: 
Entwickelung der Landesboheit angef. ürk. p. 67 Note 66; Pbillips das Begalien- 
recbt in Frankreich p. 61, der übrigens nicht u. A. zu sein scheint) lässt sich jene 
rohe Form nachweisen: für die fränkische Zelt liegt der Beweis schon in den 
immer wiederkehrenden Ausdrucken: depraedare, auffere, quae ecdesiae relicta sunt 
(Thomassin, vet. ac. nova disc. in lib. 2 c. 53 § 8) sie lassen an eine geordnete 
Vermdgensyerwaltung der vakanten Pfründe nicht denken. 

Hieraus nun erklärt sich das Spolienrecht: Phillips Lehrbuch p 234; Sjstcfm 
y 559 nennt es dem germanischen Boden entsprungen, und yergleicht es dem 
„Strandrecht." Diese Ansicht scheint nicht begründet. Denn das Spolienrecht 
findet sich auch in Orient und wird dort von den Diöcesangeistlichen am Nachlass 
ihres Bischofs geübt. (Thomassin III lib. 2 c. 51). Hier erklärt es sich aus zwei 
Umständen: 1. nach c. 42 § 2 C, de ep. et deric. 1. 3. fällt was der Bischof seit 
seiner Ordination erwirbt — mit Ausni^me der Erbschaft der nächsten Verwandten 
— der Kirche zu. 2. verwaltete der Bischof das DiOcesankirchengut allein und 
verteilte nur eine Quote des Yermögensertrags an die Kleriker. Da sich nun aber 
eine geregelte Vermögensverwaltung während der Sedisvakanz nur sehr allmählig 
ausbildete, (Thomassin p. III. lib. 2 c. 1) so waren die Kleriker nach dem Ableben des 
Bischofs zur Selbsthilfe gezwungen und nahmen denn die Einkünfte der Kirche, 
darunter den Mobiliar na(5hlasB des Bischofs an sich. Dieselbe Erscheinung 
findet sich auch in Frankreich und Deutschland ; nachdem die Dispositionsbeschränkung 
auch auf die übrigen Kleriker ausgedehnt worden war (Tit. X de peculio dericorum, 
insbes. c. 3; c. 1 X de succ. ab int; Urk. Hoinr. II für Verden bei Waitz über 
den Ursprung des Spolienrechtes in : Forschungen 13, 494—502) umgekehrt Spoliierung 
des Nachlasses der Kleriker durch die Bischöfe. — Allein nicht blos die Kleriker 
sondern auch die Laien dürften sich auf diesen Satz des Kirchenrechtes gestützt 
haben, wenn ihnen als Herrn der Kirche das Mobiliar derselben zufiel. — 

Als Beweiss könnte vielleicht genügen, dass schon in fränkischer Zeit 
(vergl. die oben dtirten Belege) der „Raub'* am Mobiliar der Kirche und dem Nach- 
lass der Kleriker immer in engster Verbindung genannt wird. Allein eine Urkunde 
wenigstens (V. Conc. Parisiense bei Thomassin III 2; c. 52 § 3) bestätigt unsere 
Anschauung mit noch grösserer Deutlichkeit : ist die oben angedeutete Entwickelung 
richtig, so rechtfertigt sich aus dem Standpunkt des weltlichen Rechtes lediglich 
die Inbesitznahme desjenigen Nachlasses der Kleriker, welcher nach kirchlich-welt- 
lichem Recht der Kirche zufiel, also des nach der Ordination, die ja damals noch 
immer titulo beneficii geschah, erworbenen Vermögens; dagegen ist aus der Roh- 
heit des Verfahrens erklärlich, dass auch dieser Nachlass soweit er wenigstens be- 
weglich war, der Spoliation unterlag und die Kirche auch dieser Spoliation ent- 
gegentrat Juristisch wäre aber nach unserer Annahme diese Spoliation als eine 
Spoliation der Erben von der des beweglichen Kirchenvermögens, zu welchem der 
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§ 4. 3. Von Consolidienrng des bair. StaatsweseüB bis zur Beformation. 17 

Mobiliar der Kirche nach Ableben des Benefiziaten bestand, dass dieses 
Becht mit Notwendigkeit ein Recht auf den beweglichen Nachlass 



seit der Ordination erworbene Nachlass gehört, darchaus verschieden. Dieser Unter- 
schied ist in den erwähnten Canonen des Pariser Gondls gemacht. Denn einerseits 
redet dasselbe von Spoliation des Nachlasses des Klerikers, der nicht an die Kirche 
fällt und bezeichnet denselben a potior! als den Nachlass, über welchen der Kleriker 
durch Testament verfttgt hat oder an dem er „quamcumque aliam obligationem'* 
begründet hat; dann spricht es von Spoliation der res ecdesiae; da nun der dem 
Erbgang nicht unterliegende Nachlass der Kleriker nicht genannt ist, der dem Erb- 
gang unterliegende so deutlich bezeichnet wird, so ist eben anzunehmen, dass die 
Spoliation des ersteren unter die Spoliation der Kirche gerechnet wird. 

Des weitem folgt der Zusammenhang des Bechtes an der Kirche mit 
dem Becht am Nachlass des Klerikers sehr deutlich aus einer Urkunde Friedrich I. 
(Böhmer *s actaimp. select. n. 115), — die also auch die Fortdauer jener Bechtsanschauung 
in der späteren Zeit bezeugt — wonach, wenn ein Laie Eigentümer des fundus ist, 
auf dem die Kirche liegt, — früher hatte man ihn als Eigentümer der Kirche be- 
trachtet — , ihm Vt <1^ Nachlasses des Geistlichen zufallen sollte, Vs ^^^ Armen, Vt 
der Kirche. 

Daraus ergibt sich nun : einerseits würde der Bechtsconsequenz nach sich die 
Spoliation des Nachlasses auch auf den unbeweglichen Nachlass erstreckt haben; 
allein es ist erklärlich, dass die Verdammung der Bechtssitte durch König und 
Kirche zur Beschränkung auf die leichter durchzuführende Inbesitznahme des be- 
weglichen Nachlassee führte. — Andererseits hätte sich die Spoliation eigentlich 
nur auf das Kirchengut und den seit der Ordination erworbenen Nachlass des 
Klerikers beschränken sollen, allein die Bohheit und Baschheit des Verfahrens machte 
eine solche Unterscheidung unmöglich. Endlich findet sich späterhin (vergl. d. 
Urk. Friedrich I, die Urk. § 4 not 4 und ersten Freiheitsbrief) vorwiegend 
lediglich die Spolüerung des Nachlasses erwähnt ; allein wenn man einerseits bedenkt, 
dass an Wert der Nachlass des Klerikers das bewegliche Veimögen der hier hauptr 
Bfichlich in Frage kommenden Landkirchen im allgemeinen weit überstiegen haben 
mag, die Kirchengerätschaften wohl den Hauptbestandteil des letzteren bildeten und 
vor deren Inbesitznahme man in jenen spätem Zeiten doch weit eher wird zurück 
geschreckt sein, so widerspricht dies nicht unserer Construktion. Besultat ist also, 
dass Becht am Kirchenvermögen während der Vacanz, und Becht am Nachlass 
ÄoBserungen ein und desselben Bechtes sind, dass wo das letzte sich vorfindet, 
aach auf die Existenz des ersten in mehr oder minder ausgeprägter Form zu 
Bchliessen ist, dass endlich das Gesammtrecht mit dem Patronate verbunden ist. 
(veigL d. cit. Urk. act. imp. seL n. 115.) 

Historisch scharf scheidet sich von diesem patronatischen Becht das königliche 
8polien- und Begalienrecht. Während jenes — bis auf die Merovingerzeit zurück- 
gehend — nichts ist als eine Abschwächung des ursprünglichen Eigentums an der 
Kirche, lässt sich daa Begalienrecht und Spolienrecht des Königs erst in einer viel 

2 



Digitized by VjOOQIC 



18 Von Ck)nflolidierang des bair. Staatswesens bis zur Befonnation. §4.8 — 4. 

des Klerikers in sich schloss, dass endlich das letztere Recht materiell 
den bedeutendsten Inhalt des patronatischen Rechtes auf das Eirchen- 
mobiliar. gebildet haben mag. 

Wo also von einer Inanspruchnahme des Nachlasses des Klerikerg 
durch den Patron oder was hier ja meist dasselbe, den Vogtdie Rede ist, 
wird man sicherlich überhaupt auf ein Recht, das bewegliche Kirchen- 
vermögen nach Ableben des Beneficiaten in Besitz nehmen zu dürfen, 
schliessen können,^) Nun hat zwar die ottonische Handveste § 17 
das Spolienrecht und damit u. E. auch das Recht auf das mobile 



spätem Zeit nachweisen (so. Waitz a. a. 0. f. Deutschland; Philips Begalienrecht 
f. Frankreich) und ist aus einer sehr aUmfthlich sich ausbildenden Lehensherrlich- 
keit aber, — also einem .allerdings sehr wenig scharf ausgeprägtem Eigentum an 
dem Eirchengut derjenigen Bistümer und Abteien erwachsen, die Yor dem Investitur- 
streit unmittelbar vom König besetzt, nach demselben wenigstens qnod temporalia 
yerliehen wurden {Philipps a. a. 0. p. 17—42; Ficker, Heerschild p. 53 u. 54; 
yergl. aber auch Waitz Verf. g. YII p. 284. n. 2.). Wie nun nach französischem 
Lehenrecht (Phillips a. a. 0. p. 4; Friedberg, d. fin. reg. indicio p. 220) das Lehen 
propter defectum hominis an den Lehensherm znrfickfäUt bis der Nachfolger Lehens- 
dienste leisten kann und derselbe Gedanke sich ausspricht im Institut des Ange- 
yelle (Homeyer, Lehens § 50), so fallen auch des vacanten Bistums Einkünfte an 
den König (mit aller Deutlichkeit ausgesprochen in der bei Gieseler (Kirchengesch. 
n. 2 p. 264 n. 8) angefahrten Urkunde). Auch hier nun findet sich wie bei dem 
patronatischen Becht in Verbindung mit dem Begalienrecht das Spolienrecht (Hnil- 
lard-Breholles, historia Friderici ü. tom. I. 2. p. 457 Pertz, mon. bist. Germ, leg, 
n. p. 208) und wir nehmen keinen Anstand die Verbindung auf die gleiche Con- 
struktion wie eben zurückzuführen. Wenn freilich trotzdem häufig Spolien- und B^ 
gaUenrecht getrennt und verschieden behandelt wird (Lacomblet Ürk.-Buch f. Ge- 
schichte d. Niederrheins I. n. 417; Pertz a. a. 0. p. 2 6 gegen p. 208), so beruht 
dies eben hier auf dem bedeutenderen umfang der Vermögensmasse, andererseits 
dem schon weiter entwickelten Testirrecht d. Kleriker (Phillips, Lehrb. p. 786 sq). 
Vergl. übrigens noch: Berchtold; Landeshoheit p. 66; Zöpfl, Altertümern, p. 4dsq. 
4) Am schlagendsten werden diese Behauptungen fOrBaiem erwiesen durch die 
Fortnetzung der merkwürdigen Urkunde von 1418 (cod bav. 1586 p. 802 d. MOn- 
chener Hof- u. Staatsbibliothek) ^^^d wenn ein Prelat, Pfarrer oder ander geist- 
liche Person mit dem Tod abgeht mit (jeschäft (= Testament) oder ungeschafft. 
So fallent der Fürsten und Herren Ambtleut in dieselbe Prälatnr und Pfarrhof nnd 
unterwinden sich derselbigen Gewer and auch des Gutes, das sy dorten finden und 
räument auch das selbige ni(^t cheinem künftigen Prälaten oder Pfarrer sy müssen 
ihre Ambten um Geld abtätigen nnd sich solches Gut voraus vergeben, das sy 
(die Amtleute) daraus geführt- haben.** cf. conc. Salisb. a. 1281 c. 15 bei Schanat- 
Hartzheim, cono. Genn. HI. 656; conc. Salisb. v. 1418. c. 20. Bei Dalham. p.l80. 
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§4.5 — 6. Von ConBolidiemng des bair. Staatswesens bis zur Betonoatiea. 19 

EirohenvermOgen im allgemeinen aufgehoben, allein in einem Punkt 
dennoch in äusserst folgenreicher Weise beibehalten: aufgegeben ist 
lediglich der Gennss des Vermögens, dagegen setzt sich der Landes- 
herr beziehungsweise sein Amtmann und die übrigen Patrone noch 
immer in Besitz des Nachlasses des PifrOndners, und wie wir wohl 
hinzusetzen dürfen des KirchenvermOgens, um von dem ersten „seinen 
(sc* Pfiründners) geltem zn gelten*', das „was dann übrigs wird der 
kirchen zur pesserung anzulegen^S das KircheuTermOgen aber 
durch Einlegung eines Verwalters zu verwahren, bis zur Aushändi- 
gung an den neuemannten Benefiziaten. Von Verwaltung des Kirchen- 
Vermögens ist zwar in der ottonischen Handveste nicht ausdrücklich 
die Rede, es ergiebt sich aber unsere Behauptung aus der in Note 4 
citierten Urkunde, ferner aus der L. 0. v. 1553 Buch 2 tit. 11 
art. 2, wonach die Einlagerung eines Verwalters während der Vakanz 
ein alter Gebrauch ist. 

Mit der Zeit nun löst sich dies also modifizierte patronatiche 
Recht — auf die Entwicklung lässt sich nur aus dem Resultat 
schliessen — vom Patronat ab, und geht auf den Inhaber der Ge- 
richtsgewalt, die Landesherm, und seine Beamten einerseits, die Hof- 
marksherrn ^) andrerseits über. In den den Klöstem incorporierten 
Pfarreien, soweit sie nicht in klosterlichen Hofmarken liegen ver- 
walten der Landesherr und die Hofmarksbesitzer das Gut der vakanten 
Kirchen.. ^) Durch den Übergang des Rechtes an die Gerichtsherrn nun 
wird dasselbe in innigeren Zusammenhang mit der Staatsverwaltung 



5) veigL § 3 Note 23. 

6) Krenner 7. 329; diese Tatsache, die ürk. in Note 4, sowie der Umstand, 
dass im 15. Jahrhondert (Krenner 7. 386, 13. 293) die ans dem beschränkten pa- 
tronatischen Beoht herzuleitende Befognis der Possessgebung (cf. Text) als landes- 
herrL Ffftrogative auch den Hofmarksherm gegenüber — wiewohl yergeblich - in 
Awüp nrch genommen wird, beweisen u. A genügend, dass man das Eecht nun nicht 
mehr den Patronen als solchen (denen ja die präsentationsberechtigten Klöster 
^eichstehen), sondern den Inhabern der Gerichtsgewalt zuschrieb ; dass nachweislich 
auch einige Patrone ohne Gerichtsgewalt die Possessgebung behielten, und umgekehrt 
mancbe Qeriditsherren das Becht nicht erwarben, spricht bei einer Bechtsentwick- 
Inp^y die sidi gewohnheitsmässig, nicht durch Gesetzgebung vollzog, nicht gegen 
twia are Annahme. 

2* 
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20 ^on Consolidiening des bair. Staatsweeens bis zur Befoimation. §4. 7—10. 

gebracht und so denn auch aus ihm in unserer Periode zum erstenmal 
staats-kiichenreohtliche Consequenzen gezogen: 

Nicht in Richtung auf die Behandlung des Nachlasses der Kle- 
riker: denn diese hat schon die Ottonische Handveste dem Lande»- 
herm zugeschrieben, und so ist bis in unser Jahrhundert die Frage, 
wer den Nachlass zu behandeln habe, wegen der portio canonica 
Gegenstand der unerquicklichsten Streitigkeiten zwischen Lande»- 
herrn und Bischöfen blieben. Wohl aber hinsichtlich der Ver- 
wahrung und Extradition des vakanten Eirchengutes an dem neu- 
emannten Beneficiaten, also hinsichtlich der sogenannten Posses- 
gebung durch den Inhaber der Gerichtsgewalt. Wie die oben 
citierte Urkunde präcis sich ausdrückt, setzt sich der Oeiiohtsherr 
nach Ableben des Beneficiaten in die „Gewehr^' er muss daher die 
Pfründe dem neuen Pfründner tradiren. ^) Diese Pflicht des Gerichts- 
herrn nun ist in unserm Zeitraum zum Recht geworden : es wird die 
Einweisung abhängig gemacht von einer Cognition des Landesherm 
über die kirchenrechtliche Giltigkeit der Provision und über bestimmte 
Eigenschaften des Providierten. Einmal verheisst der Herzog (Land&- 
huter Teil 1471)*) „Ist unsere Meinung, wann ihrer Kirchenlehen 
eines ledig wird, in ihrem ordentlichen Monat, wollen wir, dem von 
.demselben Prelaten geliehen wird, die Possess derselben Kirchen- 
lehen eingeben'! Also Cognition über Einhaltung der alternativa 
mensium. ^) Weit einschneidender aber ist die Verwendung der 
Possessgebung den Kortizanen gegenüber, d. h. den durch päpstliche 
Provision instituierten ausländischen Klerikern. So bestimmt die 
Landesordnung von 1491, ^^) dass die Possessgebung an solche KLe- 
riker nur mit Genehmigung der landesherrlichen Räte geschehen 
könne. Zur Veröflfentlichung der Provisionsbullen und der aus Ver- 
weigerung der Possessgebung entspringenden Citationen und Urteile 



7) über den EinfluBS des Lehenrechtes auf die Formen der Possessgebong 
vergl. y. Espen de recursu ab abusn o. IL § 11. 

8) Krenner 7. 329. 

9) Hierüber Koch, sanctio pragmat. p. 233 230. Fttr frühere Zustande dent- 
Bches Constanz. Concordat IL Absnh. 2, Hübler: Gonstanzer Beformationp. 77^79. 

10) Krenner 12. 351. 
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§4.11 — 13. Von Consolidierong des bair. Staatswesens bis zur Befonnation. 21 

bedarf es landesherrlicher Genehmigung. Die L. 0. von 1501 **) 
endlich verheisst: „Mittlerweile (bis zur Vereinbarung mit dem 
Papste) wo ein Inländer gegen einen Ausländer gleiche Gerechtig- 
keit hätte einer Gottesgabe halber, wollen wir den Inländer für den 
Ausländer zur Possess fördern'.' Es erscheint also nunmehr die 
Possessgebung als die Form, unter welcher der Landesherr seinen 
Consens zur Pfrttndebesetzung giebt: bis zu Beginn der Beformation 
lediglich aus territorialistischen Motiven verweigert, wird die (Ge- 
nehmigung seit dieser Zeit von wissenschaftlicher und sittlicher 
Qualifikation des Instituierten abhängig gemacht 

Bei solch* weitgehendem Einfluss auf Pfründenbesetzung ist es 
natürlich, dass man bei Gonflikten mit den Klerikern auch zu der 
Temporaliensperre griff: Sollten die Missbräuche bei Einforderung 
des Seelgeräths nicht gehoben werden, bestimmt die L. 0. v. 1501, >') 
„so wollen wir als Landesherren weiteres Einsehen des Stückes haben, 
es sei mit Arrestierung der Ffarrgilten, Zehnten und Nutzungen in 
nnserm Land gelegen'i 

Dies die Befugnisse der Herzoge in Bezug auf Pfründebesetzung, 
Des Weitem ward gegen Ende des 15. Jahrhunderts neues Recht 
speziell für die Verwaltung des Fabrikvermögens geschaffen. Hier 
tritt zum erstenmale die für das bairische Kirchenvermögensrecht 
charakteristische, scharfe, rechtliche Trennung von Fabrik- und 
Pfründegut zu Tage. 

Während nämlich die Bewirtschaftung des Pfründgutes bei be- 
setzter Pfründe durch den Pfarrer, wie es scheint, ohne staatliche 
Controle geführt ward, ist für die Verwaltung der Kirchenfabrik 
folgendes durch Landgebot von 1488^^) bestimmt. 

1. Die Zechleute müssen dem Pfarrer in Beisein des Pflegers 
Rechnung legen: zu Veräusserungen oder Ankäufen bedarf es der 
Üebereinstimmung des Pfarres und der Zechleute. 



11) Kienner 13. 383. 

12) Krenner 13. '289. 

13) (Oberbaiemi Krenner 8. 529; ein ähnliches nns nicht mehr eriialtenes 
Landgebot mnaa in Niederbaiem erlassen worden sein. Krenner 13. 56. 
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22 ^on Gonsolidienmg des bair. StaatsweBons bis zur Befonnatioii. § L 14—18. 

2. Bedeutendere Baaauslagen, grossere Ankäufe, Beleihung mit 
Kapitalien, bedürfen der Genehmigung des Landesherm. 

8. Die Kirchenrechnung wird auch innerhalb der Hofmarkea 
von den landesherrlichen Pflegern abgenommen. Diese letztere Be- 
stimmung wird soweit sie die Hofmarken betrifft, durch ein Land- 
gebot vom 23. März 1493 wieder aufgehoben. So bezieht sich denn 
das in der letzten Hälfte des 15. Jahrhunderts geschaffene Staats- 
kirchenrecht fast ausschliesslich auf Pfründenbesetzung und Kirchen- 
Yermögensverwaltung. 

Nur in einem Punkt geht es über diese Grenzen hinaus und 
bahnt eine Entwicklung an, die erst in der nächsten Periode ihren 
Abschluss fand. In einer Bulle Sixtus IV. ^^) wurden auf Bitten 
Albrecht lY. ^^) der Bischof von Freysing, die Aebte von Tegernsee 
und Ebersberg zur Visitation der bairischen Klöster auch der exemten 
delegiert. Nun ist diese Bulle nicht dahin zu verstehen, als ob die 
päpstlichen Delegaten nach eigenem Ermessen hätten visitieren können. 
Tatsächlich liess der Herzog durch sie visitieren. ^*) Dies ist die 
im 16. Jahrhundert sich öfters findende und wohl auch den Tat- 
sachen entsprechende Auffassung, ^^ 

Bemerkt sei schliesslich noch, dass durch Bulle von 1483 
(1485) ") Sixtus IV. Kanoniker der Kathedralen Augsburg, Frey- 
sing, Begensburg von der Besidenzpflicht entband, damit diese in 
den herzoglichen Bat eintreten könnten: eine eigentliche rechts- 
historische Bedeutung kommt diesen Bullen nicht zu. 



14) a. 1479 und wiederholt 1480 bei v. Oefele. Script, reram boicar. 11. 353. 

15) Derselbe stand überhaupt in freundlichen politischen Besiehungen zum 
Papst; Banlre, deutsche Geschichte im Zeitaltiar der Beformation Lp. 67 (gesammlt. 
Werke.) 

16) yergl. auch die Worte der BuUe; pro parte dicti Alberti duda aeserontiB 
se reformationi Monasteriorum domorum et locorum quorumcumque reügiosorom 
consistentium in suo temporali dominio . . . plurimum esse intentunu 

17) so z. B. in der ersten nicht ttbergebenen Antwort, auf die Beschwerde- 
schrift des Nuntius v. 16. Okt 1578 n. 1. veigl. § 7 Note 5. 

18) V. Oefele H. p. 258-265. 
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S 5. 1—2. Überblick über die Bechtsgescbiehte seit der Beformatioxi. 23 

ni. Hauptstück. 

Das landesherrliche iCirchenregiment im Baieriu 

§ 5. Überblick über die Bechtsgeschichte seit der 

Reformation. 

Das 16. Jahrhundert brachte eine kirchliche Revolution mit 
sich, die gewaltiger als alle früheren auf die Geschichte Deutsch- 
lands für alle Zeit entscheidend gewirkt hat. Der religiöse Zwist 
gab den schon vorhandenen centrifugalen Kräften des deutschen 
Staatslebens eine ungeahnte Stftrke. Das Streben Earl Y. dieselben 
zu überwinden scheiterte. Der die Glaubenseinheit aufhebende 
Beligionsfrieden führte nach Kämpfen, die fast ein Jahrhundert hin- 
durch bis zum westphftlischen Vertrag währten, der Deutschland in eine 
Reihe unabhängiger, nur juristisch der Souveränetät entbehrender 
Gebiete auflöste. Damit sind auch die Kreise bezeichnet, in denen 
sich der Fortgang der Reformation, wie die Reaktion gegen dieselbe 
Yollzog. Nicht am Kaiser fand die Bewegung Halt oder erfolgreichen 
Widerstand. Der Kaiser hat mit dem Religionsfrieden auf die 
Advokatie tatsächlich verzichtet und es ist eine der vielen Abnor- 
mität'On der späteren Reichsverfassung, wenn man diesen Verzicht 
lediglich auf die protestantischen Gebiete bezog. ^) Der Reichsstände 
Haltung ist für das Geschick der neuen Lehre entscheidend ge- 
worden: Und was da Sachsen den Reformatoren, das ist Baiern 
den Altgläubigen gewesen.*) Baiern hat die Ausbreitung des Pro- 
testantismus in Süddeutschland erst gehemmt, dann ist es durch 
Einführung der Jesuiten zum Ausgangspunkt der Gegenreformation 
geworden. Die Vereinigung der katholischen Stände unter Maxi, zur 
Liga bezeichnet den Höhepunkt des bairischen Einflusses auf die 



1) W. C. art L § 10. 

2) Welches das Motiv war, darüber herrscht bis jetzt unter den Historikern 
Streit, namentlich ist der Gmnd der Rinnesänderung Albrecht V. noch nicht ge- 
nügend an/gehellt Hier kann natürlich auf diese lediglich der politischen Geschichte 
angehörigoi Fragen keineswegs eingegangen werden. 
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24 Überblick über die Bechtsgeschichte seit der Befonnation. § 5. 3 — 4. 

Beichsgeschichte, und die bleibende Bedeutung Wallensteins liegt 
wohl darin, dass durch ihn Österreich anstatt des Nachbarherzog- 
tumes die Führung des deutschen Eatholicismus übernahm. 

Aber indem das weltliche Herzogtum, nicht die geistlichen Fürsten 
als Vorkampfer gegen die Reformation auftraten, musste sich zugleich 
auch ein Conflikt zwischen diesen beiden Oewalten ergeben : unstreitig 
verdankte die Beformbewegung ihren raschen Fortgang mindestens 
eben so sehr der Antipathie der Laien gegen die verweltlichte Kirche, 
als ihrer Sympathie für die Bechtfertigungslehre Luthers. Sollte 
denn der E[ampf erfolgreich geführt werden, so tat strenge Earchen- 
zucht not, und da diese in der ersten Hälfte des Jahrhunderts von 
den Ordinarien nicht geübt wurde, so musste die Territorialgewalt 
zum Teil auf päpstliche Indulte gestützt, mehr aber noch das bisher 
schon bestehende Staatskirchenrecht hiezu benützend, das Kirchen- 
regiment selbst an sich reissen. 

Allein in der Mitte des 16. Jahrhundert nahm mit Einberufang 
des Concils von Trient die Kirche die Beform der Disciplin selbst 
in die Hand. Auch in der Salzburger Provinz wirkte diese Be- 
wegung nach: das umfassende conc. Salisb. von 1569 ist der erste 
ernstliche Versuch der dortigen Ordinarien, ihr bischofliches Amt 
wieder nach seinem ganzen Umfang auszuüben. Notwendig musste 
damit der schon vorhandene Gegensatz zwischen ihnen und den 
bairischen Herzogen in offenem Kampf ausbrechen. 3) Die vorläufige, 
nicht aber die definitive Beendigung desselben bildet das Concordat 
von 1583: man kann nicht sagen, dass eine der beiden Parteien in 
demselben eine entschiedene Niederlage erlitten hätte. ^) Zwar ver- 
zichten die Herzoge in einigen Punkten namentlich auf die verleztende 
Form, in welcher sie bisher das Kirchenregiment geübt hatten, 
allein andrerseits ergab sich ihnen der unermessliche Vorteil, dass 
sie eine Beihe der bedeutendsten Befugnisse die bisher auf ein- 
seitige Übung beruhten, durch Gonsens der Bischöfe bestätigt er- 



3) Yeigl const. 88. o. 2. o. 3 oonst. 89 a 2 c. 3 oonc Salisb. v. 1569 bei 
Dalham p. 365. sq. 

4) Wie dies in dem sonst fttr die Geschichte des bairischen Staatskirchen- 
rechtes Bahn brechenden Werke Friedbergs Grenzen p. 214 behauptet ist. 
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hielten, der Vorteil ferner, dass diese Übung nun auch durch Gesetz 
fixiert ward. Auf dem Concordat von 1583 basiert das gesammte 
bairische Staatskirchenrecht des 17. und 18. Jahrhunderts, ja zum 
Teil das geltende Recht. 

Was aber 1583 die Bischöfe noch nicht erreichten, nftmlich die 
Zurückgabe des Eirchenregiments, dass hat sich erst später nach dem 
Tode Max I. allmählich ohne ausdrücklichen Verzicht vollzogen. 
Damit ergiebt sich denn auch eine neue Stellung des Staates gegen- 
über der Kirche; zwar bleibt die katholische Kirche Staatskirche, allein 
der Staat erkennt die Verschiedenheit ihrer Aufgabe von der seinigen 
an: er ist eben dadurch auch zur Grenzsetzung gezwungen. Und 
so bildet sich denn auf Grundlage des alten Rechtes, das in ver- 
änderter Tendenz angewandt ward eine neue Gruppe von Hoheits- 
rechten, unter ihnen vor allem das Placet und der Recurs ab abusu. 
Diese Entwicklung aber, zum Durchbruch gekommen unter Max III, 
lau gefordert unter Carl Theodor, wird wiederum abgelOsst von der 
Neugestaltung des Öffentlichen Rechts, die wie ganz Europa, so auch 
Baiem durch die französische Revolution erfahren hat. 

Der Gang der Geschichte gibt die fernere Gliederung unserer 
Untersuchung von selbst an die Hand. Zuerst ist das Staatskirchen- 
recht in der Periode des landesherrlichen Kirchenregiments darzu- 
stellen: und zwar zuerst der Bestand der Kirchenhoheitsrechte vor 
and nach dem Concordat von 1583; dann in Kürze das umfassende 
Polizeirecht, durch welches die Herzoge den Protestantismus auszu- 
schliessen, Orthodoxie und Sittlichkeit der Laien aufrecht zu erhalten 
suchten. — Schliesslich ist noch zu bemerken, dass bei dem all- 
mählichen Verschwinden des landesherrlichen Kirchenregiments die 
Grenze zwischen der zunächst darzustellenden Periode und der Periode 
des Territorialismus sich nicht scharf wird ziehen lassen: dort muss 
manchmal bis in das 18. Jahrhundert vor, hier bis in das 17. Jahr- 
handert zurückgegriffen werden. 

§ 6. Die Ausübung des landesherrlichen Kirchen- 
regiments, bis zum Abschluss des Concordats. 

L Quellen: das Recht des landesherrlichen Kirchenregiments 
beruhte auf zweierlei oder wenn man will dreierlei Quellen, einmal 
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dem aus dem yorigen Jahrhundert überkommenen jetzt nur in anderer 
Tendenz geübten, Gewohnheits- und Gesetzesreoht: in bescheidener 
Zahl schliessen sich hieran neue Gesetze an. — Dann aber auf päpst- 
lichen Indulten. Bei dem Gewicht, das man diesen Indulten noch 
in unserer Zeit beigelegt hat^), scheint es geboten, den umfang 
der p&pstlichen Concessionen genau zu begrenzen. 

Es war nftmlich Dr. J. Eck auf seiner dritten Beise nach Rom 
(1523) *) beauftragt worden : einmal die Expedition einer neuen Bulle 
über Elostervisitation, die unter LeoX. versäumt worden war, durch- 
zusetzen^); dann aber neue Bullen wegen Errichtung besonderer 
Strafbehörden wjder die Kleriker, und Übertragung des jus presen- 
tandi in den päpstlichen Monaten an die Herzoge zu erwirken.^) 
Dass die letzte Forderung erfüllt worden sei, lässt sich aus der 
citirten Aktensammlung nicht entnehmen: es wird zwar sp^lter das 
PrOsentationsrecht geübt, allein wenn es sich um Angabe der Quelle 
handelt, lauten die Nachrichten sehr unbestimmt.'^) Sicher ist jedoch, 
dass schon in der ersten Hälfte des Jahrhunderts von den Herzogen 



1) Bosshirt: das staatsrechtKche Verhältnis Eor katholischenKirche in Deutsch- 
land seit dem westfälischen Frieden p. 42. 

2) Wiedemann Dr. J. Eck p. 185. Die anf die Mission bezOglichen Akten- 
stttcke finden sich zum Teil in sehr schlechter Abschrift in Cod. bav. der MOn- 
chener Hof- und Staatsbibliothek n. 376. f. 133 f. 178 und sind abgedruckt bei 
Wiedemann a. o. p. 659 sq. Dass die Mission Ecks 1528 stattfand — nicht wie 
Sugenh. Baiems Kirchen und Yolkszustände p. 180 (ihm folgt Eriedberg p. 185} 
annimmt : 1522, wahrscheinlich durch die falsche Inscription bei t. Oefele ü. p. 272 
bewogen — erhellt schon daraus, dass die Creditive (Wiedemann p. 659) yom 6. 
Februar 1523 datiert ist und dass die Instruction, die Sugenheim auf 1521 verlegt, 
auf einem Brief an Dr. Bosino Bezug ninunt, der (p. 660 Wiedemann) ebenfalls 
6. Febr. 1523 geschrieben ist. — Veigl auch Bänke Beformationsgeschichte VI 
p. 105. 

3) Wiedemann a. a. 0. p. 688. 

4) Alles enthalten in der Instruktion bei Wiedemann p. 684. 

5} In späteren Yerhandlungm mit der Curie unter Max Emanuel (cod. bav. 
2173 d. M. H. u. Staatsbbl. f. 296) heisst es: n med<> elettore sm dal tempo di 
papa Nicolo V ha Tindulto dell* alternativa, was offenbar einer Verwechslung mit 
gleichartigen Indulten an andere Beichsstände aus dem 15. Jahrhundert ist: Koch, 
sanctio pragmatica p. 42. 
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tatsächlich in den päpstlichen Monaten präsentiert wnrde % und dass 
eine spätere Bestätigung des Privilegs dorch Pins IV. auch den et- 
waigen Mangel eines Bechtsgrundes benahm. '') 

Was nun den sonstigen Inhalt des Gesuches anlangt, so geht 
er genauer: 1« auf Einsetzung einer aus Äbten bestehenden kirch- 
lichen StrafbehOrde, die unabhängig Ton den Bischöfen das Recht 
hat, wegen schwerer Delikte der Kleriker zu degradieren und dem 
weltlichen Richter zu überliefern, leichtere („FreveP^) derselben selbst 
zu bestrafen; 2. auf Delegation von Dekanen zur Bestrafung der 
leichteren Delikte der Kleriker in den Städten; 3. auf Delegation 
der Civilgerichtsbarkeit über die Kleriker an die weltlichen Oerichte, 
also Bestätigung des bestehenden Zustandes; 4. auf Visitation der 
Klöster durch Prälaten, denen der Fürst einen oder zwei seiner Räte 
beiordnen kann. Diese Commission soll das Recht haben, Aebte ein- 
zusetzen und zu entsetzen. 

Die letzte Forderung nun war schon durch eine Bulle ^») Leo X, 
welche der betreffenden Supplik der bairischen Regierung gleich- 
lautete aber nicht taiehr zur Expedition gekommen war, erfüllt 
worden. Oktober 1523 langte die von Hadrian confirmierte Bulle 
in München an. 

Dagegen wurde den übrigen Forderungen nur teilweis stattge- 
geben: Laut einer zweiten Bulle Hadrians von 1523®) soll zwar 
eine Äebtecommission gegen Kleriker — haeresi infectos ac quaecum- 
qne crimina, excessus et delicta perpetrantes — die volle bischöf- 
liche Strafgewalt ausüben, also auch solche Kleriker degradieren 
können. Von einer Delegation der städtischen Dechanten und der 
weltlichen Gerichte ist nicht die Rede. Was jedoch das Wichtigste: 
jener Äebtecommission ist ihre Befugnis lediglich ,än casu negligentiae^* 
der Bischöfe übertragen. Die Herzoge beklagen sich denn auch in 
ihrer Antwort an Eck^) über diese Einschränkung, hoffen, dass er 



6) Bied cod. dipl. episc. Batisponn. n. 1242 (21. Dez. 1551). 

7) Antwort des Nuntius auf das Bechtfertiguugsschreibeu y. 1580. Cod. bay. 
2173 f. 100 yergl. § 7. Note 8. 

7a) y. Oefele n. 272. 

8) y. Oefele H. 276. 

9) Wiedemaun a. a. 0. p. 667. 
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die Beseitigung derselben durchsetzen werde, versohioken aber einst- 
weilen Copien der Bulle an die Vitztumamter. Eine Bulle Clemens YIL 
von 1526 ^^) beseitigte die Klausel und damit wäre denn die Juris- 
diotion der Ordinarien vollkommen lahmgelegt worden. Ist diese 
Wirkung nun auch tatsächlich eingetreten? Wir glauben die Frage 
verneinen zu müssen, fQgen aber hinzu, dass unsere Antwort gemäss 
des uns vorliegenden Quellenmaterials lediglich den Wert einer 
Hypothese ansprechen kann. Wir besitzen zwar eine Denkschrift 
des geistlichen Bates vom 12. Mai 1782, die einen kurzen Abriss 
von dessen Geschichte gibt^^) und in dieser heisst es: ,JIerzog 
Ludwig und Wilhelm Hessen die anno 1521 zur Visitation und Re- 
formation des Landes Cleri ihnen selbst von Rom aus zugeschickten 
Bullen, und das anno 1524 hienach zu Regensburg zu Stande ge- 
kommenen Reformationsdekret, dann andere derselben uralte ansehn- 
liche jura in ecclesiasticis mehrere, sonderlich Ober geistliche Güter, 
Verlassenschaften. Patronate, Aebten, Wahlen anfangs von einem 
eigens niedergesetzten Religions- und Lehenrate, hienach aber von 
dem a. c. 1575 angeordneten Geistlichen Rat vollziehen und aufs 
sorgfältigste bewahren. Die ersten Vorsteher dieses Rates waren 

meist weltlich." 

„Ao. 1524 war Schwarzenberg — Vorstand. — Sowohl der päpst- 
lichen Legat als die Bischöfe des Landes stimmten in dem Regens- 
burger Reformationsdekret vom 6. Juli 1524 art. 14 A 15 ein, dass 
die Herzoge in ihren Landen besondere Commissionen in geistlichen 
Sachen aufstellen möchten." — 

„Zur Zeit der Reformation war der bairische Klerus unter dem 
Schutze ihrer (!) eigenen Bischöfe schon immer so geartet. Eben 
darum gaben die Päpste Bullen an die Herzoge des Landes, dass 
sie ihre eigenen Landesdechante und Abbte zu hilf nemmen und 
Clerum und Bischöfe reformieren, ja die ersten wohl gar degradieren 



10) Y. Oefele 11. 277 Not. k. Winter, Geschichte der SoUckBale der evang. 
Kirche in und durch Baiem p. 229. 

11) abgedruckt b. Friedbeig p. 836 aq. 



Digitized by VjOOQIC 



§ 6. IIa — 15. D. Ausübung d. landesherrl. Kircheureg. b. z. Abschluss d. Concordats. 29 

lassen sollen. Die Herzoge vollzogen dies meist durch weltliche 
Rate." »») 

Es fragt sich nnn: ist, wie man nach den Angaben der Denk- 
schrift glauben sollte, auf Grund der hadrianischen Bulle von 1523 
und auf Grund des Begensburger Beformationdekrets § 26^*) eine 
eine StrafbehOrde eingesetzt worden, ,,die an dem Widerstand der 
Bischöfe stillschweigend zu Grund ging." ^^) Noch unbestimmter 
drückt sieh v. Preyberg aus.^*) Sugenheim und der sonst genaue 
Winter umgeht die für die Entwicklung des bairischen Staatskirchen- 
reehts äusserst wichtige Frage. 

Jedenfalls lässt sich nun behaupten, dass auf Grund der Begens- 
burger Beformdekrete keine „StrafbehOrde" i. e. kein besonderes 
Strafgericht für delinquirende Kleriker eingesetzt worden sei. § 27 
des Dekrets bestimmt: die weltliche Obrigkeit sollte das Becht der 
Verhaftung der häretischen Geistlichen haben, die sie den Ordinarien 
ausliefern musste. Sollte dann der Bischof nicht streng richten, so 
würde der Papst oder der päpstliche Legat — Campeggio — andere 
Geistliche als päpstliche Bichter delegieren. In Ausführung dieser 
Reformation stellen die bairischen Herzoge in ihrem 2. Mandat gegen 
Luther ^*) etliche Conmiissarien auf, „die zusammt unsern Ambtleuten 
vleissig aufmerken haben die wissentlichen Verprecher (Häretiker 
sind gemeint) zu erkundigen, und dieselben, sie seien geistlichs oder 
weltlichs Stand uns oder unsern Statthaltern anzuzeigen, die sie als- 
dann fengklich annehmen und wolverwart erhalten sollen, solang 
und damit wir dieselben nach ihren Schulden strafen mögen." 

Es haben also diese Comissäre nur die Pflicht, Ketzerei zu er- 



lla) Auf eine Simliche Quelle weist Kreittmayr, bair. Staatsr. § 167 zurück. 

12) Goldast imp leoessus oonstitationes m. 487 sq. — § 26 entr 

spricht den art. 14 und art. 15 der deutschen Übersetzung. Über die äussere 6e- 
acbidite der Begensburger Beformation (1524) Bänke ü. p. 109. 

13) Priedberg a. a. 0. p. 188. 

14) pragm. Geschichte der bair. Gesetzgebung m. p. 180. 
15} bei Bied a. a. 0. H. p. 1189. 
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mitteln, Gerichtsgewalt haben sie nicht, nicht einmal das Recht der 
Verhaftung.*«) 

Es firägt sich lediglieh, ist auf Grund der hadrianischen 
Balle die dort eingesetzte Aebtecomission zosammengetreten und ist 
dieselbe in eine weltliche StrafbehOrde übergegangen. 

In den Concordatsverhandlungen, wo die Herzoge ihre Juris- 
diktion über die Kleriker auf alle möglichen Rechtstitel stützen, sind 
gerade die päpstlichen Indulte nie erwähnt, so nahe es gelegen hätte, 
sich gerade auf sie zu berufen. > 7) Jedenfalls erhellt daraus, dass 
die Bulle von dauerndem Einfluss auf die Rechtsentwickiung nicht war. 

Schon dieser umstand erregt gegen die Angaben der Denk- 
schrift Misstrauen, um so mehr als sie auch offenbare Unrichtig- 
keiten enthält. ^^) Auf der anderen Seite machen aber die detaillierten 
Namenangaben wahrscheinlich, dass sie aus der richtigen Quelle 
geschöpft, dieselbe aber nur missverstanden, oder ungenau darge- 
stellt hat. 

Nun hat 1524 tatsächlich eine weltliche Gommission bestanden 
die die Gerichtsbarkeit über häretische Kleriker übte und welcher 
Chr. y. Schwarzenberg sicherlich, wahrscheinlich auch die übrigen 
bei y« Frejberg^^) angeführten Räte angehörten, Dies erhellt aus 
dem Process des Klerikers von Landsberg. ^^) Dagegen wird im 
selben Jahr wegen Diebstahls die Degradation eines Geistlichen von 
dem Bischof von Frej»ing verlangt*^) Es kann daraus gefolgert 



16) Es ist also unrichtig, wenn sie t. Freybeig m. p. 180 ^»Comniissäro 
zur Yollziehnng der in Betreff dieser Befoimen zn Essenden Beschlösse (P)*" 
nennt. 

17) Zum erstenmal findet sich abgesehen, von der unten (Text zu Note 25) 
angeführten Äusserung, die Bulle von 1528 erwfthnt in der Denkschrift vom 9. M&n 
1609, die Stieve in Dove's Zeitschrift fQr Eirchenr. (18. p. 382) herausgegeben. 

18) Sie spricht von päpstL Bullen a. 1521, verlegt die Errichtung des geistL 
Bates auf 1575; missversteht das Begensbuiger Befonndekret und die bair. Aus- 
fOhrungs-Bestimmungen. 

19) a. a. 0. p. 180. 

19a) Winter L p. 200—203. 

20) Lori, Sanunlung zum bairischen Kirchenrecht (cod. bav. 2181) 1 353: 
„An Bischof su Freysing wegen Degradation eines Diebstahl*s halben rerhafteten 
GeLstliohen.'' 
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§ 6. 21 — 34. D. Ansübn^g d. landeeherrl. Eirchenreg. b. z. Abschl. d. Concordats. 3 1 

werden, entweder dass die Herzoge 1524 noch ohne sich auf die 
Bulle zu stützen durch eine Commission weltlicher Richter über die 
häretischen Kleriker urteilten, oder aber, dass man die Bulle schon 
damals für den Fall der Häresie benützte ohne die Klausel: in casu 
negligentiae dum taxat zu beachten. Das erstere dünkt uns wahr- 
scheinlicher, denn in den drei uns bekannten Processen des Jahres 
1524 gegen häretische Kleriker *i) scheinen Aebte nicht in der 
Commission gesessen zu haben, und so wird durch die Commission 
noch keine Leibesstrafe verhängt, welche ja Degradation durch den 
Bischof oder die auf Grund der Bulle von 1523 delegierten Richter 
erfordert hätte; ferner entspricht dieser Annahme die Fassung des 
§ 26 des Begensburger Reformationsdekrets von 1524 — iudices 
ecclesiastici deputabuntur. — Dagegen ist aus der Zeit nach 
1526 ein Process erhalten, in welchem der häretische Kleriker auf 
Grund der Bulle von 1526 von einem Abte degradiert wird, eine 
Commission weltlicher Richter die weltliche Strafe über den degra- 
dierten Kleriker ausspricht; **) und ähnliches Verfahren scheint gegen 
einen Cooperator aus Straubing stattgefunden zu haben. *') Deshalb 
ist anzunehmen, dass erst nach 1524 vielleicht erst nach Empfang 
der neuen Bulle von 1526 an Stelle der rein weltlichen Strafbehörde 
für die Fälle der Häresie auch der Kleriker eine gemischte Com- 
mission getreten ist: bestehend aus Aebten, um gemäss der Bulle 
von 1526 zu degradieren, aus Laien um die weltliche Strafe zu ver- 
hängen. Es ist weiter wahrscheinlich und dies ist der Kernpunkt 
unserer Untersuchung, dass trotz dieser Bulle diese Commission über 
anderes als Häresie gar nie gerichtet, hat, wenigstens konnte Ver- 
fasser ein solches Beispiel nicht auffinden, nicht einmal in Lori's 
Sammlung, wo man dergleichen am ersten aufgezeichnet meinte.*^) 

Gestützt wird diese Ansicht dadurch, dass Kanzler v. Eck auf 



21) V^Tinter L p, 200—203. 

22) Wüiter I. p. 215, derselbe verlegt ihn ohne zareichenden Grand auf 1533. 
28) Winter I. p. 231. 

24) Die Noäz in Mayr'B G. S. 11 Thln. 99 zn n. 14. ^vermöge geistlichen 
Baths ProtokoU 1574 ward der Priester Kflhner zu Pfaffeamünster mit Degradation 
mi LeibeBstrafen bedroht" beweist bei der Unbestimmtheit der Fassung gar nichts. 
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32 ^' AusübuDgd. landesherrl. Eirchenreg. b. z. Absehl. d. Gonoordats. § 6. 25— 27a 

einer Begensburger Zusammenkanft von 1535 behauptet „eine päpst- 
liche Bulle gebe den bairischen Fürsten freie Macht, die ketzerischen 
Geistliqhen zu strafen."«*) 

Nun aber verschwinden nach 1534 die Eetzerprocesse Oberhaupt 
fdr längere Zeit gänzlich'^: und deshalb trat die Commission, die 
ja gemäss ihrer Zusammensetzung nicht ständig tagen konnte, nie 
mehr zusammen; nicht am Widerstand der Bischöfe ist sie „still- 
schweigend zu Grunde gegangen." Das Resultat unserer Unter- 
suchung ist also, dass die Bullen von 1523 und 1526 auf das bai- 
rische Staatskirchenrecht nur vorübergehend und nur in Ansehung 
der Bestrafung der Häresie eingewirkt haben. Wenn sich nun im 
16. Jahrhundert das Privilegium fori der Kleriker zum grOssten Teil 
ausser Kraft gesetzt findet, so ist dies auf weltliche Rechtsquellen, 
nicht auf päpstliche Privilegien zurück zu führen. 

Nur die Bulle, welche die Visitation der KlOster. durch bai- 
rische Aebte „assumptis duabus vel tribus personis religiosis" i. e. unter 
Beihilfe herzoglicher Bäte gestattete, hat auf das bairische Staats- 
kirchenrecht dauernden Einfluss geübt. Die Bedeutung jener Bulle 
erhellt aus der schon mehrfach citierten Instruktion an Eck. ^^) 
Hiernach sind die Herzoge die eigentlich zur Visitation berechtigten : 
sie lassen visitieren durch einen oder zwei vom Papst delegierte 
Aebte und durch ihre Hofräte. Da aber die Aebte nicht in München 
residieren konnten, so gingen die laufenden Geschäfte an den Hofrat 
über, und wir sehen daher diesen und seine späteren Nachfolger, den 
Beligions- und den Geistlichen Bat, genau die Rechte ausüben, die 
in der Bulle den Aebten delegiert sind. ^7*) 



25) Winter ü. p. 38. p. 39. 

26) Winter I. p. 293. 

27) Wiedemann pg. 688. „zum andern soll Dr. J. Egkius erlangen eine BoU, 
dass die Fürsten von Baiem Macht haben, Ihre Klöster durch hernach ange- 
zaigte Prälaten und darzu durch ihre Bathe, die Si derselben Prelaten einem oder 
zweien mugen znorden, zu ▼isitieren*'. Um dies zu erreichen soU die Supplikation 
(a. a. 0. p. 670) durchgesetzt werden ; hier ist aber der Gedanke ausgedrückt, in 
folgender Form: die Abte sollten visitieren assumptis secum duabus Tel tribus ho- 
minibus religiosis und ist so in die Bulle übergegangen. 

27 a) Die Aebte haben nach der Bulle das Becht, die kanonische Strafe über 
die Mönche zu Yerh&ngen, unwürdige auszustossen, ausserhalb des Klosters weUende 
in die Klausur emzuberu&n, Klosterobem abzosetzen. 
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§ 6. 28 — 83. D. AuBübimg d. landesherrl. Kirchenreg b. z Abschl. d. Goncordats. 33 

n. System. Es ist nach dieser Sichtung der Bechtsquellen nun 
auch möglich, einen systematischen Überblick über das damalige Staats- 
kirchenrecht zu geben: dasselbe gliedert sich in Normen über 1. Be- 
setzung des Kirchenamtes, 2. Verwaltung des Eirchenamtes, 3. Eloster- 
wesen, 4. Gerichtsbarkeit über die Kleriker, 6. Kirchengut. — Die 
Behörde, die diese Normen wahrzunehmen hatte war zuerst im all- 
gemeinen der Hofrat; nur scheint nach der Instruktion vom ö. Ok- 
tober 1573 **) die Hofkammer die Vermögensverwaltung der Klöster 
und die Kirchenrechnungen controliert zu haben. 1557 wird eine 
Deputation des Hofrates unter dem Namen: Beligionsrat ausge- 
schieden und 1559 wieder aufgelöst;«») 1570*®) ein neues selbst- 
stftndiges CoUegium unter dem Namen Beligions- und geistlicher 
Lehensrat errichtet und 1573 als „geistlicher Bat^^ bezeichnet. '^) 
Der geistliche Bat ist fortan die Behörde zur Wahrung des Staats- 
kirchenrechts. Dem Hofrat verblieb nur die Gerichtsbarkeit über die 
Prälaten, gemäss I art. 7 der erklärten Landfreiheit von 1553. '«) 
Die Hofkammer behält die Controle der E[lostervermögensverwaltung 
und der Kirchenrechnungen. 

1. Besetzung des Eirchenamtes. Das Becht doj. 
Possessgebnng war schon im vorigen Jahrhundert zu einer Form 
der landesherrlichen Einwilligung in die Besetzang der Pfründe 
geworden. Zur besseren Überwachung darf jetzt der Pfleger 
die Besitzeseinweisung nur dann vornehmen, wenn ihm ein 
vom geistlichen Bat ausgestellter Possessbefehl vorgewiesen wird.^O 



28) lipowsliy: Argula von Grambach, Beilage 13. 

20) InstrnktiozL der Deputation bei lipowsky BeiL 12; Lori a. a. 0. f. 324 
a 15Ö9; „dass geistliche Sachen nicht mehr vor der Deputation) sondern im yer- 
sammelten Hofrat verhandelt werden. 

30) siehe die Instniküon bei v. fVeyberg a. a. 0. p. 181 Note **) 

31) Note 28. 

32) Die Annahme stützt sich auf GeiBtliche Bathsinstruktion vom M&rz 1584 
(ood. bav. d. M. H. und St. bibl. 2173 f. 237 sq. „Die Elostersachen werden be- 
handelt eccleaiasticae quidem et religiosae in hoc senatu juris dictionatus autem 
proQt ab antiqno odservatum fuit in consilio aulico. 

33) Instr. des Beligions- und Lehenrats bei v. Freyberg a. a. 0. p. 181. Die 
nicht unwichtige Frage, ob diese Bestimmung sich auch auf die Pfründen erstrecke, 

3 
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84 I> AasObung d. landesberrl Kiichenrog. b. s Abschl. d. Ck>nooidatB. § 6. 33—85. 

Die Erteilung dieser Genehmigung knüpft sich an mancherlei Voraus- 
setzungen. So wird sie laut dem 2. Mandat gegen Luther den Kle- 
rikern verweigert, die zu Wittenberg studiert haben. Vor allem aber 
wird sie von dem Bestehen eines Examens vor dem geistlichen Rat 
abhangig gemacht, das sich auch auf die sittliche Qualifikation des 
Candidaten bezieht. •*) »*) — Positiven Einfluss auf die Pfründe- 
besetzung gewinnt der Landesherr durch das Präsentationsrecht in 
den päpstlichen Monaten. 

2. Verwaltung des Eirchenamtes. Hier sind mit den 
staatlichen Normen über Verwaltung des Eirchenamtes auch die 
Bestimmungen über staatliche Bestrafung ungetreuer Amtsverwal- 
tung zu erwähnen. Die Massregeln zur Aufrechterhaltung der 
Elosterzucht können erst unten dargestelt werden. — 

Die Normen nun beruhen, soweit man sehen kann, auf keinen 
allgemeinen Gesetzen, sondern haben sich lediglich gewohnheits- 
rechtlich entwickelt, und lassen sich darum auch nur mit Hilfe der 
einzelnen Fälle ihre Anwendung herausstellen: 



in denen Hofmarksherm die Possess erteilen ist zu verneinen gemäss EreittmAyr 
ann. ad. cod. civ. Y. c. 19 § 26. n. 2. ^Zn dem Ende (am den Besitz der Pfründe 
zu erhalten) mnss installandus bei der weltlichen Obrigkeit und zwar, wo die 
Landesherrschaft den Einsatz zu erteilen hat, bei dem geistl. Bat 
allhier sich melden, uud alldort den weltlichen Possessbrief 
auszuwirken suchen." Eine rückläufige Entwicklung lässt sich in diesem Punkt 
nicht annehmen. 

84) ▼. Freyberg III. 181 Note **) Lori f. 218 a. 1666: „GeistHclier Batschluss, 
dass ungeachtet der Erzbischöflichen Investitur einem im Examen nicht bestandenen 
Priester die Possession der Pfarr nicht gegeben werden soll**. Weitere Beispiele 
verweigerter oder nur bedingungsweise erteilter Possessgebung bei Lori f. 206 a. 
1664, a. 1576; f. 218 a. 1556, a 1659 a. 1574. Instr. v. 1684 (cf. Note 32) At- 
que hie ut certum esset de saoerdotibus, num idonei aooederent ad animamm coram 
magno quodam fuit usni examen Monachiense. 

d6j Femer werden auch auf die den Klöstern inkorporierten Pfarreien und 
zwar wie nach Dekret von 1676 anzunehmen ist (Freyberg IIL p. 41 Note *) auf 
die quoad temporalia incorporirten keine Beligiosen mehr als Pfarrvikare zugelassen. 
Lori f. 117 a. 1569, f. 118 a. 1577. 
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§ 6. 35—40. D. Aufiübung d. landesherrl Eirchenreg. b. z Abschl. d. Conoordats. 35 

Es wird die Form des Gottesdienstes geregelt, die Verwaltung 
des Predigtamtes überwacht ; der Pfarrer zu fleissiger Amtsverrichtung 
ermahnt, namentlich zur Residenz angehalten. ^^) Auf der Grenz- 
linie zwischen Ausübung der blossen Eirchenzucht und der Straf- 
gerichtsbarkeit über die Kleriker steht die Bestrafung des damaligen 
klerikalen Lasters, der Unzucht. *^) Zur Controle dienen Visitationen, 
die alljährlich von Mitgliedern des geistlichen Bats abgehalten 
werden.'®) Erfttllen die Kleriker ihre Amtspflicht nicht, so werden 
sie der Pfründe entsetzt oder ihnen wenigstens die Temporalien 
gesperrt. '^) Juristisch verschieden, tatsächlich beinahe identisch mag 
sich die erstere Strafart aus der letzteren entwickelt haben. Un- 
zucht kann selbst Landesverweisung nach sich ziehen. ^^) Da auf 
.diese Weise die Herzoge selbst das Kirchenregiment übten, so 
mussten sich Beschränkungen der Jurisdiktion der Ordinarien ergeben : 
bischöfliche Visitationen erfordern landesherrliche Genehmigung.*^) 
Gegen Urteile des geistlichen Gerichts besteht zwar kein als festes 
Kechtsinstitut ausgebildeter Rekurs ab abusu, wie dies ja auch bei 
dem vorwiegend gewohnheitsrechtlichen Charakter des damaligen 
Staatskirchenrechts nicht anders zu erwarten ist. Allein es wurde 



36) Lori f. 63, 1524, 1558; f. 64, 1583; f. 218, 1574; f. 140, 1557; f. 11, 
1576; vergl. die Qtate bei Friedberg: Grenzen p. 195 n. 2. 

87) vergl. Note 47. 

38) Preyberg UL 182. 

39) Lori f. 11, 1576; f. 109, 1581; Kahl, die Temporaliensperre p. 112. 

40) vergL Note 48. 

41) Lori f 333 a. 1574, „Patent lELr die päpstliche Yisitatoren der Bettelorden **. 
Ferner ergiebt sich diese Thatsache aus den Goncordatsverhandlungen. Trotz des 
leidensehafüichen Leugnens in der ersten übergebenen Antwort der Eegierung c. 19. 
erhellt sie ans den sehr bestinunten Angaben in der ersten Beschwerdeschrift des 
Nontias (c XX) monendas est dox, praedictos graviter conqueri qaod impediantur, 
ne Tisitare et eccleeiis pro necessitate providere possint, tum qaia ordinarüs haec 
&cere non Uoeat, nisi prias accedat consensns principis .... Dicuntor 
(magistratos) praetendere hanc potestantem eo praetexta, qaod cognitionem rerum 
temporalium non ad ordinarios sed ad ducem spectare affirmant. Quo fit, ut cap- 
tata occasione etiaji spiritualia inspicere et scire velint. 

3* 
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36 ^' Ausabtmg d. landesherrl Eirchenreg. b. z. Abschl. d. Goncordats § 6. 42 — 45. 

dennoch die Abänderung beschwerlicher Erkenntnisse — namentlich 
durch die ftassem Behörden — mitunter auf sehr derbe Weise er- 
zwungen.*") 

3. Geriohtbarkeit über Kleriker und in rebus 
spiritualibus. Festgehalten wurde vor allem die alte Straf- 
gerichtsbarkeit in „Bumorsachen'' der Kleriker, und hiebei nötigen- 
falls dem Delinquenten Schadenersatz auferlegt.*') 

Die übrigen bedeutenderen Delikte werden nicht vom sonst zu- 
standigen Richter, nicht im ordentlichen Verfahren und nicht mit 
der sonst üblichen Strafe bestraft.**) Allein aus dem schon be- 
stehenden und innerhalb gewisser zeitlicher Schranken auch geistlicher, 
seits anerkannten Becht der Festnahme, *^) entwickelt sich nun 
dennoch eine tatsächliche Strafgerichtsbarkeit der Landesherrn: aus 



42) Friedberg a. a. 0. Die pjSwftischen Beschwerden, p. 204 sq. 

43) Erste nicht Übergebene Antwort der Eegierong in den Concordatsverband- 
langen, cod. bay. 2173 f. 10 sq. Geldstrafen werden nur verhängt als Basse im 
modernen Sinn. Die weltliche Obrigkeit richtet nar in Bamorsachen, et graviora 
qnoque ea (sc. crimina) non instituuntor absqae processu. Etsi enim quandoqae 
abi plane sunt incorigibiles ac propter scandala et ezcessus enormes toleraii nolla 
ratione posaunt non solum beneficio et parochia ezuendi, sed provincia eiiciendi 
oensentur non tarnen id instituitur nisi per ordinarium ad qaem flagitiose tales 
mittuntur com plena de perpetrato delicto informatione. Atque hie nihil sibi sa- 
mont yel praefecti vel alii ministeriales privatim ad senatum qui ecclesiasticis cau- 
sis deputatus est referuntur omnia indeque accurato iudicio ad Episoopos perscri- 
buntur. Carceres autem Bavaria non diutumiores esse solent aut in poenam saoer- 
dotum sed magis pro custodia, ubi res postulat, donec ad ordinarias perducnntor. — 
d. h. Bumorsachen werden von den weltlichen Gerichten, schwerere Delikte von den 
Ordinarien gestraft; allerdings wird staatlicherseits der Verbrecher des Landes ver- 
wiesen und der Pfründe entsetzt, dies geschieht aber in einem geordneten YeifahreD, 
vor dem geisÜ. Bat. carceres etc. 

44) Zum folgenden Note 43. es sind denn die von dem ordentlichen Bichter 
gegen die EQeriker verhängten Strafurteile nichtig. G. 0. v. 1520. lit. 9 art 9 
n. 2- „In was Fällen ein Endurteil nichtig sei, zum andern von des Gerichtszwangs 
wegen wenn ein Urteil nit von der Partei oder Sachen bequemen und ord. Bichter 
ausgegangen ist, als so ein lay über geweicht Personen oder in geistlichen Sachen 
urteil gesprochen hat.** Dass dieser allgemeine Satz nicht auf Urteil im Civilpioaess 
bezogen werden kann, wird sich von selbst ergeben. 

45) Begensbutg. Beformationsdekret § 26. conc Salisb const. 39. c 3. 
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§ 6. 46 — 53, D. AoBübung d. landeBherrl. Kirchenieg. b. z. Absohl. d. Gonooidats. 37 

der Sioherheitshaft wurde eine Strafhaft>^) Oder man beliess es 
bei der blossen Festnahme, gestaltete aber die Zusendung an den 
Ordinarius zu einer entehrenden Strafe um>7) Mit der Zusendung 
an den Bischof verband sich auch häufig Landverbot, Landesver- 
weisung, die natürlich Entsetzung von der Pfründe in sich schliesst.^^) 
Endlich behielt man aus der vorigen Periode die Temporialiensperre, 
die manchmal mit Entsetzung von der Pfründe identifiziert wird, 
bei.^^) Die Yerhängung solcher Strafen macht auch ein geordnetes 
Verfahren nOtig: dasselbe findet statt vor dem geistlichen Bat.'^^^) 
Wenn übrigens die bairische Regierung in den Concordatsverhand- 
lungen all diese Strafen noch immer unter dem Gesichtspunkt der 
blossen Festnahme zu bringen sucht, so ist das eine grobe Unwahr- 
heit.") 

Die Givilgerichtsbarkeit über Kleriker brauchte lediglich festge- 
halten zu werden: I§7. der erklärten Landesfreiheit von 1553 setzt 
sie wenigstens für die Prälaten voraus: in den Concordatsverhand- 
Inngen wird sie nach ihrem vollen Umfang vertheidigt.*«) Auch 
sucht in der jetzigen Periode der Staat die Gerichtsbarkeit der Or- 
dinarien vollkommen auszuschliessen ^^) was früher nicht geschah. 



46) Lori f. 160 (1579) l 354 (1558, 1558) die graTamina von 1588 c. IIL 1 
bei Friedbeig p. 201 sq. 

4Y) Lon f. 160 (1578.) „An "Kg. za Straubing einen unpriesterlichen Beli- 
gioaen dem Bischof auf einen Karren zoznfQhren zur Strafe": ein Brauch, der 
achoii seit längerer Zeit in Oberdentschland zur Umgehung des priyilegiums 
fori üblich war (cod. bav. 2026. Augsb. modus procedendi in Maleftzsachen 
zum Jahr 1477); namentlich beliebte man dies zur Bestrafung von Concubinaten; 
über die Ausdehnung dieses Lasters, dessen ungenügende Ahndung durch die Bischöfe 
▼or allem anstössig war, vergl. Sugenheim p 91 — 176 und d. Anhang. In der 
Bechtsgeschichte verdient übrigens dieser Punkt keine besondere DarsteUung. 

48) Lori f. 30, 1558; f. 354, 1558, 1573. 

49) Lori f. 200, 1556; f. 201, 1584; f. 11, 1576; f. 109, 1581 u. s. öfter. 

50) Lori f. 354, 1553; 1558; 1558. f. 158, 1576. 

51) Besonders scharf tritt diese Auffassung hervor in der Erwiederung der 
Beg. auf die gesammelten gravamina a 1583 ad c. 3. 1; c. 3. 4. 

52) Der Bericht der Commission bei Friedberg p. 830, 831 m— Y; die erste 
nicht abgesandte Antwort der Begierung: dignum quippe iudicatur, qni seoularibus 
oommodis in oommuni hominum sodetate gaudere volunt, ut ii oommunibus et 
lequis ridssim Stent legibus. 

53) Yeigl die Passauischen Beschwerden : Friedberg p. 207 Note. 
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38 ^' AuBfibung d. landesherrl. Eirchenreg. b. z. Abschl. d Gonoordats. §*6. 54—58. 

Am meisten bestritten war aus pekuniären Gründen — wegen der 
portio canonioa^^) — die Behandlung des Nachlasses der Kleriker, 
über die auch nach Abschluss des Concordats noch eine Beihe Verträge 
zwischen Bischöfen und Begierung geschlossen werden. So findet 
sich denn schon 1539 (v. Freyberg III 410) eine hierauf bezügliche 
Abmachung mit Begensburg, die im wesentlichen cumulative Be- 
handlung durch Dekan und Pfleger einführt, später in das Concordat 
von 1583 übergegangen ist, und darum unten nähere Darstellung 
finden wird. Eine andere notwendige Consequenz der ausschliess- 
lichen Zuständigkeit der weltlichen Gerichte in Givilsachen war 
auch deren Gompetenz zur Eröffnung des Eonkurses üher die 
Kleriker.") 

Was schliesslich die Zuständigkeit in Streitigkeiten über res 
spirituales anlangt, so ist die Grerichtsbarkeit in Zehntsachen ^^ bei- 
behalten. Wenn in den gravamina*^ von weltlicher Ehegerichts- 
barkeit die Bede ist, so bezieht sich diese Äusserung auf Bestrafung 
von Ehebruch, Incest etc.^*) Von Cognition über den Ehevertrag 
selbst ist nicht die Bede. 

4. Klosterwesen. Wie wohl es vom systematischen 
Gesichtspunkt bedenklich erscheint, die Befugnisse der Herzoge 
gegenüber den Klöstern gesondert darzustellen; so ist dies 



54) Wegen der verschiedenen Wortbedeutung vgl. PhiUips Lehrbuch n. p. 669. 
Richter-Dove p. 736 n. 13. Hier ist dieselbe aufzufassen als eine Abgabe vom Nach- 
iass der EQeriker, nachdem diese Testirfreiheit erlangt haben. 

55) Erste Beschwerdeschiift des Nuntius: item si sacerdos aliquis non est 
solvendo, quod magistratus secularis evocet creditores ac supra solutione decemat 

56) Bericht der Kg. Bnrghausen auf die Passauer Beschwerde ood. bav. 2176 
f. 70 mit Berufung auf Bebufife und Covamivias. 

57) Friedberg § 203 c. VIL a. 1. 

58) Erste nicht Übergebene Antwort der Beg. „Causae matrimoniales, qnae 
honestatem matrimonü conoerunt litesque et defectus quotidiani ooojugnm, ut ad 
praefectos judicesque ducales deferantur, nulla erit cum ecdesiastid fori injuria 
conjunctum atque vel inprimis est de provindalium legum atque oonstitutionum 
dignitate, ut, quae delinquntur in eas, nemini sive conjngatus iUe sit, sive Über, 
impune maneant. Alioquin, quando (? quod) adulteria inoestus ejus modique alia 
gravissima flagitia contra sacramenti hujus honorem oomissa e medio toUantur, 
rationes vix suppeditabunt." 
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§ 6. 59 — 66. D. AuBÜbangd. landesheirl. Eirchenreg b. z. Abschl d. Gonoordats. 39 

doch durch den besonderen Bechtsgrund und die ganz eigen- 
artige Beschaffenheit dieser Bechtsnormen geboten. Der Bechts 
gmnd ist die päpstliche Bulle von 1523 : Sie räumt der bai- 
risohen Begierung tatsächlich die unbeschränkte Aufsicht über 
die Klöster ein. Zwar werden noch immer Visitationen durch die 
delegierten Achte vorgenommen ^% allein die laufenden Geschäfte ob- 
liegen dem Hofrat, später dem geistlichen Bat, der selbst die Bechte 
der päpstlichen Delegaten austlS)t. So wird den Achten befohlen, 
bestimmte Strafen an ihren Beligiosen zu vollziehen.«®) Der Herzog 
gebietet Entlassung von Novizen und Beligiosen <^^), lässt Achte und 
Pröpste entsetzen««), Streitigkeiten zwischen Abt und Mönchen 
werden vom geistlichen Bat entschieden.«') Endlich übt die Begierung 
die Possessgebung auch an die Achte. «^) Diese letzte Befugniss hat 
sich denn zum weitgehendsten Einfluss auf die Prälatenwahl ausgebildet: 
Der Wahltag wird vom geistlichen Bat festgesetzt; manchmal die 
Wahl eines Abtes überhaupt verboten und um die Gonfirmations- 
kosten zu sparen, nur die eines Administrators gestattet«^) Auch 
hier bedarf natürlich der Ordinarius zur Geltendmachung seiner 
Jurisdiktion der Genehmigung des Landesherrn. 

5. Eichliches Vermögensrecht Dasselbe hat sich 
im 16. Jahrhundert gemäss den unter den letzten niederbai- 
rischen Herzogen und Albrecht IV. gegebenen Impulsen weiter 
entwickelt. 

Aufrecht erhalten blieb die staatliche Besteuerung des Eirchen- 
gutes.««) 



59) V. Preyberg m. 181 Text 1. 

60) Lori f. 119 (1581, 1588), f. 155 (1555), f. 166 (1567), f. 159 (1577), 
f. 161 (1581), 

61) Lori f. 168 (1576). 

62) Lori f 100 (1560), f. 158 (1576), f. 109 (1581). 

63) Lori f. 102 (1575). 

64) Lori f. 248. 

65) f&T dies aUes Lori f. 232, f. 233, f. 246(1578) und namentlich erste nicht 
übeigebene Antwort d. Beg. c. I. erste Beschwerdeschrift des Nuntius c. 1 (siehe 
nnt Note 74) c. 13. „Item quod Abbates, praepositi. alii Prelati, administratores 
oeoonomi per seculares propria auctoritate instituantur.'' 

66) Landflohaftsyerh. ▼. 1543 p. 168. Stenerinstruktion : „Aber die Domkapitel 
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40 ^- Ansübong d. landesherrl. Eirchenregf. b. z. Absohl. d. Gonoordats. § 6. 66—67 

Die bischofliche Besteuerung wird entschieden an die Einwilligung 
des Landesherrn geknüpft.®^) — Näher besstimmt wurde ferner die 
staatliche Gontrole über die kirchliche Vermögensverwaltung: hier 
ist vor allem auseinander zu halten das Elostergut und das übrige 
Eirchengut, bei letzterem wiederum Pfründegut und Fabrikgut. 
Die Verwaltung des Pfründegutes ist, so weit wir sehen, im allge- 
meinen noch keiner staatlichen Beaufsichtigung unterworfen; dagegen 
haben die Normen in Ansehung des Fabrikgutes eine umfassende 
Codifikation in der L. 0. v. 1553 erfahren, welche übrigens vom 
bisherigen Recht fast nirgends abweicht. Die eigentliche Vermögens- 
verwaltung führen ZechprOpste und Pfarrer „sammtlich und einer 
nicht(s) ohne den andern'^ (L. 0. B. n. tit. 10 a. 14). Die Zech- 
prOpste haben alljährlich dem Pfleger Rechnung zu legen und haften 
für Defekte (11 10 a. 2): Die Pfleger haben ferner die alljährlichen 
Baufälle abzuschätzen (II 10 a. 8). Ausgaben über 20, bei 
armen Kirchen über 10 fl. bedürfen der Grenehmigung der Begie- 
rungen. 



und andern Stift, Kapitel und Klöster des Bistums Salzburg, Begensburg undFiey- 
sing sollen von ihren gemeinen jährlichen Einkommen und Gülten, dergleichen von 
inkorporierten Benefizien und Pfarreien, so sie in den FürstentOmem Baiem haben 
einen sechsten Teil geben. — Und von den anderen Geistlichen, Domkapitel, Stiften 
und ELlöstem ausser ermeldter Bistum in Baiem nicht gesessen noch wohnhaft, so 
jährlich Einkommen und Gülten im Land haben, soll ein Dritteil geschlagen und 
daran genonmaen werden. Auf alle und jegliche Beservat, Absens, Lokation, Pen- 
sion, die unser gnädiger Herrn der Landesftlrsten Klöster, Stifter, Universitäten 
nicht uniert sind und den Ausländem gegeben werden, es seien von Propsteien 
Pfarren, Pfründen und Kaplaneien, darauf soUen 3 Drittel geschlagen werden und 
allein ein Drittel den Besitzem bleihen. Aber die Pfarrer und Altaristen, die selbst 
residieren, die soUen um so viel, als ungefährlich die Schätzung des dritten Teils 
ihrer Einkünfte beträgt, angelegt werden. Auch welche geistliche Person oder Priester 
neben ihren Pfründen und Gottesgaben ererbte oder sonst eigen Guter haben, die 
soUen von 100 fl. Wert 8 fl. gehen. Item von den Gotteshäusern und Kirchgütem 
auch geistlichem und weltlichem Zehent, Brüderschaften, und derselben Gülten, 
Yorrat und Gottesherat und jährUch Einkonmien soll man üher die Unterhaltung 
den halben Teil in Anlag nehmen.** Gleiche Beetenemngen finden sich laut eines 
Gutachtens der Ingolstädter Juristenfakultät (cod. bav. 2173 f. 163) v. 1616 in der 
Steuerordnung v. 1558, 1563. 1576. 

67) vgl. die Beispiele bei Friedberg, p. 196 n. 3. 
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§ 6. 68—72. D. Ausübung d. landesherrl. Kircheiiieg b. z. Abschl. d. Gonoordats. 41 

Das Baargeld ist in einem festen Schrein aufzubewahren (11 10 
a. 3); Beleihung mit Eirchenkapitalien bedarf landesherrlicher Ge- 
nehmigung (EI 10 a. 15), ebenso Verkauf oder dingliche Belastung 
von Immobilien (II 10 a. 16), endlich auch Verkauf von Zehntrechten 
(II 10 a. 17). Die Verwaltung des Pfründgutes während der Vakanz 
geschieht durch Leute, die der Pfleger aufzustellen hat (11 11 a. 2). 

Wenn auch eine allgemeine Curatel über die Pfründegut noch 
nicht besteht, so ist doch schon zu einzelnen Belastungen, namentlich 
Auflage von Pensionen durch die Bischöfe, landesherrliche Genehmigung 
nötig. ^^) Damit mag es wohl auch zusammenhängen, dass zu Re- 
signationen ebenfalls die Zustimmung des Herzogs eingeholt werden 
musste.*®) 

Die staatliche Aufsicht über das Elostervermögen beruht im 
allgemeinen auf Gewohnheitsrecht. Jedoch ist durch ein Dekret 
Ton 1519 die Veräusserung von Elostergut an den landesherrlichen 
Gonsens geknüpft worden ^^), man sah ja das Elostergut als herzog- 
lichs Eammergut an. 7^) Trotzdem besteht eine dauernde Gontrole 
nicht: nur in einzelnen Fällen schlechter Verwaltung werden dem 
Abt Administratoren an die Seite gestellt, bald Angehörige des 
Elosters, bald herzogliche Beamte. ''*) Dagegen scheint nach dem 
Abgang der Prälaten die Verwaltung ausschliesslich von Delegaten 



68) L. f. 306. 

69) Priedbeig p. 191 n. 1. 

70) So nach einer Notiz in Mayr. Genr. Samml. IL n. 99. zu Ziff. 34. eine 
Bestätigung der Notiz konnte Verf. nicht finden; sicher ist, dass die Norm mate- 
riell bestand veigl. § 7 n. 4. 

71) Instr. d. geistl. Bats ▼. 1573 bei lipowsky: A. v. Grombach, abgedruckt 
Friedbeig p. 188, p 189 ; wie sich aus mehrfachen Andeutungen in den Conkordats- 
akten ergiebt, (z. B. nicht abgegb. Antw. d. B. c. 1. yerj^l. femer das von Stieve 
Zeitscbr. f. K. B. Bd. 14 p. 70 veröffentlichte Aktenstück y. 1624.) müssen denn 
auch in den Lefaenbriefen die Eilöster als Begalien der bairischen Landesherm ge- 
nannt worden sein Es kann sich diese Übertragung doch lediglich auf die ehe- 
maligen Beichsklöster beziehen, die seit Ludwig dem Baiem landsässig wurden. 
(Ülcker, Beidisfürstenstand § 237 § 255.) ; Teigl. übrigens auch die Äusserung der 
bairischen Delegierten auf einem Convent zu Begensbuig v. 1535 bei Bergmann de 
ducom Boiariae jure regio; Monaohii, 1754 p. 18 n. b. 

72) Lori f. 266, f. 267. 
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42 I^e GonoordatsYerluuidlimgeiL § 6. 78. § 7. 1—2 

der Herzoge geführt worden zu sein ^•), woran sich denn wie oben 

erwähnt wiederum das Recht der Possessgebnng an den neaen Abt 
knüpft. 



§ 7. Die Concordatsverhandlungen*) von 1578—1583. 

Die Versuche, durch eintrachtiges Zusammenwirken der geist- 
lichen und der weltlichen Gewalt, die Kirchenzucht zu heben, wie 
sie noch auf dem Begensburger Convent 1524 gemacht wurden, 
scheiterten ; fortan nahmen die Herzoge das Eirchenregiment beinahe 
ausschliesslich in die Hand. Beredungen mit den Ordinarien in den 
Jahren 1535, 1537, 1549 blieben resultatlos*) und entbehren der 
Bedeutung für die Bechtsgeschichte. Auf der anderen Seite hat 
gerade die Beformbewegung innerhalb der katholischen Kirche selbst, 
die im Tridentinum ihren Ausdruck fand, durch Beseitigung eines 
grossen Teils der päpstlichen Beservationen der Exemptionen von der 
DiOcese zu einer Stärkung der bischöflichen Amtsgewalt geführt. 
Sollten aber jene Concilsbestimmungen in Baiem wirksam werden, 
so musste der Herzog, damals noch Albrecht Y., später Wilhelm Y., 
zum Yerzicht auf das Kirchenregiment gebracht werden: dies der 
allerdings nicht erreichte Zweck der Goncordatsverhandlungen. 

Dieselben begannen damit, dass Felician Ninguarda, Bischof von 
Skala, der Nuntius des Papstes Gregor XIII. 16. Oktober 1578 ein 



78) Lori f. 296, f. 297 f. 356; Beschwerdelibell bei Friedbeig p. 201 c. H. 
c. IV. a. 4. Erste Beschwerdeschrift des Nuntius o. 1. Quod in Bavaiia magistratos 
secularis demortnis deiicis praesertim ditioribus ac praelatis intendat se in bona 
illorum, conficiendo inventarium ac disponendo, ac praelato aliquo vita functo non 
solum inventarium confidat, rerum etiam oeoonomos instituat .... Imo etiam quod 
vacantibus praelatuns ordinariis yel capitulis sine voiuntate duds liberom non sit 
ad electionis actum procedere. 

1) Viele Notizen finden sidi bei Friedberg; Sugenheim's a. a. 0. Mitteüungen 
sind wenig brauchbar; einige Notizen bd Y. v. Lochstein (P. t. Osterwald) Gdstl. 
Immunität in zdtlichen Dingen. Strassburg 1766. 

2) Vl^inter a. a. 0. 11. 36, 51 ; Sugenheim 204. 
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§ 7. 3 5. Die ConoordatsTerhandlongen. 43 

Libell •) von 28 Beschwerden der Ordinarien überreichte. Die wichtig- 
sten beziehen sich c. 1 anf YermOgensverwaltung d^r vakanten Pfründen 
und Klöster nach dem Abgang des Oberen, c. 2. Bestätigung der 
Abtwahlen, durch den Landesherm c. 7. Eröffnung des Gonourses 
über verschuldete Geistliche, c. 8. Ausübung von Strafgerichtsbarkeit 
über die Kleriker, c. 9. Besteuerung des Kirchengutes, c. 10. eigen- 
mftchtige Veräusserung von Kirchengut, c. 1 8. Einsetzung von Aebten, 
Pröpsten, Administratoren, Oekonomen durch den Landesherrn, c. 15. 
Hemmung der bischöflichen Jurisdiktion, c. 16. eigenmächtige Be- 
nefizienverleihung, c. 20. Verhinderung der bischöflichen Visitationen, 
c. 21 und c. 22 der bischöflichen Besteuerung des Klerus. 

Auf dies hin wurde eine heftige Erwiederung seitens der Re- 
gierung ausgearbeitet^), deren Überreichung aber, wahrscheinlich des 
Todes Herzog Albrecht V. wegen, unterblieb; interessant sind die 
Auslassungen über das Klosterwesen (c. 1): das Recht der Herzöge 
an den Klöstern gründe sich auf Belehnung durch das Beich, 
auf das päpstliche Indult, auf die Stellung der Klöster als Land- 
stände ; Abtwahlen fänden nicht ohne Benachrichtigung (!) der Ordi- 
narien statt; komme die Abtwahl alsbald zu stände, so werde nur 
ein Inventar aufgenommen; nur im entgegengesetzten Fall würden 
Administratoren eingesetzt. Zur Veräusserung von Immobilien sei 
allerdings landesherrlicher Consens nötig, aber dies diene dem Kloster 
selbst nur zum Vorteil, so gut als der Umstand, dass die Begierung 
das überflüssige Baargeld an sich nehme. Der Vorwurf eigenmächtiger 
Entsetzung der Aebte wird in sehr gewundener Ausdrucksweise ab- 
gelehnt. 

Am 19. Oktober 1579 starb Herzog Albrecht V. Seinem Nach- 
folger überreichte') der Nuntius, wohl noch im selben Jahre eine 



3) Cod. bav. 2173 d. M. H. u. St. bibl. f. 1—5; die Datierung ist hier 1576 
(go auch Friedberg, p. 827); aUein da das Creditive des Nantius selbst erst vom 
3. Mai 1578 datiert (Arelin Baiems auswärtige Yerbält. Urk. zu ünterhandlangen 
mit dem pftpstl. Stuhl p. 42) und es auch unwahrscheinlich ist, dass der Herzog 
das Schreiben so lang unbeantwortet gelassen haben sollte, so darf man wohl ein 
Versehea des Copisten annehmen. 

4) Cod. bar. 2173 f. 1Ö-30. 

5) Cod. bav. 2173 f. 30 40 die Zeit der Übergabe erhellt daraus, dass die 
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44 1^0 ConcordatBTerfaandlungen. § 7. 5-^10. 

Reihe von Beschwerden; ausser einigen Wiederholungen sind be- 
achtenswert c. 13, 0. 17 (Yisitatationen durch die geistlichen Bäte) 
c. 25 (Examen der vom Bischof instituirten Kleriker). 

Es wurde nun zum erstenmal seitens der Regierung Antwort 
erteilt. Die Erwiederung <^) ist ruhiger gehalten, als das nicht über- 
gebene Schriftstück, ist aber inhaltlich von demselben kaum unter- 
schieden. Bemerkenswert ist, dass das Recht, Commissare zu den 
Abtwahlen zu delegiren und den Gewählten zu bestätigen aus einem 
allgemeinen Patronatsrecht abgeleitet wird. 

Mitten in diese Verhandlungen und zwar zeitlich vor die alsbald 
zu erwähnende Replik des Nuntius fällt ein Indult, worin jener 
dem Herzog bis auf weiteres das Recht einräumt, die Verwaltung 
des ElostervermOgens durch einen Geistlichen überwachen zu lassen : 
indirekt ist auch die Befugniss des Herzogs anerkannt^ Aebte und 
Ökonomen zu entsetzen, nur soll die Entsetzung dem Bischof mit- 
geteilt werden, damit er einen Gommissär zur Neuwahl entsenden 
könne. Der Zusammenhang dieses vom 2. Januar 1580 datirten In- 
dults mit der übrigen Verhandlung lässt sich aus dem dürftigen 
Quellenmaterial nicht herstellen. — 

Die Antwort des Nuntius nun auf jene erste übergebene Note 
der Rg. ist ziemlich scharf gehalten und spricht den Herzogen bei- 
nahe alle bislang geübten Befugnisse ab. Dieselbe scheint erlassen 
unter dem Einflüsse eines römischen Bescheides. Herzog 
Wilhelm hatte nämlich — vielleicht mündlich — schon früher den 
Nuntius gebeten, seine persönliche Aufsicht über das bairische Staats- 
kirchenrecht darzulegen, was dieser in einem umfangreichem Schrift- 
stück^) tat: einen genauen Auszug ^^) desAufatzes sandte Ninguarda 



Antwort des Nudüub auf die gleich zu erwähnende Entgegnung der Begierong v. 
2. Febr. 1580 datiert. 

6) Cod. bav. 2173 f. 87 sq. 

7) Cod. bav. 2173 f. 40; Kreittmayr ann. ad. C J. c. I. §13 A. p. 18 (Ansp. 
V. 1754) 

8) Cod. bav. 2173. f. 100—110. 

9) Cod. bav. 2173 f. 116—145. 

10) Cod. bav. 2173 f. 111—116 abgedruckt bei v. Freyberg III. 331 sq. 
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§ 7. 11 — 15. Die EonkoTdatsTerhandlmigeii. 45 

nach Rom und dieser kam von dort mit Glossen ^^) versehen zurück. 
Aufsatz, Auszug und Glossen wurden am 17. Januar 1580 übergebn. 
Die Schriftstücke gehören zu den interessantesten Concordatsakten. 
Der Nuntius stellt sich auf den streng canonistischen Standpunkt 
und lasst nur in einzelnen Punkten Modifikationen zu.^^ Der geist- 
liche Bat soll nur eine beiatende Behörde sein und ist mit Canonikern 
zn besetzen (c. 1); abgeschlagen wird Besteuerung des Kirchengutes 
(c. 7), Veräusserung desselben ohne Consens der Ordinarien (c. 9). 
Examen der instituirten Kleriker und Possessgebung (c. 13, c. 14), 
Bestätigung der Abtwahlen, Disciplinargewalt über die Klosterobem 
(c. 6). Nur in einigen Punkten finden sich Concessionen : so wird 
(o 2) vorgeschlagen, der Herzog möge ein Indult nachsuchen, wo- 
nach er Äbte auswählen und durch diese die Klöster visitieren dürfe ; 
es wird die Rechnungscontrole über Klostergutverwaltung gestattet 
(c. 4). Bei der Einsetzung der instituirten Kleriker dürfen weltliche 
Beamte anwesend sein (c. 14) propter consignationem bonorum et 
inventarium. — Die römischen Notate verweigern auch 
diese Zugeständnisse. — Weiterhin ist das Bestreben des 
bairischen Herzogs sehr interessant, das gesammte damalige Staats- 
Urchenrecht auf Patronat oder unvordenkliche Verjährung zu stützen. 
Diesem letzten Zweck ist auch eine eigene Denkschrift ebenfalls von 
Beginn des Jahres 1580 gewidmet ^'], der der Nuntius wiederum 
eine dialogisch gehaltene Antwort entgegensetzte.^^) Beide Schrift- 
stücke sind die bedeutendsten, welche in diesen Unterhandlungen 
gewechselt wurden: namentlich zeichnet sich der Dialog des Nuntius 
durch eine juristische Schärfe und Klarheit aus, welche ihn noch 
heute lesenswert macht: Die Denkschrift der Regierung will in 
Anlehnung an Govarruvias ^'^) beweisen, dass das Gewohnheitsrecht 



11) CocL bav. 2173 f. 110, f. 180, f 181. 

12) Ich dtiere nach dem Aoszüg. 

18) Cod. bav. 2178 f. 170-183. einige Fragmente dieser und der Gegenschrift 
bei Friedberg p. 828 sq. die iSeit der Abfassung erhellt daraus, dass die dialogische 
Erwiederohg des Nuntius kurz nach dem 18. Jan. 1580 überreicht wurde. 

14) Cod. bav. f. 183—205. 

15) Die massgebenden Stellen sind das berühmte c. 35. pract quaestion (Cov. 
opp. Genevae 1724 IL p 648-652) und namentlich folgende Stelle aus pract. 
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46 Die ConcordatsYerhandlongen. § 7. 15 — 16. 

die gerichtliche Immunität der Kleriker aufheben könne und in 
Baiern aufgehoben habe: der Gedankengang ist folgender: die 
Exemtion ist juris humani — dem jus humanum aber kann eine 
rationabilis mixta consuetudo derogieren. Eine solche Grewohnheit 
bestehe in Baiern schon längst, man habe sie mit der fränkischen 
Herrschaft aus dem fränkischen Recht überkommen: dass die Ge- 
wohnheit rationabilis sei, wird endlich durch einige sehr geschickte 
Declamationen über die Znchtlosigkeit der Kleriker unter dem früheren 
Sechtszustand zu erweisen gesucht. Die Gegenschrift nun greift 
aber scharfsinnig diesen letzten Punkt heraus: mit grosser 
Offenheit erkennt sie an, dass die Exemtion juris humani: sie 
erkennt femer an, dass derselben durch blosse Gewohnheit 
derogiert werden kann: allein sie vermisst den Beweis der 
Bationabilität , der in der Tatsache der Übung allein noch nicht 
liegen, und ebensowenig aus der Zuchtlosigkeit der Kleriker gezogen 
werden kOnne: das letzte Argument führe consequent durchgedacht 
zum Lutheranismus — ein Vorwurf, der in der Tat nicht aller Be- 
gründung entbehrt. »«) — Der Standpunkt der ganzen Schrift ergiebt 
sich aus folgender Stelle : Disputant (Turrecremata etc.) Uli doctissime 
de spirituali et civili potestate et summo quidem pontifici in bis, 
quae fidei sunt et in quibus disputatur, utrum aliquid peccati illis 



qaaefltion. c. 31 § 5: Secando ex premissa roBolutione constat, quid possit ooa- 
suetado contra exemtionem illam derioorum k foro seculari. Nam text. in cap. 
derid de judic. tradit non yaleie oonsuetudlDem, quod derid in cnminalibus apad 
secularem judioem conveniantor . . . (Anführung einiger dedsiones rotae) . . . etdamBi con. 
suetado sit immemorialis. Quorum omnium ea potissimum est ratio, quod 
haec exemtio fuerit instituta jure divino. Haec yero ratio non est omnino 
certa, inuno in plerisque falsa ut probavimus: et ideo dubia est opinio communis, 
praesertim quia consuetudo procedens a tacito consensu clericorum 
et laioorum maximam vim habet etiam in bis, quae ecdesiastica sunt. Quamobrem, 
etiamsi existimo non posse tollere hanc exemtionem derioorum nee ita limitare, ut 
inde maxima derids et ordini ecclesiastioo iniuria fiat, gravissimumque imndneat 
praejudidum ex eo, quod ministri Dei passim ad forum seculare inviti trahantur, 
opinor tamen aliquot in casibus posse per consuetudinem legitime 
praescriptam exemtionem illam restringi et limitari« 

16) 0. Mejer, Grundl. des luther. Eirchenreg. p. 103. und unten § 9. die be- 
treffende SteUe ist abgedruckt bd Friedbeig p. 829. 
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§ 7. 17 — 19. Die Concordatsrerhaiidlangen. 47 

rebus, insit tarn in clericas, quam in universos Christianos laicos, 
8i?e snbditi ei sint temporaliter, sive non, plenam potestatem tribuunt. 
At yero, qaod ad Laicos attinet, qui non sunt Pontiflci subditi in 
temporalibus sed aliis secnlaribus principibus, ibi tamBosellns quam 
alii dicent optime et nos quidem libenter fatemur, summum ponti- 
ficem ordinariam potestatem habere^^), in jurisdictione aut 
saltem in administratione temporalium bonorum non exercere. 

Den Verhandlungen, die bisher ausschliesslich zwischen Nuntius 
und Regierung geführt worden waren, gaben nun die oben erwähnten 
römischen Glossen eine andere Wendung: sie verweisen auf direkte 
Verhandlung mit den Bischöfen, namentlich bezüglich der Besteuerung 
des Klerus durch die Bischöfe, „et huius generis multa alia'', „quod 
non Tidetur posse de multis difficultatibus, quae se in his scriptis 
offerunt, securius statui, quam cum participatione Metropolitani et 
Ordinariorum, qui periti consuetudinum et usus universalis Imperii, 
quae reprobari, quae toUerari possunt, optime novunt/^ Dies der Grund 
aus welchem die Notate die Heranziehung der Ordinarien zur un- 
mittelbaren Verhandlung mit der herzoglichen Regierung verlangen. 
Des weitern erhellt aber hieraus, wie aus dem weiteren Verlauf der Ver- 
handlungen, dass der römische Protest so ernst nicht gemeint war. 
Wahrend man principiell auf dem Standpunkt des kanonischen Rechts 
verharrte, ist man doch geneigt zu dissimuliren (toleriren), wenn die 
Bischöfe zustimmen. — 

Die nächste Zeit verlauft daher in Vorbereitungen der Zusammen- 
kunft der herzoglichen Räte mit den bischöflichen Delegirten. Diesem 
Zweck dienen mehrere Unterredungen des Nuntius mit den bairischen 
Del^^irten.") 

Die erste dieser Unterhandlungen fand vom 28. Juni bis 4. Juli 
1581 statt. ^^) Vor allem versprach hier der Nuntius im Gegensatz 



17) habere, ist in der von mir benutzten Handschrift über dem Text von der- 
selben Hand, die den Text oopierte, eingeschaltet. 

18) Ans Cod. 2173 f. 276 erheUt, dass schon Oktober 1581 eine Zusammenkunft 
mit dffli Bischöfen stattfinden sollte. 

19) Cod. 2173 t 68. Die Verhandlung bewegt sich nach den Richtpunkten, die 
33. Jnni rom geisÜ. Bat festgestellt worden waren (cod. bav. 2173. f. 147; der 
AicfaiT?ennerk datiert das SchriftstQck auf 1582, was offenbar ein Versehen.) 
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48 ^e GonooidatsTerhandlungen. §. 7. 20. 

ZU seinen früheren Aeusserungen dem Herzog für den Fall der Nach- 
lässigkeit der Bischöfe eine selbst zar Yerhängung von Freiheits- 
strafen berechtigende Strafgewalt wider concnbinarische Kleriker: 
indirekt wenigstens ist bei Concnbinariem auch die Temporalien- 
sperre als zu Secht bestehend anerkannt.*^) Femer suchte man den 
Übelstanden, die sich aus den zu grossen Amtssprengeln der geist- 
lichen Gerichte ergaben, und die ja hauptsachlich den Übergang der 
Civilgerichtsbarkeit über Kleriker an die weltlichen Gerichte veran- 
lasst hatten, dadurch abzuhelfen, dass man den Bischöfen die Dele- 
gation der Buraldekane zur Bechtsprechung in Schuldsachen vor- 
schlagen wollte. Unterdessen hatte die Begierung eine Commission 
von Juristen und Theologen niedergesetzt, um ein Gutachten über 
die bairischen Kirchenhoheitsrechte abzugeben. 



20) Duidi die Worte : pecuniam porro ex soBpensorum a pioyentibuB saoeidotuin 
poenis, cum Eppi, tum Priuoeps piis applicabunt aedibus. 

Ferner wird yereinbart: publicatia bullae coenae domini, oonferri debet cum or- 
dinarüs in proximo conyentu, num conveniat in bis partibus fieri: Gerte ante hoc 
tempus nuUus Grermaniae episcopua eam publicayit aut observavit eam. Dass na- 
türlicb die bairiscbe Begierung wünschen musste, die Publication der Abendmahls- 
buUe zu yerhüten, ist sicher. Allein hierin „eine für das Placet wichtige Erklärung 
der Reg. zu sehen (Friedberg p. 826) geht doch nicht an. Die Regierung macht 
ja die Publikation nicht einmal yon ihrer, sondern yon der Bischöfe Zustimmung 
abhängig. Auch die Nachricht V. y. Lochstoin p. 37, dass zwischen Nuntius und 
der bairischen Regierung über die Reoeption der Bulle coenae diesseits der Alpen 
yiel gestritten worden sei, beweist noch lange nichts für ein landesherrliches Placet. 
üeberhaupt muss festgehalten werden, dass das Placet als Rechtsinstitut aus einer 
späteren Zeit stammt, wenn unter Placet nicht jede Genehmigung einzelner 
kirchlicher Gesetze und Verfügungen yerstehen wiU (denn dann hat es yon jeher 
bestanden), sondern die Rechtsnorm, wonach alle geistlichen Getetze und yielleicht 
noch eine bestimmt abgegrenzte Gruppe kirchlicher Verfügungen staatlicher Ge- 
nehmigung bedürfen. Es ist femer unrichtig, wenn Sugenheim a. a. p. 227 
mit grossem Pathos aus der dürftigen Notiz, bei Lori f. 362 „1586 an Admini- 
strator des Bistums Regensburgs wegen EinsteUung der Publikation, der Bulle 
coenae domini'' ein Verbot ihrer Publikation folgert. DerErlass datiert yon 1586 
(nicht wie Sugenheim fälschlich angiebt yon 1576; denn damals lebte der Bischof 
Dayid noch: Hund I p. 148) und erklärt sich sehr natürlich : 1580 wurde der Sohn 
des Herzogs Wilhelm V. als Bischof yon Regensburg postuliert und Ninguarda als 
Goadjutor eingesetzt (Hund I p. 149 ob.); es erwuchs hieraus ein so bedeutender 
Einfluss des bairischen Herzogs auf Regensbuig, dass ihm sogar 1585 yom Papste 
die Verwaltung des Mensalgutes übertragen wurde. 
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§ 7. 21—24. Die Conoordatsverhandlungen. 49 

Das Gutachten in seinem ersten Teil wenig bedeutend — in- 
teressant ist nur der Vorschlag, sich dem Nuntius gegenüber nicht 
bloss auf das jus positivum, sondern auch das jus naturale und di- 
vinum zu stützen — verteidigt in seinem 2. Teil die einzelnen Ho- 
heitsrechte. *^) Allein, wenn man auch dem Bericht das Lob grosser 
Gelehrsamkeit nicht versagen kann, so scheint es doch fraglich, ob in 
demselben durch die steten Berufungen auf auswärtige Rechtsverhält- 
nisse die Besonderheiten des bairischen Hechtes nicht viel mehr ver- 
wischt worden seien. Er hat, denn soweit man sehen kann, auf die 
Verhandlungen auch keinen weiteren Einfluss geübt. 

Den 18. September 1582*') fanden erneuerte Verhandlungen 
statt Der Nuntius gab nun mehr wieder in einigen Punkten nach: 
so soll fOr die Zuständigkeit in Zehntsachen, in Streitigkeiten über 
unbewegliche Güter der Kleriker und Kirchen, in Processen der A e bt e 
untereinander die Gewohnheit entscheiden; zur Veräusserung von 
Kirchengut soll die Genehmigung des Herzogs erforderlich sein: die 
Controle der Kirchenvermögensverwaltung wird gestattet. Auch er- 
füllte 20. April 1583 der Nuntius, das in den Unterhandlungen von 
1581 gegebene Versprechen, indem er nun durch ein Indult den 
bairischen Herzogen für den Fall der Nachlässigkeit der Bischöfe 
die volle Strafgerichtsbarkeit über concubinarische Kleriker über- 
trug.") 

Es war nun der Boden soweit geebnet, dass man zu direkten 
Unterhandlungen mit den Bischöfen schreiten konnte. 

Die Bischöfe überschicken (1583) ihre Particularbeschwerden **), 
die dann in Berichten der Regierungen kritisiert werden. Be- 
merkenswert sind vor allem die beiden Berichte der Regierung 



21) Das ganze Dokument iSndet sich. Cod. bav. 2176 f. 1.— f. 20, der zweite 
Tefl aadi in Ck>d. bav. 2173 f. 269; ed. Friedberg p. 827 sq. 

22) Cod. bav. 2173. f. 159. 
28) Bied n. p. 1259. 

24) Beachwerden des Bischofs t. Salzburg, G. 2175 p. 37. t. Begensborg, 
c 2176. f. 44. ▼. Fassaa, c. 2176. f. 69. Die letzten sind die interessantesten ; 
fiHgmente bei Friedberg, p. 204. p. 206. 

4 
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50 Die Concordatoverbandlimgeii. § 7. 25--28. 

Barghausen *^), ans welchen erhellt, dass die ftasseren Behörden den 
Ordinarien noch weit schärfer entgegentraten, als die Gentralregierang. 
Daraufhin werden die einzelnen Beschwerden systematisch zusammen- 
gestellt*^) und bilden nun die Grundlage für die weiteren Verhand- 
lungen. So schlagt schon die Zusammenfassung *7) der Gegenbe- 
hauptungen der Regierung die gleiche Reihenfolge ein ; übrigens werden 
im letzteren Schriftstück einige Goncessionen gemacht : so soll insbe- 
sondere die Regensburger Übereinkunft von 1539 auf die Nachlass- 
behandlung der Kleriker in der ganzen Salzburger Eirchenprovinz 
angewandt werden. 

Nuntius und Bischöfe erneuern nun auf Grundlage wiederum 
des Beschwerdelibells ihre Forderungen und machen ihrerseits Zu- 
geständnisse.**) 

Die letzteren sind schon ziemlich beträchtlichen ümfangs: die 
Bischöfe gestatten bei Visitation die Anwesenheit eines Mitgliedes 
des geistlichen Rats (1, 2) ; sie erkennen indirekt an, dass das Recht, 
die Temporalien zu visitiren in erser Linie ein Recht des Herzogs 
ist (I, 3); den Abtwahlen können herzogliche Commissäre bei- 
wohnen, ja sie können zu Skrutatoren ernannt werden, wenn 
sie Kleriker sind, ein Bestätigungsrecht des Herzogs wird noch nicht 
anerkannt (II, 3); bei Gitationen vor geistliches Gericht soll der 
Grund in der Ladung vermerkt werden (III, 2). Die Regierung soll 
das Recht haben, so lange die Kleriker im Gefängnis sind für das 
Beneficium „Sorge zu tragen" (III, 4) d. h. ohne Umschreibung : die 
Regierung darf die Temporalien des von ihr verhafteten und dem 
Ordinarius zugesandten Klerikers sperren; dagegen wird Possess- 
gebung im Sinne der landesherrlichen Genehmigung der Pfründe- 
verleihung noch nicht zugestanden (IV, 1. 2) ebensowenig die Zu- 



25) Kritik der Passauer Beschwerden c 2176 f. 69 mit Anhang, der bei Sagen- 
heim a. a. 0. p. 542 abgedrackt ist. Kritik der Salzbnrger Beschwerden, 
c. 2176 f. 20. 

26) abgedruckt bei Friedberg, p. 201. 

27) Cod. 2176. f. 184. ein Aaszag in deutscher Übersetsong bei ▼. Freybeige 
a. a. 0. HL p. IX. sq. 

28) Cod. 2176. f. 195. 
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§ 7. 99 — 31. Die Conoordatsyerhandlungen. 51 

standigkeit der weltlichen Gerichte in Processen der Prälaten, in 
Processen der andern Kleriker selbst dann nicht, wenn die Sache 
im Sprengel des weltlichen Gerichtes belegen isi Die Anerbietungen 
der Bischöfe bleiben also noch immer in einigen Punkten hinter 
denen zurOck, die der Nuntius 1582 machte. 

Dennoch wurde von den bairischen Bäten dem Nuntius und 
dem Bischöfl. Commissär am 1. September 1583 der erste Concor- 
datsent¥nirf überreicht.**) Nachdem man am gleichen Tag über 
weitere Zugeständnisse beider Parteien verhandelt hatte, blieben nur 
mehr wenige Differenzpunkte zurück: Die bedeutendsten waren, dass 
die Bischöfe den Klerikern das Privilegium fori wenigstens in Sohuld- 
sachen wahren wollten; vor allem aber, dass sie der Protestation 
der herzoglichen Bäte, wonach in allen durch das Concordat nicht 
geregelten Punkten der bisherige Bechtszustand erhalten werden 
sollte, auch ihrerseits eine gleichlautende Verwahrung anzufügen 
suchen, sonach für das übrige auf das kanonische Beoht verweisen. 

Die beiden Forderungen acceptierte der zweite Concordatsent- 
wurf der Begierung am gleichen Tage.*<^) Auch versprachen die 
Begierungscommissäre, dass in der nunmehr statuierten cumulativen 
Behandlung des Nachlasses der Kleriker dem bischöflichen Commissär 
die entscheidende Stinmie zustehen sollte, ein Versprechen, das wie 
wir sehen werden, nicht gehalten wurde. 

Am 5. September fand die letzte Gonferenz statt. Die herzogliche 
Commissäre hatten inzwischen den 2. Entwurf in einigen Punkten 
umgeändert >^): namentlich war das Zugeständnis in Ansehung der 
Civilgerichtsbarkeit über Kleriker zurückgezogen. Man umging denn 
die Frage, indem man einen bezüglichen Passus in die Vertrags- 
arkunde überhaupt nicht aufnahm, sondern zu Protokoll gab, dass 
es in diesem Punkte bei der bisherigen Übung verbleiben solle, da 
der Herzog die Civilgerichtsbarkeit über Prälaten überhaupt nicht. 



29) Cod. bay. 2176. f. 306. 

30) Cod. bav. 2176. f. 218. 

31) Cod. bav. 2170. f. 226. 
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52 ^<^ landesberrl. Eircbenregiment nach dem Conooidat. §7.32 — 85. (8.1. 

Über die Obrigen Kleriker erst dann aufgeben kOnne, wenn die De- 
legation der Bnraldekane vor sich gegangen.**) 

Dieser Entwarf wurde nun am gleichen Tag mit wenigen re- 
daktionellen Änderungen angenommen und so ö. September 1583 
das Goncordat abgeschlossen.*^) 

Am 7. September teilte der Nuntius den bischöflichen Bevoll- 
mächtigtigten noch nachträglich seinen Erlass gegen die Cioncubi- 
narier mit.**) 

Das Goncordat ist lediglich mit den Bischöfen der Salzburger 
Kirchenprovinz contrahirt. Für die übrigen DiOcesen verblieb es 
vorläufig bei dem bisherigen Bechtszustand : namentlich mit dem 
zumeist beteiligten Bischof von Augsburg kam erst 1631 eine Über- 
einkunft im Sinn des Concordats tou 1583*^) überein. 

§ 8. Das landesherrliche Eirchregiment nach dem 

Goncordat. 

Wenn wir nunmehr versuchen, die Einwirkung des Goncordats 
auf das bairische Staatskirchenrecht darzustellen, so wird dieser Ver- 
such wesentlich dadurch erleichtert, dass wir uns hiebei auf die aus- 
gezeichnete Darstellung Ereittmayr's stützen kennen.^) Allein auf 
der andern Seite kann die Benutzung dieser Darstellung zu dem 
Fehler verführen, die Tendenz, in welcher um die Mitte des 18. 
Jahrhunderts die Eirchenhoheitsrechte geübt wurden, auch auf die 
Zeit Max I. zu übertragen. 

Vorauszuschicken ist, dass das Goncordat nicht das ganze Staats- 



32) Cod. bay. 2176. f. 234. 

88) abgedruckt bei v. Frejberg lU. p. 875. 

34) c. 2176. f. 229. 

35) T. Frejberg m. ^387, der Vertrag Ton 1681 läast manchmal erkouieo» 
welche Auslegong man dem Konkordat in der PraxiB gab. 

1} Was Moser: Landeshoheit im Geistlicben p. 299— 318 bringt beroht grOasten- 
teils auf Kreittmajr; seine „Einleitung in das churbairische Staatsrecht'' (1754) 
p. 225—275. der dieses Hilfsmittel noch nicht zu Gebote steht, ist sehr dürftig. 
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§ 8. 2 — L Das landeBherrliche EircheDiegiment nach dem Gonoordat. 53 

kirohenreoht, sondern nur bestimmte Punkte geregelt hat, und dass 
es denn in den andern bei der froheren Übung und — den früheren 
Gonflikten verblieb. 

Im einzelnen Iftsst sich der damalige Bechtsbestand in zwei 
Gruppen gliedern: einmal die Beohtsnormen, welche Kleriker und 
kirchliche Institute der staatlichen Gerichtsbarkeit und Finanzgewalt 
unterwerfen : in dieser Beziehung steht zwar das bairische Becht noch 
immer weit hinter den Anforderungen der Dekretalen zurück ; allein 
doch sind gerade hier einige Einräumungen zu verzeichnen, die das 
Herzogtum den Bischöfen im Goncordat machte: dagegen blieb die 
andere Gruppe: die Bechtsnormen in Ansehung des landesherrlichen 
Eirchenregiments ziemlich unberührt: wir rechnen unter diese Normen 
neben den eigentlichen Bestimmungen über Verwaltung des Eirchen- 
amtes auch die Bestinmiungen über Pfründebesetzung, Verwaltung 
des EirchenvermOgens, die ja, je nach der Tendenz in der sie aus- 
geübt werden, den Charakter von jura in sacra oder circa sacra an 
sich tragen.*) 

L 1. Weltliche Gerichtsbarkeit über Eleriker und 
res respiratuales. — Givilgerichtsbarkeit: Die Zu- 
ständigkeit in Civilsachen blieb gemäss der Protestation vom 
5. September 1583 von der vertragsmässigen Begelung ausge- 
schlossen und von der gewohnheitsrechtlichen Entwickelung abhängig 
gemacht. Durch die letztem nun erlitt der Staat allerdings eine 
kleine Einbusse: wiewohl die Protestation die geistliche Gerichtsbar- 
keit in Civilsachen der Eleriker nur für den Fall der Delegation von 
Buraldekanen zulassen wollte und diese wenigstens nicht in allen 
DiOcesen stattfand % so kam man doch auf die Anschauung zurück, 
dass nur das forum rei sitae das Privilegium fori aufhebe *), allein 
andrerseits ist dies forum rei sitae auch schon durch bewegliche 



2) VeigL die sehr richtige (bei Kahl : Selbstständigkeitsstellimg der prot Kirche 
in Baiem p. 38 dtierte) Äuseerung Wasserschiebens. 

8) Etliche puncta, den mod. statum diöceseos des Bistums Freysing betr. 1676 
ood. bay. 2173 f. 56 c. 15. 

4) Fixiert ist dieselbe in bair. G. 0. v. 1753 c. 1. § 11, § 12. vergl. y. Erej- 
berg HL p. 189. 



Digitized by VjOOQIC 



54 ^M landesherrlidie Kirchenregiment nach dem Concoidat. § 8. 4a— 5. 

Sachen, nnd wie es scheint, bei persönlichen Klagen gegeben, so 
dass uüT die Klagen um Geldschald dem geistlichen Gericht zufielen.^') 
Die Obern der landstftndischen Institute entbehrten des Privilegs 
auch insoweit*^). — 

Ein strittiger Punkt ist ferner die Nachlassbehandlung geblieben: 
durch c. 6 des Goncordats <^) wurde die Begensburger üebereinkunft 
auf die ganze Salzburger Provinz ausgedehnt. Dieselbe — sehr un- 
bestimmt gefasst — setzt fest: wenn ein Geistlicher ein Testament 
errichtet, so sollen die Testamentsexekutoren den Bischöfen das 
Testament zur Confirmation einsenden, stirbt er ohne Testament, so 
soll die Obsignation des Nachlasses von der weltlichen oder geist- 
lichen Behörde vorgenommen, das Inventar dagegen cumulativ auf- 
gemacht und ein Tag festgesetzt werden, an dem die Nachlassglftubiger 
befriedigt werden sollen. Damit war Raum für eine Reihe von Con- 
troversen zwischen Regierung und Ordinarien geschaffen: unentschieden 
war, wie es gehalten würde, wenn Testator keine Exekutoren ernannt 
hatte, nicht deutlich ausgedrückt, wer über die Rechtsbestftndigkeit 
des Testamentes selbst zu entscheiden habe, wiewohl, freilich aus 
dem Umstand, dass der Bischof das Testament confirmieren sollte 
auf seine Zuständigkeit wird geschlossen werden müssen; fraglich 
war es femer, wem in der Gumulativcommission die entscheidende 
Stimme zustand, fraglich endlich, wer für Erbstreitigkeiten und die 
Eröffnung des Konkurses über den Nachlass zuständig war. Als 
Resultat teils von üebereinkünften zwischen Regierung und Bischöfen, 
teils von einseitig erlassenen staatlichen Anordnungen, ergab sich: 
dass über die Giltigkeit der Testamente die weltlichen Gerichte ur- 



4a) Vergl. Ereittmayr ann. ad. ood. j. jad. (Ausgabe ▼. 1754) c. 1 § 12 c; 
c. 1 § 13 A. (p. 18) Auch das forom arresti, forum connexit., forum recony durch- 
bricht das Privilegium fori vergl. Kreittmayr, a. a, 0. c. I. § 11, § 12, § 13 -— 
Aus der nächsten Zeit nach Abschluss des Konkordats findet sich auch ein FaU, 
wo offenbar Gerichtsbarkeit in Schuldsachen ausgeübt wurde (28. Juli 1606: rergl. 
Kahl, Temporaüensperre p. 72.) 

4b) bair. Gerichtso. v. 1753 c. 1. § 12. n. 10. 

5) AehnL Augsburger Becess v. 1631 c. 3, c. 4; v. 1684 c. 4, c. 5, Frey- 
Singer Becessv. 1718 c. 4 u. AusfQhrungsverordnung des Bischofs c6; Passauischer 
Becess v. 1690 c 17—20 (die Texte bei v. Preyberg m. Anhang). 
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teilten, und dieselbe von Beobchtnng der landesrechtlichen Vorschriften 
abhängig machten, dass eine Gonfirmation des Testamentes nur dann 
fQr notwendig erachtet wnrde, wenn Testamentsexekutoren ernannt 
waren (!), nnd ebenso nnr dann cnmulative Nachlassverhandlnng 
stattfand; dass endlich alle Erbschaftsstreitigkeiten nnd Eröffnung 
des Goncnrses Ober den Nachlass dem weltlichen Gericht zufielen.^) 

Die Strafgerichtsbarkeit über Kleriker erfuhr in einem 
Punkt eine entschiedene Einschränkung indem die althergebrachte 
Cognition Ober Streithändel dem weltlichen Richter entzogen wurde 
(oonc. c. 3 Abs. 1 und 3). Dagegen Obertrug am 20. April 1583 
der Nuntius für den Fall der Nachlässigkeit der Bischöfe den Herzogen 
die Befngniss gegen die concubinarischen Geistlichen selbst mit 
Freiheitsstrafen einzuschreiten, eine Befugnis die wir denn auch bis 
Mitte des 17. Jahrhunderts ausgeübt finden. 7) Im übrigen ist formell 
die Zuständigkeit der Territorialgewalt nicht beschränkt worden, 
sondern es wechseln nur die Straf arten, die man gegen Kleriker 
Yerhängen durfte. C. 3 cono. 1583 nämlich verbot die Ausdehnung 
der Sicherheitshaft in eine Strafhaft. An Stelle der Freiheitsstrafen 
trat dann eben Landesverweisung.^) Allein materiell liegt hierin 
allerdings, wie sich aus der seltenen Anwendung ergiebt, eine Ein- 
engung der staatlichen Strafgerichtsbarkeit, da man zu Landesver- 
weisung ja doch nur im äussersten Notfall greifen konnte. Tem- 
poraliensperre erscheint in dieser Periode vorwiegend als Disciplinar- 
mittel gebraucht.^) Zu bemerken ist endlich, dass diese Strafen nie- 
mals von dem ordentlichen Richter, sondern lediglich von dem Landes- 
■ herm oder geistlichen Rat verhängt werden konnten.*^) 

In Ansehung der Zuständigkeit in rebus spiritualibus sind 
die durch das Goncordat getroffenen Aendernngen nicht sonderlich 



6) Die Materalien bei y. Freyberg m. p. 112 sq; Mayr^a General. Samml. 
n. Th. 6. n. 21, n. 26; IV. Th. 6 n. 6, n. 32, n. 42, n. 43, n. 64, n. 69, n. 82, 
n. 94, n. 113, n. 134 

7) Friedberg, p. 222 n. 5. a. E. p. 228 n. 1. a E. 

8) liori 135. (1602); 113 (1628); 358 (1717); 317 (1728). 

9) siebe unten Note 43a. 

10) G. 0. V. 1614 tit. 9; 9, Abs. 2. 
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bedeutend. Zanäohst gehört vor das weltliche Qericht: 1. der pos- 
sessorische Rechtsstreit über die Zehnten, 2. die Klage nm die ein- 
zelnen Leistungen, wenn der Beklagte ein Laie ist, 3. Processe nm 
Laienzehnten. 1^) In den beiden letzten Fällen ist neben dem welt- 
lichen Gericht anch das geistliche coiupetent: eine Bestimmung, die 
sehr undeutlich ausggdrückt in der Praxis anch nicht weiter beachtet 
wurde. ^*) Für den Streit Ober das geistliche Zehntrecht in petitorio 
war das geistliche Gericht zuständig. — üeber Stolgebühren schweig^ 
das Goncordat, dagegen erfuhren sie eine genaue Normierung durch 
die P. 0. von 1616 B. III lit. 9, der materiell allerdings auf Ver- 
einbarung mit den Ordinarien beruhte aber dennoch in Form ein- 
seitigen Staatsgesetzes erlassen wnrde. So findet sich denn auch aus 
späterer Zeit ein Beispiel, dass ein Rechtsstreit über Beschwerung 
mit Stolgebühren vor dem weltlichen Richter geführt wurde.") — Die 
Ehegerichtsbarkeit der Ordinarien wird in vollem Umfang aufrecht 
erhalten (conc. c. 7). — Die delicta ecclesiasticader Laien endlich werden 
vom weltlichen Richter gestraft; cumulativ erkennt das geistliche 
Gericht auf die kanonische Strafe. ^^) 

Rechtshilfe: Wenn der Staat die geistliche Gerichtsbarkeit 
innerhalb bestimmter Schranken überhaupt anerkannte, so mussten 
natürlich auch Normen über Gewährung staatlicher Rechtshilfe 
bestehen; und dass das Goncordat wenigstens teilweise hierin Vor- 
kehrungen traf, kann nicht als Rückschritt, sondern eher als Fort- 
schritt betrachtet werden.") 

Die Rechtshilfe wird geleistet durch Gestellung der Parteien und 
Brweismittel vor das geistliche Gericht und durch Exekution der Ur- 
teile. Was die Gestellung der Parteien betrifft, bestimmt c. 3 Abs. 1 
conc, dass im Strafverfahren gegen die Eleriker dieselbe nur in den 



11) oono. y. Abs. 2. 

12) Etwas dentlicher im Freysinger Becess v. 1718. Über die gansse Frage 
Kreittmajr, ann. ad. Cod. dy. IL 10 § 24 n. 1, 2. 

13) Mayr. G. S. IL TL 6, n. 10. 

14) conc. c. 3 Abs. 4. und vor aUem Augsbuiger Becess von 1631, c 5; dem- 
entsprediend ood. crim. y. 1751 I. o. 7. § 1 — 8. 

15) A. M. Friedberg p. 215. 
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§ 8 16—82. Das landdahenrliche Kircheniegiment nach dem Conoordat. 57 

schwersten Fällen durch Verhaftang und Zusendung bewirkt und 
auch dann von jeder Verunglimpfung des Angeschuldigten abgesehen 
werden solle; im allgemeinen soll Cautionsbestellung genügen. 
Ebenso sind nach dem Augsburger Becess Ton 1631 c. 5 die Laien, 
welche Gotteslästerung, Simonie, Verletzung von Klerikern verbrochen 
haben, dem geistlichen Richter zur Verhängung der censura canonica 
zu stellen.^®) 

Die Ladung der Zeugen wird vermittelt durch den zuständigen 
weltlichen Richter i^) (cono. 3 Abs. 2). 

Ebenso muss die Execution der urteile, soweit dieselbe die An- 
wendung von Zwangsmitteln voraussetzt durch den weltlichen Richter 
erfolgen ^^), namentlich treibt er auch die Geldstrafen ein, so dass 
die Bestimmung des Goncordats, wonach Strafgeldern zu gottgefälligen 
Werken innerhalb Bayerns verwandt werden sollen (conc. c. 3 Abs. 1), 
leicht aufrecht erhalten werden konnte. 

Die Lehre von der Rechtshilfe fuhrt von selbst auf die sehr 
schwer zu beantwortende Frage: hat es nach älterm bairischen 
Staatskirchenrecht einen Rekurs an den Landesherrn gegeben. 
Wir müssen die Beantwortung jedoch vorderhand noch ver- 
schieben. ^®) 

2. Die Finanzgewalt des Staates über Kleriker 
und Kirchengut*<>) besteht ungehindert fort.**) Die Prälaten 
zahlen die Standsteuer; die übrigen Kleriker von ihrem Privatver- 
mögen wie seither eine 3 %tige Einkommensteuer **) ; von dem Pfründe- 



16) TBigl. Note 14. 

17) dag nllhere bei Eieittmayr, ann. ad. ood. dv. Y. 19 § 42 n. 21; y. Frey- 
1»ei^ m. p. 148. 

18) Ernttmayr a. a. 0. Y. 19. § 42. n. 25. 

19) siehe die AoBföhnrngen in § 10 Note 61 sq. 

20) Näheres in der ausgezeichneten DarsteUung Ereittmayr's, bair. Staatsrecht 
fi 171, § 172, § 178. 

21 j Conooidat y. 1588 bestimmt gar nichts: c. 5 Abs. 1 kann nicht mit Kahl, 
Temporaliensperre p. 59 hierher bezogen werden; wohl dagegen § 15, Becess 
TOD 1631. 

22) Steaerinstroktion yon 1612 § 86. 
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58 I)>s landesherrliche Kirchenregiment nach dem Conoordat. § 8. 23 — ^28. 

gat wird die Widumsteuer gezahlt. Der derselben seit 1554 zu 
Grunde liegende Steuersatz bildete sich zu einem Stenersimplum aus, 
das 17,- oder 2 mal auferlegt wurde.««) — Ebenso hoch war das 
Fabrikgut, soweit dasselbe den zum jahrlichen Unterhalt notwen- 
digen Eapitalbetrag überstieg, besteuert.«*) Die Steuer von Pfründe- 
und Fabrikgnt ist eine „Ordinarsteuer", d. h. sie kann nur in den 
herkömmlichen Fallen erhoben werden.«^) Besteuerung des Kirchen- 
gutes in anderen als den hergebrachten Fallen erlaubt man sich 
nur in der höchsten Not.«*) Ergaben sich aber dennoch ausser- 
ordentliche Bedürfhisse, so liess man sich Öfters Tom Papst Dezi- 
mationen des Klerus und des Kirchengutes bewilligen, die noch 
dazu den Vorteil hatten, von landschaftlicher Bewilligung unab- 
hängig zu sein: eine Ausübung staatlicher Finanzgewalt liegt darin 
nicht.«^) 

II. Das landesherrliche Kirchenregiment. Hier ist 
vor allem das Recht l.der Besetzung des Kirchenamtes dar- 
zustellen. 

Auch von den Bischöfen -— und das ist ein entschiedener 
Fortschritt, — wird die landesherrliche Possessgebung als Form 



28) Das Simplom hetrftgt nach der Steuerinstr. Vs der Landatener alao 
3 Pfennig von der Kölner Mark, vergl. femer das bereite dtierte Gutachten der 
juhBtischen und theolog. Falcultät Ingolstadt y. 1616 (cod. bay. 2178, f. 163) hier 
werden angeführt die Steuergesetze von 1558, 1568, 1576, 1588, 1594, 1606 
(u. 1612). 

24) § 88 der Steuerinstr. v. 1612. 

25) Über die juriatiach nicht sehr scharfe Unterscheidung Ereittmayr a. a. 0. 
p. 381. 

26) TergL das dtierte Gutachten. 

27) Kreittmayr. ann. ad. cod. dv. V. c. 19 § 27 n. 7. Die Aeusserung Erdtt- 
mayr's ist nicht (Wamkönig : staatsrechü. Stellung der kath. Kirche p. 147) 
so zu yerstehen, als wenn den Landeaherm in ausserordentlichen F&Uen ein 
Becht gerade der Dezimation zustehe, sondern ist lediglich auf das Beeteuerungs- 
recht in ausserordentlichen Notflülen überhaupt zu beziehen. — Die Erhebung 
des Zehnten geschah gewöhnlich, wenn auch nicht immer, durch die Bischöfe, 
die dann den Betrag den Landeeherm zustellten; später dne der Controyersen 
im MOnchener Nuntiaturstreit : (Münch: Geschichte des Emser Congreasea 
p. 306-329). 
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§ 8. 28—37. Das landesherrliche Eirchenregiment nach dem Goncordat. 59 

landesherrlicher Zastimmnng zur Verleihung der Temporalien '^) an- 
erkannt. Die Possessbriefe sollten nach dem Goncordat bei den Re- 
gieningen erholt werden, allein schon die geistliche Ratsinstraktion 
von 1584 delegierte hiezu den geistlichen Rat*^) Die üebnng, vor 
Possesserteilung jeden Tom Bischof instituierten Kleriker zu exami- 
nieren, ist zwar weggefallen '^), allein trotzdem hangt die Gonsens- 
erteilnng in Form Possessgebung yom freien Willen des Landesherm 
abf und kann daher auch verweigert werden.*^) Namentlich finden 
sich hiefQr viele Belege, bei Besetzung incorporierter Pfarreien durch 
Religiösen; denn das frühere Verbot blieb aufrecht erhalten.»«) Folge 
der Verweigerung der Possessgebung ist, dass die Amtsübertragung 
nicht anerkannt, also das Pfründeeinkommen gesperrt und das brac- 
chium secnlare verweigert wird.»») 

Einen positiven Einfluss anf die Pfründebesetzung gibt das Prft- 
sentationsrecht in den papstlichen Monaten, wie sich denn auch die 
Bewerber um die landesherrliche Präsentation noch immer einem 
Examen unterziehen mussten.'*) Manchmal artete die Präsentation 
geradezu in Gollation aus.»^) 

Desgleichen gestand man nach zähem Widerstand, dem Landes- 
herm das Recht zu, die regelmassig gewählten '*) oder postulierten »^ 
Aebte zu bestätigen. Die Ansetzung des Wahltages sollte der Ver- 



28) Gonc. c. 4. Abs. 2. Es ist oben erwähnt (§ 7 Text nach n. 28) dass die 
Bischöfe sich lange nicht zu dieser Goncession entschliessen konnten. — Beoess mit 
Angsbnig 1631 § 1; 1684 § 1. 

29) Cod. bay. 2173 f. 237 sq. 

30) ocmc. a 4 Abs. 1. 

31) Loii f. 112 (1611); f. 216 (1587). 

22) Lori f. 149 (1692); 120 (1618); 168 (1648). 

33) Kahl, Temporaliensperre 77-92; bes. (85) der Fall des Pfarrers Dippler. 

34) 6. B. 0. von 1584 . . . (examen Monachiense) circa eos, quibos 
parochiae seu alia ecdesiastica benefida de jore patronatus serenissimi Dncis, 
MQ qnae Pen tifidis mensibns yacare oontigerit, committenda snnt, negligendum 
Bon est 

35) Kahl a. a. 0. p. 77 n 2. 

36) Gonc c. 2 Augsb Recess t. 1631 § 23, 1684 § 19, 

37) T. Frejbetg UL p. 29 (a. 1605). 



Digitized by VjOOQIC 



60 I^ laodeehenüche Kircheiir^giiiiait nalh dem Cononrdat § 8. 38 — 43. 

einbaniDg des Bischofs und der Begiemng nnterliegeo: tatsächlich 
entschied die letztere.**) 

Das Oenehmignogsrecht führte natflrlich dasa, dass man schon 
von vorneherein bestimmte Personen, ja ganze Gonvente von der Wahl 
aosschloss.*') Ein Mittel der Wahlbeeinflnssnng war aach Anwesenheit 
von herzoglichen Gommissftren während des Wahlaktes; ursprünglich 
von den Ordinarien nicht zugestanden wurde sie schliesslich welt- 
lichen wie geistlichen Gommissftren eingeräumt, wenn sie zu Skru«- 
tatoren ernannt wurden>^) 

2. Ganz unberührt von der Normierung durch das Concordat 
blieb die landesherrliche Aufsicht über die V e r w a 1 1 u n g der Eirchen- 
ftmter ; namentlich wurde den aus der ElosterbuUe von 1523 abgeleite- 
ten Befugnissen nicht derogiert. — Die Aufsicht wird denn auch jetzt 
nicht im Sinn eines blossen jus cavendi geübt, sondern der Landes- 
herr erzwingt die ErfQllung der durch Ordination und Amtsantritt 
gegen die Kirche übernommenen Verpflichtungen, normiert den In- 
halt der Verpflichtungen nftber, straft Zuwiderhandlungen mit Dis- 
ciplinarmitteln. 

So finden sich denn zahlreiche Verfügungen, welche die Ab- 
haltung von Andachten, Processionen, Ereuzgftngen, Christenlehren ge- 
bieten. ^^) Die Pfarrer werden zur Anstellung von Cooperatoren ge- 
nOtigt.**) Wegen Unfleisses in der Verrichtung des Oottesdienstes, Ver- 
sftumung der Besidenzpflicht, ftrgerlichen Lebenswandel, werden Ver- 
weise erteilt.**) Die Disciplinarmittel sind Terschieden: abgesehen 
Yon Freiheitsstrafen, und manchmal Landes?erweisung gegen Con- 



38) L. f. 234. a. 1592 (an den Erab. y. Sahboig). 

39) Zahlr. Befspiele bei Lori f. 288- 244. 

40) Conc. c. 2. AusfÜhrl. Bestinmrangen in der Instruktion yon 1645 (y. Frey- 
berg in, 26); Augsb. Beoeea y. 1684 § 19. 

41) Lori f. 12 (1585, 1615, 1631, 1639); f. 65 (1604, 1603, 1607,1611, 1617) 
f. 68 (1610, 1615) f. 113 (1618) f. 114 a639) f. 75 (1641). 

42; Lori f. 124 (1626, 1630) f. 126 (1603), f. 127 (1619, 1626), f. 128 
(1637). 

43) Siehe die Beispiele bei Friedberg p.22d n. 5, Stieye, das kirchliche Polizei- 
regiment Max I. p. 35, p. 36. 



Digitized by VjOOQIC 



Jj 8. 48a — 46. Das landeeherrliche Kirchenregiment nach dem Gonoordat. 61 

cnbinarier, unterliegen Beneficiaten der Temporaliensperre. ^^) Gegen 
die Beligiosen dagegen bestehen die alten Straf mittel fort: Aebte 
werden entsetzt;**) zur Bestrafung der übrigen Mönche die Oberen 
durch Crommissionsbefehle, denen sie Folge zu leisten haben, ange- 
halten.««) 

Die Eenntnissnahme von der Amtsverwaltung des Klerus geschah 
früher durch Visitationen ; nachconc. c. 1 Abs. 2 u. 4 sind dieselben 
auf Besichtigung der Temporalien beschränkt. Allein eine solche 
Beschränkung hatte natürlich materiell wenig Bedeutung, weil eben 
gelegentlich der Visitation des Eirchengutes und auch sonst auf die 
mannigfaltigste Weise von dem Betragen der Kleriker Nachricht ein- 
gezogen werden konnte. 

3. Die staatliche Verwaltung des KirchenvermOgens 
ist im Concordat (conc. c. 1 Abs. 2 u. 4) nach ihrem vollen um- 
fang anerkannt: schon dieses Zugeständnis wiegt alle Einräumungen 
der Herzoge vollkommen auf. So konnten auch die Bestimmungen 
der L. 0. von 1553 durch die L. P. 0. von 1616 I. tit. 9. ledig- 
lich wiederholt werden. Nur einige Zusätze sind in dem letzten 
Gesetze angebracht, deren bedeutendster dahin geht, dass I. tit. 9. 
art. 16 Abs. 2 u, 3 die Veräusserung nicht bloss des Fabrikgutes, 
sondern des KirchenvermOgens überhaupt, also namentlich auch des 
Pfründegutes an die Genehmigung des Landesherrn geknüpft hat. 
Des weiteren ist durch Dekret v. 15. März 1612*^) vorgeschrieben 
worden, dass jeder Pfarrer zur Wendung der Baufälle an den Pfarr- 
hOfen mindestens 10 fl. jährlich verwenden solle. Diese Bestimmung 
wurde dann durch Erlass des Bischofs von Begensburg, den die Re- 
gierung durch Generale vom 16. März 1696 acceptierte, dahin aus- 
gedehnt, dass dem Beneficiaten die Baulast am Pfründegebäude 
überhaupt ausschliesslich, natürlich salva congrua, obliege: eine Be- 



43a) yeigl. die Belege bei Kahl, Temporaliensperre p. 111, p. 114, p. 117. 
p. 118, p. 120. 

44) Friedberg, p. 228 Note 1. 

45) Beiap. bei Lori f. 163. 

46) y. Freybeig m. p. 89. 
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62 ^>M landesherrliche Kirchenregiment nach dem GonoordaU § 8. 47 — 51. 

stimmnng, die sich gewohnheitsrechtlich binnen knrzer Zeit auf das 
ganze Gebiet des bairischen Landrechtea von 1756 ausgedehnt zu 
haben scheint, ^7) und in der Tat nur die consequente Durchführung 
der Trennung von ?fründe und FabrikvermOgen ist, die ja in Baiern 
schon seit längerer Zeit bestand. Das ElostervermOgen wurde nach 
wie vor vom Abte verwaltet, jedoch verblieb aber auch der Re- 
gierung das Becht, im Notfall einen Administrator aufzustellen. Nur 
bedurfte es hiezu in vakanten Klöstern nach conc. c. 2 Abs. 2. nun- 
mehr der Genehmigung des Bischofs; *7^) alle drei Jahre hat der 
jeweilige Verwalter des Klostervermögens Rechnung zu legen. *•) Ver- 
äusserungen des Klostergutes bedürfen ebenfalls nach der L. P. 0. 
V. 1616 L lit. 9. art. 16 der Einwilligung der Reg. die auch zu 
Klosterbauten im Kostenbetrag von über 400 fl. erforderlich ist^^ 

Schliesslich bleibt zu erwähnen, dass die staatliche Aufsicht über 
das KirchenvermOgen jetst wie früher die herzogliche Zustimmung 
zu Pfründeveränderungen durch den Bischof nötig machte, ebenso zu 
Resignationen, die ja meist mit einer Belastung der Pfründe durch 
Pension verbunden waren.*®) 

Die Ausübung eines landesherrlichen Kirchenregiments führte 
natürlich 4. zu einer Beschränkung der Jurisdiktion der 
Ordinarien. Hier hat nun in der Tat das Concordat den Rechts- 
zustand zu Ungunsten der Herzoge geändert, hat aber auch gerade 
in diesem Punkt am wenigsten Geltung erlangt: nach dem Con- 
cordat musste die Abhaltung von bischöflichen Visitationen blos an- 



47) Ereittmayr, annot ad 1. c. I. 7 § 42 n. 9. das Generale der Beg. (Mayr'a 
6. S. 4. Tbl. 6 n. 63) ist von y. Freyberg ganz falsch referiert 

47a) d. man aber nicht immer einholte. Gray. y. 1773. 11. 2. bei Friedberg 
p. 847. 

48) Dekr. y. 20. Juni 1689 (M. G. S lY. Th. 6 n. 49) u. Conc c 1. Abs. c. 

49) yei^l. überhaupt ▼. Freyberg m. p. 72 — 98; näher auf daa Eirchenveiv 
mögensrecht einzugehen hat kein Interesse, da sich dasselbe yon dem referierten 
abgesehen, aus einer Beihe Bestimmungen Über Formation der zuständigen Behör^ 
den, Kirdienrechnungskontrole etc zusammengesetzt, die jeder bleibenden Bedentnag 
entbehrt. 

50) Lori f. 118 (1618 ; f. 200 (1592); f. 202 (1643); f. 308 (1624 ; f. 330 
(1650); f. 336 a702). 
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§ 8. 51—58. Das landeeherrlidie Eirchenregiment nach dem Concordat 63 

gezeigt werden ;^^) dennoch verlangte man nach wie vor Genehmi- 
gung; ^>) das bischof liche Visitationsrecht sollte nach dem Concordat 
sich auch auf die Temporalien erstrecken; anstatt dessen forderte 
man bei der Visitation des Pfründegntes für den landesherrlichen 
C!ommissflr die Direktive ^^) and schloss Visitationen des Elostergutes 
aus.^^) üeberhanpt suchte man die EirchenvermOgensverwaltung der 
Gontrole der Ordinarien gänzlich zu entziehen. — Zwar bestimmte 
das Konkordat (c. 5 Abs. 2): in contraotibus super rebus ecclesiasticis 
celebrandis pro eorum legalitate utriusque superioris consensus re- 
quirendus est. Allein man hielt die Genehmigung der Ordinären 
zur Ausleihung von kirchlichen Kapitalien fUr überflüssig und ge- 
stattete auch die Hitteilung der Kirchenrechnungen an dieselben 
nicht ^^), d. h. man machte eine Gontrole der Ordinarien faktisch 
unmöglich. — Ebenso blieb die Besteuerung durch den Bischof an 
die Einwilligung der Landesregierung geknüpft, wie dies im Grunde 
auch das Konkordat (c. 1 Abs. 3) anerkannt hat; d^nn ob eine 
Steuer eine insolita exactio und darum unzulässig sei, darüber hat 
ja allein die Begierung zu entscheiden; so ward denn auch unter 
Max I. die Entrichtung portio canonica^^) verboten und erst in 
späteren üebereinkünften wieder gestattet.^^) Endlich bedürfen die 
Anordnungen von Processionen, Jubiläen, öffentlichen Gebeten etc. 
nach der geistl. B. 0. vom 2. Juli 1629 der landesherrlichen Ge- 
nehmigung.^^) 

III. Der geistliche Bat. Schliesslich ist noch mit ein 
paar Worten der Centralbehörde für kirchliche Angelegenheiten, 
des geistlichen Bates Erwähnung zu tun. Die Competenz des 



51) Conc. c. 1. Abs. 1. 

52) Beispiele bei Friedberg p. 226 n. 4. 
53j ▼. Ib!eybeig HL 125. 

54) Friedberg cit.; zeitweise Hess man sich auch wieder zu (Augsb. Bec. ▼. 1684 
$20); ein fester Zustand bildete sie nicht; näheres Über Visitation bei Kreitt- 
i&ayr Y. 19 § 43 n. 3. 

65) Beispiele bei Friedberg, p. 226. n. 4; p. 230 n. 1. M. G. S. lY. Th. 6. 
». 47. n. 60. 

56) dehe § 6 Note 54. 

57) Angab. Bec 1684 § 10 Dekret v 1698 bei ▼. Freiberg m. p. 413. 
58} ▼. Eroyberg m. p. 188. 
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64 I)&B landesherrliche Eirchenregmient nach dem Coiioordat. §8.59 — 61. §9. 1. 

geistlichen Rats blieb im allgemeinen die selbe wie vor dem 
Konkordat, soweit sich nicht durch das letztere Aenderungen 
im Bestand des Staatskirchenrechtes selbst ergeben hatten.^*) 
(Examen etc.) Was die Besetzung anlangt, so war es aller«- 
dings sehr bedenklich, vorwiegend Kleriker zu geistlichen Baten 
zu ernennen*®); allein so lange der energische Max I. regierte, be- 
wirkte dieser umstand lediglich, dass man die Behörde in manchen 
Fällen auf blosse Begutachtung einschrftnkte.*^) Unter Fürsten frei- 
lich, denen es an persönlicher Initiative fehlte, wie dies bei den drei 
nächsten Nachfolgern jenes bedeutenden Churfürsten der Fall war, 
musste die klerikale Besetzung zum Verzicht auf AusObung des landes- 
herrlichen Kirchenregiments mitwirken. 



§ 9. Abwehr des Protestantismus. — Sittenpolizei. — 

Schulwesen. — Charakteristik des Kirchenregiments 

der bairischen Herzoge und Max L 

um einen Gesammteindruck von der Stellung der bairischen 
Herzoge und Maxi, zur Kirche zu erhalten, ist es noch nötig, kurz 
darzustellen, durch welche Normen der Staat das Eindringen des 
Protestantismus abzuhalten, Religiosität und Sittlichkeit der Laien 
zu heben versuchte: Staatskirchenrecht ist das freilich, wenigstens 
im Sinne des kanonischen Rechtes nicht. ^) — 



59) Am besten beschreibt sie der Nantiiis im Auszug v. 1580 o 1. y. Frey- 
berg p. 331. nur in einem Punkt ergiebt sich eine Schwierigkeit: die geistl. Bats- 
instruktion Ton 1584 bestimmte: die Kirchenrechnungen können zwar an sich auch 
von der Hof kammer kontroliert werden, dennoch sollte die Würde der Kirchen wegen 
die Bechnungslegung vor dem geistlichen Bat mit Beihilfe der Hofkammenftte ge- 
schehen. AUein ans der späteren R. 0. (B. 0. v. 1008 c. 11 bei ▼. Freybeig 
p. 187.) B. 0. y. 5. April 1769 (M. G. S. IL Th. 6. n. 66. und den Nachrichten 
Kreittmayr*s ergiebt sich, dass die Bechnungskontrole der Hofkimmer yerblieb und 
nur geLstlidie Bäte hiezu beigezogen wurden; daraus folgt, dass die Bestimmung y. 
1584 keine Geltung erlangte. 

60) G. B. 0. y. 1584. 

61) y. Freyberg m. p. 42, p. 82, p. 87. 

1) Die beste Darstellung für die ältere Zeit bleibt Winter Gesch. d. eyang. 
Lehre in und durch Baiem; yergl. femer die Darstellung bei Sugenheim p. 1 — 90; 
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§9.1 — 7. Abwehr des ProtestantiBmus. — Sittenpolizei. — Schulwesen. — 65 

Die ältesten baltischen Mandate gegen Luther nnd die Lutheraner 
stammen aus den Jahren 1522, 1624 *), 1531. Das erste verbietet 
noch ziemlich unbestimmt die neue Lehre, das zweite führt Censur 
ein, untersagt den Besuch der Universität Wittenberg und droht den 
Lutheranern Bestrafung nach dem Edikt von Worms, den Bestimmungen 
des Regensburger Beformdekrets, und den sehr dehnbaren Beichs- 
tagsbeschlüssen zu Nürnberg ^) von 1524. — Das letzte Mandat ent- 
hält Ausführungsbestimmungen zum Beichsabschied von Augsburg. — 
Ausserdem wurde 1528 ein Verbot wider „Auslaufen zu fremden 
Predigern" erlassen.*) Diese Mandate in der Praxis sehr streng 
gehandhabt, hatten für einige Zeit eine wenigstens äusserliche Unter- 
drückung des Protestantismus zur Folge. 

In den ersten Jahren der Begierung Albrecht V. erwachte der- 
selbe wiederum und concentrierte sich in dem Verlangen nach dem 
Laienkelch. Allein eine noch nicht genügend aufgeklärte Sinnes- 
änderung des Herzogs führte, obwohl der Laienkelch durch Pius IV« 
der deutschen Nation bedingungsweise zugestanden wurde (16. April 
1564), nach und nach zur gänzlichen Unterdrückung der ütraquisten 
(1572).*) Landesverweisung war jetzt — nach dem Augsburger 
Beligionsfrieden — Strafe der Häretiker. Unter Max L wird 
auch noch der Verkauf der Güter protestantischer Eigentümer 
oder wenigstens deren Verwaltung durch Katholiken erzwungen.^) 
Als endlich die Oberpfalz an Baiem kam, leugnete man in juristisch 
sehr anfechtbarer Deduktion die Geltung des annus decretorius für 
dieses Gebiet 7), so dass in ganz Baiern die katholische Confession 
allein zugelassen war. 

Neben direktem Ausschluss der Protestanten suchte man auch 



Hedicos Geschichte der evangl. Kirche in Baiem 446—460 nnd yor aUem Stieve: 
du kirchliche Polizeiregiment in Baiern unter Max I. 

2) beide im Anhang bei Winter I. 

3) Bänke H. p. 40—45. 

4) Winter p. 2ö7. 

5) Sagenheim p. 84—87. 

6) Stieve p. 11 sq. 

7) Moser: Landeshoheit im Geistlichen IV. c. 7 § 34. 
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66 Abwehr des Protestantisraus — Sittenpolizei. — Schulweeen. — § 9. 8 -15. 

durch strenge Censurgesetze 8) und Ueberwachung der bairischen, im 
Ausland sich aufhaltenden, Untertanen Einwirkungen der neuen Lehre 
auf die Altgläubigen abzuschneiden. 

Vor allem aber drang die Eegienmg direkt auf Befolgung der 
Kirchengebote auch seitens der Laien: Mandate wegen Abhaltung 
von Gebeten *®) und umgekehrt sehr weitläufige Verbote der Gottes- 
lästerung i*), Fastengesetze **), Communikantenordnungen 1«), werden 
erlassen. Auf das Detail dieser Verordnungen einzugehen, hat kein 
rechtsgeschichtliche Interesse. 

Schliesslich ist noch zu erwähnen, dass auch der Schulbetrieb 
fast ausschliesslich in die Hände der Kleriker gelegt war. ^^) Kl ach der 
Trennung der Elementarschulen von den Mittelschulen fiel die An- 
stellung und Besoldung der Lehrer auf dem Lande den Pfarrern, in 
den Städten den Magistraten anheim.^^) Vor allem aber war es von 
Bedeutung, dass an Stelle der früheren weltlichen Mittelschulen, — 



8) Die bedeatendsten Censurmandate datieien von 1524 (siehe oben) 1540 (Cod. 
bav. 2536: Mandatenbuch von 1526—1599 f. 349) 1565 (a. a. 0. f. 351), 158J 
(a. a. 0. f. 353 i 1598 (in: Emewerte Mandate und Landgebote durch Max 1. Mün- 
chen 1598) die Censur geschah durch geistl. Bäte, als Sachverständige wurden meist 
Jesuiten beigezogen. (Stieve p. 26.) 

9) Die frühesten Landgebote sind hier neben dem im Text bereits erwähnten 
von 1524 und 1528, ein Landgebot v. 15. Juli 1548, das den Besuch nur einiger 
kathol. Universitäten erlaubte; ein Landgebot v. 30. Sept. 1568 bestimmt ausfuhr^ 
lieh über die Erfüllung der kirchlichen Pflichten durch die Laien, welche sich in 
fremden Territorien aufhalten; aus der gleichen Zeit stammt auch das Institut der 
Beligionsagenten (Sugenheim p. 84) . Über den genauem Ausbau dieser Normen unter 
Max I. yergl. Stieve p. 24 u. f. Dieselben bestehen noch lange Zeit in gleicheiq 
Umfang fort: Mandat v. 22. Sept. 1738. 

lOj V. Freyberg III. p. 164 sq Stieve p. 51. 

11) Mandat v. 1546 (a. a. 0. f. 1), v. 1571 (a. a. 0. f. 7); v. 1589 (f. 30j 
V. 1598 (Emewerte Mandate etc.); Stieve p. 45 sq. 

12 j Mand. v. 1560 (a. a. 0. f. Ö74j 1565 (f. 578); 1579 (f. 580); v. Frey^ 
berg p 167 unten. 

13j V. Freyberg m. p. 162. 

14) Prantl in d. Bavaria 1.: zur Creschichte des Unterrichtes in Ober- und 
Niederbaiem; Zimgiebl: Studien Über das Institut der Gesellschaft Jesu p. 266 
bis 274. 

15) PranÜ. a. a. 0. p. 5S5; Freising. Recess v. 1718 § 14. Passaoischer Beoess 
▼. 1690 § 15. 
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§ 9. 16—20. Gharakteristik des Kirchenregiments der bair. Herzoge u Max T. 67 

in welchen vorzugsweis Humanisten lehrten, — nunmehr die Jesuiten- 
schulen traten *«); denn damit ist die Propaganda für die lutherische 
Denkweise hedeutend gehemmt worden. Aber auch an der Uni- 
Tersität verdrängten nach und nach die Jesuiten das Laienelement 
wenigstens aus der philosophischen Fakultät *') ; die weltlichen Pro- 
fessoren hatten den Glaubenseid zu leisten ^®), eine Bestimmung, die 
1581 auch auf die Elementarschullehrer ausgedehnt wurde. 

Wir haben hiemit die Darstellung eines Zeitraumes abgeschlossen, 
der füglich die Periode des landesherrlichen Kirchenregiments genannt 
werden kann. Denn das war die Wirkung der Reformation auch in 
den katholischen Gebieten, vor allem aber in Baiern, dass das Kirchen- 
regiment der Bischöfe nahezu suspendiert wurde. Auf das frappanteste 
ähnelt dieser Kechtszustand dem der protestantischen Territorien. Wenn 
Melanchthon noch 1530 und 1537 das landesherrliche Kirchenregiment 
auf ein angebliches Landespatronat stützte ^^), so war, wie aas den 
Konkordatsverhandlungen hervorgeht, auch in Baiern diese Begründung 
geläufig. Ja es findet sich sogar die Mahnung, man solle den Bischöfen 
gegenüber auf natürliches und göttliches Becht sich berufen: der 
Boden, auf dem ja auch die Theorie vom Becht der Fürsten als 
praecipua membra ecclesiae oder custodes utriusque tabulae erwachsen 
ist.*^) Doch darf man der letzten Aeusserung vielleicht kein grosses 
Gewicht beilegen : im allgemeinen sind es Titel des kanonischen Rechts : 
Patronat und unvordenkliche Verjährung, auf die sich der Landesherr 
stützte. — Der Gedanke einer Verschiedenheit der Zwecke von Kirche 
und Staat stammt aus späterer Zeit. Es wäre darum nicht 
richtig, lediglich von Kirchenhoheitsrechten der bairischen Herzoge zu 
reden; allerdings handelt es sich auch um persönliche Einbeziehung 
der Kleriker in den Untertanen verband : allein dies war nur eine 



16) Prantl. a a. 0. p. 536 -548. 

17) PrantL in der Bav. I. 2. Abth. p. 705 sq; Geschichte derLudwigs-MaziiuilianB- 
uniTersität I. p. 219—348. 

18) Zimgiebl p. 268, 269. 

19) Richter, Geschichte der evangel. Kirchenvorfjissung. p. 77. 

20.» Bichter, a. a. 0. p. 78 — 81 ; vergl. auch 0. Mejer, Grundlagen des luthe- 
lischen Eirchenregiments p. 27. 

5* 
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68 CSiarakteriBtik dee Eircheniegimeota der bair. Heizoge q. Max L § 9. 21. 

Vorbedingung des landesherrlichen Kirchenregiments. — Wenn die 
Herzoge vor und nach dem Konkordat Disciplinargewalt gegen die 
Kleriker ausüben, wenn sie bestimmen über Gottesdienst, Verwaltung 
des Lehramtes, so tun sie damit nicht weniger als die protestantischen 
Stande durch Erlass ihrer Kirchenordnungen. Ändere Bechte, die 
man heutzutage zu den jura circa sacra zählt, gewannen dadurch 
selbst wiederum die Bedeutung von jura in sacra. 

Aber in einem ?unkt unterscheidet sich das bairische Becht 
dennoch scharf von dem der protestantischen Gebiete. Während dort der 
Landesherr die volle bischofliche Gewalt handhabt, mussten die bairi- 
schen Herzoge als Vorkämpfer des Katholicismos dieconcurrierende 
Jurisdiktion der Ordinarien rechtlich immerhin anerkennen, so sehr sie 
dieselben tatsächlich lähmten. Sie waren desshalb genötigt, sich mit 
jenen über ihren Anteil am Kirchenregiment auseinanderzusetzen. 
Dass das Concordat eine solche endgiltige Auseinandersetzung nicht ge- 
bracht hat, haben wir gesehen. Die Auseinandersetzung geschah still- 
schweigend durch den allmälichen Verzicht der Landesherm auf ihren 
Anteil am gemeinsamen Kirchenregiment. Aber trotz dieses System- 
wechsels ist der Bechtsbestand der eben geschilderten Periode in 
die späteren Zeiten zum grOssten Teil übergegangen und hier nach einer 
Bichtung principiell des weitern ausgebildet worden: Die Normen, 
wonach einzelne bischofliche Amtshandlungen im Interesse des 
landesherrlichen Kirchenregiments der staatlichen Controle 
unterliegen, sie werden jetzt auf alle geistlichen Amtshandlungen 
angewandt, nun aber zu dem Behuf, um Eingriffe in die Staats- 
verwaltung abzuhalten; es entwickelt sich das Placet und der 
Becursus ab abusu.**) 



21) Diese unsere gajize Auffusung vom Weeen des bair. StaatskiicheDieohts 
im 16. Jfthrhnndert und in der ersten Hälfte des 17. kann sich nicht, wie dies für die 
Darstellung der Grundlagen des luther. Eirchenregiment möglich ist, zugleich auch 
auf literarische AusfOhrungen stützen, sondern lediglich auf die im einzelnen hier 
dargestellten Rechtsnormen. Burgkhard's (Erstenberger's) Buch : de autonomia 
(Ausgabe v. 1602) enthält, abgesehen davon, dass Verf. als Österreicher mit den 
bairischen Yerhältnisseä nicht verträtti- sein kann, nur ganz Tage Erörterangm 
des Yerhaltniases von Kirche und Staat überhaujit. (f. 183b— 189a.) 
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§ 10. 1—8. Baiem unter den Nachfolgern Max I. bis sa Max IV. 69 

IV. Hauptstück. 

Die Zeit des Territorialismus und Collegialismus. 

§ 10. Baiern unter den Nachfolgern Max I. bis zu 

Max IV. 

Wir haben die nunmehr zu schildernde Periode mit der Bezeich- 
nung: die Zeit des Territorialismus eingeführt und sind damit der land- 
läufigen Ansicht gefolgt, die freilich auch das landesherrliche Eirchen- 
regiment der bairischen Herzoge als eine Form des Territorialismus 
anzusehen geneigt ist. — um den Begriff Territorialismus klar zu 
stellen« müssen einige dogmengeschichtliche Bemerkongen Torausge- 
sandt werden.^) 

Man spricht insgemein auch für die Zeit des Territorialismus 
von Ausübung der jura circa sacra. — Der Begriff jura circa sacra 
nun ist protestantischem Boden entwachsen: Im Gegensatz zur 
territorialistischen Dokrin des Thomasius, der eine von der 
Staatsgewalt verschiedene Kirchengewalt nicht kennt, bezeichnen die 
jura circa sacra das Bechtsverh&ltnis zu der im Sinn der Collegial- 
theorie freien Kirchengesellschaft. Aber auch die letztere Theorie 
basiert auf dem juristisch allein zulässigen Gedanken der Souveränetat 
des Herrschers auch über die Kirche. 

Bei den beiden alteren bairischen Fublicisten nun, die sich 
principiell über diesen Funkt geäussert haben — Kreittmayr und 
V.T. Lockstein — , findet sich eine grundsätzlich ganz verschie- 
dene Anschauung, die allerdings zu praktisch wenig verschiedenen 
Besultaten führt: sie wie alle katholischen Schriftsteller des vorigen 
Jahrhunderts überhaupt, behaupten eine Coordniation von Kirche und 
Staat«) 



1) veigL zum folgenden die diel ansgezeiclmetexi Abhandlungen: Bichter, Ge- 
schichte der evangelischen EirehenveifasBTiDg p. 204 sq. Stahl: die Earchenvei- 
fusnng nach Becht und Lehre der Protestanten p. 1-35. 0. Mejer: die Grund- 
lagen dea Intherischen Kirchenregiments p. 200—255 ; femer 0. Mejer znr rOmisch- 
deutschen Frage I. 46 — 48; Wamkönig: die staatsrechtliche Stellung etc. p.27— 60. 

2) Ober die juristische ünhaltbarkeit einer solchen Theorie yergl. Martens: 
die Benehungen der Überordnung Nebenordnong und Unterordnung zwischen Kirche 
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70 Baiem anter den Nachfolgern l£ai L bis zn l£ai IV. S 10. 2> 11. 

Kreittmayr*) wie V. v. Lochstein*) (P. v. Osterwald) nehmen 
wir die modernen Vertreter dieser Lehre „eine geistliche und welt- 
liche, mithin doppelte Macht an, deren keine der andern subordiniert, 
sondern jede in ihrer sphaera und zwar die geistliche in spiritualibus 
et ecclesiasticis, die weltliche aber in secularibus et profanis inde- 
pendent ist.^^ Nun gebe es aber ein Grenzgebiet, das der geist- 
lichen Gewalt nicht wesentlich zustehe, in welchem zwar diese mit 
Genehmigung der Staatsgewalt Gesetze erlassen und Verfügungen 
treffen könne, aber doch immer nur mit Genehmigung der Staats- 
gewalt; consequeut muss umgekehrt der Staat zu Gesetzen auf diesem 
Gebiet der Genehmigung der Kirche nicht bedürfen.^) 

Die Einteilung in spiritualia, temporalia, spiritualibus accessoria *) 
beherrschte die sämmtlichen katholischen Staatsrechtslehrer des vorigen 
Jahrhunderts, wurde auch ?on Febronius geteilt ^^) und von den 
Osterreichischen Canonisten, im Reich von Wedekind, Obernetter, 
Schenkel des weiteren ausgebaut. ^^) Diese Schriftsteller bezeichnen 



and Staat, p. 324—348 vor allem p. 341. — Auf die schlechten Abhandlangen aaa 
der Mitte dos vorigen Jahrhunderts, welche das bairische Staatskirchenrecbt histo- 
risch zu begründen suchen (z. 6. „Vertheidigtes jus regium in eoclesiasticiB der 
Herzoge in Baiem 1762*") kann hier nicht eingegangen werden. 

3) allg. Staatsrecht § 30; ann. ad o. c. V. 19, § 36 n. 3. 

4) Geistliche Immunität 2. Th. c. 2 insb. §9; ein Auszug aus diesem — trotz 
der o. E. nicht zu rechtfertigenden Grundansicht — ausgezeichneten Buch bei v. 
Scheurl, Sanunlung MrchenrechÜ. Abhandl. p. 43 sq. 

5) V. V. Lochstein IL c 2 § 9 n. 3. „Alle geistliche und natürliche Dinge, 
welche mit denSpiritualien nur zufälligerweise verbunden sind, und nicht wesentlidi 
dazu gehören, sind vermischte Dingo, welche zwar an sich, weil sie ihrer Katar 
nach zeitliche Dinge sind, zum Umfange der souveränen weltlichen Macht gehören, 
wobei aber die geistliche Macht wegen ihres dabei habenden Literesses dergestalt 
concurrieret, so dass sie darüber verordnen und disponieren kann. Solche Verord- 
nungen haben aber eher nicht Gesetzeskraft, als bis sie von der weltlichen souve- 
ränen Macht genehm gehalten werden.^ 

6) Auch der Ausdruck adtntfOQa findet sich, ein Wort, das den Protestant. 
Territorialisten ebenfalls geläufig ist, aber dort in anderem Sinne gebraucht wird. 
Stahl p. 22. 

10) Just. Febronius abbrev. Col. 1777 p. 284, vergl. p. 285—296; 0. Mejer: 
Febronius p. 45; Martcns a. a. 0. 211—232. 

11) Wamkönig a. a. ; 0. Mejer zur römisch-deutschen Frage I. p. 59.; 
FriedbCTg a. a. 0. p. 141—149; 159—165. 
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§ 10. 12-14. Baiem unter den Nachfolgern Max I. bis zu Max IV. 71 

entweder das Bestimmutigsrecht des Staates über die spiritaalibus 
accessoria als jura circa sacra oder sie nehmen neben dieser Zu- 
ständigkeit aber die spiritualibus accessoria noch ein selbstständiges 
jus advocatiae und jus cavendi an. Des näheren auf diese ver- 
worrenen und keineswegs consequenten Theorien einzugehen^ hat,, kein 
Interesse; es genügt zu bemerken, dass sie auch bairischen Gesetzen: 
der GeistL R. 0, von 1779, 1783, dem Concordat von 1785, und 
weniger deutlich dem von 1789 zu Grunde liegen. Namentlich das 
Concordat von 1785 ist ein klassischer Ausdruck der Coordinations- 
theorie. Selbst in das Beligionsedikt von 1809 und 1818 ist die 
Anschauung wenigstens formell noch übergegangen. In der R. 0. 
von 1779 § 4 findet sich auch der Ausdruck jus cavendi^') selbst. 

Wenn man nun aber diesen Construktionen auf den Grund geht, 
so ergiebt sich^ dass trotz der angeblichen Selbständigkeit der Kirche 
innerhalb ihrer Sphäre, der Staat dennoch die Souveränetät über die 
Kirche in Anspruch nimmt; denn, was ididg)OQa seien, bestimmt 
ja er.**) Nun erkennt zwar der Staat noch immer nur eine Kirche 
an, in Baiern die katholische Kirche ! Aber lediglich um der staat- 
lichen Buhe willen^*) übt er jetzt der Kirchengewalt gegenüber 
ein Controlrecht, das man füglich als jus inspiciendi und cavendi 
bezeichnen kann: andrerseits gewährt er aber auch der Staatskirche 
das bracchium secnlare; hieraus das jus advocatiaa 

Eine solche Stellungnahme des Staates nun zu der einzigen Staats- 
kirche bezeichnet man herkOmmlicherweise als Territorialismus und 
80 mag denn dieser nicht ganz unzweideutige Ausdruck auch für die 
bairische Kirchenpolitik des vorigen Jahrhunderts gebraucht werden : 
nur ist noch einmal hervorzuheben, dass die territorialistische Kirchen- 



12) dioB gegen Bosshirt: staatsreehÜ. Verhältnis znr kath. Kirche seit dem 
weetfiüischen I^eden p. 43. 

13) y. Lochstein z. B. rechnet unter dieselben die Exemtion der Kleriker und 
die Eheschlieesong (den bürgerlichen Vertragt; a. a. 0. p. 65, femer die bei t. 
oberer: Eberecht und Ehegerichtsbarkeit in Baiem angef&hrte Stelle (p. 3. p. 4) 
ans emer anderen Schrift desselben Autors. 

14) VieUeicht die schärfste Gegenüberst^ung des landesherrlichen Kirchenr 
ngiments und der territoiinstischen Kirchenkontrole bei Mejer, Gmndlagen p. 212. 
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72 Baiein unter den Nachfolgern Max L bis zu Max IV. § 10. 15-21. 

Politik wie in den katholischen Ländern überhaupt, so aaoh in 
Baiem theoretisch eine fundamental andere Begründung erfahren 
hat, als in den protestantischen Gebieten. — 

Der Systemwechsel aber bahnt sich, wie schon bemerkt, unter 
den Nachfolgern Max I. an. 

Er zeigt sich vor allem im Verzicht auf die Hand- 
habung der Eirchenzuoht; nach 1653 findet sich keine Be- 
strafung von concubinarischen Klerikern mehr, sondern nur noch die 
der Concubinen *^) ; nur mehr aus sehr später Zeit ein Fall der 
Temporaliensperre wegen Vernachlässigung der geistlichen Amts- 
pflicht.*«) Die Disciplinargewalt über die Religiösen, die früher so 
intensiv geübt wurde, verliert sich unter Ferdinand Maria und dessen 
Nachfolgern.*^) Die direkte Controle der Verrichtung des Gottes- 
dienstes hört auf *^); wenn die Regierung sich noch einmal im 18. 
Jahrhundert das Becht zuschreibt, Andachten anzuordnen*^), so be- 
deutet dies nicht mehr als die Bestimmung in § 55 des B. E. von 
1818: „der Regent kann bei feierlichen Anlässen in den verschiedenen 
Kirchen seines Landes durch die geistlichen Behörden öffentliche 
Gebete und Dankfeste anordnen.'* 

Dagegen ist im Sinn des Territorialismus die katholische Kirche 
Staatskirche. 1738*®) werden, wie schon erwähnt die Gesetze gegen 
Ansässigmachung der Protestanten und die Beschränkungen der Frei- 
zügigkeit im Interesse der Glaubenseinheit, umfänglich codificiert und 
auch unter Max III. angewandt.»*) 1771 wird durch einen Haus- 
vertrag zwischen diesem Churfürsten und Carl Theodor bestimmt, 
der Thronerbe sollte verbunden sein: „nach Inhalt der übrigen fidei- 
commissarischen Ermahnungen des Herzog Albrecht V. sich zu fügen, 



15) Lori f. 145; Kahl p. 120. 

16) Kahl p. 112. 

17) vergl. die Belege bei Friedberg p. 246 n. 4 die durch ihre geringe An- 
zahl und durch ihren lediglich ermahnenden Ton gerade das Gegenteil von dem 
beweisen, was sie Friedberg beweisen lässt 

18) vergL Lori f. 64, f. 65, f. 68. 

19) Mayr G. S. 4. Th. 6 n. 78. 

20) Generaliensammlung v. 1771 p 485 sq. 

21) Schlosser, Geschichte des 18. u. 19. Jahrhunderts 11. p. 213. 
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§ 10. 22—94. Baiem unter den Nachfolgern Max I. bis zu Max IV. 73 

mithin keine andere als die katholische Religion zu bekennen und 
in Baiern einzuführen ;'^ ferner ,,dass keinem Regenten in das Herzog- 
tum Baiern einige protestantische ministros, Räte und Beamten ein- 
zufahren erlaubt sein solle" **). Und so währte denn auch unter Carl 
Theodor die religiöse Intoleranz fort.**) 

Neben dem blossen Verzicht auf das Eirchenregiment 
werden nun aber auch die Controlreohte gegenüber der 
Kirche schärfer ausgebildet. Den Anfang machte man mit einer 
umfassenden Amortisationsgesetzgebung *^) : wir sahen, dass schon 
im Mittelalter einige bairische Städterechte den Erwerb der toten 
Hand beschränkten. 1069 nun ging auch zum erstenmal aus der 
Mitte der Landstände die Anregung zu einem staatlichen Amorti- 
sationsgesetz hervor: Folge dessen war dasMandat von 1669, wonach 
jedem der Edelmannsfreiheit Fähigem ein Einstandsrecht bei Yer- 
äusserungen von adeligen Gütern an Klöster und geistliche Stiftungen 
zustehen sollte. Da das Mandat wirkungslos blieb, so wurde 1672 
die Yeräusserung der adeligen Güter überhaupt von dem Consens 
des Landesberm abhängig gemacht, eine Bestimmung, deren Spitze 
sich gegen die Klöster richtete. Endlich untersagte man 1675 direkt 
den Verkauf von Immobilien an Klöster und milde Stiftungen; letzt- 
willige Verfügungen waren damit aber noch nicht getroflen. Erst 1701 
(1. Aug.) wurde das jetzt noch geltende Amortisationsdekret erlassen, 
das jeden Erwerb von Immobilien an die Genehmigung des Landes- 
herrn knüpfte. Wiewohl nicht in der gewöhnlichen Weise publiciert, 
erlangte dasselbe dennoch Rechtskraft, die durch Dekret von 1747 
und Th. 4 c. 3 § 2 des Landrechts vom 2. Januar 1756 bestätigt 
wnrde. 

Wir sind hiemit in die Aera Max IIL eingetreten, in der sich 



22) Schulze die Hansgesetze der regiei-enden deutschen FQrstenhäuser I. p. 293. 

23) y. Sicherer: Staat und Kirche in Bayern p. 15 p. 16. 

24} Die im Text gegebenen Notizen beruhen auf der Torzägliohen Darstellung 
Kahles: die deutschen Amortisationsgesetze p 190—217; da die Amortisationsgesetze 
noch heute geltendes Becht geschaffen haben, so bleibt die genauere Daistellung 
dem zweiten Buch Torbehalten. 
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74 Baiem unter den Naohfolgem Max I. bis in Max lY. § 10. 35- 29. 

der Staat zum erstenmal entschieden von kirchlichen Einflüssen zu 
cmancipieren versuchte.**) 

Vor allem war der Chnrfürst bestrebt, das Unterrichtswesen 
zu verstaatlichen. 28. März 1759 wurde die München er Akademie 
gegründet, die alsbald in Conflict mit den Jesuiten geriet; 
aber auch den Hauptsitz der letztem die Universität — Ingolstadt 
suchte man, namentlich durch Ickstadt, zu reformieren. '*) 
Weit bedeutender war die Umwälzung in den Elementar- und 
Mittelschulen. Am 18, Sept. 1770 erfolgte eine Neueinteilung der 
Volksschulen; am 5. Febr. 1771 wurde die allgemeine Schulpflicht 
eingeführt und das Volksschulwesen unter die Aufsicht der weltlichen 
Behörde gestellt. Zu einer Besoldung der Schullehrer aus Staats- 
mitteln, die allein deren Abhängigkeit von deo Pfarrern hätte beheben 
können, scheint es nicht gekommen zu sein.***) — Die Aufhebung 
des Jesuitenordens ermöglichte der Territorialgewalt die Neuordnung 
auch des Gymnasialwesens. Auf die verschiedenen sich geradezu 
überstürzenden Bestimmungen'^) einzugehen, ist hier nicht möglich; 
es genügt zu bemerken, dass Carl Theodor das Vermögen der Jesuiten* 
klöster, welches zur Dotierung der Mittelschulen dienen sollte, einer 
bairischon Zunge des Maltheserordens zuwandte (!), die Klöster den 
Betrieb der Gymnasien unentgeltlich übernahmen und damit die 
Beformbewegung ein jähes Ende fand (1781). Hand in Hand mit 
Versuchen zu Verstaatlichung des Unterrichtswesens ging die Ein- 
setzung einer staatlichen Censurcommission.'*) 

Diesen Bestrebungen entsprach nun auch eine energische Port- 
entwicklung des eigentlichen Staatskirchenrechts. Voraussetzung war 
eine Reorganisation des geistlichen Bats.^'} 



25) im Allgemeinen v. Sicherer a. a. 0. p. 13 sq. Pranü, in der Bavaria L 
p. 549 sq. 721 sq Zimgiebl: Institut der Gesellschaft Jesu 421—447. 

26) Prantl a. a. 0. 711; Schwab: Franz. Beig. p. 17 sq. 
26a) Prantl. a. a 0. p. 551 ; G. B 0. v. 1779 § 8. 

27) Prantl. a. a. 0. p. 553- 558. 

28) Kieittmayr's G. S. v. 1771 p. 479 p. 488. 

29) Die Teilang in eine geistliche und weltliche Bank wurde aufgehoben; der 
Bat mit 6 weltlichen und 4 geistliehen Mitgliedern besetzt (B 0. y. 90 Aug. 1768 : 
M G. S. n. 6 n. 55) durch eine Formationsyerordnimg vom 5. April 1769 (IL G. 
S. n. 6. n. 65) wurde demselben die bisher der Hofkammer zustehende Erteilnng 
des landesherrlichen Consenses zu Erwerbungen der todten Hand und das Kirchen- 
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§ 10. 29—85. Baiem unter den Nachfolgern Max I. bis zu Max lY. 75 

Vor allem follte man eine wesentliche Lücke, welche das Dekret 
Yom Jahre 1701 in Ansehung des Amortisationsrechtes offen gelassen, 
ans, indem man auch die Fähigkeit za Mobiliarerwerb durch die 
Pragmatik voih 13. Oktober 1764 »<>) beschränkte. 

Die weiteren Verfügungen, welche eine systematische Zusammen- 
fassung nicht gestatten^ sind folgende: 28. Dezember 1768 wird zur Ver- 
leihung eines bairischen Beneficiums Indigenat oder Naturalisation des 
betreffenden Klerikers verlangt. ^^) — Nach dem Mandat vom 24. Juü 17G9 
muss der Abschluss von Verlöbnissen vor Gericht erfolgen, die Ver- 
löbnisstreitigkeiten werden der weltlichen Gerichtsbarkeit reklamiert.'') 
— Besonders einschneidend war das Mandat vom 2. Nov. 1769**), 
die „klösterliche Disciplin, Ordnung und CoUektur^^ betreffend: das- 
selbe hebt die Klosterkerker auf, den Obern wird nur mehr die Ver- 
hängung von 12tägiger Freiheitsstrafe und 8tägigem Fasten gestatteir 
Ablegung der vota solennia ist erst mit Beendigung des 21. Lebens- 
jahres gestattet. Die Aufnahme neuer Klosterbrüder in einen Men- 
dikantenorden wird an die hinlängliche Grösse des Klostervermögena 
geknüpft, eine Bestimmung, die sich freilich lediglich auf die durch 
conc. Trid. Sess. 25 c. 3 vermögensfähig erklärten Mendicantenorden bezie- 
hen kann. Doch wurde diese Lücke teilweise durch späteres Mandat **) 
ausgefüllt, welches die Zahl der Franziskaner in Baiem auf 400 be- 
schränkt, wie denn auch das Betteln der Franziskaner und Kapuziner 
geregelt wurde.»*) — Weitaus der tiefste Eingriff in das Kloster- 



redinongswesen Qbortragen. — Weniger bedeutende Aenderungen sind : 1775 wurde 
bei dem geistL Bat, 1781 unter Karl ^Theodor bei den Begierungen eigene Kirchen- 
rechnungs-Depntalionen geschaffen, die des geistl. Bates jedoch schon B. 0. y. 1779 
§ 22 wieder aufgehoben. Auch steUte man 1773 einen eigenen Fiscal zur Yertre- 
tong der Kirchenstiftungen auf. — 

aO) Das Nähere unter § 25 n. 21 sq. Kahl § 25; erwähnt sei femer die Be- 
stimmung ?on 1756, wonach aUen Legaten ad pias causas eine quarta pauperum 
abgezogen wird. 

31) G. S. V. 1771 p. 512. 

32) G. S. V. 1771 p. 514. 
38) G. a V. 1771 p. 502. 
34) M. G. S. IL Th. n. 68. 

85) Mand. t. 6 Juni 1770 [Q. SammL v. 1771 p. 507). 
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76 Bayern unter den Nachfolgern Max I. bis zu Max IV. | 10. 8fr-M. 

wesen war jedoch das Mandat vom 30. Dezember 1769 '^); vor allem 
wird die ältere Beslimmung wiederholt, dass zu Dignitftten nar In- 
länder gewählt werden dürfen; nen ist, dass überhaupt nur Ve der 
Klosterbrüder Ausländer sein können. Wenn nun in Baiem mehr 
als drei Klöster einem Orden angehören, so werden sie von der 
Jurisdiktion ihrer bisherigen Provinzialen eumiert, haben eine eigene 
Provinz zu bilden, und dürfen auch seitens der Ordensgenerale keine 
Befehle entgegennehmen oder Visitationen dulden: „was massen wir 
uns vorbehalten, so es die Notdurft der klosterlichen Disciplin er- 
heischen wird die Einsicht, Visitationen und Correktion selbst von 
päpstlicher Heiligkeit, oder von den Generaloberen zu verlangen/^ 
Die Häuser der übrigen Orden verbleiben zwar unter ihrem General 
und Provinzial, dürfen aber nur vom geistlichen Bat genehmigte 
Befehle entgegenzunehmen. Beschickung der Provinzialkapitel ist 
ausgeschlossen. Eine solche Lockerung des Zusammenhanges mit den 
ausländischen Obern hatte früher nie stattgefunden. — Noch heute 
geltendes Becht und darum später darzustellen ist das Concurrenz- 
mandat v. 4. Okt. 1770. »^ — 

Neben diesen Einzelbestimmungen erhielt das Verhältnis zwischen 
Kirche und Staat auch eine principielle Begeluug durch Einführung 
des Place t. Schon 1624 war die Anordnung von Öffentlichen Ge- 
beten, Jubiläen, Processionen durch die Bischöfe nur mit Genehmi- 
gung des Landesherm gestattet worden, »«) ferner wurde 27. Juli 
1699 '^) ein Abt nicht anerkannt, der ohne Genehmigung des Ghur-* 
forsten durch den Bischof als päpstlichen Delegaten eingesetzt war, 
wohl um die Abt wähl zu umgehen, aus der dem Ghurfürst das 



36) G. Samml. v. 1771 p. 510; über den Gonflict mit don Jeaniten: Zinigiebl 
Stadien ttber das Institut der Gesdlschaft Jesa p. 487-448. 

37) Weitere nnbedentendere Bestimmungen, teüs auf Yerembarungan mit dem 
päpstlichen Stuhl beruhend, teils einseitig erlassene Gesetze sind: Mandate in Be- 
treff der Verminderung der Feiertage und Beschränkung des Asylrechtes (auf päpst- 
lichem Indult beruhend) (M. G S. IV. 6 n. 155; H, 6 n. 74). Mandat, (M. G S. 
n. 6. n. 94), welches eine allgemeine Concunenzcassa f&r die Überschasse der 
Kirchenstiftungen schafft; Mandate v. 5. Aug 1757 u. 14. Febr. 1769 (Samml. t. 
1771 p. 493—502) in Betreff der Elosterrermdgensverwaltung 

38) § 8 Note 57, 58. 

39) Schreiben an den Bischof y. Freysing bei Friedberg p. 239. 
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§ 10. 40—44. Buem unter den Nachfolgern Max I. bis zu Max IV. ^^ 

Bestätigangsrecht erwuchs; ein Vorgang, der sich noch einmal 
wiederholte. ***) — Man sieht nun in beiden **) oder wenigstens im letz- 
ten **) Ereignis ein Hervortreten des Placets ; allein die erstere Anord- 
nung entspringt einem der zahlreichen Controlrechte des landesherrlichen 
Kirchenregiments gegenüber den Bischöfen; das zweite Vorkomm- 
niskann man allerdings als einen Vorboten des territorialistischen Placets 
betrachten, darf aber nicht übersehen, dass das Placet bei seiner 
ersten allgemeinen Einführung durch das Mandat v. 1770 nur gegen 
die Kirchengesetze, nicht aber gegen die kirchlichen Verfügungen 
wie zum Beisp. die Einsetzung eines Abtes*') sich richtete; man 
darf des weitem nicht vergessen, dass u. E. ein festes Bechtsinstitut 
des Placet erst dann besteht, wenn grundsätzlich mindestens alle 
Kirchenge setze, nicht blos die eine oder andere Handlung der 
Kirchengewalt von staatlicher Genehmigung abhängig gemacht werden. 
— Durch Mandat vom 3. April 1770 **) nun wurde bestimmt, dass keine 
nnplacetierte bischöfliche „Generalverordnung" publiciert und 
exequiert werden dürfe: widrigenfalls wurde Temporaliensperre an- 
gedroht. Es ist dies eine partielle Einführung des remedium cassatorium, 
über welches nähere Aufschlüsse in der Darstellung der Lehre von 
recursus ad principem werden gegeben werden. Hier ist nur zu 
nntersuchen, welchen Charakter die angedrohte Temporaliensperre 
hat. Ist sie trotz der Ausführungen Kahls nicht etwa doch Griminal- 
strafe? Darin ist Kahl beizustimmen, dass die Temporaliensperre 
einen Zweck verfolgen kann, der sie von der Criminalstrafe im tech- 
nischen Sinn unterscheidet: sie ist dann nicht üebelszufügung für 
geschehenes üebel, sondern üebelszufügung, um eine Handlung des 
zu den Temporalien Berechtigten zu erzwingen, und cessiert also mit 
Erreichung dieses Zweckes: eine Analogie liesse sich finden in einigen 
(beileibe nicht allen) Ordnungsstrafen des Processrechtes, etwa zum Zweck 



40) Lori 365 (1719) auch v. Freyberg HI, 136 

41) Kahl, TemporalienspeiTe p. 132. 

42) Friedberg p. 239. 

43) siehe über d. Begriffe § 19. 

44) M. G S. n. Th. 6 n. 79. 
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78 Baiern unter den Nachfolgern Max I bis za Max IV. § 10 45 — iTa« 

der ZeugniserzwingoDg/^) insbesondere in der Acht nnd Aberacht des 
älteren Processrechtes.^*) Man könnte diese Staatst&tigkeit Aosübung 
einer staatlichen Zwangsgewalt im Gegensatz zur Strafgewalt nennen. — 
Aber Eahl schreibt nun, wie es scheint diesen Charakter der bairischen 
Temporaliensperre immer oder mindestens im Falle der Fublication 
oder Exekution unplacetierter bischöflicher ,,Generalyerordnungen" 
za. Wir dagegen behaupten, dass die Temporaliensperre im bairischen 
Staatskirchenrecht fast ^^) nie, mindestens nicht im Fall der gesetz- 
widrigen Publikation eines Eirchengesetzes diesen Charakter habe: 
1. dient sie zur Exekution vermögensrechtlicher Ansprüche,*^) 2. als 
Disciplinarstrafe gegen Kleriker wegen Verletzung ihrer Amtspflicht.*^*) 
3. ist sie eine Folge des mangelnden landesherrlichen Consenses zur 
PfrQndebesetzung : sei es nun, dass derselbe wegen Verletzung eines lan- 
desherrlichen Patronats verweigert oder einfach überhaupt nicht ein- 
geholt wird. Juristisch ist es irrelevant, wenn im letzteren Fall dem 
Kleriker, der nun nachträglich um Genehmigung in Form Possess- 
befehls nachsucht, diese erteilt, und damit die Sperre behoben wird, 
mag auch darin ein tatsächliches Compelle für die Instituierten liegen 
um den Possessbrief sich umzutun. Und auch das ist irrelevant, dass 
man nicht immer die volle Consequenz aus der Verweigerung oder 
Nichterteilung der landesherrlichen Anerkennung zog, den Pfarrer 
im Pfarrhof beliess und sich lediglich mit Sequestrierung der Früchte 
des Pfründegntes und Arrestierungen der Zehntforderungen begnügte, 
die Temporaliensperre folgt hier lediglich daraus, dass der Insti- 
tuierte vor Erteilung des Possessbriefes staatsrechtlich überhaupt gar 
nicht Beneficiat ist. 

4. Endlich wird die Temporaliensperre verhängt als Criminal^ 
strafe. Allerdings ist' sie eine ungemessne Criminalstrafe: aber 
solche ungemessene Strafen finden sich im Criminalrecht des 17. 
und 18. Jahrhunderts doch noch oft genug. Dass die Tem- 



45) vergl. auch Geyer in v. Holtzendorff*8 Handbuch d. deutschen Strafprooees- 
rechta I p. 270 

46) yergl. Franklin: Das Beicbshofgericht im Mittelalter, ü. p 343, p. 377. 
46a) Höchstens im Fall der Weigerung des üluminateneids Eahl p. 123. 

47) Kahl p. 55—75. 
47a) Kahl 110 - 120. 
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§ 10 48^52. Baiem unter den Nachfolgern Max I. bis zu Max lY 79 

poralieosperre nicht vom ordentlichen Bichter verhängt wurde 
beweist natürlich nichts gegen diesen ihren criminellen Charakter. 
Warum man nun gerade zur Temporaliensperre griff erklärt sich sehr 
leicht: man hatte sich im Concordat des Bechts, Freiheitsstrafen 
aufzulegen, begeben, Landesverweisung aber konnte man eben doch nur 
im äussersten Fall anwenden ; so blieb lediglich die Yermögensstrafe 
übrig und diese exequierte man, wie man vermögensrechtliche An- 
sprüche den Klerikern gegenüber überhaupt exequierte: durch Tem- 
poraliensperre.**) Ganz deutlich ist dieser Gedanke — der freilich 
dem Gesetzgeber nicht immer zu Bewusstsein gekommen sein muss 
— ausgedrückt in einem Dekret v. 26. Sept. 1782:**) über Geist- 
liehe, die das Bannrecht der Tafernwirte ^^) durch Wirtschaftsbetrieb 
verletzen, wird die Temporaliensperre verhängt „zur Vollstreckung 
der wider derlei Polizeifrevel angesetzten Strafen". — Dass nun 
Temporaliensperre eine Criminalstrafe ist, findet sich ausser in dem 
eben angegebenen Fall noch öfters : so wird sie den Pfarrern welche die 
Yorschriften zur Vermeidung der Beerdigung Scheintoter missachten, 
angedroht. Wozu soll hier der Pfarrer gezwungen werden? zum 
Unterlassen einer vorzeitigen Beerdigung. ^^) Wann soll dann die 
Sperre cessieren? nach Kahl dann, wenn der Zweck der Sperre er- 
reicht ist: also jedenfalls dann, wenn wieder einmal ein Parocbiane 
sterben und der Pfarrer denselben gemäss Mandat v. 1. Sept. 1792 
beerdigen würde: so hinge die Dauer der Sperre gänzlich von der 
guten oder schlechten Gesundheit der Pfarrgenossen ab. Crimi- 
nelle Delikte sind hier die Zuwiderhandlungen, und dem entspricht 
es, wenn über Laien, welche dieselben begehen, Zuchthausstrafe ver- 
hängt wird,*') — Und so ist denn auch die Temporaliensperre wegen Pub- 
likation oder Exekution eines nicht placetierten bischöflichen Erlasses 
Criminalstrafe : erzwungen soll wenigstens dann, wenn die Publikation 



48? Wenn man direkte YoUstreckung in yorhandenes Mobilar zuliess, so ist 
daa z. B. bei Steaerfordemngen besonders bemerkt 

49) DöDinger, Verord Samml. YUl § 1042. 

50) Kieittmayr annot. n. c. 8 § 20. 

51) Kahl, p. 76 Mandat v. 1 Febr 1792. DöDinger V. 8. VH! 2. § 1292. 

52) Kahl p. 76. 
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80 Baiem anter den Nachfolgern Max I. bis zu Max IV. § 10. 53—56. 

vollzogen, gar nichts werden ; denn einmal hat ja der Staat gar kein Inter- 
esse die nachträgliche Einholung des Placets zu erzwingen, weil ohne 
Placet die geistlichen Erlasse überhaupt keine Bechtswirksamkeit erlan- 
gen; es wäre überdies der Zwang an die unrichtige Adresse, die Pfarrer, 
gerichtet. Aber daran hat der Statt ein Interesse, dass ein bischöf- 
licher Erlass, der zwar wegen mangelnder Genehmigung keine Bechts- 
wirksamkeit zu erlangen, aber eben dennoch die Gewissen zu beunruhi- 
gen vermag, nicht publiciert werde. Die Publikation ist verboten ; ist 
sie trotz des Verbotes einmal geschehen, so kann sie nicht mehr 
ungeschehen gemacht, sondern lediglich der Publikant bestraft werden. 
Die Temporaliensperre auf Grund des Mandats vom 3. April 1770 
ist also Griminalstrafe.^^) Die wichtigen Consequenzen für das 
geltende Becht sollen später gezogen werden. — 

Die BegierungCarlTheodor*s^^) hat an diesem Bechtsbestand 
wenig geändert. Nur diejenige Seite der Politik Max III., welche sich 
eigentlich der rechtlichen Fixierung entzieht, nämlich die LoslOsung der 
Staatsverwaltung von kirchlichen Einflüssen und Gesichtspunkten, gab 
man auf. Der geistliche Bat wurde wiederum vorwiegend mit Klerikern 
besetzt, (1783)**), die Beform des Schulwesens durch Verschleuderung 
des JesuitenvermOgens verhindert, freie Meinungsäusserungen über 
das päpstliche System, die man früher geduldet, ja gefordert hatte, 
unterdrückt.*«) 

Allein der kirchliche Einfluss auf den Churfürsten war wesent- 
lich ein kurialistischer. Und wie Baiern durch Verlangen nach Ein- 
setzung eines eigenen päpstlichen Nuntius zu München in schroffen 
Gegensatz zu den deutschen ErzbischOfen und dem Bischof zu Frey- 



öd) Ein Beleg für die Richtigkeit unserer Anacbauung ist der Fall Ostenrald, 
der Überhaupt die Yeranlassung des Mandats von 1770 gewesen zu sein scheiDt. 
Hier wird die Publikation eines Mandats gegen Osterwald verboten und den zu- 
widerhandelnden Laien mit beliebiger Strafe, den Klerikern mit Temporaliensperre 
gedroht (M. G. S. H. Th 6 n 5L) 

54) Über diesen Fürsten vorgl. Heigel in der deutschen Biographie h y.; Per- 
thes, politische Zustände und Personen in Deutschland zur Zeit der franz. Herr- 
schaft I. p. 377—385. 

55) M. G. S. n. 6. n. 111. 

56) y. Sicherer p. 14. 
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§ 10. 57—59. Baiem unter den Nachfolgern Max L bis za Max IV. 81 

sing trat, ^7) so milderte es den Bischöfen gegenüber auch das bis 
dahin bestehende Staatskirchenrecht keineswegs.*®) — Die geistliche ß.O. 
T. 1779 codifiziert dasselbe ziemlich vollständig, ohne — mit Ausnahme 
eines Punktes ***) — neue Bestimmungen zu treffen ; das Placet wird auf- 
rechterhalten (art. 4) die Competenz des geistlichen Rates zur Kir- 
dienvermögensverwaltung weitläufig begrenzt (art. 19—31, art. 13, 
art. 17), desgleichen seine Zuständigkeit in Patronats- (art. 6, art. 10) 
und Schulsachen (art. 8). Vor allem aber ist hier das Verhältnis 
zwischen Kirche und Staat zum erstenmal ausdrücklich im Sinn der 
Coordinationstheorie gefasst; unterschieden wird: rein geistliches, 
rein weltliches Gebiet, Accessoria; die Jurisdiktion über letztere hat 
der Staat teilweise und zwar durch Privileg der Kirche eingeräumt. 
Dagegen übt der Staat das jus cavendi auch in rein geistlichen 
Angelegenheiten (art. 4). — 

Eine äusserlich abweichende, in der Tat aber sehr ähn- 
liche Einteilung findet sich im Augsburger Concordat von 
1785.*^) Hier wird unterschieden zwischen unmittelbarer — 
mittelbarer — zufälliger bischOfiicher Gerichtsbarkeit. Die letztere 
entspricht natürlich den accessoria, die beiden ersten Begriffe zusammen 
dem des „geistlichen Gebietes.'' Der mittelbaren wie der unmittel- 
baren Gerichtsbarkeit gegenüber übt nun der Staat sein Becht der 
Kenntnisnahme von geistlichen Erlassen: der unmittelbaren Ge- 
richtsbarkeit gegenüber lediglich auf Grund des jus advocatiae, also 
um die Erlasse vollstrecken zu können (§ 2), der mittelbaren Ge- 
richtsbarkeit gegenüber auf Grund des jus cavendi, also um die 



57J Die NontiaturBtreitigkeiten and der Emser Congress können hier nicht dar- 
gestellt werden, weil sie anf die baiiische Bechtsgeschichte gar keinen Einfluss ge- 
flbt haben: schon nach dem Tode Carl Theodors verweigerte die bairisehe Begierung 
dem l^ontins de la Genga die Anerkennung (y. Sicherer p. 51 — p. 55). Eine 
TortrefOiche Darstellang der Nnntiatarstreitigkeiten bei 0. Mejer: zur römisch- 
deutflchen Frage I p. 89—136. — Es sei nur noch bemerkt, dass schon 1692 ge- 
plant wurde, alle bairischen Bischöfe sollten in München einen Generalvikar aufstellen 
und ebendahin vom Papst ein Nuntius als Appellrichter gesandt werden : (Deutinger, 
Kirdieiimatrikel des Bistums Freysing I p. 53) ; die Akten finden sich in Cod. bav. 
2173 f. 296 sq. 

58) M. G. S. n. 6 n. 99. 
58a) VergL p. 82. 

59) M. G. S. IV. 6. n. 137; abgedruckt bei Warnkönig a. a. 0. p. 216. 

6 
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82 Baiem unter den Nachfolgern Max I. bis zn Max IV. § 10. 60-63. 

landesherrliche Genehmigung zu erteilen. (§§ 3, 13—17). Unmittel- 
bare Gerichtsbarkeit ist die Jurisdiktion in Glaubens- und Sitten- 
sachen, mittelbare Gerichtsbarkeit die Disciplinargewalt gegen die 
Kirchendiener: im einzelnen ist diese an sich schon nicht klare 
Unterscheidung sehr verworren durchgeführt. Im ganzen aber bleibt 
der Vertrag ein denkwürdiges Zeugnis dafür, wie weit im vorigen Jahr- 
hundert auch die Kirche vom hierokratischen System des decretalen 
Bechtes abgewichen ist. — 

Auch das Regensburger Concordatvon 17 89 halt am alten fest; wenn 
§11 desselben die landesherrliche Provinzioualverfügung *^) vom 5. März 
1779 bestätigt, durch welche das Sponsalienmandat von 17 69 aufgehoben 
und die Gerichtsbarkeit über Verlöbnisse an die geistlichen Gerichte 
zurückgegeben worden war, so kann man hierin keine grosse Con- 
cession erblicken: einmal weil man ja doch die Ehegerichtsbarkeit 
der geistlichen Gerichte anerkannte, und damit weltliche Verlöbnis- 
gerichtsbarkeit sich schwer verträgt, dann aber weil der Zweck der 
Verordnung von 1769 auf eine weit zweckmässigere Weise durch 
§ 10, § 11 des Recesses erreicht wurde, wonach sich das Ordinariat 
selbst erbot, ,, Winkelversprechen" für ungiltig zu erklären und „ohne 
landesherrliche Erlaubnis kein Ehepaar einsegnen" zu lassen. 

In einem Punkt jedoch haben R. 0. von 1779 § 17, Recess 
von 1785 § 20 und nach ihnen das Regensburger Concordat^^) von 
1789 s. tit. appellatio ab abusu das Staatskirohenrecht fort- 
entwickelt: der bisher in einzelnen Fällen zugelassene Bekors 
an den Landesherrn gegen geistliche Amtshandlungen wurde ntm 
allgemein gestattet. Es muss nun des genauem untersucht werden, 
in wie weit damit neues Recht geschaffen wurde: In den ausserdeutschen 
Rechisgebieten hat sich der Rekurs nach zwei Grundformen aus- 
gebildet :«*) 1) als Rekurs wider Verletzung des kanonischen 



60) Michl, Kirchenrecht p 286. 

61) abgedruckt bei Wamkönig p. 228 sq. im Ganzen ist dieser Vertrag weit 
weniger interessant als der Augsbiirger; die citierten Stellen finden sich auch bei 
Friedbeig p. 262—265. 

62 i Die heute noch unübertroffene Darstellung dieser Lehre ist v. Espen : tract. 
de recursu ad principem; sehr reiches Material namentlich für die französischen 
und öpanischen Bechtszustände bei Friedberg. 
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§ 10. 63 - 66. Baiem unter den Nachfolgern Max I. bis zu Max lY. 83 

Kechts ß*) 2) Rekurs um Cassation einer mit den weltlichen Gesetzen 
in Widerspruch stehenden Amtshandlung.^*) Der letztere Rekurs 
wird auch eingelegt, wider Publikation und Exekution unplacetierter 
geistlicher Erlasse. ^^) Recurrenten sind entweder die geschädigte 
Partei, oder der Fiscal: die Entscheidung über die Beschwerde steht 
den Gerichten zu (in Frankreich seit art. 6 der organischen Artikel 
dem Staatsrath). — Erfolgt ein urteil zu Gunsten des Rekurrenten, 
so besteht die „provisio regia ad versus viam facti" nicht blos in der Ver- 
weigerung der Rechtshilfe, sondern im positiven Schutz gegen jede fernere 
Beunruhigung durch den geistlichen Richter: wider den „turbierenden" 
geistlichen Richter wird Temporaliensperre verhängt. — Das reme- 
diom cassatorium aber verbindet sich unmittelbar mit einer Strafe, 
gegen den, der die rechtswidrige, darum cassierte geistliche Amts- 
handlung vorgenommen ; die Strafe ist wiederum meist Temporalien- 
sperre. — 

Wendet man nun diese Unterscheidung, welche abgesehen von 
positiven Einzelheiten logisch geboten ist, auf das bairische Recht 
an, 80 ergiebt sich folgendes: 

Kreittmayr *^) schreibt einmal „Es sind auch viele Beispiele 
vorhanden, wo man den Pfarrern, wenn sie mit voreiliger Exkom- 
munikation oder Ausschliessung ab usu sacramentorum verfahren 
sind, die Temporialia so lange hat sperren lassen, bis die Excom- 



63) In Belgien: Bekurs um Manutenenz, um provision en cas de voie de 
fait (V. Espen p. 23; hier handelt es sich nur um Verletzung des kanonischen 
Processrechtes; wir werden der Bequemlichkeit halber provisio regia im Sinn 
des Schutzes gegen Verletzung des kanonischen Eechts überhaupt gebrauchen) in 
Spanien: die recursos de conocer en el modo, und de fuerza en no otorgar (Fried- 
berg p 559, 562) ; in Frankreich die eine Seite des allumfassenden appel comme 
d'abos (Batbie: traite de droit public et administratif. in. p. 113 — 132). 

64) in Belgien Beknrsum das remedium cassatorium (v. Espen c. 5); in Spanien 
recarso de fuerza en conocer y proceder etc. (Friedberg p. 560) in Frankreich die 
andere Seite des appel comme d'abns 

65} y. Espen : de recursu ad pnncip. p. 90 ; v. Espen : de promulgatione legum 
ecd P. n. c. 3 § 4 

66) ann. ad. cod. j. jud. c. I. § 13 A. 

6* 
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84 Baiem unter den Nachfolgern Max I. bis zu Max IV. § 10. 67-72. 

munikation wieder aufgehoben wurde"; an einer«') andern Stelle 
sagt er: „in weltlichen Sachen hat keine Censur statt und man be- 
gegnet der geistlichen Obrigkeit, welche sich dabei anmasst hier zu 
land mit Sperrung der Temporalien." Diese Angaben nun lassen 
sich mit folgenden Beispielen belegen:«'*) 1) 1596: „Alle welche 
eine vom Bischof ausgegangene Exkommunikation verkünden würden 
sofort in Haft zu nehmen««) 2) Dekret von 1620: „dass einem 
Pfarrer wegen Absprung in streitigen Zehntsachen von weltlichen zu 
geistlichen Gerichten die Sperr der Temporalien gedroht werden soll."«*) 
3) 1640: Temporaliensperre wird einem Pfarrer angedroht, „der mit 
einer ab ordinario Frisingensi gegen die dasige Gemeinde verhäng- 
ten voreiligen und nichtigen Exkommunikation verfährt."'«) 4) 1677 
der Fall des Agricola. '*) 5) 1728 „einem Pfarrer, der eine öffent- 
lich ausgesprochene Exkommunikation nicht widerrufen werde, wird 
Landesverweisung angedroht."'*) 6) 1764. Ein interdictum personale 
gegen einige Beamten war nach der Untersuchung der Regierung un- 
gerechtfertigt. Die Regierung ersucht nun das Ordinariat, nicht nur 
nicht zur Exkommunikation zu schreiten, sondern auch das Interdikt 
aufzuheben. Zugleich verlangt sie Aufklärung, warum der Pfarrer 
von Ainspach im Widerspruch mit dem Concordat — also jedenfalls 
ohne Requisition des Landrichters — Zeugen zu vernehmen sich 
unterstanden habe; widrigenfalls würde über den Pfarrer die Tem- 
poraliensperre verhängt werden. Auch dem Pfarrer von Ebertshausen 
wird dieselbe angedroht, doch erhellt nicht, warum ; vielleicht wegen 



67) ann. ad. cod. civ. V. c. 19 § 41 n. 2. 

67a) Ausser Betracht bleiben natürlich die zahlreichen Ersuchen an die Con- 
sistorien, ungerechtes ürtheil aufzuheben (bei Friedberg, p. 224n. 1, 234; 235 n. 5.); 
ebensowenig gehört es hierher, wenn die Eegierung ihre Beamten auffordert, sich 
um eine widerrechtlich über sie verhängte Exkommunikation nichts zu kümmern 
(M. G. S. lY. 6. n. 21, n.27; Friodberg p 241 Fall v. 1701) ; der FaU von 1588 
(Kahl p. 124) ist eher nur ein Fall der Discipliiiierung wogen Unfleisses. 

68) Lori f. 382. 

69) Lori f. 191. 

70) M. G. S. IV. 6. n. 17. 

71) Kahl p. 131. 

72) L. 363. 
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§ 10. 73—79. Baiem nnter den Nachfolgern Max I. bis zu Max IV. 85 

des gleichen Beates. '») 7) 1757 ^*), privative Nachlassbehand- 
lang durch die geistliche Behörde. Dagegen kann die Ver- 
hängung von Temporaliensperre gegen Bischöfe nicht beigezogen 
werden, weil diese der Territorialgewalt nicht unterworfen waren, 
und derlei Massregeln also lediglich als Repressalien erscheinen.'*) 
Nimmt man noch hinzu, dass durch Dekret vom 26. Sept. 1712 
„bei Vermeidung schweren Einsehens in der Temporalia in weltlichen 
Jurisdiktionshändeln'' Rekurs an die Consistorien zu nehmen verboten 
war'*), so ergiebt sich: Wie im Reich "^0, so sind auch in Baiem 
richterliche Handlungen der Ordinarien und ihrer Delegaten im 
Widerspruch mit ihrer durch Staatsrecht — hier das Concordat — 
bestimmten Zuständigkeit verboten; im Reich bei „fiskalischer 
Geldstrafe", in Baiem dementsprechend bei Temporaliensperre. '8) — 
Der Strafe unterliegen auch diejenigen BHeriker, welche eine solche 
Handlung hervorriefen, also in weltlichen Dingen an das geist- 
liche Gericht rekurrierten. — Die Temporaliensperre wird zwar nicht 
nur gegen die landsässigen Kleriker verhängt, die als Delegaten des 
Ordinarius eine solch' rechtswidrige Amtshandlung vornehmen, 
sondern retorsionsweise auch gegen die Bischöfe selbst'»); aber es 
kommt hier nur die Anwendung gegen die erstere Kategorie in Be- 
tracht. — Endlich ist erwähnt worden, dass durch Mandat von 1770 
Publikation und Exekution unplacetierter bischöflicher Erlasse mit 
Strafe belegt wurden; und so darf man wohl behaupten, dass auch 



73) M. G. S. n. 6. n. 12. 

74) Kahl p. 125 p. 126. 

75) So Kohl p. 53; Beispiele ehendas. p. 142-153; v. Freyberg lU. 149. 

76) Kreittmayr ann. ad. c. j. j. (Ausgabe v. 1754) c. I. § 13 A. p. 20. 

77) Friedberg p 81 sq. 

78) Beweis: Deutlich sprechen dies aus die Fälle von 1620, 1767 
u. u. E. auch 1754; denn hier wird der Pfarrer wegen rechtswidriger Zeugen- 
vernehmung bestraft; 1640 scheint sich ebenfalls auf Publikation eines Goncordats- 
widrigen Urteils, wahrscheinlich in Zehntsachen (Excommnnikation der ganzen Ge- 
meinde!) zu beziehen; 1596 beweist weder für noch wider, ebenso 1728. Der Fall 
von 1677 ist an sich eine juristische Monstrosität und kann also nicht zum Beleg 
dienen. 

79) Die Aeusserung Kreittmayr's (Text zu Note 67) scheint auch ohne die 
von Kahl p. 128 vorgeschlagene Einschränkung richtig. 
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86 Baiern unter den Nachfolgern Max I bis ni Max IV. § 10. 80. 

schon vor 6. B. 0. von 1779 das remedium cassatorium in 
Baiern nach seinem vollen Umfang in Geltung war. 
Zwar bestehen im Verfahren grosse Verschiedenheiten vom Recht 
anderer Länder: die Chnrfürsten hatten die Verhängung der Tem- 
poraliensperre sich selbst reserviert; dadurch konnte sich keine so 
feste Praxis ausbilden wie in Belgien und Frankreich, wo die Ge- 
richtshöfe zuständig waren ; ferner tritt eine formelle Nichtigkeitser- 
klärung der geistl. Amtshandlungen nicht immer hervor: allein implicite 
ist sie natürlich in der Verhängung der Teraporaliensperre enthalten. 
Es sind dies aber alles blos äusserliche Verschiedenheiten, die die 
innere Gleichartigkeit des bairischen und der fremdländischen Institute 
nicht beeinträchtigen. 

Ganz anders verhält es sich mit dem Rekurs wegen Verletzung 
des kanonischen Rechts, mit dem Rekurs um provision en cas de 
voie de fait. Hier findet sich nur einigemale Verweigerung der 
Rechtshilfe.*®) Schutz gegen den Turbanten — provisio regia — 
wird nicht geleistet. Diese Tatsache, die an siifli im Widerspruch 
mit dem landesherrlichen Kirchenregiment des 16* und 17. Jahr- 
hunderts zu stehen scheint, erklärt sich einfach daraus, dass der 
Landesherr die Disciplinargewalt gegen den Kleriker meist selbst 
übte und die Bischöfe, wenn sie einmal einschritten, eher zu mild 
als zu streng straften. Auch war ein ordentlicher Rekurs hier schon 
deshalb unmöglich, weil der Beweis eines Verfahrens „via facti" 
die Vorlage der Akten des geistlichen Gerichts erforderte und hiezu 
die Bischöfe nicht verpflichtet waren. — Durch G. R. 0. von 1779 
§17, G. R. 0. von 1783 §3 nun wurde die Annahme eines Rekurses 
wegen Verletzung des kanonischen Verfahrens allgemein gewährleistet : 
allein einen positiven strafrechtlichen Schutz verheissen die beiden 
Stellen nicht, so sehr sie sonst von der Denkweise v. Espens beein- 
flusst sind; es verbleibt denn lediglich Verweigerung der Rechtshilfe. 
Auch das Concordat von 1785 und 1789 bestimmt hierin nichts 
neues: namentlich das letztere stellt indirekt als Folge der gelungenen 



80) M. G. S IV. 6 n. 34; Lori f 160 (1695); Friedbeig 231. n. 2; audi 
wohl die Anmerk. Mayr's zu § 17. G. R. 0. y. 1779. 
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§ 10. 80a— ^1. Baieni unter den Nachfolgern Max I. bis zu Max IV. 87 

»ppellatio ab abnsu die Verweigerung des bracchium seoulare hin. 
Nur in einem Punkt treffen sie eine Aenderung, die zu einer gründ- 
lichen Ausbildung des Instituts hätte fahren können: die Bischöfe 
Tersprechen, wenn Rekurs ergriffen ist, Aushändigung des Akten- 
materials in Form vidimierter Copien. Freilich ist dies eben ein 
blosses Versprechen: „seine Erfüllung zu erzwingen, dazu mangelten 
die Rechtsmittel." — 

Fassen wir zusammen, so hat das remedium cassatorium schon 
vor der G. R. 0. von 1779 u. s. w. existiert; die Aenderungen, 
die durch dieses Gesetz und die nachfolgenden CoAcordate geschaffen 
wurden, liegen darin, dass nun auch allgemeiner Rekurs wegen Ver- 
letzung des kanonischen Verfahrens angenommen wird: allein die 
Folge des Rekurses ist lediglich Verweigerung der Rechtshilfe: eine 
provisio regia durch Verhängung der Temporaliensperre über die 
Turbanten hat es im bairischen Staatskirchenrecht nie gegeben. 

Im übrigen lassen sich bedeutendere Aenderungen des Rechts- 
bestandes unter Carl Theodor nicht nachweisen.®^) Nur das sei 
noch erwähnt, dass durch ein Breve vom 7. September 1798®^) der 
Churfürst ermächtigt wurde, den Kirchengütern, mit Ausnahme der 
Pfründestiftungen, die Entrichtung von 15 Millionen fl. aufzulegen, und 
im Notfall die Kirchengüter zu veräussern, soweit sie nicht Pfarr- oder 
Collegialkirchen angehörten ; nur sollte dies bei Nonnenklöstern nicht 
zur Suppression führen; dagegen wurde unter der Bedingung der 
Pensionirung der Mönche die Säkularisation der Mannsklöster ge- 
stattet. Da die bairische Landschaft wider den Erlass reagierte, 
sah man von der Aufhebung der Klöster ab: man verpflichtete aber 
die geistlichen Institute zur Entrichtung eines Zehntels ihres Ein- 
kommens innerhalb der nächsten 10 Jahre, radicierte femer auf die 
Güter derselben eine 4®/o Schuld im Kapitalbetrag von ^^o des 
Jahreseinkommens und forderte noch eine augenblickliche Zahlung 



80a) Die Normen über den Goncurs, denen sich die Adspiranten auf landes- 
herrliche Fatronatspfaneien zu onterziehen haben (M. G S. 11. 6 n. 101, 17.6 n.97) 
und nnr genauere Bestinunungen eines schon längst geübten Bechtee: siehe oben 
§ 8 n. 34. 

81) BeuBS, Staatskanzlei 1799 Th. 1. p. 268. 
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88 Die innere Becbtsgeschichte unter Max IV. § 10. 82. 

von 1,498000 fl. Endlich „sollen die gegenwärtigen Conventoalen 
znr Hälfte absterben nnd fQr jedes abgestorbene Mitglied 6000 fl. 
Kapitalien dem Staat abgetreten werden/^ Dadurch erzielt^ mau 
wenigstens eine teilweise Säkularisation. Die dauernde Belastung 
der Eirchengüter erscheint in den nächsten Jahren als Fortifikations- 
oder Dezemsteuer.**) 



§ 11. Die innere Bechtsgeschichte unter Max IV. (I). 

Der Territorialismus, wie er die Kirchenpolitik des 18. Jahr- 
hunderts beherrschte, leidet an einem innern Widerspruch. Die Auf- 
sicht über die Kirche wird nicht mehr geübt aus uneigennützigem 
Interesse an der reinen Lehre und Sitte, dem Grund des ehemaligen 
landesherrlichen Kirchenregimentes in Baiem wie in den prote- 
stantischen Gebieten : vielmehr ist die Kirche Staatsanstalt, weil der 
Staat in der BeligiOsität eine Bedingung der eigenen Existenz, weil 
er in ihr eine politische Tugend sieht. Anfangs freilich war 
ihm Beligiosität und konfessionelle Orthodoxie identisch. Aber mehr 
und mehr drängt die philosophische Zeitströmung — ob mit Recht 
oder Unrecht kommt hier nicht in Frage — einer von allen kon- 
tessionellen „ZuföUigkeiten'^ befreiten Vemunftreligion zu. Und wie 
nun der aufgeklärte Despotismus das Erzeugnis dieser räsonnierenden 
Bichtung auf dem Bechtsgebiet, wie er das Naturrecht verwandte 
um das Feudalsystem zu brechen, so konnte er sich auf die Dauer 
auch den neuen religiösen Anschauungen nicht verschliessen. Er 
musste sich eingestehen, dass Beligiosität, soweit deren der Staat 
bedarf, mindestens in allen grossen christlichen Konfessionen gleich- 
massig vorhanden ist, dass demnach nichts wider die Toleranz der im 
Beich zugelassenen Beligionsparteien, wohl aber vielerlei wirtschaft- 



82) Bertholdi, Handbuch des bairiscben Kirchenrechts ü. p. 205; vergl. aach 
päpstliches Breve y. 12. Febr. 1803: dedmae quae ad levandos beUomm sumptos 
ex speciali gratia Pias YI. praedecessor ex reditibus ecclesiasticis percipi ad aliquot 
annoB a Bavarico electore praedecessore tuo concesserat nunc jure principatns atque 
alti dominii nomine ab administris tuis exiguntur (y. Sicherer, Staat und Kirdie. 
ürk. p. 18). 
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§ 11. 1—4. Die inneie Bechtsgesohichte unter Max IV. 89 

liehe Orande fOr dieselbe sprachen. Einen klassischen Ausdruck 
fimd dieser (Gedankengang in dem bairischen Bescript, das auf die 
Vorstellung der Landschaft wegen Bürgeraufnahme eines Protestanten 
in München erlassen wurde ^), nach dem Dekret vom 10. Nov. 1800 
die erste Begierungskundgebung dieser Art.*) 

Denn während Preussen, schon früh, ganz entschieden seit 
Friedrich U., Oesterreich ^), wenn auch unvollkommener seit Joseph II« 
alle drei im Beich recipierten Confessionen zuliess — verharrte 
Baiem bis zu Beginn dieses Jahrhunderts bei dem Ausschluss der 
Akatholiken: die Fortentwicklung des Systems Max III., die sicher 
zu Toleranz hätte führen müssen, war gerade insoweit durch die 
Kirchenpolitik Carl Theodors unterbrochen worden. Die Missregierung 
dieses Fürsten charakterisiert sich, abgesehen von der Errichtung 
einer bairischen Zunge des Malteserordens auf Kosten des Schul- 
fonds, am besten dadurch, dass der so geistlose Illuminaten- 
orden in Baiem festen Fuss fassen und schliesslich in den Buf 
der Staatsgefthrlichkeit geraten konnte.^) Diese Missregierang er- 
klärt nun auch vollkommen die rücksichtslose Härte, mit der Max IV. 



1) „Was haben alle Stände gewonnen, welche der Alleinherrschaft der Kirche, 
der Einheit ihrer Nation, alles aufopferten. Man vergleiche nur ihren Wohlstand 
mit jenem solcher Staaten, welche ohne Bücksicht auf Religion fremder Industrie 
und Kultur offen stehen und wo man diese durch Aufnahme solcher nützlicher 
fremder einheimisch zu machen sucht. Warum sollten nicht mehrere Eeligionsver- 
wandte als Brttder einer Familie, als Söhne eines Vaters, als Glieder ein und der- 
selben Gresellschaft aus einem gemeinschaftlichen Interesse der öfientlichen Sicher- 
heit, Wohlfart dnrch ein gemeinschaftUches Band vereinigt, leben können. Haben 
nicht alle christlichen Beligionen eine gemeinsame Moral, einen gemeinschaftlichen 
Lehrer." Abgedruckt bei Häberlin Staatsarchiv VIII. p. 104 sq. ; Geschichte der 
ersten Bflrgeraufhahme eines Protestanten in München (1801, ohne Angabe des 
Druckortes) p. 77 sq.; über ähnliche Anschauimgen im Würzburgischen Schwab: 
Fnmz Beig p. 220 sq. 

2) 0. Mejer: Zur römisch-deutschen Frage Lp. 410— 413, Friedberg 266—292. 

3) Martens p. 169-190, bes. p. 180; Friodberg p. 165—176; 0. Mejer 
L p. 56. 

4) Hierüber Prantl im Staatswörterbuch s. v. Illuminaten; Kluckhohn in der 
A. Allgemeinen Zeitung 1874: n. 173, 174, 176, 179. 182, 185, 191 (bes. 173). 
Krasse Beispiele der damaligen Justizzust&nde in Häberlin: Staatsarchiv VI. p.45d; 
Feaerbach: Aktenmftssige Darstellung merkwürdiger Verbrechen L p. 541 sq. 
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90 ^6 innere BechtsgeBchichte unter Max lY. § 11. 5—9. 

leitender Minister Monteglas wie in andern Gebieten, so auch in der 
Kirchenpolitik vorging; eine ruhig fortschreitende Reform, wie etwa 
in Preussen war nicht mehr möglich. Baiern musste über Nacht 
zum modernen Staat gemacht werden, sollte es in der allgemeinen 
Eevolution seine Existenz behaupten. Vor allem war nOtig eine 
respektable äussere Macht. Wenn Gl. Perthes^) einmal sagt: „viele 
Quadratmeilen, viele Soldaten, viele Gulden und eine ausschliessliche 
Verfügung über dieselben bildeten'das Ziel, welches Monteglas als einzige 
Grundlage für die Grösse Baiems verfolgte", so mag dies teilweise 
richtig sein: allein auf äussere Macht kam es in jenen Zeitläuften 
auch vor allem au. und weil der Erfolg der Beformpolitik ganz 
und gar auf unbehemmten Durchgreifen der Kegierung beruhte, so 
war es natürlich, dass in ihrem Organ, dem Beamtentum die bureau- 
kratische Selbstherrlichkeit häufig zu roher hochmütiger Willkür aus- 
artete. Die Schuld lag „iu der Verderbtheit der früheren Obrigkeit'^ 
(Perthes).«) 

Es mag sein, dass man manchmal im Widerspruch mit allge- 
meinen Begierungsprogrammen 7) in das innere Leben der Kirchen 
eingriff. Allein so widerwärtig es uns auch sein mag, dass neben 
der unumgänglichen Beseitigung jener Beste klerikaler Exemtion, 
die das landesherrliche Kirchenregiment und der Territorialismus 
übrig gelassen, kirchliche Cerenionien und Gebräuche aufgehoben 
wurden, so darf man nicht vergessen, dass auch der Territorialismus 
dieses Becht geübt hatte*») und die aufgehobenen Gebräuche zum 
Teil auch wirklich aufhebenswtirdig waren.^) Und in dem was nach 

6) Cl. Perthes: PolitiBche Zustände und Personen in Deutschland zur Zeit der 
französischen Herrecbait p. 417. 

6) Neben Perthes vergl. Lerchenfeld: Die Geschichte Baiems unter Max I. ; 
Pözl im Staatswörterbuch s. v. Montgelas; Schwab: Franz Berg p. 334—842, 
472-509; Höfler: Concordat und Constitutionseid p. 1— 7 (ungenügend); Gams: 
Geschichte der Kirche Christi im 19. Jahrhundert mit vorwiegender Bficksicht auf 
Deutsciiland, § 38; sehr interessante zeitgenössische Urteile in Häberlin^s Staata- 
archiy Bd. VI. sq. 

7) Verordnung v. 7. Mai 1804 betr. d. Verh. zur geisÜ. Gewalt (DöUinger 
V. S. Vm. p. 67). 

8) M. G. S. IV Th. 6. n. 131 V. ▼. 1784. 

9) Tergl. die Zusammenstellung bei Schwab a. a. 0. p. 339; t. Sicherer p. 44. 
DöUinger V. S. VIH p. 1137-1139; 1141—1143; 1145 1156; 1161. 
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§ 11. 10—12. Die hmeiB BeehtBgeschidite unter Max IV. 91 

Garns : „B&i^i'i^ um ^^^ Buhm nnd das Bewnsstsein eines katholischen 
Staates gebracht hat": in der Säkularisation ist die Regierung Carl 
Theodor's, allerdings auf Grund eines päpstlichen Indults, vorausge- 
gangen ; nur wurde damals das Erträgnis zu andern, rein persönlichen 
Zwecken des Ghurfarsten verwandt. 

Aber von alle dem abgesehen, trug die Begierungspolitik das 
Correktiv gegen allzu tiefes Eingreifen in die Interna der Kirche 
schon von selbst in sich. Durch die Zulassung auch der Protestanten 
war die Erneuerung des alten Kirchenregiments — diesmal mit auf- 
klärerischer Färbung — unmöglich gemacht, sobald — und dies trat 
ja sehr rasch ein — die konfessionellen Gegensätze sich wieder ver- 
schärft hatten, und jenes „Moralchristentum'' in's Abwesen geraten 
war. Wie einer der Verfechter des neuen Systems — Gönner — in 
seinen jetzt noch musterhaften Schriften, ein entschiedener Anhänger 
des Collegialsystems ist ^®), so sah sich auch die Regierung, als sie 
1809 das bairische Staatskirchenrecht codificierte, genötigt, die Be- 
stimmungen über das Verhältnis der Kirchengewalt zu den Kirchen- 
angehörigen, sowie der Kirchen untereinander dem hier entschieden 
koUegialistischen^^) allgemeinen Landrecht zu entlehnen. Der Col- 
legialismus aber steht einem Kirchenregiment des Landesherm auf 
Grund staatlichen Rechtes prinzipiell entgegen, wenn er auch ein 
System umfänglicher Kirchenhoheitsrechte, ja sogar die Uebertragung 
des Kirchenregiments an den Landesherrn durch die Kirchengesell- 
schaft selbst zulässt.^*) Residien aus früheren Perioden sind frei- 
lich geblieben. 

Im einzelnen nun begann die Zulassung der Protestanten 
damit, dass der Churfürst durch Reskript vom 30. September 1800 
die Veräusserung von oberpfälzischen Landgütern an die Protestanten 



10) Gönner über Veränderungen der Eellgioneübung gegen den Zustand des 
NonDaljahres 2. Aufl. Landshut; p. 12—15; teutsches Staatsrecht 1804 § 84—86, 
§ 408—410, § 415—417; weiterhin zu nennen ist Wedeldnd in Heidelberg (die 
Aofiiahme neuer Kirchen im Staat überhaupt, in Baiem insbes. 1803). Fessmaier: 
Grundiiss des bair. Staatsrechts (1801) bringt nur dürftige Angaben über den Be- 
bördenoi^anismus § 175, 190, 191. 

11) 0. Mejer a. a. 0. IE. p. 174. 

12) 0. Mejer I. p 47. 
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92 I)i« innere Beehtsgeschiofate anter Max TV. § 11. 13—15. 

erlaubte.**) 10. November 1800") wurde eine Deklaration erlassen, 
wonach ,,bei der Ansässigmacbung in sämmtlichen herobem 
Staaten die katholische Beligionseigensehaft nicht ferner als wesent- 
liche Bedingung anzusehen sei/^ Der Widerstand der Landschaft 
und des Münchner Magistrats wurde durch energisches persönliches 
Eingreifen des Churfürsten gebrochen.*^) 



13) yergl. d. landschafü. YorBtellung bei Häberlin St. A. Vin p. 98; GescL. 
der ersten Bürgeraofhahme etc. p. 44. 

14) Geschichte etc. p. 12. 

15) Es handelte sich um die Ansässigmachnng eines Weinwirtes Michl in Mün- 
chen. — Die rechtliche Zulässigkeit der Aufnahme der Protestanten ist nicht 
zweifellos. Zweierlei kommt hier in Betracht: 1. ist zur Gestattnng der Ansässig- 
machnng von Akatholiken Zustimmung der Landstände nötig? 2 wiederspricht die 
Einräumung des exercitium religionis dem westphälischen Frieden, oder ist wenigstens 
nach d. J. F. 0. Konsens der Landstände nötig ? die erste Frage ist jedenfalls zu 
verneinen: Ansässigmachnng kann gemäss art. V § 34, 35 J. P. 0. der Landesherr 
gestatten, von einem Zustimmungsrecht der Untertanen ist dort nicht die Bede; 
nach der hairischen Landesverfassung aUerdings konkurierte bis zu Mitte dee 16. 
Jahrhunderts die Landschaft bei der Gesetzgebung; ausdrdcklidi eingeräumt war 
ihr die Befugnis nirgends und schon auf dem Landtag von 1531 ward sie ihr, die 
damals protestantisch gesinnt war, streitig gemacht (Sugenheim : Kirchen- und Yolks- 
zustände in Baiem p. 366). Ein Zustimmungsrecht der Landschaft kann auf 
keine Weise angenommen werden (vgl. v. Freyberg III 161; Kreittmayr bair. Staatsr. 
§ 186; Wedekind a. a. 0. (sich Note 10) p. 199—216). 

Dagegen ist der Zweifel, ob Max lY. den Akatholiken exerdt. religionis gestatten 
durfte, weit schwieriger zu lösen. In Altbaiem geschah dies erst durch R E. von 
1809; tatsächliche Duldung wurde schon fraher geübt: hier löst sich die Frage 
einfach dadurch, dass nach art. XY Pressbuiger Frieden in Yerbindung mit art. n 
d. Bheinbundsakte der Westphälische Friede wie jedes andere Beichsgesetz dnicfa 
Landesgesetz aufgehoben werden konnte (a. M. Zachariae deutsches Bundesstaats- 
recht I § 36 m 3. Aufl.) — der B. d. h. Schi. § 63 allerdings bezieht sich nicht auf 
die altbairischen Erblande (vgl. § 47). Die Bechtsbeständigkeit dagegen des am 
10. Jan. 1803 (also vor dem erst am 27. April 1803 in Geltung tretenden B. d. 
h. Schi.) für Franken und Schwaben erlassenen Toleranzediktes ist dadurch frei- 
lich noch nicht erhärtet 

Die Ansicht eines der bedeutendsten Staatsrechtslehrer des vorigen Jahr- 
hunderts nun, Moser's, spricht nicht dafür. Moser, ausgehend von der Frage, 
ob ein Landesherr seinen eigenen Glaubensgenossen, die im Normaljahr das 
exercitium religionis nicht gehabt hätten, dieses einseitig gewähren könne, 
spricht sich über die Befugnis zur Gewährung der Beligionsübung an Angehörige 
einer andern Beligion, die ebenfalls das Normaljahr nicht für sich haben, zweifeLnd, 
wenn auch nicht entschieden verneinend aus. (Landeshoheit im Geistlichen p. 659, 
p. 675). Eine Gondusion des corp. evangelic. v. Juli 1755 (Moser 675) leugnet 
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§ 11. 15. Die inneie Bechtsgesehichte unter Max IV. 93 

Am 26. August 1801 folgte ein gut stilisiertes Edikt, welches 
aber materiell nur den Inhalt des Torigen Erlasses wiederholte. 



die Befugnis schlechterdings; auch mag erwähnt werden, dass die Einschiehung eines 
diesbezüglichen, von den Eyangelischen Yorgeschlagenen Passus in das Friedens- 
instrument unterblieb, („quominus autem tarn catholici quam evangelid magistratus, 
ecclesiastici aeque ac politid suis subditis tam eyaugelicae quam catholicae religionis 
exercitium publicum pro arbitrio concedere possint, nullis legibus aut juramentis 
prohibeantur" ; Moser p. 613). 

Wenn wir vorderhand von der Ansicht Pütters über das Verhältnis v. art. V 
§ 30 — 31 sq. J. P. 0. absehen, die gegen Ende des vorigen Jahrhunderts herrschte, 
und an der altem, von Gk^nner (Ueber Veränderung der Beligionsübung gegen den 
Zustand des Normaljahree 1802) erneuten, Auffassung festhalten, dass § 30 für die 
Begel dem Landesherm das Beformationsrecht zuschreibe, §31, § 32, § 33 dasselbo 
einschränke, soweit das Normaljahr entgegenstehe : so kommt alles auf die Bedeutung 
des jus refonnandi an ; denn das Normaljahr hat dann eine derartige Wirkung, daas 
alle vor dem Friedensschluss gemäss des Reformationsrechtes abgeschlossenen 
Verträge nichtig sind, die einer Eonfession das 1624 nicht innegehabte exerc. rel. 
publia oder privat, gewähren: im Fall der Gewährung eines exerc. rel. privatum 
kann es sich aber doch nur um Einführung eines Simultaneums handeln. Wenn 
aber nun vor 1648 Dispositionen auf Grund des Beformationsrechtes, welche dem 
NormaJjahr widersprochen, nichtig sind, so jedenfalls auch Dispositionen nach 1648. 
Ist nun das jus reformandi nicht weniger als „die ganze und völlige Dis- 
position in Belig^ons-, Kirchen-, Schul- und dergl. Sachen'* (Moser p. 626}, 
80 ist gemäss § 31 mit § 83 die Einführung eines Simultaneums unzulässig, 
mag der Landesherr ein Angehöriger der ecdesia ceccepta sein oder nicht. 
Allein eine solche Auslegung entspricht dem jus reformandi des § 30 nicht; denn 
nach dem Augsburger Beligionsfrieden und der Praxis hatte es sich herausgestellt 
als das Becht der Beichsstände, ihre eigene Beligion im Territorium einzufahren, 
die Andersgläubigen zum Abzug zu zwingen (Kreittmajr ann. ad. cod. civ. V. c. 20 
§ 13 n« 1; Gönner a. a. 0. § 10, § 11; Bichter Geschichte der evangelischen 
Eirchenvezf. p, 215) und diese gewohnheitsrechtliche Bedeutung will § 30 
dem Begriff des jus reformandi untergelegt haben: dann hat § 31 und § 83 nur den 
Zweck die ausschliessliche oder simultane Einführung der Beligion des Landes- 
herrn zu verhindern, wenn diese 1624 nicht rel. recepta war. Dagegen ist der 
Fall, dass der Landesherr eine andere als seine Eonfession — dann natürlich wohl 
immer simultan — einfahren woUe gar nicht normiert. Nach dieser Ansicht ist 
das Toleranzcdikt rechtsbeständig. 

Püttor dagegen (Geist des westphäl. Friedens p. 394) sieht durch § 30 den 
Fall geregelt, dass der Landesherr der religio recepta seines Territoriiuns angehöre. 
Hier werde ihm dann unbedingtes Beformationsrecht eingeräumt; dagegen bezögen 
sieh § 31-33 auf den Fall, dass er und seine Untertanen verschiedener Eonfession 
Beim; danu beschränke ihm das Normaljahr das Becht der Einführung des eigenen 
Bekenntnisses (ebenso Wedekmd a. a. 0. p. 90). Diese Ansicht steht doch wohl im 
Widflt^ Spruch mit dem WorÜaut, rechtfertigt aber das Toleranzedikt ebensowohl 
als die 6önner*8ch«. 
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94 Die innere Bechtsgeachichte unter Max VI. § 11 . 16—18 

Dagegen enthalt das Edikt, die Religionsfreiheit in den chur- 
fQrstlichen HerzogtQniern Franken und Schwaben betreffend vom 
10. Janaar 1803^^) eingehende Bestimmungen. Hiernach sollen alle 
einer christlichen Confession Angehörigen den Vollgenuss der bürger- 
lichen und politischen Rechte haben. Angehörige der drei im Reich 
eingeführten christlichen Confessionen sollen bei Besetzung der Staats- 
ämter gleichmassig berücksichtigt werden. Dagegen ist allen selbst 
den nicht christlichen Untertanen Hausandacht garantiert; auch 
wird ihnen gestattet, allerorten dem Gottesdienst beizuwohnen oder 
die Sakramente zu empfangen; doch bleiben sie soweit sie keine 
eigene Kirchengemeinde bilden können, dem Pfarrverband auch einer 
fremden Eonfession einverleibt und müssen Stolgebühren entrichten. 
Letztere Bestimmung ist durch § 99—102 R. E. von 1809 und V. 
vom 19. März 1812 abgeändert und dermassen modificiert, geltendes 
Recht geworden. 

Die Zulassung der Akatholikeu nötigte aber die Regierung nun- 
mehr auch Normen über Confessionsangehörigkeit und gemischte 
Ehen zu geben. Zunächst ist (8. November 1802)'^) die Wiederver- 
ehelichung geschiedener Protestanten mit Katholiken gestattet worden, 
dann aber erlaubte man durch V. vom 18. Mai 1803 Brautleuten 
verschiedener Confession sich vom Pfarrer der Braut oder des Bräu- 
tigams trauen zu lassen; gegen Erlegung der Gebühr sollten ihnen 
auch Dimissorialien an den Pfarrer der andern Konfession erteilt 
werden — eine Anordnung, der man noch bis in spatere Zeit *®) 
nachkam, obwohl sie im schärfsten Widerspruch mit dem kanoni- 
schen Recht stand. Ausführlicher regelt dieselbe Verordnung die 
Konfessionsangehörigkeit der Kinder aus gemischten Ehen. Ihre 
Bestimmungen sind hierin die Grundlage des R. E. von 1809 ge- 
worden, verdienen aber, wegen ihrer präciseren Redaktion bis auf 
einen Punkt weitaus den Vorzug vor dem letzteren, üeber die 



16) die beiden letzten Erlasse bei Döllinger Vm. p. 28—31. 

17) Döllinger Vni. p 241; v. Sicherer: Ehegericht und Ehegerichtsbarkeifcp. 1. 

18) V Sicherer, Eherecht und Ehegerichtsbarkeit p. 43, 44 j vgl. auch V. v. 
25 Sept. 1814: (Regierungsbl v. 1814. col. 1537.) 
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§ 11 19^23. Die innere Bechtsgescbichte unter Max VI. 95 

religiöse Erziehung ihrer Kinder können die Brautleute durch Ehe- 
pakten , die noch während der Ehe abgeändert werden können, 
bestimmen. Ist dies nicht geschehen, so werden die Söhne in der 
Konfession des Vaters, die Töchter in der der Mutter erzogen. — 
Das ünterscheidungsalter für Kinder aus gemischten Ehen tritt mit dem 
erreichten 18. Lebensjahr ein ; ob dies gleichermassen für Kinder aus 
ungemischten Ehen golt, und ob, wie man dem Wortlaute nach 
annehmen sollte, ein solcher Abkomme aus gemischter Ehe nur zu 
einer der drei im Beich recipierten Konfessionen übertreten kann, 
ist fraglich.!») 

Neben dem Ausschluss der Akatholiken fielen vor allem die 
klerikalen Privilegien hinweg. — 

Die Gerichtsbarkeit über die Kleriker wurde ihrem ganzen Um- 
fang nach dem Staat vindiciert durch V. den Gerichtsstand der 
Geistlichen betreffend vom 11. November 1803*®) und die bekannte 
Verordnung, die Verhältnisse zur geistlichen Gewalt betreffend vom 
17. Mai 1804*!); bezüglich der Nachlassbehandlung ist dies in einer 
Reihe besonderer Verordnungen geschehen.**) 

Wie die Gerichtshoheit zum grossen Teil, so war die Finanz- 
hoheit schon längst ihrem ganzen Umfang nach vom Staat gegen 
die Kleriker geübt worden. Durch die Standschaft 'der Klöster frei- 
lich, die gleich den beiden andern Ständen nur die Standsteuer 
zahlen, sowie die Anschauung, dass die Widumsteuer eine „Ordinari- 
steuer" sei und zu „Extraordinarianlagen" die Kleriker nur in der 
höchsten Not herangezogen werden dürften, mag tatsächlich dennoch 
eine grosse Ungleichheit in der Belastung hervorgerufen worden sein ; 
dieselbe ist aufgehoben durch die V. vom 8. Juni 1807, die Gleich- 
heit der Abgaben betreffend. *ä) 

Wie die Aufhebung des veralteten Teiles des Staatskirchenrechts 
nnr von Fall zu Fall erfolgte, so ist zunächst auch das nunmehrige 



19) Döllinger Vm. p 38 vergl. über die Materie § 17. 

20) Regierungsblatt für Schwaben 1803 Stück X. 

21) Döllinger vm p. 67. 

22) DöU. Vni. 149 -161 (v. 25 Jan. 1803 an) 

23) E^cTungsbl. v. 13. Juni 1807 (Stück XXV.) 
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96 Die Urnen BediiagMcliichte unter Max lY. § 11. 24— 2ia 

Verhältnis von Kirchen nnd Staat weniger darch prinzipielle Gesetze, 
als durch Gesetze, die einzelne Punkte regelten, normirt worden. 
Denn die V., betreffend die Verhältnisse zur geistlichen Gewalt 
statuirt einige sehr wichtige Detail-, aber keine neuen Grundbe- 
stimmungen: entsprechend dem Mandat von 1770 hält sie dasPlacet 
aufrecht und verlangt des weiteren nur, dass die Ordinarien des er- 
haltenen Placets im Eingang ihrer Erlasse Erwähnung tun. 

Von den einzelnen Bestimmungen kommt hier zunächst in Be- 
tracht die Säkularisation des Klostergutes und Auf- 
lösung der Klöster, welche auf zweierlei ßechtsquellen beruhen. 

Einmal auf der landesherrlichen „Instruction der neuangeord- 
neten Commission in Klostersachen" vom 25. Juni 1802"). Nach 
der Instruktion wird den Bettelorden die Aufnahme neuer Mit- 
glieder untersagt, den damaligen Klosterbrüdern das Betteln verboten 
und dafür jedem einzelnen 125 fl. jährlich zum Unterhalt angewiesen. 
Sind die Angehörigen eines Klosters auf eine gewisse Zahl zusammen- 
geschmolzen, so werden sie mit den Mitgliedern eines andern Klosters 
vereinigt, — Die nicht ständischen fundierten, sowie alle oberpf&lzischen 
Klöster werden miteinigen Ausnahmen aufgehoben und die gegen- 
wärtigen Angehörigen in Sammelklöster vereinigt u. das überflüssige 
Mobiliar und Immobiliarvermögen fällt an den Fiskus, zunächst den 
Schulfond oder wird mit Zustimmung des Churfürsten veräussert. 

Die zweite Bechtsquelle ist der Reichsdeputationshauptschluss 
vom 26. Februar 1803: nach dessen § 35 werden „alle Güter der 
fundierten Stifter, Abteien und Klöster — der freien und vollen 
Disposition der respektiven Landesherrn **•), sowohl zum Behuf des 



24) Häberlln : Staatfiarchiv Vm. p. 111 : vergl. aucli ebendort, die wie Häbei^ 
lin angibt, officiöse Schrift über Verwendung einiger Elostorgüter p. 185-231; 
inhaltlich unbedeutend, abercharakteristischfür die damalige Anschauung! Juriatisch 
irrelevant ist das Circular im Bgbl. y. 1802 p. 178, welches die Säkularisation zu 
rechtfertigen sucht. 

24a) Die Gontroyerse, an wen durch die Sftcularisation das Eigentum an den 
Eirchengtttem übergegangen sei, ob an den It'iskuB, oder an das Eammeigut, kann 
hier nicht weiter berührt werden (Zachariae das rechtl. Yerhäitniss des fÜrstL 
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§ 11. 85—28. Die ümeie Bechtsgwdiichte unter Max IT. 97 

Aufwandes fflr Gottesdienste etc., als der Erleiohteruiig ihrer Finanzen 
aberlassen." üeber die Olausel des § 35: ,,sowolil znm Behuf des 
Anfirandes fttr Gottesdienst etc.'^ wird anten im zweiten Buch ge- 
handelt worden.*') 

Die Entscheidung darüber ob die ElOster selbst aufzuheben seien, 
steht nach § 42 für MannsklOster im Belieben des Landesherrn; für 
Frauenklöster wird die Einwilligung des Ordinarius erfordert Soweit 
die Klöster reichsunmittelbar waren oder in den zu säkularisieren- 
den Gebieten als mittelbare bestanden (§64), ist der Landesherr ver- 
pflichtet, den Conventualen eine Pension zu verabreichen. *<^) (§ 57). 

Wie nun dieses Beichsgesetz in Baiern Yollzogen wurde, ist 
schwer zu ermitteln, da sonderbarer Weise nur sehr lückenhafte 
Ausführungsbestimmungen bestehen. Der Beichsdeputationshaupt- 
schluss betrifft nur die fundierten Klöster. Also bleibt es für die 
vermögensunfähigen Bettelorden wohl bei der Instruktion von 1802, 
wonach deren Angehörige in Centralklöstem vereinigt werden.»^) 
Bezüglich des Unterhaltes der Angehörigen reichsunmittelbarer Klöster 
hatte, soweit sie nicht in den säkularisierten Landen gelegen waren, 
der B.d.h.schluss nichts bestimmt; mehrere Verordnungen von 1804 
gewähren auch ihnen Pensionen.*^) Sammelklöster scheinen für 
die Conventualen vermögensfähiger Mannsorden nicht errichtet, 
vielmehr alle Mannsklöster, abgesehen natürlich von den Sammel- 
UOstem der Mendikanten, aufgelöst worden zu sein. Dagegen 
war die Auflösung der Nonnenklöster von dem Consens des 
Ordinarius abhängig; jedoch gestatte § 6 der V. die Verhält- 
nisse zur geistlichen Gewalt betreffend den freiwilligen Austritt 
der Nonnen. — Hand in Hand mit der Auflösung oder Ge- 
stattung des Austrittes ging die Verleihung des Commerciums an 



Kammergates p. 16—22): f&r Baiem ist jedenüalls seit V. U. tit m u. Gm. t. 
1. Juli 1834 die Frage gegenatandslos. 

25) § 26 n. 26 sq. 

26) merflber Regierangsblatt 1804 col. 568, 1807 col. 1138. 

27) Bertoldi, bair. Kirchenr. 1811 U. p. 35; Bgbl. v. 1806 col. 287 unten. 

28) D5Uinger YBI. p. 708-804. 

7 



Digitized by VjOOQIC 



98 XHe innero Beohtsgeschichte unter Max lY. § 11. 29— 35 

die snsgesohiedenen Beligiosen *^) ; später benahm man den yota 
solennia überhaupt jede Bechtswirknng.'^) * 

Von der Auflösung (Säkularisation) der Klöster scharf zu unter- 
scheiden ist die Säkularisation der Klostergüter. Das Eigentum ist 
durch § 35 B.d.hschl. übergegangen: wie im einzelnen Falle das 
Vermögen realisiert wurde, vermag Verfasser nicht zu berichten, 
doch ist wahrscheinlich, dass hierin die Instruktion von 1802 zu 
Grunde gelegt wurde. •^) 

Auch im Eherecht ergaben sich — allerdings weniger be* 
deutende — Aenderungen. Die Sponsalien wurden wiederum den 
weltlichen Gerichten überwiesen'*); die Anschauung Osterwaids und 
der französischen Juristen vom bürgerlichen Charakter der Ehe- 
schliessung wird insoferne teilweise Terwirklicht, als nach Entschliesung 
Yom 12. Juli 1808 '') „alle ausser Landes geschlossenen Ehen für 
ungiltig angesehen werden sollten." Die Ehegerichtsbarkeit verblieb 
aber bei den geistlichen Gerichten. 

Weit einschneidender sind die Bestimmungen über Pfründe- 
besetzung. Zuvörderst ist hier eine falsche Angabe zu berichtigen : 
Bertholdi'*) behauptet in seinem Kirchenrecht: „in Baiern besteht 
das Becht, dass kein Inländer zu einer Weihe gelangen kann" der 
nicht einen bestimmten staatsrechtlich geregelten Bildungsgang durch- 
gemacht hat: dies ist nun offenbar unrichtig. *5)— Allein das ist sicher, 
dass kein Kleriker auf eine Pfründe zugelassen wurde, der nicht die 
durch Landesgesetz vorgeschriebene Ausbildung genossen hat, und dass 



29) V. ▼. 17. No7. 1803 (Bgbl. v. 1803 col. 997). 

30) § 94. B. E. V. 1809. 

31) Yergl. die beiden Notizen im Bgbl. t. 1803 col. 193 und col. 585; Dörr- 
chmidt, die klösterlichen Genossenschaften in Baiem p. 2; die Mitteilongen yon 
Garns, die Gesch. der Kirche Christi etc. p. 472 — 493 lassen die Grandsfttze, nach 
denen man das IQostergtit veraosserte, nicht hervortreten. 

32) Y. V. 2. Mai 1806; Michl Eirchenrecht p. 287. 
38) DöUinger YHI. p. 1084. 

34) IL p 6. 

35) Die Stelle, auf die sich Bertholdi hemft, spricht davon mit keinem Wort 
(Begbl. 1808 c. 122) ; jedenfalls ist die Äusserong, 1811 geschrieben, schon wegen 
§ 42 f. B. E. V. 1809 falsch; auch der sonst genaue Michl a. a. 0. p. 213 tut 

iner solch exorbitanten Bestimmung keine Erwähnung. 
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! 11. 36—39. Die innere BechtsgeBchichte unter Max IV. 99 

auch die Priesterseminarien der staatlichen Aufsicht unterstanden •«) ; 
denn die weitgehenden Rechte des Landesherrn in Bezug auf Pfründebe- 
setzung: Erteilung der Possessgebung oder Präsentations- 
recht in den päpstlichen Monaten, hatten sich unter Max IV. noch um 
ein Beträchtliches gesteigert.'^) Wir müssen dabei im Auge behalten, 
dass diese beiden Rechte an sich nur in den älteren Provinzen be- 
standen, so dass man in den neuerworbenen Gebietsteilen sich nach 
einem Surogat umsehen musste. So constmirte man den Landes- 
patronat. Nachdem schon gemäss Y. Yom 1. März 1803 „alle jene 
Patronatsrechte und Präsentationsrechte, welche in den schwäbischen 
Landen Fürsten, Aebten, Städten und sonstigen Körperschaften zu- 
standen, in Zukunft im kurfürstlichen Namen ausgeübt werden^^ 
sollten'^), stellte den 11. Juli 1803 die Landesdirektion Würzburg 
in einem dem Verfasser nicht zugänglichen Bericht den Satz auf, 
dass infolge der Säkularisation der Landesherr Patron aller Pfründen 
sei, die nicht dem Laienpatronat unterliegen. In einem Erlass vom 
8. August 1803 acceptierte die Regierung diesen Satz und erhob 
ihn „zu einem Normalgesetz für die sämmtlichen Erbstaaten." •*) — 
Die Rechtstitel nun für diesen Anspruch entwickelte eine Zuschrift 
des fränkischen Landeskommissariats an das Yikariat von Bamberg 
(22. Sept 1803) '•) ; es verlohnt sich, auf die seltsame Begründung 
dieses Schriftstückes näher einzugehen. Dasselbe behauptet: der 
Churfürst sei nach § 36 R. d. h. Schluss Successor der mediatisierten 
Bischöfe als Landesfürsten. Daraus wird gefolgert: er succe- 
diere in L diePatronate der jetzt erst aufgehobenen ElOster; 2. die 
Patronatsrechte der früher aufgehobenen ElOster; denn diese habe 
der Bischof nur als Landesherr aufheben kOnnen ; 3. „die Patronats- 
rechte, welche mit den Dynastien, Herrschaften Gütern von den 



86) SgbL 1804 0. 511» c. 513. 1806 c. 465, 1807 c.270, 1808 c. 643, c. 1715; 
Garns a a 0. p. 505. 

86a) Zum folgenden: y. Sicheier, Staat und Kirche p. 38; Schwab a. a. 0. 
p. 340; Schulte, System p. 669 p. 704; und vor Allem Hinschius, das landesherrL 
Atronatsrecht gegenüber der kath. Kirche. 

87) DöSinger VIIL p. 690. 

88) DöUinger Ym 590. 

39) DöUinger Tm 591; abgedruckt bei HinsohiuB p. 20, n. 3. 

7* 
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100 Die innen Bttshtsgeschichte unter Max IV. § 11. iO. 

ehemaligen geistlichen Fürsten sind erworben worden'' ; 4. Patronats- 
rechte,' die frQher in Verbindung mit Lehen verliehen, naoh 
dem Aussterben eines Versallengeschleoht« aber nicht weiter mit 
den Gütern ausgetan worden seien: 5. Präsentationsrechte in allen 
Pfarreien, die aus Domänen, nutzbaren Rechten, und Gefällen des 
Hochstifts dotiert worden sind; 6. Privatfundationen, bei welchen 
die Stifter auf das Patronatsrecht, welches ihnen sonst nach gemeinen 
Hecht zusteht, yerzichteten, unterliegen ebenfalls dem landesherrlichen 
Patronatrecht, „weil nicht der Bischof die Fundation durch solche 
Bedingung beschweren, sondern nur der Landesherr mit Vorbehalt 
derselben die Amortisations- oder Fundationsgüter zu einem perpe- 
tuierlichen religiösen Zweck bewilligen konnte''; 7. Endlich besteht 
ein. Patronat des Landesherm an jenen Pfarreien, „welche ehemals 
Filiale der Ziffer 1 — 6 angegebenen Patronatspfarreien gewesen, da- 
von getrennt und zu Pfarreien erhoben worden seien.'^ Aus alle 
dem und einigen noch haltloseren Erwägungen wird nun nicht blos 
gefolgert, dass in den sonstigen Fällen dem Bischof die collatio 
libera zustehe, er aber die collatio libera beweisen müsse, sondern 
positiv ein generelles landesherrliches Patronat abgeleitet. Es ist 
nicht nötig auf den üngrund der hier vorgeführten Behauptungen 
näher einzughen.^^^) Nur sei noch einmal bemerkt, dass die Begierung 



40) Vergl. HinflchiaB a. a. 0. p. 27 — 49, nur in einigen Punkten eeheint seine 
Aigomentation anfechtbar. Vor allem freilich in dem Hauptpunkt, dass der Landea- 
herr auch nach kanonischem Becht Eigentümer des Eirchenguts geworden sei; denn 
wenn zwar auch nach deutschem Staatsrecht die Säkularisation sicher rechtsbest&ndig 
war, so doch nicht nach kanonischem Becht; dieses fordert zur \eräus8onuig 
Ton Eirohengut, Genehmigimg des Papstes (cap. hoc. consult. in VI. 3, 9,) die aber 
niemals erteilt worden ist; aus der päpstlichen Note vom 10. Aug 1819 (veigl. 
die betr. Stelle bei Hinschius p 34) kann eine Genehmigung nicht gefolgert werden, so 
wenig als aus dem bair. Goncordat art XI, — denn hier wird gesprochen von oot- 
porationes actu non existentes (oder wie es in den froheren Entwürfen hieea: 
capitula etc. de facto non existentia) — , so wenig endlich als aus der CircumscriptioDa- 
buUe vom 1. Febr. 1805 (0. Mejer a. a. 0. I p. 215). Die Genehmigung hätte 
mindeetens in der Form von art 13 des franz. Goncordats yon 1801 erteilt werden 
müssen. So erscheint denn nach kanonischem Becht die Säkularisation emfach als 
Spoliation und auch das dingliche Patronatsrecht geht (Frid. Sess. XXII; de ref. 
c 11) auf den Erwerber nicht über. — Zugegeben übrigens, dass andi nach 
kanonisdiem Becht ein Eigentimiiflübergang stattgefunden habe, so konutea 
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auf Grond dieses Landespatronates die Vorbildung der Kleriker nor- 
mierte und Pfarrkonkurse veranstaltete/ ^) 

Eine vierte wichtige Bestimmung traf die Regierung dadurch, 
dass sie eine centralisierte Eirohenstiftungsverwaltung ein- 
fohrte. Da man derselben aber einen Einfluss auf das geltende Becht 
zusehreibt, so kann sie erst im zweiten Buch besprochen werden. ^^ 

Schliesslich sei noch mit einigen Worten erwähnt, in wieweit 
der Einfluss der Kirchen auf Schulwesen und literarische Produktion 
abgeschwächt wurdet') Im Ganzen ging man dabei die Wege, die 
Max in. vorgezeichnet hatte. Die Gensurkommission, welche unter 
Carl Theodor im kirchlichen Sinn censiert hatte, wurde neu zusam- 
mengesetzt; durch Verordnung vom 13. Juni 1803 die Gensur für 
alle nichtperiodischen Druckwerke überhaupt aufgehoben, ^^) freilich 
nur, um sie durch nicht viel bessere Bepressivmassregeln zu ersetzen, 
Namentlich aber erfuhr das Schulwesen eine umfassende Umformung. 
Abgesehen von Neuregelung der Volksschulpflicht, Dotation der Schul- 
lehrer, Beform des Lehrgangs an den Mittelschulen^^) sprach man 
das Princip aus, dass sich der Schulsprengel über die Ange- 
hörigen aller Confessionen zu erstrecken habe*^) — ein Princip, 



domoch nur dingliche Patronate an den Neaerwerber gelangen. Wenn Hinscfaiiu 
auch das Frfiaentationsrecht der ElöBter zu den quoad temporalia den Klöstern in- 
coiporierten Pfarreien übergehen läset (ähnl Sdiulte System p. 705) so ist ihm 
nicht beistimmen, denn das Xloster präsentiert nach kanonischem Bocht eben als 
parochus habitaalis, nicht als Patron, so sehr sich beide Institute — Inoorparation und 
Patronat — geschichtlich Yorwandt sind Hinschius hat denn auch selbst (Kirchenr. 
m p. 181 n. 1) diese seine frühere Ansicht zurückgenommen. 

41) Die grundlegende Verordnung ist datiert yom 30. Dei^ 1806 (DöUinger 
Vin p. 646 sq.); auch die Adspiranten auf Privatpatronate müssen sich dem Goncurs 
unterwerfen (Bertholdi a. a. 0. n § 91). 

42) § 27, not. 10 sq. 

43) V. Sicherer p. 28—33 Pranü. Bayaria I p. 566 sq. 

44) BgbL Yon 1803 c. 378. 

45) Pranti a. a. 0. p. 566, p. 568—570, 572—574. 

45a) y. T. 10. Mai 1810 (DöU. IX p. 1294). üebrigens war schon in einer 
Entschliesaung vom 24. Nov. 1804 — ohne dass sich positiYe Folgen dieser nur 
sehr allgemein gefassten Auslassung auffinden liessen — den Schulen der confeesionelle 
Qiarakter abgesprochen worden (t. Sicherer p. 29). 



Digitized by VjOOQIC 
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dem freilich bald wieder derogirt wurde. ^^) ; anch die Universitäten 
verloren den konfessionellen Charakter. ^^ Näher auf das Detail ein- 
zugehen ist nicht tunlich. 

Neben der eben geschilderten teilweisen XJmgestaltnng des 
materiellen Staatskirchenrechtes ergeben sich zahlreiche Ver- 
änderungen in der BehOrdenzuständigkeit; manche 
Behörden mussten neu geschaffen werden. Schon seit 1801*«) be- 
stand über dem geistlichen Bat ein eigenes geheimes Ministerial- 
departement in geistlichen Angelegenheiten; durch Verordnung vom 
6. Oktober 1802 wurde der geistliche Bat ganz aufgehoben und seine 
Geschäfte zum Teil — darunter die Aufsicht über Einholung des 
Placet und Bescheidung des Bekurses ab abnsu — an die General- 
landesdirektion von Oberbaiem und Niederbaiem, die Landesdirektion 
von Oberpfalz und Neuburg überwiesen, für das Schulwesen eine eigene 
Gentralstelle im Generalschuldirektorium, für die Verwaltung des 
StiftungsvermOgens eine solche im Administrationsrat der Kirchen 
und milden Stiftungen geschaffen. Mit der endgiltigen Durchführung 
des Bealsystems musste nun natürlich auch die den Generallandes- 
direktion, den Landesdirektionen, sowie den provisorischen Begierun- 
gen von Franken und Schwaben zugewiesenen kirchenpolitischen Ge- 
schäfte zum Teil an die Ministerien übergehen. Dies geschah durch 
Verordnung vom 8. Sept. 1808,*») durch welche eine Sektion für 
Earchengegenstände bei dem Ministerium des Innern organisirt wurde; 
das alte Ministerialdepartement für geistliche Angelegenheiten war 
weggefallen, unter dem Ministerium übten die Generalkreiskom- 
missariate die Eirchenhoheitsrechte aus. 

Den gleichen Behörden wurde aber auch die Handhabung des 
protestantischen Eirchenregiments, das an den Landesherm über- 
gegangen war, zugewiesen. ^^) Die Sektion für Eirchenangelegenheiten 



45b) V. T. 22. Jan. 1815 (Doli. IX p. 1297). 

47) Schwab a. a. 0. p. 361—365; PninÜ. Gesch. d. Ludwig-Maadmilian-Üniveraitftt 
I p. 702. 

48) V. T. 26. Mai 1801 (Rgl. 1801 St. XXIII); Fessmaier bair. Staatsr. § 17a 

49) Bgbl. 1806 col. 2271. 

50) Eine gate üebersicht bei Sohunk: Staatsr. d. Xönigreichs Baiem I p. 664 
-679; vgl T. y. 1. Sept. 1808; oig. Edikt aber die Bildung yon Mittelstelkn 
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§ 11. 50-^2. Die innere BechtBgeschiohte unter Max IT. lOS 

war als solche zugleich Qeneralkonsistoriain, die Generalkreiskommis- 
sariate als solche, Conslstorien, oder wie man es damals nannte, 
Oeneraldekanate; — nnr durch Besetzung einiger Batsstellen mit 
Protestanten trug man dem konfessionellen Sonderinteresse Rech- 
nung — **) 

Zur selben Zeit nun, in der die BehOrdenzuständigkeit eine endgil- 
tige Umbildung erfuhr, gelangte auch das materielle Staatskirchen- 
recht zum Abschluss im „Edikt über die äusseren Bechtsyerhftltnisse 
der Einwohner des Königreichs Baiern in Beziehung auf Beligion 
und kirchliche Gesellschaften/^ (!) Da dasselbe zum grOssten Teil 
wortwörtlich mit dem B. E. von 1818 übereinstimmt, so genügt es 
fOr die Darstellung des Inhaltes auf das zweite Buch zu verweisen. 
Hier sollen nur die Quellen, auf denen das Edikt beruht, erwähnt 
werden. Das Beligionsedikt stammt seinem interkonfessionellen Teil 
nach aus dem allgemeinen Landrecht, indem es die Bestimmungen 
desselben wortwörtlich aufnimmt, oder aber den Grundgedanken 
acceptiert, im einzelnen jedoch sehr bemerkenswerthe Aenderungen 
sich erlaubt : ebenso ähnelt das zweite Kapitel des zweiten Abschnitts 
dem preussischen Becht. ^^) Dagegen sind der dritte Abschnitt und 
das erste Kapitel des vierten Abschnittes selbstständig gearbeitet 
und halten im Ganzen das bisherige Becht aufrecht. Daraus ergiebt 
sich folgendes Besultat: das interconfessionelle Becht, die Normen 



ffir die protest. Kirchenangelegenbeiten v. 17. Mftrz 1809; Instr. d. Generalcon* 
Btstorinm ▼. 8. Sept. 1809; Instr. f. d. Generalkreiskommiseariate y. 8. Sept. 1809; 
Instr. f. d. Distriktsdekanate v. 8 Sept. 1809 (die drei letzten abgedrackt bei 
Kraussold : die in der bäurischen protest. Landeskirche diess die Rh. giltigen Gesetze 
und Verordnungen p. 271—290). 

51) An den Generalkieiskommissariaten hatte der protestantische Sat in rein 
kirchlichen Dingen das ausschliessliche Beferat: der GeneralkommlBsär konnte zwar 
den Vollzug der Yon jenem gemachten Anträge suspendieren, eigene Verfügung aber 
konnte er nicht treffen (§ 21, § 22 Ed. y. 17. März 1809). 

62) §1—6 E E y. 1809 (=1-4 E. E. y. 1818) entspricht allg. Landrecht II 
tit 11 § 2, § 6—10; § 7-18 E. E. v. 1809 (5—11 R E. v. 1818) = allg. 
Landr. ü tit 11 § 40—43; § 105—112 (90—97 E. E. v 1818) ist wortwörtlich 
dem allg Landr. ntit. § 309—317 entnommen; § 14—27 (E.E. y.l818 § 12— 'Z8 
ist im allgemeinen eine Wiederholung d. V. y. 18. Mai 1803, die nur eine allerdings 
ausführliche, aber im Grunde wenig yerftnderte Umbildung des allg. Landr. n tit. 2 
S 76— 85 ist. 
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104 Conoordat und bairische Yeiliuanng. § 19. 1—3. 

über die Gewalt der Eirchenobern wider ihre KirobenaDgehOrigen, 
der XJntersohied 7on Offentlicben und PriFatreligionsgesellschaften 
sind dem allgemeinen Landreobt entlehnt; die einzelnen Eirchen- 
hobeitsreobte sind bairischen Ursprungs. 



§ 12. Conoordat und bairische Verfassung. 

Mit dem Beligionsedikt von 1809 war das bairisobe Staats- 
Idrobenreobt, das Ergebnis einer durch 400 Jahre währenden Ent- 
wicklung zum Absobluss gelangt; früher schon hatte Baiem seine 
Eigenschaft als ausschliesslich katholischer Staat aufgegeben, früher 
selbst, als die Erwerbung protestantischer Territorien hiezu genötigt 
hätte. ^) 

Es musste sich jetzt zeigen, ob der römische Stuhl die Rechte 
über die Kirche, welche er das ausschliesslich katholische Territorium 
hatte üben lassen, dem paritätischen Königreich zugestehen würde: 
der Kampf entbrannte denn auch bald: der Beichsdeputationshaupt- 
schluss hatte durch Säkularisation des unmittelbaren Kirchengutes 
die Grundlage der bisherigen deutschen Diöcesanverfassung vernichtet: 
eine neue Circumskription war nötig ; dass nun eine solche von Beichs- 
wegen vorgesehen war (B. d. h. Schi. § 62) , dass Bom die Möglich- 
keit hatte, ein Beichsconcordat abzuschliessen, auf welches natürlich 
vor allemDalberg nachBeichsrecht der Primas aller nichtpreussischen und 
nichtösterreichischen Gebietsteile (§25.B.d. h.Schl.) drang*), das war 
die erste Waffe, deren sich der Papst gegen Baiem bedienen konnte ; 
denn in Baiern wünschte man gleich wie in Preussen und Oesterreich, 
dass die Diöcesangrenzen mit den Landesgrenzen zusammenfallen sollten, 
und suchte selbst die Unterordnung der Landesbischöfe unter einen 
nichtbairischen Metropoliten zu vermeiden. Daneben machte sich 
ein anderes Moment fühlbar: die Bischöfe gingen nach und nach 
beinahe alle mit Tod ab; neue konnte man nur durch päpstliche 
Einsetzung erlangen; denn die Domkapittel, deren Wahl übrigens ja 



1) 1800(1)- 1808. 

2) 0. Mejer, zur römiflch-deutschen Frage I. p. 201 sq. 
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anch nioht zagereicht hatte, waren durch den B. d. h. Schi, ver- 
nichtet worden. — Und trotz dieser günstigen Position hat die Cnrie 
schliesslich anf die ümstossnng des bairischen Staatskiuchenrechts 
verzichten mttssen. 

Nach') einer schwachen Reaktion der Curie begannen unter der 
Yennittlung Bonaparte's noch 1802 zu Paris die Verhandlungen, die 
aber erfolglos blieben; denn während Baiem lediglich päpstliche 
Genehmigung seiner neuen Eirchenpolitik zu erreichen suchte,^) 
wollte der Papst in seinem scharf gehaltenen Breve vom 12. Febr. 
1803 die Beseitigung gerade dieses neuen Systems erreichen: an 
das alte Staatskirchenrecht rührte er noch nicht. ^) Inzwischen 
hatten die Verhandlungen über das Beichsconcordat begonnen: um 
dennoch ein Sonderconcordat durchzusetzen, entschloss man sich in 
München, die Verhandlungen in Rom fortzuführen, und schickte 
als bairischen Gesandten den Bischof zu Chersonnes G. Freiherr von 
Häffelin ab (4. Dez. 1803); doch hier rückten die Verhandlungen 
wiederum nicht weiter. ^ Auch ihre Wiederaufnahme in Paris, zuerst 
mit Caprara, ^ dann mit dem Papst selbst, (Ende 1804, Anfang 1805) 
der zur EaiserkrOnung Napoleons I. nach Paris gekommen war, 
führte sowenig zum Ziel, als Dalbergs Bemühungen, dort das Beichs- 
concordat abzuschliessen. Freilich gelang es dem letzteren wenig- 



3) Im folgenden berohen unseie Angaben, soweit nichts anderes bemerkt^ auf dem 
aiugezeichneten Werk y. Sichereres : Staat u. Kirche in Baiem, 1799 - 1821 ; ausserdem 
kommt vor allem in Betracht : Mejer : z. römisch-deutschen Frage ; dann Höfler : Con- 
oordats- und Constitutionseid; y Lerchenfeld: zur Geschichte des bairischen Con- 
oordats (1883); y. Scheurl: Beiträge zur Beleuchtung der Schrift: Concordat und 
Constitutionseid : in Samml. kirchenrechü. Abhandl. p. 1 - 72. 

4) 1. Concordatentwurf y. 17. Juli 1802; y. Sicherer ürk. n. 2. 

5) y. Sicherer, ürk. n 3.; weitere Aktenstücke: Antwort d. Begierung yom 
31. Mai 1808 (Höfler Concordat u. Ck>nstitutionseid p. 182-^187) ; Zweiter Ck)ncor- 
datsentwurf der B^erung y. 31. Mai (6. Juni) 1803 (y. Sicherer Urk. n. 4.) 

6) Wir bemerken, dass eine ausführliche Schilderung der Verhandlung hier 
munöglich ist, zumal es sich dabei nur um Wiedeigabe der Darstellung y. Sichereres 
badein würde: lediglich die Momente der Verhandlungen, welche als Stadien der 
Entwicklung des jetzt geltenden Ck>noordat*s auch juristisches, nicht bloss politisches 
latemse haben, können berücksichtigt werden. 

7) über ihn 0. Mejer I. p. 134, p. 135. 
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stens die sohon früher^») erwähnte CircumskriptionsbuUe vom 1. Febr. 
1805 auszuwirken, wonach er Metropolit aller nicht preussisohen und 
nicht Osterreichischen Gebietsteile wurde, die DiOoesangrenzen seines 
Erzbistums Regensburg aber nur mit den Grenzen des welt- 
lichen Gebietes zusammenfielen; fftr den übrigen Teil der ehemaligen 
Begensburger DiOcese war er aus Bücksicht für Baiern nur zum 
päpstlichen Administrator ernannt.^) 

So wurden die Unterhandlungen infolge eines päpstlichen 
Breve's vom 9. März 1805 zu Born fortgesetzt: wiederum erfolglos« 
Zum guten Teil war diese temporisierende Politik der Curie veran- 
lasst durch den Wunsch, die bisherige Gesetzgebung Max IV. zu 
beseitigen, während die bairische Begierung ihrerseits ledig- 
lich den Erlass einer GircumskriptionsbuUe erstrebte; dann aber 
wohl auch durch die Furcht vor Oesterreich, das dem Abschluss 
eines bairischen Sonderconcordats entgegenwirkte. Das letztere Mo- 
ment nun fiel im Pressburger Frieden hinweg; die Neuerungen aber 
konnten am besten eben durch dasGoncordat beseitigt werden, wenn 
dasselbe nur nicht nach dem Wunsch der bairischen Begierung als 
üebereinkunf t lediglich über DiOcesaneinteilung abgeschlossen wurde. — 

Daher begannen denn endlich in Begensburg ernstliche Unter- 
handlungen, auf die um dessentwillen näher einzugehen ist, weil sie 
einen wesentlichen Einfiuss auf den Abschluss des Concordats von 
1817 übten. Päpstlicher Bevollmächtigter war der Nuntius de la 
Genga, (der spätere Papst Leo XIL)i die bairischen Vertreter Freiherr 
V. Bechberg und J. M. Freiherr v. Fraunberg: die letzteren waren 
instruirt*), nur eine neue DiOcesaneinteilung zu erwirken, und im 
Zusammenhang damit Einräumung des Nominationsrechtes für sämmt- 
liche Bischofsstühle an den König sowie Begelung des Annatenwesens. 
Der Streit über den Landespatronat sollte dadurch erledigt werden, 
dass die Bischöfe für sämmtliche Pfründen, die nicht dem Privat- 
patronat unterstünden, dem Könige drei Candidaten vorzuschlagen 
hätten; der König sollte dann einen derselben den Bischöfen prä- 



7a) § 11 n. 40. 

8) 0. Mejer I p. 215. 

9) v. Sicherer p. 113. 
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sentieren. Natürlich waren nun die bairischen Unterhändler sehr 
überrascht, als de la Genga einen ersten Concordatentwnrf über- 
reichte, der nicht nnr die Gesetze der letzten Jahre, sondern das 
bairische Staatskirchenrecht überhaupt in Frage stellte ^<^). Nicht 
einmal dem Wunsch auf Zusammenlegung der DiOcesangrenzen mit 
den Landesgrenzen war vollkommen statt gegeben; von Nomination 
der Bischöfe war keine Rede, der Temavorschlag bezüglich der Pfründe- 
besetzung dahin gewandt, dass er lediglich für die Patronatspfründen 
gelten sollte, die schon vor 1802 landesherrlichen Patronats waren 
mit andern Worten : der Landespatronat wurde nicht anerkannt, das 
dem EOnig zustehende Präsentationsrecht aus den auch kanonisch, 
begründeten Patronaten verkürzt. Darüber hinaus war verlangt: 
Aufhebung des Placet (art. 22), Anerkennung der kanonischen Zu-^ 
ständigkeit der geistlichen Gerichte (art. 23—25), Wiedereinführung 
der tridentinischen Bestimmungen über Büchercensur und Glaubens- 
bekenntnis der OfiTentlichen Lehrer ^^); endlich sollte durch art. 13 
und art« 14 die Säkularisation des Klostergutes und die Auflösung 
der Klöster rückgängig gemacht, das Kirchengut der staatlichen 
Finanzgewalt und den Amortisationsgesetzen entzogen worden : neben 
all diesen Einzelheiten erhob art. 1, art. 27, art. 29 das kanonische 
Recht in seinem ganzen umfang zum geltenden Recht. 

Es ist natürlich, dass die Regierung solche Vorschläge nicht 
anzunehmen vermochte: in einer Note vom 14. August 1806 wurden 
alle geforderten Zugeständnisse verweigert, die eigenen Forderungen 
erneut, zum erstenmal die Clausel „das Concordat wird zum Staatsgesetz 
erhoben" vorgeschlagen.") Auch der Nuntius verharrte officiell auf 
seinem Standpunkt, indem er in der Antwortnote vom 18. August 
1806 nur wenige Zugeständnisse machte ^>); allein in einer privaten 
Unterredung liess er eine Aeusserung fallen, die fortab auf den Gang 
der Unterhandlungen entscheidend wirkte: de la Genga erinnerte 



10) V. Sicherer ürk. n 9 y. 9. Aug. 1806. 

11) Conc. Trid. Sess XXY. cont. dieIVdeo.: decr. de indioe libromm; de libris 
piohibi^ deoem r^golae. 

12) ▼. Sicherer p. 119, p 120. 

13) Y. Sicherer p. 121. 
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an das System des Dissimnlierens, wonaoh der Papst den Staat 
mancherlei Rechte ausüben Iftsst, die er ihm aasdraoklich nicht zu- 
gestehen würde. 

Auf diese Aeusserung arbeiteten die Gesandten einen Gegen- 
entwurf aus, der — von Montgelas revidiert — den 4. September 
1806 übergeben wurde, i^) Das Schriftstück ist des scharfen Ver- 
standes Montegelas' würdig: da die Frage nach dem Fortbestand des 
bisherigen Staatskirchenrechts einmal aufgeworfen war, so konnte 
man sie nicht nach Art der Punktationen von 1803 und 1805 um- 
gehen: Montgelas gab nun aber den Forderungen des Nuntius so 
unverfängliche Wendungen, dass in verschleierter Form doch nur 
dem Wunsche der bairischen Begierung nach einer neuen DiOoesan- 
einteilung wäre Genüge geschehen. 

Allein auch de la Genga war zu klug, als dass er die gänzliche 
Nichtigkeit der gemachten Vorschläge übersehen hätte: zudem 
war er wiederum in der Lage, den Gesandten gegenüber — die 
Begierung dachte ruhiger — die Primasgelüste Dalbergs auszuspielen. 
So teilte er erst nach langem ZOgern 20. September 1806 einen 
lateinisch geschriebenen zweiten Entwurf mit, der dem Concordat 
von 1817 zum guten Teil zu Grunde liegt.^^) Im ganzen können 
wir in demselben keine wesentlichen Abweichungen vom Entwurf vom 
9. Aug. 1806 entdecken : zwar wird dem EOnig das Nominationsrecht ^^ 
auf die Bischofsstühle eingeräumt, allein eben nur dem König per- 
sönlich, nicht seinen Nachfolgern ; die Frage nach dem Landespatronat 
wird scheinbar übergangen (scheinbar, denn in der Tat negiert art. 9 
dasselbe), die bischöfliche Büchercensur aufgegeben; allein diese Zu- 
geständnisse wurden mehr als aufgewogen durch art 11., der 
geeignet ist die staatliche Eirchenvermögensverwaltung zu beseitigen. 

Es waren daher die Auslegungsversuche, welche die bairischen 
Gesandten zugleich mit dem Entwurf nach München sandten, sehr 
sanguinisch, die missmutige Antwort des Königs sehr erklärlich: 



14) Y. Sidheier ürk. n. 10. 

15) T. Sicherer, ürk. n. 11. 

16) art sep. I. 



Digitized by VjOOQIC 



{ 13. 17—18. Goncordat und baiiisdie yeifassnng. 109 

dennoch kam der Entwurf nnr in wenigen Punkten verändert zurück: 
(13. Okt. 1806), die Aendemngen sind freilich ziemlich einschnei- 
dend. »^ 

Vor allem sollte das Becht die Bischöfe zu nominieren auch 
auf die Nachfolger Max I. ausgedehnt werden ; dann ist in art. 1 1 der 
Passus weggelassen, welcher die staatliche Verwaltung des Kirchen- 
TermOgens bedroht; es ist in art. 9. die Glausel gestrichen, welche 
indirekt den Landespatronat negiert hätte; endlich ist dem art. 6. 
c, welcher über geistliche Gerichtsbarkeit bestimmt, eine Fassung 
gegeben, die offenbar die Bestimmung dessen, was wegen der Natur 
der Sache oder der Eigenschaft der Person vor das geistliche Forum 
gehört, der staatlichen Gesetzgebung reservieren wollte, allerdings 
aber dem Wortlaut nach diesen Zweck zu erreichen nicht im Stande 
gewesen wäre.^'*) In den nun folgenden Unterhandlungen einigte 
sich der Nuntius und die Bevollmächtigten über alle Punkte, selbst 
über die Clausel bezüglich der geistlichen Gerichtsbarkeit: nur über 
den Landespatronat war keine üebereinstimmung zu erzielen. 

Der Nuntius stellte die Entscheidung auf Kom ab; allein 
schon die lange Verzögerung und Berichte Häffelin's Hessen erwarten, 
dass der dorthin gesandte Entwurf nicht ohne bedeutende Modifi* 
kationen zurückkommen werde ; dies war auch in der Tat der Fall. ^^ 
Zugestanden war zwar das Nominationsrecht auch den Nachfolgern 
des gegenwärtigen Königs; die Stelle, die die EirchenvermOgensver- 
waltung betraf, nicht wieder eingesetzt; dagegen sprach wurden 
art. 1 offen aus : religio catholica apostolica Bomana in toto Bavariae 
regno praerogativa et juribus religonis dominantis gaudebit, nach 
art 15 sollte das zum Staatsgesetz erhobene Goncordat nicht bloss 
den ihm widersprechenden Bechtsnormen, sondern dem ganzen bis- 
herigen Staatskirchenrecht derogieren: und art. 13 schloss einseitige 



17) Yeif. Yonnag dem urteil t. S. p. 131 hier nicht Yollkommeiibeizastiinmen: 
d. Text in ürk. 11 Noten. 

17a) Einige andere Aenderongen, die sich aof Ehegerichtsbarkeit und Amortir- 
aaüanaiecht beliehen, sind von geringerem Belang. 

18) a. a. 0. Urk. 13, Entwurf y. G. Febr. 1807. 
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Aendeningon des Goncordats daroh die Begierung ans; der Landes- 
patronat war in keiner Weise anerkannt. — 

Anf das hin wurde der letzte bairische Entwarf an de la Genga 
übermittelt (17.M&rz 1807), der ihn wieder nach Born sandte. Die 
römischen Aendemngen waren darin sammt und sonders abgewiesen, 
die Pfründebesetznng zum ersten mal von der königlichen Genehmigung 
abhängig gemacht; eine Bestimmung darüber, wie weit sich der 
königliche Patronat erstrecke, nicht gegeben. — 

Im Juli 1807 gelangte der zweite römische Entwurf nach Baiern; 
Bom verharrte in demselben auf seinem früheren Standpunkt: eine 
Abschw&chung, die art. 1 erlitt — derselbe erhielt mit einer unbe- 
deutenden Veränderung die im jetzt geltenden Goncordat beliebte 
Form — war lediglich eine formelle. — 

Da sich nun die bairische Begierung zum weiteren Nachgeben 
nicht entschliessen konnte, wurden 28. Juli 1807 die Verhandlungen 
abgebrochen, ein Schritt, der durch die Verbreitung eines päpstlichen 
Breve's an die Tiroler Bischöfe vom 1. August 1807 beantwortet 
wurde, welches in Summa die Bechtsbeständigkeit eines Staatskirchen- 
rechts überhaupt leugnete. *•) — Auf die nun folgenden kirchen- 
politischen Kämpfe*^) in Tirol einzugehen, ist hier nicht der Ort, 
da sie eines dauernden Einflusses auf die bairische Bechtsbildung 
entbehren; es genügt zu bemerken, dass dieselben zu einer zeitweiligen 
Annäherung der bairischen Begierung an Bom führten, der aber die 
Gefangennahme des Papstes im Juli 1809 ein jähes Ende machte. 

Nach dem Sturze Napoleons I. begann man wiederum an eine 
üebereinkunft mit der Curie zu denken. Neben der religiös-roman- 
tischen Strömung, welche nicht nur die Literatur beherrschtet 
sondern auch auf die Politik den grössten Einfluss gewann'^) — 
man denke an die heilige Allianz — neben dieser Zeitrichtung waren 
es vor allem wieder das drohende deutsche Nationaiconcordat und 
die Vakanz der meisten Bischofssitze, die zum Abschluss drängten: 



19) Y. Sicherer, ürk. n. 15. 

20) T. Sicherer p. 141-188. 

21) Der klasB. Ausdruck ihrer politischen Poesien ist: Görres: Teatsehlaad 
und die Bevolution ; 2. Auflage Teutschland. 
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das deutsche NatioDalconcordat allerdings hintertrieb Montegelas anf 
dem Wiener Congress, indem er die Aufnahme eines art. 18 mit der 
TJeberschrift ,3^1i?ion8wesen'^ in die Bundesakte hinderte. >*) Die 
andern beiden Momente aber konnte auch er nicht beseitigen, ist 
vielmehr der romantischen Strömung mindestens ebensosehr erlegen 
als dem isterreichischen Einfluss»'^) 

Die Verhandlungen wurden dadurch eingeleitet, dass man den 
alten Häffelin 10. August 1815 abermals in Rom beglaubigte, 
16. August 1816 übersandte man ihm eine vom 5. August datierte 
Instruktion. Beigegeben waren derselben zwei Vertragsentwürfe: 
der eine war die Wiedergabe einer schon am 6. Dezember 1814*^) 
verfassten Zusammenstellung, die auf dem Vortrag eines Ministerial- 
rats y. Holler vom 3. Dezember 1814 beruhte: da derselbe auf die 
Verhandlungen keinen Einfluss übte, so genügt zu erwähnen, dass 
er den Rekurs ab abusu unddasPlacet ausdrücklich aufrecht er- 
halten haben will. (!) Das zweite VertragsofiTert dagegen beschränkte 
sich auf den Vorschlag einer mit den Landesgrenzen zusammen- 
fallenden DiOcesaneinteilung und des königlichen Nominationsrechtes 
auf die Bischofsstühle und Canonikate. Da der Gesandte womöglich 
den zweiten Entwurf durchsetzen sollte, so überreichte er Gonsalvi 
am 1. September 1816 eine in diesem Sinn abgefasste Punktation. '^) 
Es ward daraufhin durch den Papst eine eigene Gardinalcongregation 
für die Unterhandlungen mit Baiern eingesetzt; Unterhändler, also 
wohl Sekretär der Gongregation, war ein junger Prälat: Mazio. — 
Dass auf die HäfTelin'sche Punktation nicht eingegangen wurde, war 
nach den Vorgängen von 1806 und 1807 zu erwarten. Der römische 
Gegenentwurf vom Herbst 1816 **) knüpft vielmehr an die Forderungen 
an, welche in den Regensbui^er Unterhandlungen gestellt worden, 
waren, geht aber entschieden darüber hinaus: nach art. 1 soll die 



22) 0. Mejer, I. p. 446—491. 

23) y. Lerchenfeld: Geschichte Baiems imter Max I. p. 79; Heigel: Ludwig L 
Ktaig Y. Bayern p. 69—71. 

24) abgedmokt bei Höfler, p. 29-85. 

25) Y. Sicherer, TJrk. n. 16. 

26) Y. Sicherar, TJrk. n. 17. 
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katholische Kirche wieder in die Rechte eintreten^ welche sie unter 
den bairischen Herzogen genoss, mit andern Worten sie soll Staata- 
kirche werden. Dem ganzen bisherigen Staatskirchenrecht soll das 
CSoncordat derogieren, selbst durch einseitige staatliche Gesetzgebung 
nicht geändert werden dürfen; wenn art 18 sagt: praesens conventio 
lex Status declarabitur, so ist dies allerdings seitens der Curie ein 
principielles Zugeständnis, bedeutet aber fflr das Staatsrecht wenig; 
denn fflr das Staatsrecht versteht sich diese Bestimmung von selbst.*^) 
Im einzelnen ist das Zugeständnis von 1807: Nominationsrecht der 
Bischöfe durch art. 9 auf ein Minimum reduciert; ebenso war eine 
kleine Concession, die man in Ansehung der Präsentation auf die- 
jenigen Pfründen machte, zu denen die säkularisierten kirchlichen 
Gorporationen präsentierten, durch die Verpflichtung des Landesherrn, 
aus drei vom Bischof Vorgeschlagenen einen zu präsentieren beinahe 
illusorisch gemacht Die geistliche Gerichtsbarkeit wurde, wie früher, 
nach ihrer kanonischen Gompetenz aufrecht erhalten, ebenso die 
finanzrechtliche Exemtion des Eirchengutes : wiederum verlangte man 
die Anerkennung der bischoflichen Censur (art. 13), das gesammte 
Schulwesen sollte unter Aufsicht der Bischöfe stehen, die Lehrer 
die professio fidei leisten, das SchulvermOgen EirchenvermOgen sein 
(art, 5, art. 8). 

Welche Stellung Hontgelas gegenüber diesen Forderungen ge- 
nommen hätte, lässtsich nur mutmassen; denn ehe er eine Entschei- 
dung getroffen, ist der einst allmächtige Minister gestürzt worden 
(2. Febr. 1817) und au seine Stelle trat ein Coalitionsministerium, 
dessen bedeutendste Mitglieder v. Bechberg, der ehemalige Gesandte 
zu Begensburg, v. Lerchenfeld und Fürst Wrede waren. Nach der 
ersten Instruktion an Häffelin schien das neue Ministerium auf der von 
Montgelas eingeschlagenen Bahn beharren zu wollen. Die Zugeständnisse, 
welche die Curie verlangte, wurden schlechtweg verweigert. Häffelin, der 
inzwischen einen raschen Abschluss des Concordats versprochen hatte, 
gerieth dadurch in grosse Verlegenheit und suchte die päpstlichen 
Unterhändler wenigstens in einigen Punkten zum Nachgeben zu be- 



27) lAband, Staatsieoht des deutschen Belchs § 63. 
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wegen: allein er erreichte seine Absicht nur sehr teilweise: im römi- 
schen Entwurf vom 23. April 1817 *») trat an Stelle der Verweisung 
auf das frQhere bairisohe Recht eine Yerweisnng auf das kanonische 
Eecht — im Grund lediglich ein anderer Ausdruck desselben Ge- 
dankens ; von wirklicher Bedeutung ist nur, dass man auf der Steuer- 
freiheit des Klerus wenigstens nicht ausdrQcklich bestand, die welt- 
lichen Gerichte zur Rechtssprechung in Civilsachen des Klerus dele- 
gierte, und bloss die Mittelschulen der bischöflichen Aufsicht unter- 
stellte. — Nun entschloss sich die bairische Regierung endlich in 
einigen Punkten nachzugeben; in drei Hauptpunkten freilich: Auf- 
hebung des bisherigen Staatskirchenrechts, Aufsicht der Bischöfe 
über die Mittelschulen und über die literarischen Erzeugnisse, welch 
letztere die Curie in etwas anderer Form **) als früher aufrechterhalten 
hatte, beharrte die Regierung auf ihren früheren Forderungen. 

HftfiTelin mag die Bedeutung der Einräumungen überschätzt 
haben und schloss am 5. Juni 1817*®) das Goncordat ab, 
nachdem er noch ein freies Nominationsrecht des Königs zu den 
bischoflichen Stühlen von München, Würzburg und Bamberg erwirkt 
hatte; dagegen ward jenes kleine Zugeständnis in betreff der Patro- 
nate der säkularisierten Gorporationen zurückgezogen. 

In München kam die Nachricht vom Abschluss unerwartet 
Der Minister des Innern zwar schien zur Ratifikation geneigt zu 
sein und nahm nur an der Fassung des art. 11, der über die könig- 
lichen Patronatsrechte bestimmte, Anstoss, ein Bedenken, das seinem 
Scharfsinn gerade keine grosse Ehre macht. Um so heftiger dagegen 
war der Widerstand in den Ministerkonferenzen vom 25. Juni und 
14. Juli 1817 ; namentlich v. Lerchenfeld «^ verlangte durchgreifende 
Revision oder Abbruch der Verhandlungen. Schon war man übereinge- 
kommen, in diesem Sinn eine Instruktion an Häffelin abzusenden und 
demselben zur Unterstützung und Controle Xaver Graf y. Rechberg bei- 



28) y. Sicherer, ürk. 18. 

29) art. 13 d. Entwurfes y. 28. April 1817. 

30) T. Sicherer d Noten zu ürk 8. 

31) Das Gutachten Lerchenfeld's in M. y. Lerchenfeld: sur Geschichte des 
baiziBchen Concordats, AnL 1. p- 31. 

8 
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zugeben, als vom Bruder des letzteren, dem Minister des Aeusseren 
von Bechberg ein Outachten eintraf: Bechberg fand, das Concordat 
lasse staatlichen AusfOhrungsgesetzen, etwa analog den organischen 
Artikeln von 1802, Baum genug; man solle also die Batifikation 
nicht verweigern und nur — neben einigem unbedeutenderem — am 
Nominationsrecht des EOnigs zu allen Bischofstühlen und an der 
Clausel in quantum illi contrariantur in art 17 '*) festhalten. Diese 
Meinung schlug durch: in der Instruktion vom 7. Sept. 1817 '') 
wurde zwar, um das wichtigste za erwähnen, Oenehmigungsrecht zur 
Pfründebesetzung, Nomination der Bischöfe, Wegfall der Bestimmung, 
wonach die Bischöfe die Aufsicht über die Mittelschulen üben sollten 
vor allem aber Einschiebung von in quantum illi contrariantur in art. 17 
verlangt; allein dennoch waren die meisten Forderungen nicht zur un* 
umgänglichen Bedingung des Abschlusses gemacht. Im September traf 
X. von Bechberg in Bom ein und dort glückte es ihm denn auch den 
grosseren Teil dieser Forderungen, namentlich das in quantum illi con-» 
trariantur durchzusetzen. 24. Oktober 1817 erfolgte die Batifikation 
des modificierten Goncordats durch den EOnig; als Datum des Ab- 
schlusses behielt man den 5. Juni 1817 bei. 

Ob das Concordat einen Sieg der bairischen Begierung oder der 
Curie bedeutet, kann hier nicht erOrtert werden; dass die Meinung 
der Zeitgenossen zur letzteren Ansicht neigte, beweist die scharfe 
Eritik, welche eine umfängliche Broschürenliteratur am Concordat aus- 
übte ^^) und die Besorgnis, welche es den protestantischen Eirchen- 
behOrden einflOsste.*^) 

Jedenfalls musste nun der Plan, den Bechberg vorgeschlagen, näm- 
lich dem Vertrag durch erläuternde Oesetze die Spitze abzubrechen, 
durchgeführt werden. Ob ein solches Vorgehen moralisch oder „völker- 
rechtlich** zu rechtfertigen ist, gehört nicht hierher: dass ihm staats- 
rechtlich nichts im Wege stand, wird im 2. Buch gezeigt werden ;«•) 



32) art. XYI d. geltenden Goncordats. 

33) Höfler p. 77-79. 

34) 0. Mejer H p. 157—165. 

35) ▼. Sicheter p. 269. 

36) § 13. 
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nach eindringlichen Ministerialberatungen wurde denn dasConcordat 
als ein Anhang der zweiten Verfassnngsbeilage Tom 26. Mai 1818 
pabliciert — als Anhang des nur wenig Ter&nderten Beligions* 
edikts von 1809, dieser Znsammenfassung des bairischen Staatskirchen- 
rechts. Dass dadurch dem Vertrag alles Bedenkliche genommen 
wurde und er im ganzen nur dazu diente, dieSechte des bairischen 
EOnigs zu vermehren, davon unten. 

Dieses Vorgehen erregte in Rom grosse Erbitterung*^) und die 
bairische Begierung musste mit Aufgebot aller diplomatischen Ge- 
wandtheit einen offenen Bruch zu verhindern suchen, um so mehr 
als schon eine Anzahl bairischer Kleriker, den Verfassungseid zu 
leisten, sich weigerten. Zum Unterhändler wählte man den Canoni- 
cus Helfferich, der früher auf dem Wiener Congress als einer der 
deutschen Oratoren'*) eine Bolle gespielt hatte. Allein während 
Helfferich, der dort wie die übrigen Oratoren auf Seite Consalvi's 
gestanden war, in Born sehr gut aufgenommen wurde und sehr san- 
guinische Briefe nach München schrieb, gab Häffelin, der zu den 
Unterhandlungen nicht beigezogen worden war und sich dadurch 
gekränkt fühlen mochte, vielleicht als nunmehriger Cardinal ohnedies 
mf Seite der Curie stand, am 27. Sept. 1818 eigenmächtig folgende 
Erklärung im Namen des KOnigs ab: (H re di Baviera) ha incari- 
cato il sottoscritto di spiegare i suoi Sentimenti a sua Santitä e di 
protestargli in Suo nome, che sua intenzione d sempre stata e sarä 
che il concordato concluso il di 5 Giugno 1817 ooUa Santa Sede debba 
essere fedelmente e religiosamente seguito in tutte le sue parte: che 
questo concordato promulgato come legge del Begno sarii sempre 
considerato e rispettato sotto questo aspetto: che TEditto unito alla 
constituzione, il di cui principale oggetto vi & di conservare l'ordine 
la tranquillitä e la buona armonia fra tutti i Sudditi del Begno, deve 
'servire e servirä di norma a quelli soltanti, che non professano la 
.Beligione Cattolica: nel mentre, che il Concordato serve e servirä 
di norma a tutti i Catholici; che il giuramento daprestarsi alla Co- 



37) T. Sicherer, Urk. 21 u. 22. 
38). 0. Mejer I. p. 448. unt. 
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stituzione non puö in conto venmo attacare nd i dogmi ni le leggi 
della Chiesa, essendo stata assoluta volontä e precisa intenzione del 
Be nel far pubblicare la Costituzione, che il giuramento da prestarsi 
non fosse relative che a ciö, che concerne Tordine civile, e che giam- 
mai obligasse coloro, che lo prestassero, ad alcnn atto che potesse 
essere contrario alle leggi di Dio e della Ghiesa*^) 

Das8 diese Erklärung, selbst wenn sie H&ffelin in Auftrag des 
Königs vorgebracht hätte, keine Bechtswirksainkeit hätte haben kön- 
nen, bedarf keiner weiteren Begründung; aber ebenso klar ist, dass 
sie trotz ihrer rechtlichen Wirkungslosigkeit in Baiern dennoch grosse 
Beunruhigung hervorrufen musste. 

Ihr eine Einschränkung zu geben, die mit dem geltenden bai- 
rischen Staatsrecht nicht in Widerspruch stand, war von nun an das 
Ziel der Begierung. Qemäss Beschlusses einer Ministerialkonferenz 
vom 6. Nov. 1818 wurde ein Reskript an die Ereisregierungen ver- 
sandt, welches erklärte, Häifelin könne mit seiner Deklaration nur 
den zweiten Anhang zur zweiten Yerfassungsbeilage gemeint haben. 
Consalvi gegenüber ward der bairische Gesandte förmlich desavouirt 
(7. November 1818), der nun nach einem missglückten Versuch, sich 
Curie und Begierung gegenüber zu rechtfertigen in den Unterhand- 
lungen keine Bolle mehr spielt. 

Auf die bairische Note vom 7. November 1818 hin schickte 
(13. Januar 1819) der Papst ein Breve an den König, das androhte, 
der Nuntius werde mit Bückziehung der Declaration Häffelin's die 
unbedingte Leistung des Yerfassungseides verbieten ; dem päpstlichen 
Schreiben war ein solöhes des Gardinais Consalvi an Bechberg, so- 
wie die sog. fogli dottrinali *') beigegeben, welch letztere namentlich 
den Widerspruch des interkonfessionellen bairischen Staatskirchen- 
rechts mit dem Concordat ausführten. 

Inzwischen hatte der Münchner Nuntius^®) wenigstens eine 



38a) Die Matmassung Höfler'e p. 123 \l 0. Mejor's IL p. 186 sq., wonach 
der König mit Umgehung der Minister diese Erklärung veranlasst haben soll, 
widerlegt sich durch ▼. Lerchenfeld zur Gesch. etc. p. 80. 

39) V. Sicherer Urk. 96, 27, 28. 

40) Der seit Anfang Oktoher 1818 in München war (0. Mejer ü. p. 185.), am 
10. NoY. 1818 sein Beglaubigungsschreiben überreicht hatte (t. Siohoer p. 298). 
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Sohwierigkeit gelöst, indem er eine Formel des Verfassnngseides fOr 
die renitenten Geistlichen ausfindig machte, welche wegen ihrer Un- 
bestimmtheit beiden Teilen Genüge tnn konnte; der Eid wurde denn 
auch vom Erzbisohof y. Gebsattel von Manchen-Freysing und einem 
Teil der geistlichen Abgeordneten der zweiten Kammer geleistet; 
der Erzbisohof von Bamberg verweigerte ihn freilich auch jetzt noch. 

Am 30. Januar 1819 beschloss man die Antwort an Gonsalvi; 
doch verzögerte sich ihre Absendung und so wurde erst in den letzten 
Tagen ein Schreiben des EOnigs an den Papst vom 12. Dez. 1819 
und eine Note Bechberg's an Gonsalvi vom 22. Dezember 1819 über- 
schickt, die beide versicherten, das Goncordat werde vollzogen werden, 
eine Verletzung der Verfassung aber ablehnten. Trotzdem damit 
lediglich die Note vom 7. November 1818 wiederholt war, verwirk- 
lichte die Gurie ihre früheren Drohungen nunmehr dennoch nicht: 
die Gründe genauer anzugeben, ist Verfasser nicht im Stande; im 
aUgemeinen schreckte man damals wohl deshalb vor einem Gonflikt 
mit Baiem zurück, weil man auch mit den übrigen deutschen Staaten, 
der Schweiz und den Niederlanden Unterhandlungen eingeleitet hatte 
und diese durch schroffes Auftreten wider Baiem erschwert haben 
würde. Gonsalvi verlangte vielmehr in einer Note vom 8. März 1820 ^^) 
eine königliche Erklärung, wonach sich der Verfassungseid lediglich 
auf die bürgerliche Ordnung beziehe („Fordre civiP^) und zu nichts 
verpflichten kOnne^ was den Gesetzen Gottes und der Kirche wider- 
spreche — also im wesentlichen die vom Nuntius ausgefundene Formel ; 
in den Fallen, in denen sich Beligionsedikt und Goncordat ent- 
gegenstehen, seien die Normen des Goncordats zu befolgen. Auf 
den letzten Teil des Vorschlags konnte man nun allerdings ohne 
Verfassungsverletzung nicht eingehen; es galt daher ihm eine un- 
verftnglichere Wendung zu geben. In der Antwort vom 30. April 
1820^') ist dieselbe dahin gefasst: en outre que le concordat ayant 
force de loi en Bavi^re aussi bien que l'Mit de religion ou l'appen- 
dice II de la Charte, qui d*ailleurs ne concerne que les rapports 



41) T. Sicheier ürk. n. 39. 

42) Y. Stdierer ürk. n. 41. 
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ext^rieurs des habitants catholiqnes en Bavi^re, il doit 6tre respect^ 
comme loi oonstitütionelle et qu'il sera * enjoint ä toutes las 
autorit^s du royaume de se conformer h ses dispositions : mit dieser 
Erklärung war also zum dritten mal nichts weiteres gesagt, als dass 
das Concordat als Bestandteil der Verfassung aufrecht er- 
halten werde solle. Wenn nun Consalvi auf dieselbe einging, so be- 
deutet das eine Niederlage in den Verhandlungen. In seiner Antwort 
vom 2. August 1820 wurde die Erklärung, soweit sie den Constitutions- 
eid betraf, mit einer unbedeutenden Abweichung acceptiert. Bezüge 
lieh des Verhältnisses zwischen Beligionsedikt und Concordat sollte 
sie lauten: „de ne s'öloigner dans aucum cas de ses dispositions/^ 
Consaki wünschte mit dieser Modifikation noch einmal das Con- 
cordat als geltendes Recht in seinem vollen Umfang aufrecht zu er- 
halten; ob die unbefangene juristische Interpretation einen unterschied 
zwischen se conformer und ne s'iloigner dans aucun cas zu machen 
im Stande ist, mochten wir bezweifeln. Allein die Frage ist gegen- 
standslos; denn auch in diesem Punkt gab Consalvi dem Verlangen 
der Begierung, die das „se conformer^^ mit Beifügung von „stricte- 
ment^^ beibehalten wollte, nach (21. Oktober 1820). ~ Zu gleicher 
Zeit waren auch die Verhandlungen ttber die Dotation der Bistümer 
zum Abschluss gelangt — die vom König nominirten Bischöfe waren 
schon im Frühjahr 1818 vom Papst confirmirt worden — und es 
konnte daher am 23. September 1821 der Nuntius die Circumskriptions^ 
bulle vom 1. April 1818 verkünden« Den 15. September 1821 aber 
wurde die berühmte Tegernseer Erklärung erlassen^'), deren ent- 
scheidende Stelle lautete: „zugleich fügen Wir zur Beseitigung aller 
Missverständnisse über den Gegenstand und die Beschaffenheit des 
von ünsem katholischen Untertanen auf die Constitution abzulegen- 
den Eides bei, dass, indem Wir ünsern getreuen Untertanen die 
Constitution gegeben haben, Unsere Absicht nicht gewesen sei, dem 
Gewissen derselben im geringsten einen Zwang anzutun; dass daher 
nach den Bestimmungen der Constitution selbst der von ünsem 
katholischen Untertanen abzulegende Eid lediglich auf die bürger- 



43) abgedruckt bei Walter fontes p. 212. 
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licMen Verhältnisse sich beziehe und dass sie dadurch zu nichts ver- 
bindlich gemacht werden, was den göttlichen Gesetzen, oder den 
katholischen Eirchensatzungen entgegen w&re. Auch erklären Wir 
neuerdings, dass das Concordat, welches als Staatsgesetz gilt, als 
solchea angesehen und vollzogen werden soll und dass allen Behörden 
obliege, sich genau nach seinen Bestimmungen zu achten/^ 

Damit schloss der Kampf um Aufhebung oder Fortdauer des 
bairischen Staatskirchenrechtes ab. Die Curie war in demselben 
unterlegen: sie hatte zwar nach mühevollen Unterhandlungen ein 
Concordat durchzusetzen gewusst, das Baiern dem Ideal eines katho- 
lischen Staates sehr nahegebracht hätte; allein als nun dieBegierung 
den Vertrag durch die Verbindung mit dem Beligionsedikt seinen 
gefährlichen Bestimmungen nach aufhob und nur die vorteilhaften : 
Nomination der Bischöfe, Genehmigung der Pfründenbesetzung fort^ 
bestehen liess, hatte man es in Born nicht gewagt, das Gesetz 
zu kassieren oder vom Concordat zurückzutreten. Man hatte selbst 
auf eine Erklärung des Königs verzichtet, welche die Durchführung 
des Concordats im Widerspruch mit dem Beligionsedikt versprochen 
hätte; als Staatsgesetz sollte das Concordat gelten, hatte Max I. 
versichert. Allein andrerseits darf man den Sieg der bairischen 
Begierung nicht überschätzen. Immerhin hatte Gonsalvi eine De- 
claration ausgewirkt, die der Leser, wenn er ihre Vorgeschichte nicht 
kannte, im Sinn der unbeschränkten Geltung des Concordats aus- 
legen konnte; und dass sich die Declaration als politisches Kampf- 
mittel vollkommen bewährt hat, zeigt Baiems parlamentarische Ge- 
schichte; dass sie Bechtswirkung erlangen könnte, darüber gab sich 
der Cardinalstaatssekretär selbst keinen Illusionen hin>^) 

Wir haben hiemit die Geschichte der Elemente, aus denen sich 
das gegenwärtige bairische Staatskirchenrecht zusammengesetzt, ab- 
geschlossen und wollen nun noch einen Blick auf den zurückgelegten 
Weg werfen. 

Seinen Ursprung hat das geltende bairische Staatskirchenrecht 
in den Befugnissen der Herzoge gegenüber dem Kirchengut, die zum 



44) Note ▼. 2. Aug. 1820. v. Sicherer ürk. n. 42. 
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Teil selbst wieder gewohnheitsrechtlich aus den üeberresten eines 
älteren Systems erwachsen sind, zum Teil — wie das Besteaerongs- 
recht — auf einseitiger staatlicher Gesetzgebung berohen; dann in 
dem Absterben der geistlichen Gerichtsbarkeit, die uns durch den 
Kampf zwischen Episcopat und Archidiakonat verursacht worden zu 
sein scheint. Als nun aber die Yerweltlichung der Kirche zur grossen 
Beaktion des 16. Jahrhunderts fahrte und die Territorialgewalt Baiems 
auf Seite des Papstes trat, da wurde vom alten Bechtsbestand zur 
Erhaltung des alten Glaubens und zur Wiederherstellung der Kirchen- 
zucht namentlich unter den Klerikern Gebrauch gemacht. Ohne dass er 
sich wesentlich ge&ndert hatte, erwuchs aus ihm ein System des 
landesherrlichen Earchenregiments : zwar suchten die Ordinarien gegen 
dasselbe anzukämpfen, allein das Concordat Ton 1583 entschied 
wenigstens nicht zu ihren Gunsten: der Papst aber hat in diesem 
— neben den Jahren 1817 und 1818 — wichtigsten Moment der 
Bechtsentwicklung zwar prinzipiell Aufrechterhaltung des kanonischen 
Systems gefordert: aber indem er Abweichungen von demselben in 
das Belieben der Bischöfe setzte, hat er schon damals dissimuliert 

Erst mit dem Tode Max I. änderte sich die bairische Kirchen- 
politik und damit das bairische Staatskirchenreoht: das landesherr- 
liche Earchenregiment und die darauf bezüglichen Normen fielen weg; 
der Qbrige Bechtsbestand freilich wurde aufrecht erhalten, dieControl- 
rechte gegenüber der Kirchengewalt überhaupt scharfer ausgebildet: 
über dem alten Becht erhob sich als zweite Schicht das Institut des 
Placet und Bekurses. — ^ Allein noch hielten die Churfürsten im 
territorialistischen Sinn an der Alleinberechtigung der katholischen 
Kirche fest und erst Max IV. gelang es, diesen inneren Widerspruch 
in der Kirchenpolitik des 18. Jahrhunderts zu beseitigen. Noch ehe 
die Neuerwerbungen in Franken und Schwaben ihn dazu zwangen, 
gestattete er auch Akatholiken die Niederlassung: aus seiner Begierungs- 
zeit stammt das dritte Stück des bairischen Staatskirchenrechts das 
interkonfessionelle Becht. Und wie im 16. Jahrhundert, so hat auch 
im 19. Jahrhundert der Papst den bairischen Staat gewahren lassen 
müssen. — 

Die Ereignisse nach 1821 gehören der politischen, nicht der 
Bechtsgeschichte an. — 
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n. Buch. Das geltende Recht. 

I. Hauptstück. Einleitung. 

§ 13. Beohtsqnellen. 

Für das geltende bairische Staatskirchenrecht hat eine ünter- 
sachung der Bechtsqnellen um deswillen eine grosse Bedeutung, weil 
einerseits tit. IV § 9 V. U., die zweite Verfassungsbeilage und deren 
2. Anhang, welche im ganzen den Bechtsbestand bis 1818 zum Ausdruck 
bringen — andererseits das Concordat als erster Anhang des Be- 
ligionsediktes in den wesentlichsten Bestimmungen sich direkt wider- 
sprechen.^) 

Nun sind alle diese Qesetze gleichzeitig als Gesetze sanktioniert 
und es müssten also, wenn kein gesetzlicher Auslegungsbehelf gegeben 
wäre, die Widersprüche nach allgemeinen Interpretationsregeln be- 
seitigt werden : so also, dass die spezielle Norm der allgemeinen vor- 
ginge, gleich generelle Normen sich aufheben würden ; fraglich bliebe 



1) Die gegenteilige Behaaptung in v. WaUeratein : Beitrage zum bairischen 
Btaataldrchenrecbt p. 131, wird sich durch den Verlauf unserer DarsteUung von 
selbst widerlegen. Dagegen die fogli dottrinali (v. Sicherer ürk. n. 28^ ; Aeussemng 
Consalvi^s bei y. Sicherer ürk n. 39 Note 1; Stalü: Bechtsgutachten über Be- 
schwerden wegen Verletzung yeriassungsmässiger Bechte der Protestanten in Baiem 
p. 64—^; Henner: die kath. Kirchenfrage in Baiem § 6 y. P5zl Yerfassungsr. 
(5. Aufl.) § 20 n. 4; Ihudichum: deutsches Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts 
I p. 311 sq. ; unentschieden y. Moy : bair. Staatsrecht § 104. 
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dann dabei noch immer, ob das Concordat als ganzes speziellere 
Normen enthält als das Beligionsedikt and ihm daher als ganzes 
vorginge. «) — Allein in tit. IV. § 9 V. U. und § 103 E. E. besitzen 
wir einen solchen Anslegnngsbehelf. 

Bevor jedoch auf dessen Inhalt eingegangen werden kann, 
fragt sich: ist denn der KOnig von Baiem juristisch Überhaupt 
in der Lage gewesen, einen im Jahre 1817 geschlossenen völker- 
rechtlichen Vertrag durch ein Staatsgesetz v. 1818 zu modificieren. 
Die „völkerrechtliche^' Natur des Concordat selbst zugegeben ') leidet 
staatsrechtlich die Bejahung der Frage dennoch keinen Zweifel; 
denn fOr die Untertanen erlangt eine Willensmeinang des Herrschers 
— wäre sie auch in einem internationalen Vertrag ausgesprochen — 
erst durch den an sie gerichteten Gesetzesbefehl, die Sanktion, 
Rechtskraft. Und die Sanktion des Concordats ist im vorliegenden 
Fall erst am 26. Mai 1818, gleichzeitig mit Sanktionirung des 
Beligionsedikts erfolgt. Ob damit nicht eine sogenannte völkerrecht- 
liche Verbindlichkett verletzt wurde ist eine andere Frage. 

Nach dieser Abschweifung ist zu untersuchen, was die Wirkung der 
in V. ü. tit IV § 9 und § 103 B. E. gegebenen Interpretationsregel 



2) 8o y. Moy I p. 346 ob. ; dagegen mit Recht] Stahl a. a. 0. p. 74, deeaen 
LöBtmgsverBach wir sonst nicht beipflichten können. 

3) Bekanntlich ist die yölkeirechtliche Katar der Concordate oontroTers: anaaer 
von Schulte kath. Kirchenr. I p.441 Lehrb. §29; Walter (12. Aufl.) §60; Richter- 
Dove (7. Aufl.) § 88 ; Heffter Völkerr. § 40 ist sie verteidigt worden von Habler in 
Dove Zeitschr. m p. 404 sq. IV p. 105 sq.; E. Herrmann in Bnntschli's StaatswOrter- 
buch y p. 789 sq. bezeichnet die Concordate als eine dritte Art von Gifentlich-rechtUchen 
Verträgen neben „Staats vertragen" und völkerrechtlichen Verträgen. Dass die letztere 
Unterscheidung unbegründet, hat Sarwey in Dove Zeitschrift II p. 337 sq. m p. 267 sq. 
überzeugend nachgewiesen. Dagegen ist ihm in der Verneinung der sogen. Völker- 
recht!. Natur der Concordate nicht beizustimmen; denn wenn man das Oiarakter- 
istikum dieser Verträge — so Sarwey — darin sieht, dass ihre zwangsweise Reali- 
sierung durch Selbsthilfe der Contrahenten geschieht, so ist nicht einzusehen, warum 
dieser Zwang ausschliesslich durch Krieg geübt werden kann (so auch Richter-Dove 
p. 244). Sarwey's Argumente richten sich demnach zum guten Teil gegen den 
Rechtscharakter der „völkerrechtlichen^ Verträge selbst, welchen Verfasser — hierin 
seinem verehrten Lehrer Herrn Professor Dr. M. Sejdel folgend — - allerdings leug- 
nen möchte. 
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sei ; **) tit. lY § 9 bestimmt : „die übrigen näheren Bestimmungen 
über die äusseren Bechtsverhältnisse der Bewohner des Königreichs 
in Beziehung auf Religion und kirchliohe Qesellschaften, sind in 
dem der gegenwärtigen Verfassnngsurkunde beigefügten Edikt ent- 
halten/^ § 103 sagt: „in Ansehung der übrigen innem Eirchen- 
Angelegenheiten sind die weit er n Bestimmungen in dem mit dem 
päpstlichen Stuhl abgeschlossenen Concordat vom 5! Juni 1817 und 
in Beziehung auf die protestantische Kirche in den hierüber unterm 
heutigen Tag erlassenen eigenen Edikt enthalten/' Daraus ergiebt 
sich in erster Linie, dass das Oonoordat nur für diejenigen 
Untertanen gilt, die nach Staatsrecht Angehörige der katho- 
lischen Kirchen sind. ^) Des weiteren folgt: Soweit das Beligions- 
edikt speciellere Bestimmungen enthält als das Concordat, cessieren, 
wie sich dies ja schon nach allgemeinen Principien ergäbe, die Nor- 
men des Concordats ; namentlich ist dies der Fall bei den meisten 
Bestimmungen des § 64 B. E. gegenüber art. Xu conc. Ebenso 
fallen, wenn die Bestimmungen gleich generell lauten, im Wider- 
spruch mit allgemeinen Interpretationsregeln — gemäss § 103 B. E. — 
die Bestimmungen des Concordats hinweg; das gleiche endlich ist 
der Fall, wenn das Concordat speciellere, aber dem B. E. wider- 
sprechende Bestimmungen enthält. — Soweit das Concordat nicht 
in Kraft tritt, cessiert auch die dem früheren Bechtsbestand dero- 
gierende Klausel des art. XVI („in quantum illi contrariantur'O« 
Eine besondere Beachtung erfordert art. XVII und art. XVIII conc. 
welche eine einseitige staatliche Gesetzgebung vollständig aus- 
schliessen wollen. Soweit natürlich § 64 und § 78^) R. E. einen 
grossen Teil der kirchlichen Angelegenheiten ausschliesslich der 
Staatsgesetzgebung reserviert, bleiben art. XVn und XVni wirkungs- 
los* Soweit ihnen aber keine Norm des B. E. derogiert, haben sie 
doch auch nur die Bedeutung, dass jedes Gesetz in Bezug auf katho- 



3a) DasB beide Bestimmungen mögliehst strikt interpretirt werden müssen, 
erbellt aus den zablreichen Bedaktionsyersudien : v. Sicherer p. 268, p. 269; 
▼. Lerchenfeld: zur.Geedüchte des baiiischen Concordats p. 69. 

4) Eine Folge dessen in § 22 Note 50. 

4a) Hierüber § 19 Note lOe 
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lisohe EirohenangelegenheitenVerfassungsgesetz sein muss; denn der 
Verzicht in art. XVn und XYIII gilt nur als Verfassungsbestimmnng ^) 
nnd kann danim wie jede andere Verfassungsbestimmang aaf dem 
Wege des tit. X § 7 V. ü. aufgehoben werden. •) 

Ebenso wie das B. E. zu seinen Anhangen verhält sich zu ihm 
sammt seinen Anhängen der tit IV §§ 4, 5, 9^ V. ü. gemäss V. U. 
tit. IV. § 9. • 

Als Quellen des bairischen Staatskirchenrechts kommen demnach 
in Betracht: 1. die Bechtsnormen aus der Zeit vor Erlassung der 
Verfassung, die durch die V. ü. oder ihre Beilagen überhaupt nicht 
aufgehoben oder durch irgend eine Bestimmung derselben etwa des 
Beligionsedikts ~ auch dem Concordat gegenüber — aufrecht erhalten 
sind; blosse Aufrechterhaltung eines früheren Gesetzes ohne aus» 
drückliche Erwähnung macht dies Gesetz noch nicht zum Verfassungs- 
gesetz; wohl aber ist ein früheres Gesetz dann Verfassungsgesetz, 
wenn die Verfassungsurkunde oder einer ihrer Anhänge ausdrücklich 
bestimmt, dass sich eine Materie nach einem früheren Gesetz regele ; 
denn durch Abänderung des Gesetzes ergiebt sich dann auch eine 
Abänderung der betreffenden Bestimmung der Verfassung.^) Unter 
die aufrecht erhaltenen Bechtsnormen kann sich auch das frühere 
Eirchenrecht der verschiedenen Beligionsgesellschaften, soweit es vom 



5) Brater*8 Ansicht (die YerfaBSungBork. d Königreichs Baiern p. IV, V) 
wonach Concordat und zweiter Anhang keine Veifassongsgesetze sein sollen, ist ans 
nicht recht yerst&ndlich; denn worin onterscheiden sie sich Tom übrigen Yerfassungs- 
recht, wenn sie „den Yerfassongsgesetzen insofern gleichgestellt sind, als durch 
ihre Ahänderuog oder Aufhebung zugleich der eiaschlAgige Verfassungsparagiaph 
mittelbar abgeändert oder aufgehoben wird**? 

6) Was das Verhältnis zwischen dem lateinischen und deutschen Text des 
Concordats anlangt, so ist es unrichtig, den letzteren eine authentische Interpretation 
des ersteren zu nennen; beide Texte sind zugleich als Gesetze publidcrt; dass die 
deutsche Sprache die allein zulässige Gesetzessprache sei, ist nirgends gesagt. Man 
wird vielmehr nach allgemenen Interpretationsregeln Terfahren mQssen. Der spe- 
ziellere Text derogiert dem allgemeinen, gleich allgemeiner, widerapiechender hebt 
sich auf. 

6a) Diese Gesetze Terhalten sich zur Veifassungsurkunde wie die VeifassungB- 
beilagen ; letztere sind ja auch nur deshalb Verfassungsgesetze, weil ein Titel der 
Verfassung bestimmt, dass sich die betreffende Materie nach der Beilage regelt 
(vergl. V. U. tit X § 7). 
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Staat recipiert ist, einreihen: also auch das gemeine protestantische 
Eirchenrecht, soweit ein solches überhaupt existiert^; 2. die Ver- 
fassangsnrlninde sammt ihren Beilagen nnd Anhängen; 3. fOr die 
Katholiken gemäss art. XVII das kanonische Recht, soweit dem 
nicht Bestimmungen des B. E. oder der V. ü. tit. IV §§ 4, 6, 9, 
entgegenstehen; 4. die nach Erlassnng der Verfassnngsurknnde ge- 
gebenen Gesetze und Verordnungen: dabei ist zu bemerken, dass 
Aenderungen an den Bestimmungen des B. E. und seiner Anhänge immet 
Verfassungsgesetz erfordern : dass also einfache Gesetze und Verordnun- 
gen nur insoweit Platz greifen, als sie im K E. ausdrücklich zugelassen 
sind, oder die Materie weder im B. E. oder dem 2. Anhang noch im 
Concordat geregelt ist : welch letzteres für die katholische Kirche wegen 
art XVn nie der Fall sein kann^); 5. fraglich ist endlich, ob und 
inwieweit das Beich zu kirchenpolitischen Gesetzen competent ist 
Nun wird ziemlich allgemein eine solche Competenz verneint. Dass 



7) Gewichtige Bedenken gegen die Annahme eines gemeinen proteetanüschen 
Xiichenrechts bei Bierling: Gesetzgobungsrecht eyangelischer Landeskirchen im Gre- 
biet der Kirehenlehre p 77—83. 

8) Von Verordnungen kommt besonders in Betracht die M £. v 8. April 1852 
(abgedmckt in Walter: Kirchenrecht 12. Aufl p 708; DölUnger V. S. XUI p. 91; 
Handbibl. d. bair. Staatsb J« Aufl. I, p. 211). Dieselbe bestimmt m Abs 1 : „Bei 
Auslegung und Anwendung mehrdeutiger und zweifelhafter Stellen der zweiten Yer- 
fassungsbeilage ist jene Interpretation anzunehmen, welche mit den Bestinmiungen ' 
des Conoordats Übereinstimmend ist, oder sich derselben annähert Ob diese 
Interpretationsregel wirklich der Meinung dos Gesetzgebers entspricht (v. Pözl, 
Verfr. § 20 n. 10; Krais: Handb. d. inn. Verwaltung 2. Aufl. I p. 233) und nicht 
vielmehr das Concordat nach dem Keligionsedikt zu interpretieren ist, scheint doch 
fra^ch Jedenfalls existiert die Bntschliessung für das geltende Recht nicht mehr; 
aie ist aufgehoben durch M. £. Yom 26 Nov. 1873; aufrecht erhalten sind nur: 
§ 8« § lU, § 12 (2. Satz); § 16 (wenigstens tatsächlich durch Verweisung auf E. 
T. 4. Juni 1846, DOU. XXTTT § 1931); eine interessante Darstellung der Geschichte 
der eisteren Entschliessung in der A Allg. Zeitung t. 1873. 4. Dez Hauptbl. 
Aossardem hat eine gewisse polit. Bedeutung die Tegemseeer Erklärung; juristisch 
ist sie irrelevant ; denn entweder erkl&rt sie nur Selbstverständliches, dann ist sie 
liberflüssig, oder sie erklärt etwas anderes als § 103 R. E., dann ist sie nichtig. 

9) Zachanae: zur Frage der Beichsoompetenz gegenüber dem UnfehlbarkeitB- 
dogma; Mohl Beicbsstaatsr. p. 92 — 100; dagegen Tudichum deutsches Kirchenrecht 
des 19. Jahrhunderts § 38 und namentlich Sejdel Gomm. z. B. V. p. 22 nnd die 
dovt angef . 
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dieselbe nicht ans einem angeblichen Staatsnotrecht sich ableiten 
lasst '), scheint klar. Nicht so zweifellos aber ist es, ob nicht art. 4 
Ziff. 16 der Beichsverfassung die Beichszastftndigkeit begründe, den- 
noch wird man sich anch insoweit der herrschenden Lehre anzn- 
ßchliessen haben. ^®) — Freilich kann die Beichsgesetzgebung aof 
Orand der übrigen Fälle des art. 4 B. V. dennoch tief genug in 
das Staatskirchenrecht der Einzelstaaten eingreifen ^^) und hat denn 
anch binnen kurzem den bairischen Beohtsbestand wesentlich umge- 
staltet. 



§14. DieElemente des bairischen Staatskirchenrechts. 

Der Herrscher als die alleinige Bechtsquelle im Staat, kann 
keine zweite unabhängige rechtserzeugende Macht neben sich haben '), 



10) Nicht richtig erscheint der im Beichstag (Seydel Comment. z. R. Y (p 80) und 
in der Literatur (Seydel a. a. , Thudichom I p. 151) yertretene Gredanke, dass sich 
die Beichscompetenz ans a. 4 Ziff. 16 nur auf die sogenannten Privatkirchen- 
gesellschaften beziehe; denn abgesehen Ton dem sehr zweifelhaften jniistiscfaeD Ge- 
halt der Unterscheidung zwischen öffentlichen und PriTatkirchengeeellschaften (vgL 
unt. § 16 N. 2a sq.) können die sogenannten öffentlichen Kirchengesellschaften materiell 
so gut blosse Vereine sein als die Priratkirchengesellschaften (cf. § 14, § 16). AUein man 
bezeichnet eben nach gewöhnlichem Sprachgebrauch die Cultusvereine nicht als Vereine, 
sondern als Eirchengesellschaften und nach den Verhandlungen im ersten Reichstag 
ist anzunehmen, dass die Reichsverfassung diesem Sprachgebrauch folgte, der aber 
auch die Privatkirchengeseilschaften nicht unter die Vereine einreiht Damit entgeht 
•man der schwierigen Frage, nach welchem Recht — Reichsrecht oder Landesrecht 
— der juristische durchaus nicht feststehende Begriff „Privatkirchengesellschaft*' 
sich bestimme. 

] 1) Eine gute Aufzählung der möglichen Einwirkungen bei Thndichnm a. a. 0. 
g 33; der einschlSgigen Reichsgesetze ebd. § 35. 

1) Wir folgen hierin den Anschauungen Seydel's: Grundzüge einer allg. Staats- 
lehre p. 1—19; Tgl. auch Mejer in der Note 5 angeführten Abhandlung. — 
Die Existenz des Gewohnheitsrechtes steht dem im Text ausgesprochenen Axiom 
nicht entgegen. Wie der Herrscher die Schaffung des Gesetzesinhalts einer be- 
liebigen Person übertragen kann, jedoch dieser Inhalt Rechtsnorm wird erst durch 
die Sanktion des Herrschers (vgl. Laband : Reichsstaatsr. U p. 5 sq. ; ders. in Mar- 
quardsen's Handb. d. öff. Rechts U p. 71), so kann er die Schaffung des Inhalts 
der künftigen Rechtsnorm gewissen Interessentenkreisen, dem sog. Volksgeist, ÜbeN 
tragen; zur Rechtsnorm wird der Inhalt erst dadurch, dass der Herrscher befiehlt, 
denselben als Rechtsnorm anzuwenden; der Befehl kann ausdrücklioh erMU 
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von ihm geht denn auch der gesammte Complex der Bechtsnoriheh 
in Bezng auf die Kirchen aus. Diese Rechtsnormen gliedern sich 
in zwei grosse Gruppen: Einmal kann die Staatsgewalt Bechte und 
Bechtspflichten den Untertanen gegenüber und in Bezug auf die 
Kirchengesellschaften überhaupt, der Eirchenangehörigen gegen oder 
in Bezug auf ihre eigene Kirche insbesondere statuierren; Bechts- 
pjfilchten, die entweder auf dem Gebiet des Privatrechtes, oder des 
öffentlichen Bechtes liegen. 

Jene haben die Privatrechtsfähigkeit der Ejrchengesellschaft zur 
Voraussetzung und bieten, insoweit sie die Untertanen überhaupt 
anlangen, fast keine Besonderheit gegegenüber dem allgemeinen Land- 
recht: die wenigen Ausnahmsbestimmungen z. B. im Becht der Er- 
sitzung, der Verjährung, des Pfandes etc. haben dort ihre Darstellung zu 
finden. Anders die vermögensrechtlichen Verbindlichkeiten der Eirchen- 
mitglieder: sie bilden zusammen mit den Normen über Bechtsfähig- 
keit der Kirchen ein abgerundetes, für das Verhältnis der Earche 
zum Staat äusserst charakteristisches SpecialvermOgensrecht und 
finden ihre Stellung in einem System des Staatskirchenrechts. 

So die Privatrechtsverbindlichkeiten. Allein auch öffentliche 
Bechtspflichten in Bezug auf die Eirchengesellschaften bestehen; 
ihre Verletzung ist, wenn man von der zweifelhaften Kategorie der 
öffentlichen Vermögensrechte absieht, Delikt. 

Soweit nun der Staat den Eirchengesellschaften die Befugnis dele- 
giert, solche Bechte und B e c h t s pflichten selbststftndig festzusetzen *), 



sein — 80 in Ausehang des Handelsrechts (H. g. b. a. 1); er kann aber auch stUl- 
schweigend erteilt sein, in dem der Herrscher die Anwendung zulflsst; er kann nur 
^ eine einzelne Materie erteilt sein (H. g. b a. 1), er kann aber auch in der Art 
aUgemein erteilt sein, dass der Herrscher befiehlt, alle jene Gebräuche alsRecht 
anzuwenden, denen sich ein bestimmter Interessenkreis unterwirft in der Meinung, 
sich damit objektivem Becht zu unterwerfen. — Aus alledem folgt aber end- 
lich, dass eben der Herrscher diesen Weg der Bechtssetzung auch gänzlich oder 
teüweise ausschliessen kann, wie dies durch Beichsgesetz für das Strafrecht, durch 
baiiisches Landesgesetz in Ansehung der durch Verfassungsgesetz geregelten Materien 
(t. F9z1 Verf. r. p. S7) geschehen ist; yergl. hiezu Seydel Grundzflge einer allg. 
Staatslehre p. 13, p. 14. Es ist also lediglich eine Frage des. positiyen Rechts, ob 
die gewohnheitsmässige Bestimijiung des Inhalts einer Bechtsnonn zulässig ist; die 
Frage ist füac Bsiem püt der vorher gemachten Ausnahme zu bejahen. — 
'i) Das nähere in § 16, § 18. 
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d. h. soweit er ihnen Autonomie delegiert oder soweit er ihnen ge- 
stattet zu ontersnchen, ob die Voranssetznngen der Verbindlichkeit 
im einzelnen Fall gegeben seien, d. L soweit er ihnen Gerichtsbar- 
keit delegiert, oder soweit er ihnen die direkte Exekation der Er- 
kenntnisse dnrch physischen Zwang aberlässt — sind die Eirchen- 
gesellschaften öffentliche rechtliche Korporationen: das gilt fOr die 
sogenannten öffentlichen Eirchengesellschaften so gut, wie fOr die 
Privatkirchengesellschaften. ') 

Weit umfangreicher als diesesSystem von B echt s normen^) aus 



3) And. Sohm: DoTe's Zeitschrift f. Kiichenr. Bd. XI p. 157; das NXhere § 16. 

4) Die mm folgenden Ausführungen berohen auf der Annahme, dass physischer 
Zwang ein konstitutiyes Merkmal des Rechtes ist. Speziell für das Kirchenrecht 
wurde dieselbe ausführlich diskutiert yon 0. Mejer (^ist das Becht der freien Yeiv 
einskirche Becht im juristischen Sinne"^ in Dores Zeitschr. XI p. 278 sq., der unserer 
Ansicht — andererseits von y. Scheurl (ebend XU p. 53 sq.), Bierling (ebend. XUI 
p. 256 sq.). Näher kann natürlich auf die Frage nicht eingegangen werden; 
nur wenige naheliegende Einwürfe, die zum Teil Schlagworte sind, woUen wir 
abzuwehren suchen ; man wird uns des Gollegialismus und des Territoiialismus zumal 
zeihen. Man wird sagen, die Kirche ist nicht ein Verein, sie ist eine yon Christus ge- 
stiftete Anstalt : nach der christlichen Kirchenlehre ist das gewiss richtig und es ist ein 
Fehler des Gollegialismus, wenn er seinen Yereinsbegnff auch in die Kirchenlehre über- 
trug. AUein für das staatliche Becht ist der Satz nicht brauchbar : erstens hat es der 
Staat überhaupt nicht blos mit christlichen Beligionsgeeellschaften, die Anstalt»- 
oharakter haben, zu tun; dann ist der Begriff einer yon Gott gestifteten Anstalt 
für das Recht überhaupt nicht fassbar: für das Recht yerbleibt eben einfach die 
Vereinigung einer Anzahl Menschen zu Cultuszwecken. Soweit der Gollegialismus 
diesen Bechtssatz betonte, hat er gewiss Becht - Aehnlich yerhält es sich mit 
dem Vorwurf des Territorialismus : Gewiss ist dem Territorialismns darin beizu- 
pflichten, dass es im Staate keine Bechtsquellen neben dem Herrscher gibt, keine 
in ihrer Sphftre souveräne Kirche (Seydel, der Bundesstaatsbegriff: Tübinger 
Zeitschrift 1872 p- 185). Wenn er aber aus diesem Bechtssatz die Folgerung zieht, 
dass dem Herrscher auch die Kirchengewalt zustehen müsse, so ist das ein Fehl- 
schluss Aus der Zuständigkeit zum Erlass yon Bechtsnormen folg^ noch lange 
nicht die rechtliche Zuständigkeit zum Erlass yon Vereinsstatuten, die keine Bedita- 
normen sind; und auch soweit die Kirchengesetze rechtlichen Charakter haben, 
steht nichts im Weg, ihren Erlass durch Einräumung einer umfangreichen Auto- 
nomie zu delegieren. Weiter wirft man ein: das Kirohenrecht ist immer als 
Becht betrachtet worden. Dem ist zu erwidern, dass es zweierlei Arten y<m 
Normen gibt, erzwingbare, die yon der Staatsgewalt oder ihren Delegataren ao»- 
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welchen den einzelnen Staatsangehörigen Rechte oder Verbindlichkeiten 
in BezHg oder gegen die Eirchengesellsohaften erwachsen, ist die 
andere Gruppe des Staatskirchenrechts, die wir Eirchenvereinsrecht 
nennen wollen: Jede Eirchengesellschaft besitzt umfassende Vor- 
schriften über Verwaltung der Heils- und Lehrmittel und Zuständig- 
keit zu dieser Verwaltung, die Feststellung der Dogmen und Zu- 
ständigkeit zu ihrer Feststellung, die Pflicht der Mitglieder, die Dogmen 
zu bekennen, an den Lehr- und Heilsmitteln Teil zu nehmen : diese Vor- 
schriften, soweit ihnen der Herrscher nicht Erzwingbarkeitbeilegt, 
sind kein objektives Becht, wiewohl zu ihrer Darstellung dieselbe Methode 
angewendet werden kann, wie zu der eigentlicher Rechtsnormen: sie sind 
so wenig objektives Recht, als die Statuten eines wissenschaftlichen Ver- 
eins, die Statuten umfassender politischer Gesellschaften. Sie werden 
daher hier keine Darstellung finden. Allein diese Gleichartig- 
keit der Kirchen mit den übrigen Privatvereinigungen ist nur eine 
juristische ; tatsächlich sind die ersteren von den letzteren nach Macht 
und ethischer Bedeutung weit unterschieden. Daraus erhellt, dass der 
Staat ihnen auch eine weit eindringlichere Aufmerksamkeit zuwenden, 
das9 er für sie ein Specialvereinsrecht schaffen muss, welches 
aber wie jedes Vereinsrecht OflTentliches Recht ist. 

Im geltenden bairischen Recht nun ist eine Neigung, die 
Kirchen als Vereine zu behandeln, unverkennbar: Abgesehen 
vom strafrechtlichen Schutz des religiösen Gefühls und dem kirch- 
lichen Vermögensrecht, kennt die Verfassungsurkunde nur erzwing- 
bare disciplinäre Verbindlichkeiten der Kleriker und kirchliches Ehe- 
recht. Später sind allerdings infolge des Selbstbesteuerungsrechts 
der Kirchengeraeinden — also finanzrechtlicher Autonomie — er- 
zwingbare Kircheugemeindeumlagen hinzugekommen: Dagegen hat 
infolge des Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875 kirchliches Eherecht 
und Ehegerichtsbarkeit staatlichem Recht im engeren Sinne Platz 



gehen, und nicht enwingbare, unter ihnen Völkerrecht und Eirchenrecht. Es ist 
natürlich nichts dagegen zu sagen, wenn man heide zusammen Bechtsnormen nennt 
und dann staatliches und nichtstaatliches Becht unterscheidet. Allein ehensogut 
mnss man auch jenes Becht, dieses kirchliche oder internationale Sitte nennen dürfen. 
Der wissenschafü Bedeutung des „Kirchenrechts^ geschieht hiedurch kein Eintrag, 

9 
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gemacht. — Von diesen Rechtsnormen kOnnen autonom statuiert 
werden nur die Eirchengemeindenmlagen. Oerichtsbarkeit ist der 
Eirchengewalt nur über die Kleriker ^) eingeräumt^ welche ihre Amts- 
pflicht verletzen. Exekution ist überhaupt nicht delegiert.^) — 

Bei weiterem überwiegen im bairischen fiecht an äusserem Umfang 
die vereinsrechtlichen Normen: Der Staat überwacht Entstehung, 
Verfassung und Verwaltung der Eirchengesellschaften. 

Da er aber die Bedeutung des religiösen Lebens durch ein eigenes 
Staatskirchenrecht anerkennt, ist er seinerseits genötigt, jenem hin- 
wiederum auch auf seine eigene Verwaltung Einfluss zu gewähren: 
es wird sich hier immer um die Grenzgebiete handeln, welche früher 
der Kirche fast ausschliesslich zustanden, im Lauf der Entwicklung 
aber vom Staat an sich genommen wurden: also vor allem um das 
Schulwesen. Keine staatlichen Hoheitsrechte werden hier an 
die Kirchen delegiert; es wird nur das religiöse Moment unter die 
Zwecke der betreffenden Staatsanstalt, es werden ferner Vertreter 
der betreffeixden Kirchengesellschaft in den Behördenorganismus, 
welcher die Anstalt verwaltet, aufgenommen. Diese Bechtsnormen 
fügen sich eigentlich nicht in das Staatskirchenrecht ein, sondern 
sind Normen in Bezug auf die einzelnen Staatsverwaltungszweige, 
allein sie sind für das Verhältnis von Kirche und Staat so bedeutend, 
dass sie hier nicht übergangen werden können. 

Hiemach setzt sich das bairische Staatskirchenrecht zusammen: 
aus einem System von öffentlichen und privatrechtlichen Verbindlich- 
keiten der einzelnen gegen die Kirchengesellschaften; aus einem 
Vereinsrecht in Bezug auf die Kirchengesellschaften; dazu kommen 
als Anhang Normen über den Einfluss der Kirchen auf die Staats- 
verwaltung. 

Freilich werden wir das geltende Becht nicht nach diesen Bechts- 
gruppen darstellen; aber theoretisch wie praktisch bleibt die Eintei- 
lung dennoch bedeutsam. 



5) Dee leichteren Auadrackes wegen benütsen wir dieses Wort nm alle jene in 
bezeichnen, welche in irgend einer Kirchengeeellscbaft die nach Kirchengeaetz erforder- 
lichen persönlichen Vorbedingungen zur Uebertragung eines KirchenamteB erfüllt 
iben — wenn auch streng genommen der Ausdruck nur f&r die kath. Kirche paast. 

7) Näheres unten § 18. 
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Gewöhnlich nnterscheidet maa im Staatskirchenrecht: jns reci- 
piendi, Aofsichtsrecht (jura circa sacra) und Schutzrecht (jus advocatiae) ; 
das Aufsichtsrecht zerfallt wiederum in ein jus cavendi und jus in- 
spiciendi. So bedeutend für die Geschichte und politisch wertvoll 
diese Gliederung sein mag, sie ermangelt doch der juristischen Prä* 
cision. Wie die jura circa sacra und das jus advocatiae in der Dog- 
mengeschichte mannigfaltig in einander überspielen, so ist auch be- 
grifflich keine feste Grenze zwischen ihnen zu ziehen, noch weniger 
zwischen jus cavendi und jus inspiciendi. — Durchaus unbrauchbar 
endlich ist die in dem R. E. beliebte Gruppierung in innere Eirchen- 
angelegenheiten, Gegenstande gemischter Natur, und Gegenstände 
bürgerlicher Natur. — Unser System wird sich im folgenden von 
selbst ergeben. 



§ 15. Zuständigkeit der staatlichen Behörden.^) 

Für die Competenz der staatlichen Behörden zur Bealisierung 
des Staatskirchenrechts ist die in § 14 ausgeführte Unterscheidung 
von grundlegender Bedeutung: im allgemeinen ist die Handhabung 
des Vereinsrechtes den Verwaltungsbehörden übertragen: diese sind 
das königliche Ministerium des Innern für Kirchen- und Schulange- 
legenheiten *), die Kreisregierungen *), die Distriktsverwaltungsbe- 
hörden. Die «Judikatur über die Rechtspflichten, welche gegen und 
in Bezug auf die Kirchengesellschaften existiron, steht den ordentlichen 
Gerichten zu; die Entscheidung über sogenannte öffentliche Vermögens- 
rechte und über Einhaltung der den Verwaltungsbehörden durch das 
Kirchenvereinsrecht gezogenen Grenzen dem Verwaltungsgerichtshof. 



1) Sflbernagl: Verf. u- Verwalt der Religionsges. in Baiem (2. Aufl.) §18—20; 
KrausBold: die in der bair. protest. Landeskirche etc. Gesetze und Verordnungen 
p. 37-40. 

2) V. V. 15/12 1846; 27/2 1847; 11/11 1848; 16/3 1849; die Verordnung v. 
27/2 1847 ist gemAss V. v. 16/3 1849 noch jetzt grundlegend für die ZustSndig- 
keit. 

3) Fonnat V, v. 17. Dez. 1825 § 21, § 34-37 (tit. IH.) 

9* 
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Im einzelnen aber ergeben sich namhafte Abweiohangen von 
diesem Schema; znn&chst in Ansehung der sog. administrativ-konten- 
tiOsen Sachen *) : erste Instanz ist hier die Distriktsverwaltangsbehörde, 
oder Ereisregierang, letzte Instanz in einem Fall das Caltosministe- 
rinm^), in den übrigen der Yerwaltungsgerichtshof.^) Andrerseits 
ist die Competenz des Verwaltungsgerichtshofes lediglich kasuistisch 
bestimmt und daraus folgt, dass manche Öffentlichen Bechtsstreitig- 
keiten auch in letzter Instanz von den Verwaltungsbehörden, und 
nicht vom Verwaltungsgerichtshof entschieden werden« 



IL Hauptstück. 

§ 16. Aufnahme der Eirchengeseilschaften. 

In der deutschen Bechtsgeschichte sind bisher dreierlei Systeme 
der Aufnahme von Ejrchengesellschaften zur Geltung gekommen: 
der Territorialismus kannte bloss eine Staatskirche; die übrigen 
Religionsvereine wurden, wenn der westphftlische Frieden dies ge- 
stattete, nicht zugelassen. — Ein zweites System — das theoretisch 
auf dem CoUegialismus beruht — hat das preussische Landrecht 
inauguriert und die deutschen Verfassungen vor 1848 haben es an- 
genommen: Hier gemessen die drei grossen christlichen Confessionen 
das exercitium religionis publicum; die Errichtung neuer Kirchenge- 
sellschaften bedarf landesherrlicher Concession. — Das dritte System 



4) Über diesen dem französischen Bedit (Sarwey: das öffentl. Becht und die 
Verwaltnngsrechtspflege p 193) entnommenen, im bairischen Becht jedoch in etwas 
beschränkterem Sinn gebrauchten Begriff vgl. Seoffert-Brater : Commentar aber die 
bair. Gerichtsordnung I. p. 166—170; Brater, in den Blatten für administratiTe 
Praxis Y. p. 97; v. Pözl, Yerw. B. § 70 (3. Aufl.); anders Föhlmann: über das 
Wesen der sog administr -kontentiösen Sachen p. 3. — Diese Exemtion dviler Bechts- 
streitigkeiten von der Zustftndigkeit des ordentlichen Bichters ist durch § 13. 
G y. G. nicht aufgehoben: Laband Staatsrecht DI. Th. 2. p. 29. 

5) Gegen BanproTisional-Beschlasse der Begierong. 

6) Ges V. 8. Aug. 1878 betr. Errichtung eines Verwaltungsgerichtahofs. 



Digitized by VjOOQIC 



§ 16. 1 — 2". Aufnahme der Eirchengesellschafter. 133 

endlich ist dasjenige, welches nach Yorgang der deutschen Grund- 
rechte derart. 12 der preussischen Verfassung vom 31. Januar 1850, 
das badische Gesetz yom 9. Oktober 1860 und das wOrtembergische 
Gesetz vom 9. April 1872^) realisiert haben: Die Bildung von Reli- 
gionsgesellschaften ist darnach freigegeben, soweit diese sich mit den 
sittlichen Grundlagen des Staates überhaupt vertragen. 

Das bairische Becht folgt dem preussischen Landrecht. 

I. Material. Zuerst sollen die Bestimmungen des B. E. zu- 
sammengestellt werden: 

§ 24: Die in dem Königreich bestehenden drei christlichen 
Glanbenskonfessionen, sind als öffentliche Eirchengesellschaften mit 
gleichen bürgerlichen und politischen Bechten nach den unten fol- 
genden näheren Bestimmungen anerkannt. § 25: Den nicht christ- 
liehen Glaubensgenossen ist zwar nach § 1 und § 2 eine vollkom- 
mene Beligions- und Gewissensfreiheit gestattet; als Beligionsgesell- 
Schäften und in Beziehung auf Staatsbürgerrecht aber sind sie nach 
den über ihre bürgerlichen Verhältnisse bestehenden besonderen Ge- 
setzen und Verordnungen zu beurteilen. § 26. Beligions- oder 
Eirchengesellschaften die nicht zu den gesetzlich aufgenommenen 
gehören, dürfen ohne ausdrückliche königlich Genehmigung nicht einge- 
führt werden. § 28. Die mit ausdrücklicher königlicher Genehmigung auf- 
genommenen Eirchengesellschaften geniessen die Bechte öffentlicher 
Corporationen. § 32. Eine Eirchengesellschaft, welche die Bechte 
Öffentlich aufgenommener Eirchengesellschaften bei ihrer Genehmigung 
nicht erhalten hat, wird nicht als eine öffentliche Corporation, sondern 
als Privatgesellschaft geachtet. 

Zu diesen nicht gerade sehr gut redigierten Bestimmungen*) 
ist zuvörderst folgendes zu bemerken: Vor 1818 (und auch noch 
jetzt) hat nur eine nicht christliche Beligionsgesellschaft bestanden : 
die israelitische; auf diese findet aber gemäss § 23 Ed. vom 10. Juni 
1813 das cap. 2. von Abschn. II des Ediktes vom 24. März 1809 An- 



1) vergl. Schulze: preuss. Staatsrecht 11 p 698; Härtens a. a. p. 304 
Golther, Staat und die kath. Kirche im Königreich Wflrtemherg p. 239, p. 240. 
^) §§ ^6, 28, 32 widersprechen sich eigentlich genau genommen. 
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wendnng und darum gemftss § 42 des E. Ton 1809 auch dessen 
m. Abschnitt. Ferner unterliegt sie auch den Bestimmungen von 
§ 1—23 B.E. Yonl818: Denn nur als „Religionsgesellschaften (§25) 
und in Beziehung auf Staatsbflrgerrecht'' sind die nichtchristlichen 
Eirchengesellschaften nach den bestehenden besonderen Gesetzen 
zu behandeln: an sich nun ist nicht klar, was unter dem Ausdruck 
„als Religionsgesellschaften^* zu verstehen sei : das B. E. erklärt ihn 
aber selbst, indem erst der 2. Abschnitt betitelt ist: „von Beligions- 
und Eirchengesellschaften ;'^ darnach fallen gemftss der Anschauung 
des R. E. die Bestimmungen des ersten Abschnittes nicht unter die 
Bestimmungen über „Beligionsgesellschaften*' und es sind die Juden 
von denselben durch § 25 B. E. v. 1818 sowenig eximirt als die 
Angehörigen einer christlichen Kirche. — 

Femer fragt sich, was denn unter der Bezeichnung der mit 
ausdrücklicher königlicher Genehmigung aufgenommenen Kirchen- 
gesellschaften als „öffentlicher Gorporationen*' sei zu verstehen? ^) Als 
Vorzug jener Kirchengesellschaften erscheint nach dem B. E. fol- 
gendes: Schutz der Kirchengebftude als öffentlicher Gebäude (§ 29), 
Verleihung der Bechte und der Achtung öffentlicher Beamter an 
die Kirchendiener (§ 30), genauere staatliche Gontrole der Vermögens- 
verwaltung (§ 31)') und per argumentum e contrario aus § 35 
exercitium religionis publicum. Zudem zeichnet sich die öffent- 
liche Eirchengesellschaft durch die ihr ipso jure zukommende Privat- 
rechtsföhigkeit (§ 44) un<l erleichterte Gemeindebildung (§ 88) vor 
der Privatkirchengeseilschaft aus. Dagegen unterliegen beide Arten 
gleichmassig den Bestimmungen des § 38 — § 43, §46— §49, §50 — 
79, § 80 — § 83, § 90 — § 102 B. E. — Dass nun der Unterschied*) 



2a) Im pieuss. Landr. (U. tit. 11 § 17) privilegierte Gorporationen. 

3) § 31. „Ihr Eigentum steht nnter besonderem Schutz des Staateb'* ist ent- 
weder eine blosse Phrase (denn der Bechtsschutz des Kirchen Vermögens ans tit. IV 
§ 9 y. ü. bezieht sich auf das Kirchenvermögen aller Beligionsgesellsohaften) oder 
aber dem § liegt der im Text angenommene aUerdings sehr undeutlich ansgedrückte 
Sinn zu Grunde. 

4) Die Bezeichnung: „öffentliche Corporation'' für die ausdrücklich aufgenom- 
menen Kirchengesellschaften wird allgemein gebraucht: t. Pözl Yerf. B. p. 237; 
Schulze, prenss. Staatsrecht II. p 693. Eine genauere Begründung der Bezeichnung hat n. 
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zwischen Öffentlichen and Privatkirchengesellschaften nicht darin 
liegen kann, dass jene dem Öffentlichen, diese dem Privatrecht an- 
gehören, ist sicher.'^) Es ist nicht nOtig anf diese Ansicht näher 
einzugehen, weil das B. £. ja selbst sehr bestimmt sagt, was es als die Fol- 
gen aus d er Eige ns cha f t einer „öffentlich e Corporation^^ 
betrachtet Die bedeutendste derselben ist das exeroit. religionis publicum 
und (vielleicht) die staatliche Vermögensverwaltungskontrole : die Yer- 
heissung des § 30 wird sich später als sehr belanglos herausstellen. — 
Ist nun die Bezeichnung „öffentliche Corporation*' lediglich die An- 
wendung eines allgemeinen feststehenden Bechtsbegriffes auf seine durch 
das Beligionsedikt für das bairischeBecht gesetzten Merkmale? — aber 
niemand wird im Ernst behaupten wollen dass die Befugnis mit Glocken 
zu läuten oder Processionen zu halten, ein Merkmal des Begriffes 
„öffentliche Corporation" ist, mag man über die juristische Definition 
desselben noch so sehr im Zweifel sein.^) Es bleibt demnach nichts 
anderes übrig, als die Definition Sohm's zu adoptieren: öffent- 
liche Eirchengesellschaft ist eine Eirchengesellschaft, „mit rechtlich 
anerkanntem Zweck'* oder deutlicher ausgedrückt, öffentliche Eirchen- 
gesellschaft ist eine Eirchengesellschaft, die der Staat wegen ihrer 
Bedeutung für das Staatsleben mit einer Beihe von Vorrechten 
begabt; zur Charakterisirung dieser Vorrechte wird die Eirche 
als öffentliche Corporation bezeichnet. Dies ist aber keine juris- 
tische, sondern eine politische Charakterisierung; denn was bedeutend 
für das Staatsleben, „ethisch dem Staate gleichwertig** sei, wie Sohm 



W. lediglich Sohm in seinem blendenden Aufsatz: das Verh. y. Staat und Kirche 
(Doye Zeitschr. XI p. 157 — 185) unternommen. 

5) a. M. Sohm a. a. 0. p. 176; dagegen mit Becht Martens a a. 0. p. 419. 
£b beweist nichts für Sohm, dass die Doktrin des vorvorigen und vorigen Jahr- 
hunderts seiner Anschauung folgte (Bichter-Dove § 98j. 

6) Verf. würde vorschlagen „öffentliche Corporation ist eine von Natur dauernd 
verbundene Summe von Menschen , welchen in ihrer Gesammtheit oder in ihrer 
Vertretung der Herrscher die Ausübung von staatlichen Hoheitsrechten delegiert 
haf* und sie demnach in Gegensatz stellen zu den Individuen, denen die Ausübung 
von Hoheitsrechten delegiert ist. „Juristische Person des öffentlichen Rechts" wäre 
Übrigens damit die öffentliche Corporation noch nicht cf. Note 7. 
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den Gedanken ein anderes Mal aasdrückt, entzieht sich juristischer 
Präcisimng.') 

IL System. Es ist nunmehr möglich, die Normen über Zu- 
lassung der Eirchengesellschaften systematisch darzustellen. 

1 . Die Form der Aufnahme ist|kOnigliche Genehmigung. Die Erteil- 
ung der Genehmigung bedarf in keinem Fall derZustimmung der beiden 
Kammern, mag es sich um öffentliche oder Privatgesellschaften 
handeln. In Ansehung der Öffentlichen Eirchengesellschaften ist dies 
mit Unrecht bestritten.®) Denn § 26 bestimmt über die Form der 
königlichen Genehmigung nichts nftheres; nach allgemeinen Grund- 
sätzen des bairischen Staatsrechts aber ist die Zustimmung der 
Kammern erforderlich nur zu einem Gesetz, das Freiheit oder Eigen- 
tum der Untertanen berührt, mit andern Worten zu einem Gesetz 
im materiellen Sinn*); wenn Zustimmung zu einem Verwaltungsakt 
nOtig ist, so wird dies ausdrücklich bemerkt.^®) Die Aufnahme von 
Kirchengesellschaften ist nun in der Tat einVerwaltungsakt: sie ist die, 
im freien Belieben des EOnigs stehende, Anwendung der Normen über 
öffentliche oder Privatkirchengeseilschaften auf einen neuen Beligions- 
verein ; und nirgends ist ausdrücklich Zustimmung der beiden Kammern 
zu diesem Verwaltungsakt gefordert. 

2. Die Aufnahme hat immer zweierlei Wirkungen: einmal die 
negative der Exemption vom allgemeinen Vereinsrecht, dann die 
positive der Unterstellung unter ein Spezialvereinsrecht. — 

Die erste Wirkung ist ausgedrückt in § 3R. E.: „Sobald (aber) 



7) Eine andere Erklärung der öffentlichen Corporation als jaristische Person 
des öffentlichen Bechts erscheint nach den AusfÜhnmgen Seyders in Hirt Annalen 
1876 p. 647 sq. als unhaltbar. Vgl. freilidi auch Hänel, ebda. 1877 p. 78 sq. 

8) Bechtsgutachten über die Frage der Anerkennung des altkathoL Bischofs 
Dr. Beinkens in Baiem 1874 § 11. Die hier vorgebrachten Beweisgründe sind un- 
genügend; dagegen auch Thudichum a. a. 0. I. p. 350—352; 353-357. Daraus, 
dass drei Öffentliche Eirchengesellschaften gesetzlich aufgenommen sind, konnte doch 
nicht gefolgert werden, dass alle öffentlichen Kirchengesellschaften gesetislich auf- 
genommen worden müssen. Dass die drei grossen christlichen Eirciien gesetzlich aufge- 
nommen sind, hat, wie wir sehen werden, eine ganz andere Bedeutung; aus Aus- 
drücken aber wie Edikt etc. oder gar aus dem Ges. v. 1. Juli 1^34 kann doch 
sicherlich nichts gefolgert werden: vgl. Pözl. selbst. Verf. B § 86, 8 

9) Laband : Staatsr. §§ 56, 59, 67. 

10) z B. bei der Annahme v. Anlehen. 
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mehrere Familien zar Ausübung ihrer Religion sich verbinden wollen, so 
wird jederzeit hiezu die ausdrückliche königliche Genehmigung nach dem 
im II. Abschnitt Bestimmten erfordert.'' — Die königliche Genehmigung 
des Abschnittes n kann nun aber nur mit der Wirkung erteilt werden, 
dass die neue Kirche den Normen über Öffentliche oder Privatkirchenge- 
sellschaften unterliegt Daraus folgt, dass es unkorrekt ist, wenn 
man zwar Vereinigungen „zu Ausübung der Beligion'' gestattet, diese 
Religionsvereine aber dennoch unter die nichtpolitischen Vereine 
nach Massgabe von art. 11 des Vereinsgesetzes vom 26. Februar 
1850 rechnet") — Nicht genehmigte religiöse Vereine sind 
gemäss art 19 Ziff. 6 des Vereinsgesetzes von der Verwaltungs- 
behörde zu schliessen; versammeln sie sich dennoch, so unter- 
liegen sie den Strafen von art 21 des Vereinsgesetzes.***) — Jedoch 
muss der Begriff der nicht genehmigten religiösen Vereinigungen, 
welche hier in Frage kommen, genauer begrenzt werden : Indem § 3 
R. £. bezüglich der näheren Normen auf den II. Abschnitt verweist, 
und damit zunächst auf § 26 R. E., so ergibt sich, dass unter 
den Verbindungen zur Ausübung der Religion in § 3 solche Ver- 
bindungen zu verstehen sind, welche zur Gründung neuer Eirchen- 
gesellschaften führen : also Verbindungen zur Betätigung eines von 
den bisher anerkannten Confessionen abweichenden Bekenntnisses. 
Religiöse Vereine innerhalb einer bestehenden Kirche unterliegen 
daher den Normen des § 3 R. E. nicht. Fernerhin sind durch § 4 
R.E. heimliche religiöse Versammlungen verboten, ein Verbot das 
sich übrigens auch auf Versammlungen anerkannter Eirchengesell- 
schaften bezieht"^) Dagegen einer Öffentlichen Versammlung von 
Gesinnungsgenossen, welche sich ausserhalb eines anerkannten Bekennt- 



11) Wie dies in d. M. E v. 6. Nov. 1851 (Doli. XXIH p. 479) bezüglich der 
Deatschkatholiken geschah, es sei denn, dass man ihrer Vereinigang Überhaupt 
nicht mehr den Charakter von „Verbindungen zu Ausübung ihrer Religion" zu- 
schreiben wollte. 

llai a. 84 d. bair. Ausfges. z. Str. P. 0. 

IIb) vergL § 21 Not« 6a; Zuwiderhandlungen unterliegen wohl lediglich der 
Ungehorsamstrafe ans a 21 P. Str. g b ; vergi a. 20 a. 21 v. Vereinsges. 
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nisses wissen, steht nichts im Weg, solange sie nicht zu 
einem Verein organisirt sind.^^^) Endlich ist die einfache Hans- 
andacht nach dem Bitus eines beliebigen Bekenntnisses ge- 
stattet, "d) 

BeligiOse, anfgenommene Vereine müssen ferner entweder Öffent- 
liche oder Privatkirchengesellschaften sein, sie müssen einem Spe- 
zialvereinsrecht unterliegen, unterworfen werden sie diesem 
Spezialvereinsrecht durch ausdrückliche oder „nicht ausdrückliche'^ 
königliche Genehmigung. Was die Wirkung der ausdrücklichen Ge- 
nehmigung sei, das haben wir schon gesehen. Wird die ausdrück- 
liche Genehmigung versagt, so kann ein Minus von Becht gewährt 
werden, welches die Kirchen zu Privatkirchengesellschaften macht: 
unter die Bechte, welche § 38 B. K gewährt, darf dabei nicht her- 
unter gegangen werden, darum auch die Staatsaufsicht nur auf 
die im dritten Abschnitte vorgezeichnete Weise geübt werden; das 
exercit. rel privat. (§ 34) muss gestattet sein;^>) ebensowenig kann 
das KirchenvermOgen, wenn ein solches vorhanden ist, den Bechts- 
schutz aus tit IV § 9 V. ü. entbehren. Die Latitude, welche § 37 
B. E. gewährt, ist demnach sehr beschränkt; es ist dem Landesherm 
nur anheim gegeben, bei der Genehmigung die Privatrechtsfähigkeit zu 
verweigern oder zu erteilen (§ 45), ferner gemäss § 89 B. E. in der Ge- 
nehmigungsurkunde Bestimmungen über Gemeindebildung zu treffen. — 

All das bisher gesagte gilt für christliche Beligionsgesellschaften 



llc) a. 1. d. Vereinsges. Anzeige ist nicht nötig, da religiöse Versamnilangen 
keine politischen Versammlungen sind. 

11 d) Einfache Hausandaclit (0. Mejer Lehrbuch p. 213) ist der Gottesdienst 
der FamiliengenoBsen, die sich in ihrer Wohnstätte in Ahwesenheit eines Geist- 
lichen versammeln (cf. Entsch d. V. g. H. in. p. 292). Über Beschränkungen dor 
einfachen Haasandacht entscheidet in letzter Instanz der Y. g. H. ((jes. v. 8. kug, 
1878 a. 10 Ziff. 16.) 

12) Dem steht scheinbar § 89 B. £. entgegen: „Das Verhältnis der Staatseia- 
wohner, welche einer Behgion angehören, deren Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur 
ein Privatgottesdienst gestattet ist, muss aus dem Inhalt der Concessionsurkunde 
beurteilt werden." Allein wenn man bedenkt, dass 1818 von den Herrenhutem 
abgesehen nur die Israeliten einer öffentlichen Eirchengesellschaft nicht angehörten, 
also § 89 sich hauptsächlich auf die Israeliten bezog imd diese allerdings in man- 
chen Fällen auf Hausandacht beschränkt sind, so lässt sich die Schwierigkeit gaos 
ungezwungen lösen. 
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80 gut als fttr nichtchristliche; nur bezüglich der jüdischen Kirche ") 
besteht eine Ausnahme: Nach § 25 B. E. sind die nicht christlichen Olau- 
bensgenossen ,,als Beligionsgesellschaften (und in Beziehung auf Staats- 
bürgerrecht) nach den über ihre bürgerlichen Verhältnisse bestehen- 
den besonderen Gesetzen und Verordnungen" zu beurteilen. Man 
könnte nun aus diesen schlecht redigierten Zeilen herauslesen, dass 
keine nichtchristliche Beligionsgesellschaf t dem Spezialvereins- 
recht des B. E. unterliege, sondern für sie jedesmal ein besonderes 
SpezialTereinsrecht geschaffen werden solle , eine Interpretation , 
die mit Bechtsnotwendigkeit dazu führen würde, nichtchristliche Be- 
ligionsgesellschaften nur durch Gesetz aufnehmen. Allein diese 
Interpretation widerspricht sowohl den allgemeinen gefassten § 3, 
§ 26 B. E, als namentlich den Worten des § 25 B. E.: „nach be- 
stehenden Gesetze'^; das heisst: § 25 bezieht sich nur auf die 
jenigen nichtchristlichen Kirchengesellschaften, welche schon vor Er- 
lass der Verfassungsurkunde bestanden, also lediglich auf die Israe- 
liten. Diese sind eximiert vom Kirchenvereinsrecht des B. E. von 
1818, indirekt aber den Privatkirchengesellschaften auf Grund von 
§ 23 des Judenedikts dennoch so ziemlich gleichgestellt, und unter- 
liegen ebenfalls den § 1 bis § 23 B. E. von 1818. 

3. Die königliche Genehmigung ist eine einseitige Willens- 
erklärung des Herrschers; wie derselbe die Aufnahme an eine Be- 
dingung oder Frist knüpfen kann, so kann er sie auch jederzeit 
widerrufen. 1®*) Darin liegt nun die Bedeutung des § 24 B. E., 
dass gemäss Verfassungsrecht den drei grossen christlichen Confes- 
sionen gegenüber die Aufnahmebewilligung nie mehr zurückgezogen 
werden kann. Ob dies auch für die Israeliten auf Grund von § 26 
(,,gesetzlich aufgenommen'^) gilt, möchten wir^^) bezweifeln. 

4. Die einzelnen in Baiem bestehenden Eirchengesellsohaften sind 



13) Wiewohl dieser Wortgebrauch nicht korrekt, soll er doch angewandt wer- 
den, um von Yomeherem alle Consequenzen zu yenneiden, welche früher in der 
bairiachen Praxis aus dem Worte Kirche gezogen wurden. 

ISa) Die Genehmigung wurde einmal den Deutschkatholiken gegenüber zurück- 
gesogen. 

14j A. M. wie es scheint das Eechtsgutachten p. 16 
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1 40 Kircrhenangehörigkeit § 16. 15—17. § 17. 1. 

I. Öffentliche Kirchen: die katholische^^), Intherisohe, reformierte^ 

II. private Kirchen: die griechische Kirche *^), die Menoniten, Uerm- 
hnter, Irvingianer, Anglikaner, Israeliten. ^^ 



HL Hauptstück. 
Verfassung der Kirchengesellschaften nach Staatsrecht 

§ 17. I. Abschnitt: KirchenangehOrigkeit. 

Keine Lehre des Kirchenstaatsrechts hat weniger Beachtung^) 
gefunden als die von der KirchenangehOrigkeit: der Grand lag darin, 
dass sie in den Gesetzen und der Doktrin zum guten Teil zurücktrat 
vor der Lehre von der religiösen Erziehung, ja mit derselben sehr 
hftufig identificiert wurde. Dennoch verdient die Frage: wer denn 
eigentlich Angehöriger einer Kirchengesellschaft ist, sicherlich eine 
präcise Antwort, namentlich heutzutage, wo den Kirchenmitgliedern 
eine neue sehr bedeutsame ttechtspflicht, die ümlagepflicht erwachsen 
ist. — 

Im bairischen Becht ist nur genaueres über die Aufnahme in eine 
Kirchengesellschaft nach erreichtem Unterscheidungsalter und den Aus- 
tritt zum Zweck Uebertritts gesagt. Allein auch diese Bestimmungen 



15) Die Altkatholiken sind in Baiem nicht als besondere Kirchengesellschaft 
anerkannt. Ob die im Bechtsgutachten angeführten Gründe sammt und sonden 
genügen, die Aufnahme als unzulässig erscheinen zu lassen, mag nach dem Gesag- 
ten fÜgUch bezweifelt werden. 

16) A. M. Silbemagl. § 12 Note 1. v. Moy: Staatar. d. K. Baiems I. p. 91; 
ü. A. V. Pözl: Verf. E. p. 234 n. 8. Aus a. 161 Str. G. B. y. 1861 kann eine 
Anerkennung als öffentliche Kirchengesellschaft nicht abgeleitet werden. Das Ges 
V. 1. JuU 1834 aber spricht nur von bürgerlichen und politischen Rechten der Be- 
kenn er; insoweit wiederholt sich also die Eettenbuigische Controverse des Bundes- 
staatsrechts (Zöpfl deutsch Staatsr. U. p. 852 für da« bairische Bedit Verf. 
schliesat sich der Bundestagsentscheidung an FreiUch ist damit das Gesetz von 
1843 gegenstandslos; allein sein Wortlaut lässt eine andere Interpretation nicht zu. 

17) Vergl. Silbemagl. § 58—63. 

1) Die Darstellung Thudichums a. a. 0. 1. p. 39-— 53 befriedigt nicht. 
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sind fragmentarisch, denn geregelt sind nnr die Voraussetzungen: 
die Form der Aufnahme ist nicht festgesetzt, und überhaupt 
gar nichts ist über den Austritt ohne Uebertritt erwähnt. Zum 
grosseren Teil nun lassen sich diese Lücken ausfüllen durch Kirchen- 
satzungen. Da diese Kirchensatzungen erlassen sind zu einer Zeit, 
wo der Staat der Kirche eine Autonomie im Bechtssinn unzweifelhaft zu- 
gestand >), und dieselben also Rechtsnormen, keine blosse Kirchenstatuten 
sind, da sie endlich durch späteres Gesetz nicht aufgehoben wurden, 
insbesondere nicht durch das Beligionsedikt , so ergänzen sie das 
letztere') — 

Noch lückenhafter aber ist das Beligionsedikt in Ansehung der 
Aufiiahme vor erreichtem ünterscheidungsalter. — 

Unsere Darstellung nun gliedert sich in die Lehre von der 
Aufnahme — vom Austritt — und ^en Bechtsfolgen der Kirchen- 
angehOrigkeit. 

L Aufnahme, a. Zunächst kommt in Betracht die Auf- 
nahme vor erreichtem ünterscheidungsalter. AnMaterial 
bietet das Beligionsedikt folgendes § 5 B. E.: „die Wahl 
des Olaubensbekenntnisses ist jedem Staatseinwohner nach seiner 
eigenen freien üeberzeugung überlassen/' § 6. „derselbe muss jedoch 
das hiezu erforderliche ünterscheidungsalter, welche für beide Ge- 
schlechter auf die gesetzliche Volljährigkeit bestimmt wird, erreicht 
haben.'* § 18 ... * „ausgenommen sie waren dem bestehenden Ehe- 
Yertrage gemäss — durch die Confirmation oder Communion in eine 
andere Kirche aufgenommen.'' Aus diesen dürftigen Vorschriften 
ergibt sich folgendes : der unmündige ist wie zu den Geschäften des 
Privatrechts, auch zu dem Geschäfte des öffentlichen Bechtes, zum 
selbstständigen Eintritt in eine Kirchengesellschaft handlungsun- 
fähig. Aber dennoch ist er fähig vor erreichtem ünterscheidungs- 
alter KirchenangehOriger zu werden. Dies sagt die Stelle aus 
§ 18 mit aller wünschenswerten Deutlichkeit. Sie sagt ferner, 
dass die Form der Aufnahme Confirmation oder Communion sei. 



2) Jetzt nicht mehr; vergl. § 18, Text nach Note 6. 

3) cf . § 13, Text zu Note 7. 
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Für die Kirchen in denen eine solche Form nicht besteht, ergiebt 
sich folgendes: Hatte die Eirchengesellschaft Autonomie, wie abgesehen 
von den grossen Kirchen vor Erlass der V. ü>) die jüdische Kirche 
vor dem Jndenedikt von 1813 ^, so ist eine andere kraft der frohem 
Autonomie eingeführte Form anch noch jetzt rechtsbeständig: rechts- 
bestftndig ist femer eine autonome Bestimmung, die von jeder Form 
absieht, und die Aufnahme lediglich an eine Tatsache knüpft: Geburt 
von einer jüdischen Mutter. ^ Denn das R. E. schliesst nicht aus, 
dass die Kirchenangohörigkeit eines minderjährigen von einem anderen 
Tatbestand als den des § 18 abhängig gemacht werde; nur muss 
eine solche Wirkung denffatbestand durch eine Rechtsnorm, nicht durch 
ein blosses Vereinsstatut beigelegt sein. Soweit aber Kirchengesellschaf- 
ten eine Autonomie nie besassen, wie dies bei allen übrigen in Baiem 
aufgenommenen Privatkirchengesellschaften der Fall ist, muss die 
Kirchengesellschaft die Aufnahme vor dem Unterscheidungsalter ent- 
weder in der gesetzlich zagelassenen Form der Aufnahme durch 
Confirmation oder Communion vollziehen oder sie muss auf Auf- 
nahme vor dem ünterscheidungsalter überhaupt verzichten. — 

In dem das B. E. die Confirmation oder (erste) Communion als 
die Form der Aufnahme eines minderjährigen festsetzte, hat es einem 
Conflikt vorgebeugt, der aas dem Anspmch der katholischen Kirche 
auf alle Getauften und dem Satz der protestantischen Kirchenver- 
fassnng?), wonach die Kirchenmitgliedschaft erst aus der Confirmation 
entspringt, hätte entstehen können. 

Freilich darf man der Bestimmung des § 18 nicht die Deutung 
geben, dass zur Aufnahme der blosse Vollzug der Confirmation oder 
Communion genügen müsste. — Einerseits nämlich sind wiederum jene 



4) vergl. § 18 Text 1 nach Note 6. 

5) yergl. § 23, in Verbindung mit § 74 e. B. £ v. 1809 (§ 64 e B. £. t. 
1818) a. hiezu Abb. § 18, Text nach Note 6. 

6) Silbemagl p. 375, Brendel : Kirchenrecht p. 787. 

7) Bichter-Doye § 268 I; 0. Mejer, Lehrbach d Eircbenrechts §§. 201, 202, 
203. Scheurl: Sammlung MrchenrechÜicher Abhandlungen p. 89, p. 90; vei^. aber 
auch Höfling, Grundaätze der evangelisch-lutheriachen KirchenyeifaBsung. 2. Aufl. 
p. 29 33. 
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Bechtsnormen früher autonomer Kirchen nicht aasgeschlossen, 
welche hiezu die Vollzieh nng noch eines weitern Aktes verlangen; 
es ist also nicht ausgeschlossen, dass die grossen christlichen Kirchen 
des weitem die Taufe des Aufzunehmenden erfordern und desshalb 
eine etwa irrtümlicher Weise vorgenommene Gonfirmation oder erste 
Communion eines ungetauften für eine ungiltige Aufnahme an- 
sehen. — Dann — und damit gelangen wir zum Kernpunkt der 
Untersuchung — ist die Bechtswirksamkeit ^) der Aufnahme abhän- 
gig von einem andern Faktor: von demjenigen, der die Handlungsunfähig- 
keit der Unmündigen ergänzt, dem Willen der zur religiösen 
Erziehung berechtigten Eltern. Ausdrücklich aufgestellt ist 
dieses Erfordernis nur für den Fall, dass sich der Wille der Eltern 
von verschiedener Confession in einem Vertrag kundgegeben hat.^-"). 
Allein auf Grund des § 5, § 6,der eine eigene freie Wahl des Kindes aus- 
schliesst, darf man § 18 unbedenklich analog anwenden, so dass zu 
jeder Gonfirmation oder Gommunion eines Unmündigen, wenn sie die 
Wirkung der Aufnahme in eine Kirche haben soll, die Genehmigung der 
Erziehungsberechtigten erforderlich ist In welcher Form die Genehmi- 
gung zu erteilen ist, wird nicht gesagt, es genügen also alle Formen, 
namentlich concludente Handlungen — 

Hier ist nun der Punkt, wo die sonst begrifflich ganz 
verschiedene Lehre von der religiösen Erziehung der Kinder in un- 
sere Materie eingreift. Da jene Lehre erst viel weiter unten dargestellt 
werden kann, so müssen die dort zu gewinnenden Besultate hier als 
gegeben vorausgesetzt werden. — 

Das Becht der religiösen Erziehung steht wie das Erziehungsrecht 
Überhaupt zu: L den Eltern, so zwar, dass der Wille des Ehemannes im 



8) Efl ist ganz grandlos und eigentlich nicht recht yerständlioh, wenn früher 
behauptet wurde (DöU. Vm. §§ 18, 20, 33 ; Doye: Zeitschrift f E.B. Xm. p. 204 
— ^212) behauptet wurde, dass ein ohne rechtsgiltige elterbohe Genehmigung durch 
Confiimation oder namentlich Communion Aufgenommener auf Grund des § 18 trotz 
der rechtlichen Vitiosität der Aufiiahme Angehöriger der betreffenden Kirche sei Dagegen 
mit Becht Entsch. d. Y. G.H. (Entsch. Bd.n. n. 30 p. 149- 166 ). Das Concordat 
kommt fQr die katholische Kirche hier absolut nicht in Frage. 

8a) yj)6m bestehenden Ehevertrag gemäss" § IS. 
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Zweifel den Ausschlag gibt — nach dem Ableben des Ehemannes dem 
vom Gericht zu bestellenden Erzieher, zu welchem regelmässig die Mutter 
ernannt wird ; 2. ausserdem in beschränkter Weise der Schule. — Das 
religiöse Erziehungsrecht der Eltern undihrer Vertreter äussert 
sich gemäss der Anschauung des bairischen Bechts nach zwei begrifflich 
geschiedenen Sichtungen. Einmal ist es dasBecht, das Kind selbst 
mit Anwendung von Gewalt zu religiösen Übungen zu zwingen, das- 
selbe im engem Wortsinn religiös zu erziehen — dann aber ist es 
die Befugnis zu dem Bechtsgeschäft der Aufnahme in eine Kirche 
die Auktorität zu interponieren. ') Hier kommt bloss die letztere Seite in 
Frage. — Allein das Erziehungsrecht ist nicht ein unbegränztes 
freies: Eltern gleichen Bekenntnisses kOnnen ihre Kinder lediglich 
in ihre eigene Kirchengesellschaft aufnehmen lassen. Etwas compli- 
cierter ist das Verhältnis bei Kindern aus gemischten Ehen. 
Die Eltern kOnnen durch Vertrag bestimmen, dass die Kinder in die 
Kirchengesellschaft eines der beiden Eltern aufgenommen werden 
sollen; machen sie von dieser Befugnis keinen Gebrauch, so kOnnen 
die Sohne lediglich in die Kirche des Vaters, die TOchter lediglich 
^in die der Mutter aufgenommen werden. Das gleiche gilt von natür- 
lichen Kindern, die vom Vater anerkannt sind etc., wie denn überhaupt 
die unten ^) näher darzustellende Casuistik des religiösen Erziehungs- 
rechtes auch hier Anwendung findet, so dass tieferes Eingehen un- 
nötig ist. 

Weiterhin aber ist dieses religiöse Erziehungsrecht lediglich ein 
Becht der zur religiösen Erziehung berechtigten. Von einer Pflicht 
zu religiöser Erziehung ist keine Bede. Es steht also im Belieben 
der Eltern und ihrer Vertreter die Kinder in die, nach obigem zuständige, 
Kirchengesellschaft aufnehmen zu lassen ; d. h. sie brauchen dieselben 



9) Denn § 18 B. £. nimmt an, dass die Confirmation etc. dem bestehenden 
Vertrag gemäss eifolge. Dieser Vertrag ist aber ein Vertrag über religiöse Er- 
nng. 
9a) § 22. I. 2. 
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weder taufen noch confirmiren oder communiciren zu lassen. Tauf- 
oder Gonfirmiationszwang besteht im bairischen Recht nicht. ^^) — 

Resultat ist demnach: in den drei Öffentlichen Eirchengesell- 
schaften — auf die Privatkirchengesellschaften brauchen wir nicht 
zurückzukommen — ist nach R. E. zur Aufnahme eines minderjährigen 
Confirmation oder (erste) Communion erforderlich; nach auto- 
nomer Rechtsnorm noch dazu die vorgftngige Taufe. DieRechtsgiltigkeit 
der Confirmation oder Communion ist abhängig von der formlos er- 
teilten Genehmigung der erziehungsberechtigten Eltern oder Ver- 
treter, welche Genehmigung aber nur ist zur Aufnahme in bestimmte 
Kirchen erteilt werden kann. Dass auch die Taufe einer solchen Ge- 
nehmigung bedarf, ist durch R.E. nicht bestimmt; ebensowenig nach 
Eirchenrecht. Allein diese Lücke ist unwesentlich, weil ja die Taufe allein 
eine Aufnahme nicht bewirkt. — Endlich darf aus § 18 R.E., der dies 
fOr einen einzelnen Fall bestimmt, per analogiam geschlossen werden, 
dass die Aufnahme eines einmal in eine Eirchengesellschaft aufge- 
nommenen Mindeijahrigen in eine andere Eirchengesellschaft auch 
mit elterlicher Genehmigung unzulässig ist. — 

b. Aufnahme nach erreichtem ünterscheidungs- 
alter. Massgebend sind hier die §§ 5—11 R. E., die auf alle 
Eirchengesellschaften, Öffentliche wie private Anwendung finden. 
Sie gelten auch dann, wenn der Aufzunehmende bisher confessions- 
los*^) war. Sie gelten für Staatsangehörige und Ausländer."*) — 



10) Eine bloB scheinbare Aasnahme liegt darin, dass, nachdem einmal Eltern ge- 
mischter Gonfession in einem Vertrag über die religiöse Erziehung ihrer Kinder 
disponirt haben, und dann die Kinder wider den hinterherigen Willen der Eltern oder 
aines derselben confirmirt werden oder communiciren, ihre Aufnahme dennoch rechtsbe- 
stUndig ist, wenn die Eltern den Vertrag vor der Confirmation nicht abgeändert 
haben. Denn das Erziehungsrecht steht beiden Eltern gemeinsam in der Weise 
so, dass sie darflber durch Vertrag disponiren kOnnen: haben sie einen Ver- 
tang geschlossen, so kann die vertragsweise erteilte Genehmigung eben auch nur 
▼ertragsweise zurQckgpzogen werden. Eine ganz andere Frage ist, ob aus den Ver- 
tiflgen eine Pflicht zur religidsen Eiziehung im engem Sinn entspringt. 

11) § 6 spricht ganz allgemein yon Wahl des Glaubensbekenntnissee. 

11«) § 5 spricht von „Staatseinwohner" (vgl. fOr den Sprachgebrauch des 
Gesetzes V. U. tit IV): wie Übrigens das Frinctp des §5 für die Staatsangehörigen 
tind Ausländer gilt, so auch dessen Beschränkung in § 6: d. h. die Normen über 
Aufnahme Mindeijährigen gelten auch fttr Ausländer. — 

10 
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Soweit der Eintritt mit dem Austritt aus einer andern Eirchenge- 
sellschaft verbunden ist, ist persOnliohe Anzeige bei dem Vorstand 
der verlassenen wie der nengewählten Kirche nOtig, mag der üeber- 
tretende einer Öffentlichen oder privaten Eirohengesellschaft ange- 
hören.^') Femer darf der Eintritt nicht durch List oder Zwang einer 
Keligionspartei bewirkt sein. 

II. Austritt Die Normen über Austritt zwecks üebertritt 
sind erwähnt, üeber Austritt ohne üebertritt bestimmt das bairische 
B. E. nicht. Derselbe wäre daher nur möglich, wenn eine der 
früher mit Autonomie begabten Kirchen eine Form des Austritts fest- 
gesetzt hätte. Dies ist aber nirgends, weder in der katholischen noch 
der protestantischen oder jüdischen Kirche >') der Fall. 

III. Confessionslosigkeit: Da Austritt ohne Üebertritt 
unmöglich ist, so sind nur 4 Fälle der Confessionslosigkeit denkbar: 
1. die Erziehungsberechtigten lassen die Kinder in keine Kirchenge- 
sellschaft aufnehmen; 2. die einer Eirohengesellschaft gewährte Auf- 
nahmebewilligung wird zurückgezogen, die Angehörigen derselben treten 
aber nicht in eine anerkannte Kirche zurück ^^); 3. dem Angehörigen 
eines deutschen Bundesstaates, der nach dem Becht seiner Heimat keiner 
Kirche angehört, etwa gemäss des preussischen Gesetzes vom 14. Mai 
1873, kann aus diesem Grunde die Aufnahme in den bairischen 
üntertanenverband nicht verweigert werden; ebensowenig ist die 



12) Die PraxiB (Döllinger XXTTT § 1818) bezieht die Bestimmung nur auf die 
ö£fentlichen Eiichengeselkchaften, weil nor sie Kirchen seien. Dagegen der Ausdruck 
„Privat kir che ngeseilschaften**, „einer Kirche" in § 38 h. 

18) Auch § 5 spricht nicht für einen Austritt ohne Übertritt : entweder sagt er, dass 
jeder bekennen könne, was er wolle und wiederholt § 1 oder ii<shtiger — er bestimmt» 
dass jeder eine beliebige Kirche wählen könne ; dann ist von Eintritt, nicht Austritt die 
Bede. Der Schluss aber : wo Austritt, da auch Übertritt, wäre nur dann zwingmd, wenn 
der Gesetzgeber 1818 an eine solche Möglichkeit hätte denken können; zu einer Zeit, wo 
der Confesdonslose des Gonnubiums beraubt war. — A. A. die Praxis (Ministerium und 
unentschiedener Y. G. H.): yergl. Entsch. d.Y. G.H. vom 38. Mai 1880 (Entsch. L 
p. 333 u. p. 385.). — Vergl. zur Analogie das preussische Gesetz vom 14* Mai 1873 
betr. Austritt ans der ^che. 

14) So bei den deutschkatholischen Gemeinden, für deren ehemalige Angehörige 
das Dissidentenehegesetz vom 2. Mai 1868 berechnet war: vergl. Motive (Verh. 
d. Kammer d. Abg. 1866/68 Beilagen, b. m. p. 384) ; fiber die damalige Zahl der 
Dissidenten Vortrag des Abgeordnet, v. Münch (ebend. p. 328 Sp. 2 ont) 
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§ 17. 15—18. Kirchenangehörigkeit. 147 

Naturalisation eines Ausländers an EirchenangebOrigkeit ge. 
knüpft. ^^) 4. Confessionslosigkeit ist kein Grund, aus welchem einem 
Ausländer der Aufenthalt versagt werden könnte.*^) 

IV. Beobtsfolgen der EirchenangebOrigkeit. Die ein- 
seinen Rechtsfolgen der EirchenangebOrigkeit werden sich unten von 
selber ergeben. Hier ist lediglich hervorzuheben, dass die neuere Rechts- 
entwickelung zwei früher bestehende sehr einschneidende Rechts- 
wirkungen aufgehoben hat: § 25 desR.E. verknüpfte die Zugehörig- 
keit zu der damals bestehenden einzigen nichtchristlichen Eirchen- 
gesellschaft, zur israelitischen Eirche mit einer Sonderstellung in 
Bezug auf politische Rechte. Nachdem dieser Bestimmung schon 
durch Landesgesetz ^^) zum grOssten Teil derogiert worden war, ist 
die Verbindung einer staatsbürgerlichen Sonderstellung mit der Zuge- 
hörigkeit zu irgend einer Eirchengesellschaft ein für alle mal un- 
möglich gemacht worden durch das Bundesgesetz vom 3. Juli 1869.^^ 

Des weitern hatten die katholische Eirche durch ihre Ketzer- 
gesetzgebung und häufig auch die protestantische Eirche, ihren An- 
gehörigen das Bekenntniss und die äussere Betätigung des Eirchen- 
glaubens zur Reehtspflicht gemacht. Diesen Normen derogiert die 
Verfassung, indem sie bestimmt: R. E. § 2 (Ein Einwohner) darf 
demnach in Gegenständen des Glaubens und Gewissens keinem Zwang 
unterworfen werden; darum sind denn auch der Kirchengbwalt 
aUe physischen Zwangsmittel gegen häretische EirchenangehOrige 
abgesprochen.^^) — Allein § 2 hat noch eine über die Lehre von 



15) §§ 7, 8. des Bandeegesetsses vom 1. Juni 1870. 
15«) Vgl. a 9 Abs. 2 d. NoyeUe v. 23. Febr. 1872. 

16) Durch Landtagswahlgesetz vom 4. Juni 1848 § 7 ward ihnen akti?es und 
passivee Wahlrecht zur Landesvertretung gewährt (bez. d. Teilnahme an den Ge- 
meindewahlen vergl. Gotthelf, rechtl. Stellung der Juden in Baiem p. 100). Das Gesetz 
Yom 29. Juni 1851 hob das private und processuale Spozialrecht auf (mit Ausnahme 
des Eherechts) : yei^l. über die Wirkungen dieses Gesetzes auf das öffentliche Becht 
die schaifsinmgen AusfQhrungen in d. BL für adm. Fraz. I. p. 223-239; Pözl: 
Verf. E. 3. Aufl. § 85. Durch L. T. A. vom 16. Nov. 1861 § 15 werden §§ 12, 
13, 18 des Ediktes von 1813, somit die Beschränkungen in Freizügigkeit, Ansilssig- 
madrang md Gewerbebetrieb abgeschafft. 

17) lAband I. p. 161. 

18) § 18 Text nach Note 7. 

10» 
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148 Eiichenangehörigkttit § 17. 19->22. 

der KirchenangehOrigkeit hinausgehende Seite, die jedoch am besten in 
diesem Zusammenhang erwfthnt wird. § 2 yerbietet in GUiubenssacheii 
den Zwang nicht nur der Eirchengewalt gegen ihre KirchenangehOrigen« 
sondern überhaupt jeden Zwang, auch gegen die Angehörigen einer 
fremden ^*) oder gar keiner Kirche : er yerbietet — und dies ist von 
grosser Bedeutung — jede Auferlegung einer (erzwingbaren) Recht s- 
pf licht, welche eine Betätigung oder Unterdrückung irgend eines reli- 
giösen Bekenntnisses fordert ; eine solche Bechtspflicht kann also nur 
durch Verfassungsgesetz auferlegt werden. Daraus ergibt sich unsere 
Stellung in der Kniebeugungsfrage; und wenn nach dem noch jetzt 
geltenden Beglement der Soldat vor dem AUerheiligsten der katho- 
lischen Kirche eine Ehrenbezeugung zu machen hat, so ist das ein- 
fach ungesetzlich. — 

Gewissensfreiheit nennt die Verfassung in tit. IV § 9, B. E. 
§ 1 diese Aufhebung jeden Zwanges in Betätigung des individuellen 
Bekenntnisses. „Ein Becht der Bekenntnisfreiheit übrigens ist ein 
juristisches Unding" *^) wie jedes sog. Freiheitsrecht. 

V. Anfechtung der Aufnahme oder des Uebertritts. 
An sich wftre sehr gut denkbar, dass die Nichtigkeit der Aufnahme oder 
des Uebertritts erst dann geltend gemacht werden könnte, wenn ein aof 
der Kirchenangehörigkeit begründetes Becht oder eine Bechtspflicht 
zur Gontestation käme. Allein — wie dies praktisch ja auch wün- 
schenswert — es ist über die Kirchenangehörigkeit eine Präjudicial- 
entscheidung möglich. — 

Die Aufnahme und darum aucli der Uebertritt '^) eines voll- 
jährigen kann angefochten werden vor dem Cultusministerium und 
zwar durch den zuständigen Pfarrer. Das Ministerium lässt den 
Tatbestand durch die Ereisregierung, Kammer des Innern, erheben 
(§ 9 B. E.)- — Die Folge der Ministerialentscheidung als Prl^udicial- 
entscheidung kann lediglich eine deklaratorische sein. Da nirgend« 



19) Eine GonBequenz ist § 82: „Keine KiichengeseHschaft kann fwbindlioh g»- 
madit werden, an dem ftussem Gotteedienst der andern Anteil zu nehmen." 

20) Laband I. p. 161. 

21) wiewohl eich § 9 B. £. der Stellung nach nicht auf § Iv) bezieht 

22) vergl. die von Kahl (Temporaliensperre p.l9d) angeftthrte AenaMrnng eines 
Ministers vom 3. Doz. 18(>0. 
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S 17. 38^25. Competenz dor Kirchengewalt 149 

eine nichtige Aufnahme verhoten ist, weder dem Aufzunehmenden noch 
dem aufnehmenden Geistlichen, sondern es eben genügt, dass die Folge 
einer solchen Aufnahme die Nichtigkeit ist, so ist die in der Praxis '*) 
gemachte Behauptung, dass die Bestimmungen des Abschnitts I c. 2 
durch die üngehorsamsstrafe aus art. 21 des B.Str.G.B. von 1871 
gesohotst seien, unverständlich. 

Anfechtung der Aufnahme eines minderjährigen geschieht ge- 
mftss dem Gesetz vom 8. August 1878 art. 8 Ziff. 4 in erster Instanz 
vor den DistriktspolizeibehOrden in zweiter vor dem Verwaltungs- 
gerichtshof und ist Yerwaltungsrechtssache. Berechtigt zur An- 
fechtung sind: „die geistlichen Obern, die n&chsten Verwandten, 
YormUnder und Pathen'' *') (§ 23 B. £.). — Die Entscheidung des 
V.G.h. lediglich über die Aufnahme kann natürlich wiederum nur 
PrftjudicialuTteil sein und ermangelt insoweit der Vollstreckbarkeit. 
In der Praxis nun aber sind derlei Bechtsstreite über die Aufnahme 
gewöhnlich verbunden mit einem Streit über das, was wir die reli- 
giöse Erziehung im engem Sinne *^) nannten. Dafür ist auf weiter 
unten auseinandergesetztes zu verweisen. ''^) 



II. Abschnitt: Die Kirchengewalt und ihre Trftger. 

§ 18. Competenz der Eirohengewalt. 

Schon in der allgemeinen Zusammenfassung der Elemente des 
bairischen Staatskirchenrechts wurde erwähnt, dass der Eirohengewalt 
nur ausnahmsweise Hoheitsrechte, d.i. direkte oder indirekte Zwangs- 
befugnisse delegiert sind: daraus würde folgen, dass die Eirohengewalt 
keine Gewalt im Bechtssinn, kurz gesagt, keine Bechtsgewalt, dass 
sie in den meisten Punkten blosse Vorsteherschaft ist, wie sie dem 
Vorsitzenden eines beliebigen Vereins zukömmt. 

Wir haben diese Behauptungen hier näher zu begründen. 



33) Eine gute Präoisirang dieser nicht sehr deutlichen Aufzähhing in der Judi- 
katur d. Y. 6. h. (Entsoh. H. p. 161, HI. 210 lY. 229, 231). 

24) oben. Text za Note 9. 

25) $ 22 Text nach Note 35. 
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150 Competenz der Kirchengewalt. § 18. 1 — 5. 

Nach kanonischem Recht unterscheidet sich die Eirchengewalt 
in eine potestas jurisdictionis und ordinis. Schon nach kanoni- 
schem Becht kömmt nur der ersteren äussere Gewalt zu. Die 
potestas ordinis als die Zuständigkeit zur Lehr- und Sakraments- 
Verwaltung entbehrt einer solchen der Natur der Sache nach. ^) — 
Aehnlich verhält es sich nach protestantischer Anschauung. Hier 
wird unterschieden das Eirchenregiment und die Schlüsselgewalt 
des einzelnen Seelsorgers. Freilich obliegt anfänglich der Schlüssel- 
gewalt auch die Erhaltung der Eirchenzucht durch Verhän- 
gung des Eirchenbannes. Allein nach der ursprünglichen protestan- 
tischen Anschauung kömmt dem Eirchenbann eine äussere Wirkung 
überhaupt nicht zu: er ist lediglich „Sakramentssperre^S excommuni- 
catio minor.*) Wo er dennoch in die ezcommunicatio maior aus- 
artete, fiel seine Handhabung ebenfalls den Behörden des Eirchen- 
regiments anheim.*) Auch in Baiern wird der Eirchenbann von ihnen 
ausgesprochen.^) Für die katholischen und protestantischen Eirchen 
reduciert sich demnach die Frage, ob die Eirchengewalt Bechtsgewalt 
sei auf die Frage, ob die potestas jurisdictionis, bez. das Eirchen- 
regiment eine solche sei. 

Wie aber müsste die Eirchengewalt als Bechtsgewalt beschaffen 
sein? Jedenfalls wäre principiell anzunehmen, dass nach modernem 
Staatsrecht ihr die Bechtsgewalt vom Herrscher delegiert sein müsste. 
Diese delegierte Gewalt kann aber in der Befugnis bestehen, Bechts- 
normen ^) aufzustellen, die von kirchlichen oder staatlichen Behörden 
zwangsweise realisiert werden müssen, also in A u t o n o m i e. Sie kann 
bestehen in der Befugnis, die autonomisch oder durch staatliche 
Gesetzgebung geschaffenen Bechtsnormen durch Bechtsprechung 



1) Die jurisdictio in foro intemo kommt hier nicht in Betracht; ebeneowenig 
kann hier auf die Frage nach einer besonderen potestas magisterii eingegangen 
werden. (Hinschius E. B. I §. 20.) 

2) 0. Mejer, Gmndl. des lath. Eirchenreg. p. 93, 94; 0. Mejer, Lehrb. d. 
Kirchenr. (3. Anfl.) p. 660. 

3) 0. Mejer, Grundlagen p. 144—149 (namenÜioh p. 148j. 

4) n. Anh., § 11 ; Unionsurk. der pfälzisch. Kirche § 19 (bei Paulus: die protest.- 
evang.-unierte Kirche in der bair. Pfalz p. 140.) 

5) yergl. das im folg. § ausgeführte. 
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§ 18 6 7. Competenz der Eirchengewalt. 151 

auf den einzelnen Fall anzuwenden; das urteil ist zwangsweise zu 
vollstrecken, sei es duroh kirchliche oder staatliche Behörden. Sie 
kann endlich bestehen in der Befugnis, das durch die Eirchengewalt 
oder eine Staatsbehörde gefällte Urteil durch direkte Zwangsanwen- 
dung zu vollstrecken, in der Exekution* 

Direkte Exekution nun ist der Eirchengewalt keinenfalls 
übertragen. •) 

Ebensowenig Autonomie: titVII § 2 7.11. bestimmt „Ohne 
Beirat und Zustimmung der Stftnde des EOnigreichs kann kein all- 
gemeines neues Gesetz, welches die Freiheit der Personen oder das 
Eigentum des Staatsangehörigen betrifft, erlassen werden.'' Mit 
andern Worten : Normen, die zwangsweise vollstreckt werden können, 
Bechtsnormen, können nur mit Zustimmung des Landtages erlassen 
werden. Daraus folgt, dass autonomes Gesetzgebungsrecht wiederum 
erst, wie dies z. B. zu Gunsten der politischen Gemeinden geschehen 
ist, durch Gesetz übertragen worden sein oder aber sich gewohnheits- 
rechtlich ausgebildet; haben muss. Nun hat aber niemals seit Erlassung 
der Verfassung eine solche gesetzliche ^) Delegation oder gewohnheits- 
gereohtliche Bildung stattgefunden; lediglich die Eirchenge- 
meinde, die nicht TrSkgerin einer Eirchengewalt ist, hat steuer- 
rechtliche Autonomie erworben. 

Schliesslich fragt sich, in wie weit üben die Eirchengewalten 
Gerichtsbarkeit. Von vorneherein ist durch §§ 66 — 69 B. E. das 



6) B. £. § 51, 71. vergl. auch obentricht. Erk v. lOJali 1875 (Calta8mim8t.-Bl 
y. 1877. p. 46.) 

7) Nor bezüglich der kath. Kirche konnte dies einem Zweifel unterliegen: denn 
tit yn § 2 ist ja keine Bestimmung des B. £., imd es könnte von demselben durch 
art. XVII conc für die katbol. Kirche eine Ausnahme gemacht worden sein; allein 
dem steht § 64 e B. £. entgegen. Privilegien, Dispensationen, Immunitäten, 
Exemtionen zum Bestsn ganzer Kirchengesellsohaften werden hier als weltliche Gegen- 
stände erklärt, in denen der Staatsgewalt allein Gesetzgebung zukömmt. Unter 
diese Privilegien würde nun sicher auch die Autonomie gehören. Es ist demnach 
damit in § 64e B. £. für die KirchengeseUschaften ausgesprochen, was sidi für 
die Korporationen überhaupt gemäss tit. Vn § 2 von selbst versteht. Dass aber Autono- 
mie nur durch Staatsgesetz gewährt werden kann, widerstreitet dem kanonischen 
Secht, welches eine Gesetzgebungsbefugnis zu eigenem Becht in Anspruch nimmt; 
und desshalb filllt art XVII. conc weg. 
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152 Competenz der Kirahengewalt. § 18. 8. 

Privilegium fori der Kleriker anfgehoben. Aach die Judikatur über 
die kirchliohen Vermögensrechte, femer gemftss B. G* vom 6. Febr. 
1875 § 76 die Ehegerichtsbarkeit, steht den weltlichen Gerichten zu. 
Allgemein bestimmt endlich § 15 G. V. 0. vom 27. Januar 1877 : die 
Ausübung einer geistlichen Gerichtsbarkeit in weltlichen Angelegen- 
heiten ist ohne bürgerliche Wirkung. Da sich dieser Satz aber nur 
auf die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und Straf- 
sachen bezieht, so bleibt nun zu untersuchen, in wieweit die Eirchen- 
gewalt durch ftu ss erenZ wang Disciplinargerichtsbarkeit, — Eirchen- 
zucht — üben kann. 

Unstatthaft ist Eirchenzucht auf dem Weg äusseren Zwangs 
gegen die Laien. Hier bestimmt § 40 R. E. „die Eirchengewalt 
übt das rein geistliche Gorrektionsrecht nach geeigneten Stufen aus" 
§ 42 „Jedes Mitglied einer Eirchengesellschaft ist schuldig, der 
darin eingeführten Eirchenzucht, sich zu unterwerfen" § 42 „Eeine 
Eirchengewalt ist aber befugt, Glaubensgesetze gegen ihre Mitglieder 
mit äusserem Zwang geltend zu machen." Man könnte nun aus der 
Fassung des § 42 schliessen, dass, soweit es sich nicht um Ver- 
letzung von Glaubensgesetzen, d. i. um Häresie handelt, zwangsweise 
Aufrechterhaltung der Eirchenzucht zulässig sei. Allein dem steht 
§ 71 entgegen: „Eeinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend ein 
Einfluss auf das gesellschaftliche Leben und die bürgerlichen Ver- 
hältnisse ohne Einwilligung der Staatsgewalt im Staate gestattet" 
Mit andern Worten kirchliche Gensuren dürfen ohne Einwilligung 
der Staatsgewalt durch kein äusseres Zwangsmittel vollstreckt werden; 
eine solche Einwilligung könnte aber gemäss tit. Vn § 2 V. ü. nur 
durch Gesetz erteilt werden. — Ein Gesetz in diesem Sinne ist in An- 
sehung der Laien nie erlassen worden, auch nicht in Ansehung der 
katholischen Laien. ^) § 42 hat demnach lediglich die Bedeutung, 
dass die Verleihung von Disciplinargerichtsbarkeit über andere als 



8) ait. SIL d oonc i. f. spricht nicht dagegen : denn hier ist nur von Idtdt- 
lieben Censuren die Rede. Dasa dieselben im Mittelalter die Acht nach sich zogen 
bemht auf staatliohem Becht (Phillips Lehrb. p. 538; Sohnlte: System p. 890); 
anders freilich Syllabos erromm c. 24. der aber in Balem kein neuee Becht sa schaffen 
vermag, wenn er überhaupt Kirchengesetz ist Denn die kathol. Kirehengewalt hat 
ja keine Autonomie mehr. 
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Glaubensdelikte durch einfaches Gesetz, Aber Qlaubensdelikte aber 
nur durch Yerfassungsgesetz erfolgen könnte. 

Anders verhält es sich mit der Disciplinargewalt über die den 
EirchenregimentsbehOrden subordinirten Kleriker; zwar gilt auch fQr 
sie der Satz, dass keine Eirchengewalt befugt sei, Glaubensgesetze gegen 
ihre Mitglieder mit äusserem Zwang geltend zu machen;^) Exkommuni- 
kation und PfrQndenentsetzung^) sind übrigens keine solchen Zwangs- 
mittel Im übrigen jedoch ist von der Ermächtigung des § 42, § 7 1 R. E. 
durch einfaches Gesetz Disciplinargewalt zu delegiren, für die katholischen 
und die protestantischen Kirchen Gebrauch gemacht. — § 36 der 
Consistorialordnung vom 8. September 1809 bestimmt, dass gegen 
protestantische Geistliche, die ihre Amtspflichten verletzen oder einen 
unanständigen Lebenswandel führen, Geldstrafe verhängt werden kann. 
Unter Geistlichen sind aber hier auch die Pfarramtskandidaten ver- 
standen, also alle jene Personen, die durch Ordination als befähigt 
zur üebemahme von Kirchenämtem erklärt sind. — Ebenso ge- 
stattet art. XII d. conc: in clericos reprehensione dignos aut 
honestum Clerikalem habitum eorum ordini et dignitati congruen- 
tem non deferentes, poenas a Sacro concilio Tridentino sta- 
tutas, aliasque quas convenientes judicaverint salvo canonico recursu 
infiigere eosque in Seminariis aut domibus ad id destinandis custo- 
dire. Mit andern Worten, der Bischof kann über pflichtungetreue 
Kleriker, soweit es sich nicht um Häresie handelt, Geld- oder Frei- 
heitsstrafen verhängen. Diese Strafen sind zwangsweise vollstreck- 
bar und weil dem Bischof Zwangsmittel nicht zu Gebote stehen, so 
müssen gemäss § 51 die weltlichen Behörden das Urteil exequieren. 
Ob, wie dies in der Praxis >^) angenommen wird, die Staatsregierung 



8a) Freilich sind nach kanonischem Recht häreüscfae Kleriker reprehensione digni 
und wfliden nach Conc. art. XII d der bischöflichen Disciplinargewalt onterliegen 
(Tcigl. Text); allein art. Xlld widerspricht insoweit dem § 43 B. £. and ist dem- 
selben gegenüber gemäss § 103 B- E. auch nicht als die speüellere Bechtsnorm anf- 
lecht zn erhalten, (vergl. Abhandl § 18 Text nach Note 4.) 

9) dehe onten § 21 Note 27. 

10) DölL Vm p. 770, 772. 
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154 Fanetionen der Kiichengewalt § 19. 1. 

die Dauer der Detention von ihrer Genehmigung abh&ngig machen 
kann, ist zu bezweifeln. 

Also ist es lediglich die Disciplinargewalt über die Kleriker, in An- 
sehung derer die Eirchengewalt und zwar auch nur die Eirchengewalt 
der katholischen und der protestantischen Kirche als Bechtsgewalt 
erscheint ; sonst ist sie lediglich Yorsteherschaft ; die Normen, welche 
sie erlAsst, keine Bechtsnormen, die Anwendung derselben auf den 
einzelnen Fall keine Bechtsverfflgung. — Der Wirkungskreis, der 
ihr sonach unter der Aufsicht des Staates zusteht, ist in § 38 auf- 
gezählt; dazu kommen noch die Gegenstände gemischter Natur des 
§ 76, in denen „von der Kirchengewalt ohne Mitwirkung der welt- 
lichen Obrigkeit keine einseitigen Anordnungen geschehen'' können. 
Uebrigens sind vom Grundsatz des § 38 selbst wieder zwei Aus- 
nahmen gemacht in § 55, § 56, auf die aber wegen ihrer gänzlichen 
Irrelevanz hier nicht eingegangen werden kann. 



§ 19. Funktionen der Kirchengewalt: Kirchengesetze 
und Kirchenverfflgungen. (Placet und Bekurs). 

Wenn wir der Kirchengewalt die Autonomie und direkte Exe- 
kution gänzlich, die Gerichtsbarkeit im Bechtssinne beinahe gänzlich 
absprechen, so schliesst das noch immer nicht die Möglichkeit aus, 
von Kirchengesetzen und kirchlichen VerfQgungen zu reden. Gemäss 
seiner Yorsteherschaft erlässt der Inhaber eines Kirchenamtes eine 
Norm, deren Befolgung er den einzelnen Kirchenangehörigen an- 
empfielt, unfähig allerdings diesem Befehl einen andern als einen 
moralischen Nachdruck zu geben: er erlässt damit Kirchenge- 
setze: nicht nötig ist es, dass diese gesetzliche Norm eine Begel 
abgebe fQr mehrere Tatbestände; es genügt ein einziger Tatbestand, 
d. h. auch das Privileg ist Gesetz.^) Mit der Setzung der Norm ist 
aber die Tätigkeit der Kirchengewalt nicht erschöpft; vielmehr 



1) Wir folgen in dieser äusserst kontroversen Frage der Autorität Laband^s 
Staatsrecht 11 p. 1 — 4; vergL auch Hinschius m p. 764 n. 1 p. 805 sq. Dagegen 
Schubse preuss. Staatsr. 11 p. 206. 
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§ 19. 2. Fonctionen der Eirchengewalt. X55 

mnss dieselbe aäch realisiert werden. Die Realisierung nennen wir 
im Anschluss an SeydeFs^) glänzende Ansfflhmngen Verfügung. 
Die Verfflgung zerfällt denn wiederum in zweiMomente> einmal den 
Spruob, d. i. Constatierung der tatsächlichen Voraussetzung des 
Oesetzesbefehles im einzelnen Fall und Vollziehung d. L die 
Durchsetzung des Gesetzesbefehles im einzelnen Fall. Im Staats- 
recht sind fQr einzelne Teile des Rechtes eigene Behörden einge- 
setzt, die in einem besonders geregelten Verfahren (Civilprocess« 
Strafprocess) den Spruch zu fällen haben: die Gerichte. Auch nach 
„Kirchenrecht^^ bestehen in manchen Fällen besondere Verfahrens- 
arten. Dagegen besteht eine Scheidung der Behörden, welche der 
Natur der Rechtssache nach umständlicheres Verfahren einzuschla- 
gen haben, von denen, welche sich mit weniger komplicierten Ver- 
fahren bei der Spruchfindung begnügen kOnnen, nicht. Justiz und 
Verwaltung sind nach Kirchenrecht nicht getrennt. 

Der Erlass von Kirchengesetzen und kirchlichen Verfügungen ist 
nun an mehrere rechtliche Beschränkungen gidknüpft Einmal bedarf 
derselbe teilweise staatlicher Genehmigung, dann aber unterliegen 
die kirchlichen Verfügungen auch hinterheriger Anfechtung vor 
einer Staatsbehörde. 

I. Genehmigung der kirchlichen Gesetze und Ver- 
fügungen (Place t). Die Eirchengesetze bedürfen zu ihrer Wirk- 
samkeit der Publikation. Diese Publikation ist durch R. E. § 58, § 59 
y. ü. tit. IV § 9, an die königliche Genehmigung, das königliche 
Placet gebunden. § öä. „Hiernach dürfen keine Gesetze, Verordnungen 
oder sonstige Anordnungen nach den hierüber in den königlichen Landen 
schon längst bestehenden Generalmandaten ohne allerhöchste EiiLsicht 
und Genehmigung publiciert und vollzogen werden. Die geistlichen 
Obrigkeiten sind gehalten, nachdem sie die königliche Genehmigung 
zur Publikation erhalten haben, im Eingang von derselben jederzeit 
ausdrücklich Erwähnung zu tun.^' § 59. „Ausschreiben der geistlichen 
Behörden, die sich blos auf die ihnen untergeordnete Geistlichkeit 



2) Gnindzüge einer aUg. Staatslehre p. 18^32. — 
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beziehen nnd aas genehmigten allgemeinen Verordnungen hervorgehen, 
bedttrfen keiner nenen <}enehmignng/' 

Ans dem Zusammenhalt von § 58 mit § 59 erhellt, dass auch 
die VerfQgnngenf soweit sie nicht lediglich an die Geistlichkeit 
ergehen **), des Placets bedürfen. Es ist also hierin das chorfarst- 
liche Mandat von 1770 abgeftndert. Freilich bezieht sich diese Ab- 
änderung nur auf Verfftgungen der KirchenregimentsbehOrden, nicht 
auf solche der Inhaber des potestas ordinis*) 

Was ist nun die Folge einer Publikation und Exekution eines 
unplacetierten Eirchengesetzes und unplacetierter Verfügungen der 
EirchenregimentsbehOrden, soweit letztere an EirchenangehOrige ge- 
richtet sind, die kein Eirchenamt versehen? Man könnte meinen, 
dass sich Bechtsfolgen Überhaupt nicht auffinden liessen, da wir den 
Eirchengesetzen alle Rechtskraft abgesprochen haben. Doch das wftre 
unrichtig. 

Einmal schaffen die Eirchengesetze zwar keine Kechtssfttze, allein 
sie sind selbst Objekte von Bechtssätzen. ünplacetierte Eirchen- 
gesetze existieren für das Recht nicht. *°) Darum fehlt ihnen 
und den Verfügungen, die auf deren Grund erlassen werden » der 
strafrechtliche Schutz, der sonst kirchlichen Einrichtungen und 
Gebräuchen gewährt wird (Str. G. B. § 167, § 168). Eine wegen 
Verletzung des unplacetierten Eirchengesetzes verhängte Exkommu- 
nikation ermangelt der Rechtsfolge, die sich sonst mit der Exkom- 
munikation verbindet, der nämlich, dass das Betreten von reli- 
giösen Versammlungsorten durch den Exkommunicierten das Ver- 



2a) Dass die YerfflguDgen aus ^ genehmigten allgemeinen Verordnangen'' i. e. 
Kircfaengeeetzen hervorgehen mflsaen, eigiebt ihr Begriff, so dass derselbe darch die 
Worte „and ans genehmigton allgemeinen Verordnungen hervorgehe'' lediglich bo- 
schrieben wird. YerfQgungen an Laien bedürfen der Genehmigung — denn es 
heisst in § 59 B. E.: „und**, nicht: „oder\ 

3b) Nur die Inhaber der potestas iurisdictionis können unter „Kirchengewalt*^ 
und dem Ausdruck ,,geistlicfae Behörden" gemeint sein, sumal die „geistliehen Be- 
hörden** in Gegensatz zu der „untergeordneten Geistlichkeit" gebracht sind. - 

2c) Die Frage, ob die nicht placetierten Kirchengesetze för das Gewissen der 
Kirchenangehörigen verbindlich seien, ist überhaupt gar keine Bechtsfrage: es ist 
deshalb dem Gutachten des bair. Staatsm. v. Lutz (Archiv f. kath. Kirchenr. 39 
p. 106 sq.) beizustimmen ; and Hinsehius K. B. m p. 942 n. 3. 
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gehen des Hausfinedensbraohes ergiebt.*) Auch kann kein Kirchendiener 
wegen einer solchen Verletzung seiner Pfrttnde entsetzt werdend) — Dass 
unplaoetierte Eirohengesetze rechtlich nicht vorhanden sind, beruht auf 
§ 51 B. E.: Hienach wird Bechtsschutz verweigert, wenn die Kirche „die 
Grenzen ihres eigentlichen Wirkungskreises'^ ttberschreitet; sie tut 
dies, wenn sie durch eine Handlung das königliche Schutz- und Auf- 
siohtsreoht (§ 50) verletzt Eine wesentliche Form dieses Aufsichts- 
rechtes ist nun aber das Placet, und zwar ist den Vorschriften des 
§ 58 nicht lediglich durch die blosse Einholung der Genehmigung 
genfigt; auch dass dieselbe erlangt worden sei, muss im Eingang 
des Gesetzes oder der Verfügung mitgeteilt sein. Wenn das letzte 
nicht geschehen, so ist nicht abzusehen, warum nicht auch dann 
der Erlass nichtig sein soU.^ 

Des weiteren zieht die Verletzung der §§ 58, 59 auch positive 
Strafe nach sich. Durch das B. E. (§ 58) ist das Gteneralmandat 
von 1770 aufrechterhalten:^ damit auch die dort angedrohte Tempo- 
raliensperre : es ist femer das Mandat auf das gesammte König- 
reich ausgedehnt. Freilich bezieht sich die Strafdrohung nur 
auf Unterlassung des Einholens der königlichen Genehmigung, 
nicht auch die unterlassene Constatierung der erhaltenen Placets. — 
Dagegen trifft sie nach dem Becht der Verfassungsurkunde Bischöfe 
so gut als die fibrigen Geistlichen. Zwar Iftsst sich ein Beweis hieffir 
aus der Verhängung der Temporaliensperre im Verfahren gegen die 
tirolischen Bischöfe^) kaum erbringen. Allein es genügt der ein- 
ziehe Wortlaut des (Gesetzes; denn im Mandat von 1770 wird die 
Temporaliensperre „Pfarrern und andern Geistlichen^' angedroht 
Dass 1770 die Bischöfe unter diesen anderen Geistlichen nicht 
mitverstanden werden konnten, ist ja sicher; allein da 1818 das 



3) R. £. § 43; siehe unten § 22. 

4) siehe unten § 21 n. 27. 

5) A. M. Hinschius K. B. m p. 842 n. 4. 

6) Dass aus dem Concordat nichts gefolgert werden kann, versteht sich nach 
den Ton nns aoeeptäertenAaslegangsgrandsätsen von selbst Die Wideiiegnng eines 
ganz haltlosen Einwandes aus einer Staatsdienereigensohaft der Geistlichen öffentlieher 
Kirchengesellschaften bei Kahl TemporalieDspeire p. 190. 

7) ▼. Bicfaeier Staat und Kirche p. 157—169. 
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Mandat ausdrücklich als geltendes Becbt anerkannt ?nirde, steht 
gar nichts im Wege, es auf die 1818 landess&ssigen Geistlichen 
auszudehnen. Die gegenteilige Ansicht würde aus den Motiven 
von 1770 gegen den Wortlaut des Gesetzes von 1818 argumentieren^ 
wie wohl keine Unklarheit im Wortlaut dazu nötigte.') 

Diese Strafe wegen Publikation und Exekution unplacetierter 
Eirchengesetze soll nun, wie Öfters behauptet wird, durch art. 2 des 
Einführungsgesetzes zum Str. G.B.v. lO.Novbr. 1861 aufgehoben 
worden sein. Art. 2 sagt: „mit diesem Zeitpunkte verlieren alle dermalen 
geltenden Bestimmungen, deren Üebertretung bisher mit Strafe be- 
droht war, soweit sie nicht durch den Inhalt der neuen Strafgesetz- 
bücher oder des gegenwärtigen Gesetzes als fortbestehend bezeichnet 
sind, ihre Giltigkeit und Wirksamkeit.'' Dass gegen diese Argumentation 
aus der nun folgenden Aufzählung aufgehobener Gesetze kein Gegen- 
beweis abgeleitet werden kann, erhellt aus der Einleitung der Auf- 
zählung durch die Worte: „Insbesondere treten ausser Kraft.'' 
Ebensowenig wird dieselbe durch zwei andere Einreden») wider- 
legt, deren erste lautet: die Temporaliensperre ist nicht Strafe, son- 
dern Zwangsmittel, üeber die Unrichtigkeit dieser Behauptung wurde 
schon oben ^^) gehandelt. Der zweite Einwand geht dahin, dass wenn 
die Temporaliensperre nicht durch § 58 aufrechterhalten wäre, sie neu 
nur durch Verfassungsgesetz eingeführt werden könnte. Allerdings 
nun wäre zur Neueinführung gegen katholische Geistliche gemäss 
art. XVII und XVIII conc. ein Verfassungsgesetz erforderlich, allein 
daraus folgt nicht, dass wenn überhaupt das Mandat von 1770 durch 
die Verfassungsurkunde lediglich als einfaches Gesetz aufrecht er- 
halten ist, es nicht durch einfaches Gesetz wieder abgeschafft werden 
könnte. 

Jedoch streift die letzte Behauptung schon den Grund, aus 
dem u. E. die Giltigkeit der Temporaliensperre auch für das heutige 



8) Gegen den „Motivenkultas'^ die treffende Bemerkung Geyer's: Lehrb. d. ge* 
mein« deatschen Strafprooeesrechts. p. 209. 

9) Kahl: die Temporaliensperre p. 189 sq. 

10) § 10 Note 45 sq. 
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Becht abgeleitet werden muss. Das Mandat von 1770 ist eben 
kein einfaches Gesetz; indem § 58 festsetzt: „hienaoh können 

keine Gesetze der Kirchengewalt nach den hierüber in den 

königlichen Landen schon längst bestehenden Generalmandaten ohne 
allerhöchste Einsicht und Genehmigung publiciert und vollzogen 
wordenes sagt er, dass verfassungsrechtlich die Wirkungen der 
Publikation und Exekution eines unplacetierten Eirchengesetzes sich 
nach den froheren Gesetzen bestimmen; denn, dass damit lediglich eine 
historische Notiz gegeben werden sollte, darf man nicht annehmeUf 
dürfte man selbst dann nicht annehmen, wenn aus den Motiven 
nachzuweisen wäre, dass die Glausel vom Gesetzgeber lediglich in 
solchem Sinn aufgefasst wurde. Denn was der Gesetzgeber bestimmt 
ist eben Gesetz, keine historische Notiz ; hätte er lediglich eine solche 
mitteilen wollen, so hätte dies ausdrücklich gesagt sein müssen. 

Die Temporaliensperre kann also noch immer wegen Publikation 
und Exekution unplacetierter Eirchengesetze verhängt werden, aber 
allerdings auch nur wegen Publikation und Exekution unplacetierter 
Kirchengesetze; denn das Mandat von 1770 droht dieselbe nur für 
jene Fälle an, nicht aber wegen Publikation oder Exekution unplace- 
tierter Verfügungen, welche auf placetierten Kirchengesetzen beruhen. 

Aufzuerlegen ist die Temporaliensperre seit dem I.Oktober 1879 
von den ordentlichen Gerichten. Gründe hiefür sind: die Tempo- 
raliensperre ist, wie früher nachgewiesen wurde, in vorliegendem Fall 
eine Griminalstrafe. Soweit sie nur eine Geldstrafe mit beschränktem 
Exekutionsobjekt, dem Geldeinkommen, ist, ist sie durch § 5 des E. s. g* 
zum B. Str. G. B. aufrechterhalten: ausgeschlossen allerdings ist die 
Sperre desNaturaleinkommens.— |Nun unterliegen zwar der Cognition der 
Gerichte nur diejenigen Strafsachen, für welche nicht die Zuständigkeit 
von Verwaltungsbehörden begründet ist ^^*) (G. V. G. a. 13), allein aus 
§ 453 und § 459 Str. P. 0. erhellt, dass eine Strafgerichtsbarkeit der 
Yerwaltungsbehörden — von § 459 abgesehen — nur zulässig ist für 
Uebertretungen, und dass selbst insoweit Einspruch an das Gericht 



lOa) Laband m b. p. 33. 
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möglich ist.i^) Das Delikt der nnbefugten Pablikation aber ist ein 
Vergehen. Denn die Temporaliensperre ist eine nnbemessene Geld- 
strafe, ist also eine Geldstrafe von in maximo mehr als 150 Marie. 
Es ist demnach gemäss § 73 G. V. G. die Zuständigkeit des Land- 
gerichts gegeben. Jedoch muss der Staatsaniralt vor Erhebung der 
Öffentlichen Klage die Genehmigung des Cultusministeriums ein- 
holen. i%) — 

Ist so zu allen Kirchengesetzen und zu einem guten Teil der kirch- 
lichen Verfügungen das Placet nOtig, so erscheint auf den ersten 
Blick § 76 bis § 79 B. E., wonach in den Gegenständen gemischter 
Natur einseitige Anordnungen von der Kirchengewalt nicht erlassen 
werden dürfen, teilweise unnötig. Allein dies ist doch nicht der Fall, denn 
einmal ist unter Anordnung sowohl Gesetz als Verfügung zu ver- 
stehen und zu den letzteren wäre in einer Anzahl von Fällen § 76 
das Placet nach § 58 nicht nötig, weil es sich hiebei lediglich um 
Verfügungen an die untergeordnete Geistlichkeit handelt. Dann aber, 
und das ist weit wichtiger, hat § 78 für die Gegenstände des § 76 
insoweit einseitige staatliche Gesetze und Verordnungen ^^) zugelassen, 
als dieselben bestimmteAnordnungen, welche von der Kirchengewalt mit 
oder ohne Genehmigung der Staatsgewalt getroffen wurden, aufheben 



10b) Tgl. L5we Commentar zur Str. P. 0. p. 88 n. 6 p. 882 n. S. 

10c) § 15 d Str. P. 0. „Zar Erhebung der öffentliohen Klage ist die Staate- 
änwaltschaft berufen. — Dieselbe ist, soweit nicht gesetzlich ein anderes bestimmt, 
yerpflichtet, wegen aller gesetzlich strafbarer Handinngen einzuschreiten.** Das Man- 
dat Ton 1770 nun aber verlangt zur Strafverfolgung Genehmigung des geistlichen 
jetzt also des Kultusministeriums (Kahl p 159 sq, 219 t. 

lOd) ]<Vaglich sind hier nur zweierlei Punkte: räumt § 78 der Staatsgewalt nicht 
eine unbeschränktere Competenz ein, wonach die Begierung nicht darauf beschränkt ist, 
Anordnungen der Kirchengewalt aufieuheben, sondern im Widerspruch mit demCon- 
oordat einseitige positive Nonnen setzen kann? aUein dabei wäre einmal nicht ver- 
ständlich, warum die Gegenstände des §76 nicht unter §64 aufgeführt sind; femer 
steht das Wort : „hindern'' entgegen. — Dann ist zweifelhaft , ob diese Competenz 
nicht auf dem durch tit. Tu § 2 vorgeschriebene Weg ausgenützt werden muss; 
allein § 78 spricht ausdrücklich von Verordnung. - Da sich freilich einerseits die 
Zuständigkeit ledi^oh beschränkt auf Aufhebung einer Anordnung der Kirchenge- 
walt mag dieselbe den Charakter einer Beohtsnorm haben oder niohti andarenoits 
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wollen ; gleichgiltig ist dabei, ob diese Anordnungen gemäss der früher 
einigen E[irclien zustehenden Autonomie den Charakter von Bechts- 
nonnen hatten oder blos von Vereinsstatuten. — Ausgen]ltzt kann 
diese Competenz werden auf dem Verordnungsweg, auch wenn dadurch 
bisherige Rechte und Bechtspflichten aufgehoben werden sollten. — 
§ 78 derogiert also fttr die Gegenstande des § 76 den a. XYI, a. XVn, 
XVni oonc. — 

II Anfechtung kirchlicher Verfflgungen (recurs ab 
abusu). Schon im Vorigen ergab sich zu welchen kirchlichen Ver* 
fbgungen staatliche Genehmigung notwendig sei: zu Verfügungen 
des Eirchenregiments an die KirchenangehOrigen nämlich, die 
kein Elrchenamt bekleiden, sowie zu Verfügungen an Kirchen- 
diener in den Fällen des § 76. Neben diesen präventiven Be- 
stimmungen hat das Beligionsedikt auch eine Bepressivmass- 
regel vom weitesten Umfang statuiert. Es kann die zuständige 
Behörde gemäss § 51 auch nach Erlass der kirchlichen Verfügung 
die Bechtshilfe verweigern, wenn die Eirchengewalt die Grenzen ihres 
eigentlichen Wirkungskreises überschritten hat. Es kann femer ein 
EirchenangehOriger, welcher sich durch Handlungen der Eirchen- 
gewalt „gegen die festgesetzte Ordnung*^ beschwert findet, dagegen 
den landesfürstlichen Schutz anrufen (§ 52). Diese Bestimmungen 
nun geben infolge ihrer unbestimmten Fassung zu mannigfachen 
Bedenken Anlass. Was ist „eigentlicher Wirkungskreises was ist 
„festgesetzte Ordnung^^? 

Man wird als eigentlichen Wirkungskreis bezeichnen dürfen alle 
auf Grund staatsrechtlich existenter Eirchengesetze erlassenen kirch- 
lichen Verfügungen. Ob diese Verfügungen nach Eirchengesetz an 
Anfechtbarkeit oder Nichtigkeit leiden, kommt u. E. nicht weiter in 
Betracht. Die Staatsbehörden müssen solchen Verfügungen auf Grund 
des § 51 Bechtsschutz angedeihen lassen, auch wenn sie von ihrer 
kirchengesetzlichen Vitiosität überzeugt sind. 



nach modernem bairiechem Staatsrecht keine Kirche Autonomie besitzt, so können 
kraft IrQhorer kirchlicbcr Autonomie statuirte Bechtsnormen. wenn sie einmal durch 
Verordnung aufgehoben sind, nur wieder durch Staatsgesetz eingeführt werden. 

U 
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Dagegen scheint § 52 anch die Verletzung des Eiroliengesetzes 
in sich zu begreifen: rekariert kann also nicht nur gegen kirch- 
liche Verfügungen werden, die nichtig sind, weil sie mit dem 
staatlichen Becht collidieren, rekuriert kann nicht nur um das 
remedium cassatorium werden, sondern auch wie seit derG. B. 0. 
Ton 1779 um die provisio regia. Dieser politisch äusserst be^ 
denkliche Satz ergibt sich aus Folgendem: § 50 bestimmt, dass 
„die königliche weltliche Begierung in Gegenstande des Gewissens 
und der Beligionslehre sich nicht einmischen solle, als insoweit 
das königliche oberste Schutz- und Aufsichtsrecht dabei eintritt/^ 
§ 50 Iftsst also eine Einmischung in die „inneren Elrchenangelegen- 
heiten'^ zu auf Grund des obersten Schutz- und Aufsichtsrechtes. 
Nun ist aber der Bekurs gerade eine der Hauptformen dieses Auf- 
sichtsrechtes. Man wird demnach den vagen Ausdruck „festgesetzte 
Ordnung^* im weitesten Sinn als Inbegriff sämmtlicher staatlicher 
und kirchlicher Normen fassen müssen. Es besteht also auch im 
geltenden bairischen Staatsrecht der Bekurs um das remedium cas- 
satorium, wie um die provisio regia fort.^^) Freilich kann derselbe 
nur gegen Verfügungen ergriffen werden, nicht gegen Kirchenge- 
setze; denn Kirchengesetze, die noch nicht durch Verfügungen rea- 
lisiert wurden, beschweren den einzelnen nicht. 

Was nun die Wirkung des Bekurses anlangt, so ist sie, wo die 
Verfügung ausnahmsweis eine Bechtsverfügung ist: Verweigerung der 
Vollstreckung, der Bechtshilfe. In den übrigen F&llen wiederum: Ver- 
weigerung des Bechtsschutzes in Bezog auf die angefochtene Handlung. — 
Des weiteren aber wurde im Fall des remedium cassatorium im 
älteren bairischen Staatskirchenrecht auch gegen denjenigen, der eine 
mit dem Staatsrecht coUidierende kirchliche Verfügung getroffen, die 
Temporaliensperre verhängt. Da diese Strafandrohung durch das 



11) Durch die jetzt wieder ausser Kraft getretene M. E. ▼. 8. April 1852, 6. 
wurde der Bekurs wegen Verletzung der Eirchengesetze nur im Umfang der belgi- 
schen provisio regia gestattet; es ist dies eben eine der vielen WiUkÜrlichkeitcn 
der EntSchliessung. Auch das Ministerialreskript vom 9. Okt 1854 (Süngl, Ver- 
waltung des kath. Pfarramts I. p. 255) vermag dem Verfassungsrecht nicht zu 
derogieren. 
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B. E. nicht aufgehoben, aber auch nicht ausdrücklich aufrechter- 
halten wurde, so cessiert sie als durch ein einfaches Gesetz ange- 
droht infolge art.2 Einfges. zumStr.G.B. u. P. Str. G.B. von 1861. 
Dagegen kann die Verwaltungsbehörde Anordnungen erlassen, die 
durch art. 21 P. Str«G.B. von 1871 geschützt sind. Exekution un- 
plaoetierter Kirchengesetze unterliegt der Temporaliensperre. — 
Endlich ist die üngehorsamsstrafe des art. 21 zulässig bei provi- 
siones regiae: denn Anordnungsrecht — vor 1861 allerdings durch 
kein Zwangsmittel geschützt — hat die Verwaltungsbehörde auch 
in diesem Betracht. 



§ 20. £irchenämter. 

Wir haben eben als die Funktionen der Kirchengewalt: Gesetz- 
gebung und Verfügung bezeichnet. Die Gesetzgebung nun kann, 
Erlass der Verfügungen wirdimmer kirchlichen Behörden übertragen 
sein. Es kann aber auch die Summe der Kirchenangehörigen die 
Gesetzgebung ausüben und dann steht der Gesanmtitkirche ein Kir- 
chenamt zu. So fragt sich zuerst» in wie weit übt nach der in 
Baiem geltenden Kirchenlehre die Gesammtkirche oder deren Ver- 
tretung ein Gesetzgebungsrecht aus? unsere Antwort bezieht sich 
übrigens nur auf die drei öffentlichen Kirchengesellschaften. 

I. Gesetzgebungsrecht der Gesammtkirche. 

Von Bedeutung ist hier die Gesetzgebung im Gebiet der Kirchen- 
lehre. ^) Es wird wohl kaum ein Feld geben, auf dem theologische 
und politische Tagesmeinungen den richtigen Gesichtspunkt schwerer 
finden Hessen. Wir können uns darum auch nicht unterfangen 



1) Allerdings folgt ans § 27 und § 38 B. £. (v. Scheurl die verfassmigsmässige 
SteUnng der evang. lath. Kirche in Baiem p. 70), dass die Kirche staatsrechtlich 
ihre Identität yerliert, wenn sie von der Kirchenlehre abweicht, auf Grund derer 
ne anfgenommen werde. Es ist aber gerade die Frage, ob die Veränderlichkeit der 
Kirchenlehre nicht eben ein Lehrsatz der katholisoheu oder der protestantischen 
Kirchen war, als sie aufgenommen wurden. 

II* 
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eine Lösung der hier bestehenden Gontroversen in Angriff nehmen 
zu wollen. Es genügt auf die massgebenden Gesichtspankte hinzu- 
weisen. 

In der katholischen Kirche*) gilt nach Ansicht vieler die An- 
schauung, dass Olaubensgesetze nur von einem allgemeinen Goncil 
oder wenigstens vom Papst nur unter Zustimmung eines allgemeinen 
Gonciles erlassen werden können. Diese Anschauung ist durch die 
päpstliche Constitution vom 18. Juli 1870 o. 4 als Häresie repro- 
biert. Allein da diesem Kirchengesetz in Baiern das Placet*) yer- 
sagt wurde (29. August 1871) kommt es nicht weiter in Betracht, 
sondern die Frage bleibt hier nach wie vor offen. 

Dagegen ist die Lehrgesetzgebung der lutherischen und refor- 
mirten Oesammtkirchen durch die am 10. Okt. 1818 erfolgte Ge- 
nehmigung der Pfälzer Union anerkannt, wiewohl einer solchen Lehr- 
gesetzgebung die gewichtigsten Bedenken entgegenstehen;^) das 
muss man ja festhalten, dass die Union juristisch keine neue 
Kirche geschaffen und etwa die bisher bestehenden protestan- 
tischen Kirchen aufgehoben hat. Denn abgesehen davon, dass min- 
destens das lutherische Kirchenvermögen Stiftungsvermögen ist, 



2) Das kath. Dogma, dass jedes Glaubonsgesetz nar die Constatiening eines 
bisher schon im Keime vorhandenen Glaubenssatzes ist (Möhler: Symbolik 6. Aufl. 
p. 354 — 373) berührt hier weiter nicht; denn jedenfalls ist der Glaubenssatz zum 
Glaubensgesetz erst mit der Constatierung geworden, und lediglich als Glaubensge- 
setz kommt er für uns in Betracht. 

3) Die Grilnde der Versagung, teils politischer, teils juristischer Natur, können 
hier nicht weiter entwickelt werden. Die politischen finden sich in der Erld&nmg 
der königlich bairischenBegierung v. 14. Okt. 1871. (Hirth*8 Annalen 1872 p. 1—51) ; 
die juristischen bei y. Schulte; Denkschr. über das Verhältnis des Staates zu den 
Sätzen der päpstlichen Constitution vom 18. Juli 1870 p 7—17; vor allem aber 
Gutachten der Münchener Juristonfakultät v. 1869 (A. Allg. Zeit. 320 und 321) 
und Berchtold: die Unvereinbarkeit der neuen päpstlichen Glaubensdekrete mit der 
bairischen Staatsverfassung. Yergl. übrigens auch Martens a. a. 0. p. 382 

4) Eine interessante Behandlung dieser Streitfrage bei Bierling: Gesetzgebung»- 
recht evangelischer Landeskirchen im Grebiet der Kircfaenlehre. Dagegen aber 
V. Scheurl: Eirchl. Lehrgesetzgebung (Abhandlungen p. 231—264); veigL aach die 
Braunschweiger Kirchenord nung v. 1543. (Die massgebenden Stellen bei 0. Mejer 
Grundlagen p. 159.) 
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nicht EirchengemeindeTermOgen, und darum an die neue unierte 
Eiiohe nicht hätte übergehen können, abgesehen davon hätte die 
Aufhebung der bisherigen lutherischen und reformierten Kirche nur 
durch Yerfassungsgesetz erfolgen können. (§ 24 K. E.)^) Rechts- 
giltig kann darum die Union nur sein, wenn man ein Qesetzgebungs- 
recht der Landeskirchen in Sachen der Eirchenlehre zulässt. Dann 
bestehen zwar beide Kirchen noch immer fort, haben aber ihren 
Dogmenbestand in vollkommene üebereinstimmung gebracht. 

IL Die übrigen Kirchenämter. Kirchenamt ist die Be- 
fugnis, in einer dauernd begrenzten Zahl von Fällen die Kirchen- 
gewalt auszuüben.®) Es kann demnach das Amt bestehen in der 
Befognis zur Gesetzgebung, uder zur Verfügung auf Grund be- 
stehender (besetze. Aus der Art und Zahl der Fälle für welche 
diese Befagnis übertragen ist, ergiebt sich die sachliche Com- 
petenz, aus dem räumlichen Gebiet, für welches die Ausübung 
gestattet ist, die örtliche Gompetenz^) der Kirchenämter. — Das 
bairische Staatsrecht nun verhält sich in Ansehung der Kirchen- 
ämter anders zur katholischen Kirche als zu der protestan- 
tischen. Während es dort im Allgemeinen nur die örtliche Compe-< 
tenz und damit im Zusammenhang die Errichtung neuer Kirchen- 
ämter regelt, bestimmt es sehr eingehend auch die sachliche Com- 
petenz der protestantischen Kirchenämter; nur in einem Fall ge- 
schah diess auch für ein katholisches Kirchenamt. 

A. Kirchenämter der katholischen Kirche. 
Art. XVn conc. bestimmt: „cetera quae ad res et personas ecde- 
siasticas spectent, quorum nulla in his articulis expressa facta 
est mentio, diriguntur omnia et administrabuntur juxta doctrinam 



5) § 16, 3. Auch die eigentliche Union hat sich erst am 11. Juni 1818 vollzogen. 

6) vergl. Laband Staatsrecht I p. 293. Das Moment einer dauernden Begren- 
zong wird man wohl mit v. Pözl: Bluntschli's Staatswörterbuch I p. 205 (vergl. 
übBgens auch Krt. Vrtijhrschrft 18 p. 555) festhalten mUssen, mindestens für das 
Kirchenrecht: Phillips Lehrb. p. 140. 

7) Vergl. übrigens g^en diese dem Beichsprooessrecht entnommene Ausdruoks- 
weise die Bedenken Geyer's: Lehrbach d. gemeinen deutschen Strafprocessrechts 
p. 359. 
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ecclesiae ejusque vigeutem et approbatam disciplinam." Es ist damit 
auch die kirchliche (Gesetzgebung bezaglich der Eirchenftmter aner- 
kannt, natürlich Toransgesetzt, dass durch diese Gesetzgebnng keine 
Rechtsnormen geschaffen werden, vorausgesetzt ferner, dass das 
betreffende Gesetz das Placet erhielt. Es bestimmt sich damit die 
sachliche Zuständigkeit nach kanonischem Becht. Vor allem ist 
also zu unterscheiden, zwischen potestas ordinis und potestas juris- 
dictionis. Diese die Zuständigkeit zum Erlass von kirchlichen 
Disciplinargesetzen und zur Verfügung auf Orund solcher Gesetze: 
die Zuständigkeit zur Eirchenleitung ~ jene die Zuständigkeit zu 
Verfügungen auf Grund der Glaubensgesetze: die Lehr- und Sakra- 
mentsverwaltung. 

Die staatsrechtlichen Normen beziehen sich wie gesagt grössten- 
teils auf die Ortliche Competenz: 

1) Ortliche Competenz. Vor allem bestehen nach Staats- 
recht 8 Bistümer.®) Daraus ergiebt sich, dass die Einrichtung eines 
neuen Bistums nur durch Verfassungsgesetz erfolgen kann, mag es 
sich nun um Errichtung eines 9. katholischen Bistums lediglich für 
einen bestimmten Landesteil oder für eine bestimmte Personenklasse 
handeln,*) oder mag das neue Bistum mit den übrigen 8 nach ihrer 
gesammten räumlichen oder sachlichen Zuständigkeit konkurrieren 
d. h.: Auch der durch das Vatikanum^<^) geschaffene üniversalepis- 
kopat des Papstes erfordert in Baiem Anerkennung durch Ver- 
fassungsgesetz. Dagegen genügt einfache Genehmigung der Verwal- 
tungsbehörden zur „Einteilung der DiOcesen^' (§ 76''), d. L zur 



8) Conc. art 11, art. IV. 

9) z.B. um Emchtong eines Bistums der AltkathoUken, die ja naoh bair. Staats- 
kirchenrecht von den Nenkatholiken sich nicht nnterscheiden. So aach das Beohts- 
gutachten p. 22; gegen die Aigumentation Thudicham's I p. 348 sq. mit Becht 
Kahl in der krit. Yrtljhrschift. 19 p. 598—601 ; auch Hinschias (IE p. 469 n. 2) 
Ansicht ist unbegründet (ygl. Text nach Note 10). — Man darf abrij^ans den be- 
sprochenen Bechtssatz nicht dahin missverstehen, dass lediglich die katholisdie 
Kirche befugt sei, Bischöfe als Trftger der Kirchengewalt einzasetsen: Wenn heute 
die Altkatholiken als eigene Kirohengeeellschaft anerkannt werden, so steht einem 
Episcopat derselben nichts im Weg. Yeifaasungsmässig ist nur der dennalige 
Bestand an Oiöoesen und Bischöfen in der römisch-katholischen Kirche. 

10) const. dogm. v. 18. Juli 1870 c. 3. 
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üeberweisung eines Teiles der bisherigen Amtssprengel an eine der 
sieben anderen DiOoesen. 

Bezüglich der Erriohtung von Pfarreien bestimmt art Xn cono: 
Den Bischofen steht es zu: ,,collatis cum regia majestate praesertim 
pro convenienti redituum assignatione, consilUs, parochias erigere, 
dividere, unire^^ Hier nun zeigt sich ausnahmsweise einmal das 
Beligionsedikt der kirchlichen Freiheit günstiger gesinnt: „den Mit- 
gliedern der Öffentlich aufgenommenen EirchengeseUschaften steht die 
Bildung einer eigenen Gemeinde allerorten frei, wenn sie das erfor- 
derliche Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener, zu den Aus- 
gaben für den Gottesdienst, dann zur Errichtung und Erhaltung der 
notigen Gebäude besitzen, oder wenn sie die Mittel hiezu auf ge- 
setzlich gestattetem Weg aufzubringen vermögen'' (§ 88 B. E.). Da 
die Bestimmungen des Beligionsedikts denen des Goncordats vor- 
gehen, so ergiebt sich, dass zur blossen Errichtung einer Parochie, 
wenn dabei nicht irgend eine Union, Suppression oder Dismem- 
bration stattfindet, also zur Errichtung einer Parochie in der Dia- 
spora, die staatliche Genehmigung nie versagt werden darf, so bald 
fOr Bestreitung der Eultusbedürfnisse genügend gesorgt ist. Ab- 
sichtlich drücken wir uns hier so allgemein aus: denn u. E« geht 
aus § 88 nicht hervor, dass gerade eine Kirche vorhanden sein und 
dass das beneficium auf liegende Güter oder Bealrechte fundiert 
sein muss, wenn der Bischof von diesen nach kanonischem Bechte 
allerdings wünschenswerten^^) Voraussetzungen absieht.^^) 

Dagegen ist dem staatlichen Aufsichtsrecht überall da, wo es 
sich um Einteilung i. e. Veränderungen im bisherigen Bestand von 
Pfarr- und Dekanatssprengeln handelt, (§ 76e) weiterer Spielraum ge- 
währt. Hier kann die Genehmigung aus allen Gründen des Öffentlichen 
Wohles d. i. immer versagt, es kann femer die bisherige Circum- 
scription durch einseitigen Akt der Begierung aufgehoben werden; 
eine Neueinteilung freilich kann nur die kirchliche Behörde mit Zu- 



11) Schulte: System p. 676 sq. 

12) A M. bez. d. ersten Punktes: M.E. v. 26. März 1839; A. £. y. 28. April 
1840 (bei Stahl Bechtsgutachten p. 7 sq.) und Stahl selbst p. 14. 
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Bestimmnng der staatlichen [treffen. — Zu solchen Verftnderangen 
gehört auch die Erstreckang des Pfarrsprengels auf die bisher in 
der Diaspora lebenden EirchenangehOrigen: die sog. konfessionelle 
Pf arrporifikation. ^ >) 

Der Ortlichen Zuständigkeit entspricht nun aber aach die per- 
sönliche ünterwarfigkeit der EirchenangehOrigen unter den Tr&ger 
desEirchenamtes.^^) Allein nur die EirchenangehOrigen sind unter- 
worfen, i^*) Wenn dennoch das B. E. § 87 von den „der Ortspfarrei 
einverleibten fremden Beligionsverwandten^' spricht, so ist das ein 
ungenauer Ausdruck^^) und entbehrt aller juristischen Bedeutung, 
seitdem die Ortspfarrer nicht mehr Personenstandsbeamte sind. 
Denn die andere Folge, dass wenn die Andersgläubigen in der 
Diaspora vom Pfarrer der fremden Confession geistliche Amtshand- 
lungen vornehmen lassen, nur diesem die StolgebOhren fällig werden, 
beruht nicht auf der Zugehörigkeit zu einem Pfarrverband der 
fremden Confession, sondern auf der Nichtzugehörigkeit zu einem 
Pfarrverband der eigenen Confession. Einem Pfarrzwang^^) der 
fremden Eirche unterliegen also weder die Angehörigen der Öffent- 
lichen noch die der Privatkirchengeseilschaften, ^7) und damit fällt 
jede Folge der Zugehörigkeit zum Pfarrverband weg. Für die An- 
gehörigen der Privatkirchengeseilschaft ist übrigens die Nichtzuge- 
hörigkeit auch ausdrücklich hervorgehoben.^^) (§ 89.) 

2. Sachliche Competenz. Den Bischöfen sind gemäss 
art. m. conc. Domcapitulare als Bäte beigegeben. Der Sinn dieser 



13) Vergl. § 19 Note lOd; M. E. vom 13 Juli 1811 (Krick katL Pfründen- 
Wesen p. 8); M. £. V. 13. Des. 1844 (Doli. XXTTI. § 1823). Znstftndig snr Instrak- 
tion ist die Eieisregierang; die Entscheidang eifolg^ durch a. £. Nicht hierher ge- 
hört art. 8 Ziff. 12. d. Ges. t. 8. Aog. 1878 (s. Erais a. a. 0. p. 133). 

14) Was hier ftlr die katolische Eirche aosgeführt wird ^t ebenso für die 
protestantische und die Privatkirchengesellschaften. 

14a) Die Eirchengemeindeangehörigkeit bestimmt sich nach Eiichengesetz : 
Teigl. Hinschius E. B. n 292 sq. 

15) rergl. § 29 fAbh.) 

16) Tergl. § 29 (Abh.) 

17) §§ 84-87, 89 E. E. 

18) a. M. Stingl (das kath. Pfarramt) in ganz anzureichender Aigomentatlon. 
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Stimmung ist controvers.^^) Man hat aus ihr abgeleitet, dass 
in den Fällen, in denen nach kanonischem Becht die Bischöfe 
verpflichtet sind, den Beirat der Domcapitel einzuholen, von 
nun an bischöfliche Gesetze oder Verfügungen auch staatsrecht- 
lich nur dann existieren, wenn der Beirat tatsächlich eingeholt 
ist.><^) Wenn nun zur Begründung der Behauptung auf die Ent- 
stehungsgeschichte zurückgegangen wird, so mOchte diese Beweis- 
führung abgesehen von ihrer juristischen Bedenklichkeit, vielleicht 
eher zu dem Resultate führen, dass durch art. HI die Gapitu- 
lare verpflichtet werden sollten, den Bischöfen als Ofßciale zu 
dienen — im Gegensätze zu ihrer früheren Stellung.'^) Zu dem 
gleichen Ergebnis führt nun aber der Wortlaut, der hier allein ent- 
scheidend ist: die einzelnen Kanoniker — nicht das Kapitel — 
sollen dem Bischof bei Verwaltung der Diöcese a consiliis servire — 
oder wie es der präcisere und darum hier ausscbl^gebende deutsche 
Text ausdrückt — als Bäte>^*) dienen. Damit ist nun doch un- 
zweideutig nur gesagt, dass den Kanonikern eine Stelle in der bischöf- 
lichen Verwaltung eingeräumt werden muss; welche Stelle, darüber 
bestimmt der Bischof, dem auch gestattet ist, andere Geistliche als 
gerade Kapitulare in das Gonsistorum aufzunehmen (art. Xu a. conc). 
Es ist also die Frage, nach der Stellung der Domkapitulare im Grund 
nur eine Frage der Besetzung von Kirchenämtem.>>) 

Dagegen ist eine staatliche Beeinflussung auch der sachlichen 



10) M. E. betr. die Yorstellung des Domkapitalars M. Hahn wegen Verletsang 
seines Terfasaangsm&Baigen Wahlrechts. Arch. für kath Eirchenr. Bd 39 p. 130. 

20) ArchiT 39. p. 140. 

21) Instr. V. 7. Sept. 1817. m. (Höfler, Conoordat und Gonstitationseid p.80i; 
Pnnlct y. 1. Sept 1816 c. <>. (t. Sicherer ürk. n. 16.) 

21a) nicht etwa „mit ihrem Bat"". 

22) Eine weitere Frage, die hier noch herührt werden soll, wiewohl sie systema- 
tisch schon früher zu hertthren gewesen wftre, ist die nach der Autonomie der Dom- 
kapitel. Wenn unter Autonomie missbrftuchiicherweise freie Vermögensverwaltung 
verstanden wird, so kommt die Ansicht erst im Eirchenvermögensrecht zur Erörterung. 
Autonomie dagegen im Bechtssinn ist den Domkapiteki nie übertragen worden und 
konnte ihnen auch durch die Circumskriptionsbulle vom 1. April 1818 (Handb. d. 
bair. Staatsbürgers 2. Aufl. I p. 516 unt.), die erst nach Erlass der Y. ü. publidert 
wurde, nicht erteilt werden. Uebrigens scheinen die Worte der Bulle auch lediglich 
Autonomie im kirchlichen, nicht staatsrechtlichen Sinn übertragen haben. 
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Competenz einer KirchenbehOrde gegeben durch § 60 „die geist- 
lichen Gerichte, sowie ihre Verfassung müssen vor ihrer EinfUhrnng 
vom König bestätigt werden/' Doch hat die Bestimmung durch das 
B. 6. V. 6. Febr. 1875 ihre Bedeutung so ziemlich verloren. 

B. Die protestantischen Kirchen.*') Anders als in der 
katholischen Kirche bestimmt sich in der protestantischen auch die 
sachliche Zuständigkeit der Kirchenftmter zum guten Teil nach Staats- 
recht. Massgebend ist hiefär der zweite Anhang zum Beligionsedikt 

Grundlegende Norm erscheint, dass der Episcopat'^) aber die 
protestantische „Gesammtgemeinde^^ mit der Staatsgewalt verbunden ist 

Der Episcopat ist aber mit der Staatsgewalt lediglich ver- 
bunden, d. h. der Episcopat ist kein Teil der Staatsgewalt, son- 
dern steht nur derselben Person zu, die auch die Staatsgewalt inne- 
hat. Es ist darum auch die Kirchengewalt der protestantischen 
Kirche keine Bechtsgewalt, ihre Gesetze und Verfugungen keine 
Bechtsgesetze und BechtsverfUgungen. Deshalb kann die Frage auf- 
geworfen werden, ob zur rechtlichen Existenz etwaiger Amtshand- 
lungen des summus episcopus Gegenzeichnung des Bessortministers 
nötig sei.*^) Die Frage findet ihre Lösung nicht dadurch, dass 
allemal, wenn dieser tätig wird, die Entschliessung gemäss § 19 
durch das kOnigl. Ministerium des Innern für Kirchen- und Schul- 
angelegenheiten vermittelt wird (vgl unten); denn daraus folgt die 
Notwendigkeit einer ministeriellen Contrasignatur, und einer staats- 
rechtlichen Verantwortlichkeit der Minister für kirchenregiment- 
liche Akte noch lange nicht. In der Praxis freilich werden auch 



23) literatur: Eichhorn Kirchenrocht I p. 768—801, Stahl KiroheuTeif. üacb 
Becht und Lehre der ProteHtanten (2. Aufl.) p. 360—372; v. Pözl Yeif.B. § 150; 
Kahl SelhstständigkdtsBtellong der protest. Kirche in Baiem (1874); Zorn dio 
Befonn der evang. Kirohenverf. in Baiem i. Zeitschr. f. K. R. Bd. 14 p. 294 sq. 
namentlich v. Scheurl die verfaflsuDgsmässige SteUung der oyangeUsoh-lutberischen 
Kirche in Baiern (1872); ders.: zur Yerfassungsfrage in der protost. Landesk. Baierns 
1883 (Separatahdr. ans Zeitschr. f. K. R Bd. 18). 

24) Der Ansdmck »^Episkopat'* in § 1 und § 11. 

25) nach art. 3 d. Ges v. 4 Juni 1848: die Verantwortlichkeit der Minister 
hetr. (der König wird seine Begiernngshandlungen jedesmal yon den Ministern 
gegenzeichnen lassen) — v. Scheurl: zur Yerfassungsfrage p. 24 h&lt die Contrasig- 
natar fGr nötig. 
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die kirchenregimentlichen Erlasse des EOnigs schon um dessent- 
willen contrasignirt, weil sonst meist noch eine eigene contrasignirte 
Verfagang zur Wahrung des Staatsaufsichtsrechtes nötig wäre. — 
Dagegen lässt sich mit voller Bestimmtheit sagen, dass Ein- 
wirkungen des Landtages auf die protestantischen Kirchen 
juristisch — ob politisch gehOrt nicht hierher — so häufig 
und so selten stattfinden können wie auf die katholische Kirche. 
Denn der Landtag ist weder alleiniger noch Mitinhaber'^) der 
Staatsgewalt; vielmehr ist der Inhaber der Staatsgewalt nur in et- 
lichen Begierungshandlungen an die Zustimmung des Landtages ge- 
bunden. Nirgends aber ist von einem Becht der Zustimmung zu 
Handlungen des summus episcopus die Bede, der zufällig >^ auch 
Inhaber der Staatsgewalt : Nur insoweit kömmt der Landtag in Frage, 
als es sich um Abänderung des Staatskirchenrechts handelt. 

Das Kichenregiment des Landesherm erstreckt sich über die 
protestantische Gesammtgemeinde'^) d. h. über die luthe- 
rische und die reformierte Kirche, wie denn überhaupt in Deutsch- 
land so häufig das Kirchenregiment auch der reformierten Kirche 
von den Synoden an die Landesherren überging. >^) Es fragt sich 
nun, auf welche Weise handhabt der König das Kirchenregiment. 

Nach früherem Beichsrecht war es üblich, dass, wenn der Landes- 
herr nicht der protestantischen Konfession angehörte, die Episcopal- 
gewalt selbstständig von einem protestantischen Gonsistorium im 
Namen des Landesherm ausgeübt wurde. >^) 

Auch § 1 des Ediktes bestimmt: „das oberste Episcopat und 
die daraus hervorgehende Leitung der protestantischen inneren Kirchen- 



26) a M. Kahl a. a. 0. p. 30; oa genügt za yerweisen auf Gerber Gnmdzüge 
des Staatar. (2. Aufl.) p. 126 n. 2. Seydel allg. Staaterl. p. 72 Schalze, preuss. 
SUatsr. n p. 135—138. Laband I p. 505. 

27) Ob auch nach protest Kirchenlehre ztifHUig, diese grosse Gontroverse des 
piotest. Kirchenrechts kommt hier nicht in Betracht. 

28) Sübemagel p. 190—194. 

29) Eichhorn a. a. 0. p. 768—779; Richter, Geschichte der evang. Kirchen- 
Terf. p. 216 - 222. 

30) Moser: Landeshoheit im Geistlichen p. 678-768; Richter a. a. 0. p. 223 
-227 ; Stahl a. a 0. 



Digitized by VjOOQIC 



172 KirdienAmter. $ 90. 31--d2. 

angelegenheiten soll künftig durch ein selbstsändiges Gonsistorium 
ausgeabt werden, welches dem Staatsministerom des Innern unter- 
geordnet ist." 

Welche Stellung nun aber dem Oberoonsistorium eingeräumt 
sei, ist einer der schwierigsten Punkte des bairischen Staatskirchen- 
rechtes. 

Man konnte vielleicht geneigt sein, gemäss § 38 B. E. — selbst 
im Widerspruch mit den Bestimmungen des IL Anhangs, was diesem 
gegenaber nach § 103 B. E. ebenso zulässig ist als gegenüber 
dem Concordat — jener EirchenregimensbehOrde einen unbe- 
schränkten Wirkungskreis einzuräumen, und darum ein Tätigwerden 
des EOnigs in den Fällen des § 19 11. Anhangs nur nach kirchen- 
politischen nicht aber kirchenregimentlichen Gesichtspunkten zu ge- 
statten. Allein eine solche Argumentation ist offensichtlich falsch: 
denn nach § 11 II. Anhang steht ja das Eirchenregiment dem In- 
haber der Staatsgewalt zu, das Oberoonsistorium ist Eirchenregiments- 
behOrde: § 38 B. E. bestimmt nur über den Wirkungskreis des 
Eirchenregiments, nicht einer EirchenregimentsbehOrde. 

Lediglich aus den Bestinmiungen des zweiten Anhanges lässt 
sich die Gompetenz des Oberconsistoriums ableiten. Da tritt nun 
zuerst der Ausdruck: selbstständiges Oberoonsistorium in § 1 ent- 
gegen. Man hat auf Grund dieses Wortes die verfassungsrechtliche 
Möglichkeit geleugnet, dass der EOnig selbst Handlungen desEirchen- 
regiments vornehme.*^) Allein diese Begründung ist doch wohl un- 
genügend. Denn einerseits ist mit dem Ausdruck in der Tat wahr- 
scheinlich nur gemeint, dass von nun ab nicht mehr die Eirdien- 
sektion im Ministerium des Inneren zugleich Oberoonsistorium sein 
solle ;^') und selbst wenn man diese Erklärung abweisen wollte, 
so ist der Ausdruck doch^so unbestimmt, und kann ebensogut auf 
eine selbstständige Stellung ^dem Ministerium als dem EOnig gegen- 
über bezogen werden, dass er nicht weiter hilft, wenn nun in § 19 
eine Beihe Gegenstände aufgestellt werden, in denen königliche Ent- 
schliessung zu erholen ist. Weit gewichtiger scheint der Ausdruck: 



31) Stahl p. 368. 

32} A M y. Schearl, die Yeifass. mäss SteUang a. a. 0. p. 14. 
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der oberste Episcopat wird ausgeübt. Jedenfalls erfordert es der 
Begriff der Ausübung, dass die betreffende Behörde innerhalb ihres 
Wirkungskreises Verfügung treffen kann und nicht lediglich auf Begut- 
achtung beschränkt ist. Da nun § 1 ganz allgemein spricht, so würde sich 
aus demselben ergeben, dass das Oberconsistorium das ihm delegierte 
Kirchenregiment regelmässig selbst handhabt, und sich die Unter- 
ordnung unter das Ministerium lediglich auf eine dem Ministerium 
eingeräumte Dienstaufsicht bezieht Das Verhältnis des Oberkonsi- 
storiums zum Kultusministerium wäre hienach ähnlich dem Ver- 
hältnis der Gerichte zum Justizministerium. Schwierigkeit macht 
aber hier § 18, § 19 n Anhang. § 18 sagt: „das Oberkonsi- 
storium ist ein dem Staatsministerium des Innern unmittelbar 
untergeordnetes Collegium; es empföngt hienach von demselben 
Aufträge und Befehle durch Keskripte und erstattet an dasselbe 
Berichte." § 19: „Dasselbe hat hiemach an genanntes Staats- 
ministerium gutachtliche Berichte zu erstatten und durch dieses die 
allerhöchste Entschliessung zu erholen a) in allen Gegenstän- 
den" u. 8. w. In der Folge sind nun eine Beihe von Gegenständen, 
deren Bescheidung an sich nach der Gompetenzbestimmung des 
§ 11 dem Oberconsistorium zustehen müsste, der allerhöchsten Ent- 
schliessung reserviert: Die Gegenstände, welche sich auch die prote^ 
stantischen Landesherm ihren Consistorien gegenüber vorbehalten 
haben und in denen von einem Tätigwerden von Staatsaufsichtswegen 
manchmal gar keine Bede sein kann.'^) 

Es wurde nun die Ansicht aufgestellt, dass in diesen FäUen 
der König zwar dem vom Consistorium gestellten Antrag nicht zu 
willfahren brauche, allein selbstständig keine Verfügung treffen könne. 
Diese Ansicht, die nicht einmal in der Praxis immer befolgt wird,'^) 
kann sich lediglich auf das protestantische Kirchenrecht stützen, 
das hier subsidiär eintreten soll. Nach protestantischem Kirchen- 
recht könne das Kirchenregiment nur von einem Landesherm evan- 
gelischer Konfession geübt werden; sei der Landesherr ein Anders- 
gläubiger, so könne dasselbe ihm lediglich formell zustehen, materiell 



38) z. B. in den Fällen sab lit. e. wenn kein Reknrs eingelegt ist. 
34} veigl. d. Zeugnis v. Schenrl die rerf. SteUnng p 38. 
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müsste es vom Eonsistoriüm gehandhabt werden. Allein das ist 
nun doch auch nach protestantischem Eirchenrecht nicht bestritten, 
dass das Eirchenregiment seinen umfang nicht verändert, wenn es 
einem nichtprotestantischen Fürsten zusteht. Denn den umfang des 
Eirchenregiments bestimmt das Eirchenrecht allerdings, weil das Staats- 
gesetz darüber nichts genaueres (§ 11 § 19) festgesetzt hat. Hier aber 
handelt es sich nicht um umfang, sondern um Ausübung. Nun sagt § 19 
ja selbst ganz deutlich, wie das Eirchenregiment ausgeübt werden 
soll; von einer Subsidiarität des protestantischen Eirchenrechts kann 
da nicht mehr die Bede sein. § 19 sagt, dass in den Fällen a. — k. 
königliche Entschliessung erfolgt. Nirgends ist da die Bede 
davon, dass der EOnig den Antrag des Oberkonsistoriums lediglich 
acceptieren oder verwerfen könne. 

Es ergiebt sich demnach als Besultat, dass zwar regelmässig 
das Eirchenregiment vom Oberkonsistorium, in den Fällen § 19 
aber formell wie materiell vom EOnig geübt wird. Dass nun 
dieser Bechtssatz, der allerdings das protestantische Bewusstsein 
verletzen mag, gemildert wird, indem man tatsäclilich jenen 
Weg einschlägt, den die herrschende Meinung als vom Becht 
vorgezeichnet sieht, dass nämlich auch in diesen Fällen der EOnig 
selbstständig keine Verfügung trifft, ändert am Bechtssatz nichts. 
Dagegen lässt sich aber auch behaupten, dass nur der EOnig oder 
das Oberkonsistorium das Eirchenregiment ausüben kann: niemals 
das Gultusministeriura, auch nicht in den Fällen des § 19. Denn 
von § 1 ist in § 19 nur für den EOnig, nicht für das Eultus- 
ministerium eine Ausnahme gemacht.'^) § 18 ist demnach dahin 
zu interpretieren, dass das Ministerium lediglich den Geschäftsver- 
kehr mit dem EOnig vermittelt, das Oberconsistorum seine Anträge 
an den EOnig in Form von Berichten an das Ministerum abfasst, 
und umgekehrt die königliche Entschliessung durch Ministerialreskript 
mitgeteilt erhält. Dass eine solche Bestimmung in einem Yerfassungs- 
gesetz getroffen ist, darf bei den noch viel grosseren Sonderbarkeiten von 



95) Darom war die M. E. y. 2. Dez. 1828 n 12. Jan 1829 Terfagsangswidrig; 
dies ist nur teilweise anerkannt in der a. E v. 2. Juli 1881 (y Scheurl d. y«if. 
Stellung p. 27). 
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§§ 25 — 29 nicht aafif&lUg ersoheinen ; ist ja doch die Siegelforin des 
Oberconsistoriums verfassaBgsrechtlich nonniertü Natürlich aber ist 
dem Ministerium auch der protestantischen Kirche gegenüber die Zu- 
ständigkeit zur Aufrechterhaltung des Staatskirchenrechts gewahrt (§ 10). 

Unter die dem KOnig reservierten Gegenstände gehören nun auch Ge- 
setze und Verfügungen, durch welche Aenderungen in der Lehrverwaltung 
getroffen werden (Einführung einer neuen Liturgie etc.). Solche sind 
nach protestantischer Auffassung überhaupt nur dann wirksam, wenn 
sie den consensus ecclesiae '^'j erlangen. Dieser Satz besteht auch für 
das bairische Becht trotz § 19 b. c; denn hier handelt es sich 
nicht um Ausübung, sondern um den Umfang des Eirchenregiments. 
Durch wen der Gonsens zum Ausdruck gebracht werden soll, ob 
Zustimmung der Inhaber der Schlüsselgewalt oder erst derGesammt- 
kirche genügt, ob diese Zustimmung stillschweigend oder ausdrück- 
lich durch die Synoden oder die einzelnen Gemeinden erteilt werden 
kann, ist bekanntlich streitig. Nach positivem bairischem Kirchen- 
gesetz nun aber muss die Zustimmung ausdrücklich, und zwar auf 
den Generalsynoden erfolgen.'^ 

Nach diesen grundsätzlichen Erörterungen lässt sich nunmehr das 
bairische Staatskirchenrecht in Bezug auf die protestantischen Kirchen- 
ämter systematisch darstellen : das Kirchenregiment der lutherischen 
und reformierten steht dem Inhaber der Staatsgewalt zu (§ 1 IL Anhang) 
der dasselbe teils selbst ausübt (§ 19) ; zum Teil ist das Kirchenregiment 
der lutherischen und reformierten Kirche im diesrheinischen Baiern dem 
Oberconsistorium, das Kirchenregiment der pfälzischen lutherischen und 
reformierten Kirche, welche 1818 in Bekenntnisgemeinschaf t getreten 
sind, einem Gonsistorium in Speyer '^*) delegiert. Als untergeordnete 
Behörden unterstehen dem Oberconsistorium die Consistorien zu 
Ansbach und Baireuth (§ 4, § 5) und das Dekanat München.'*) 



36) V. Schenrl: Abhandl. p. 810. 

37) A. £ T. l.Ang. 1881. (CaltasminiBterialbl. ▼. 1881 p 201); yoigeschlagen 
ist diese Beetiinmiuig bei v. Schenrl d. yerf. SteUung. p. 40-65; eine vorzOgliche 
DarsteUmig der Torhergehenden Verhandl bei t. Schenrl: zur Verf fr. insb p. 20 sq. 

d7a) Ges. v 4. Juni 1848: die protest. Generalsynoden nnd den Consistorial- 
bezirk Speyer betreffend art 8 

38) Leiztercs auf Gmnd Eirchengesetzes (E. v. 7. Mftrz 1838). 
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Dem Eirohenregiment stehen nach Yerfassnngsreoht als beraten- 
des Organ die Oeneralsynoden zur Seite (§ 17), die alle vier Jahre 
in Oegenwart eines kOnigl. Gommissärs abgehalten werden sollen. 
Ursprünglich mnssten sie getrennt am Sitz der einzelnen Consistorien 
für die einzelnen Consistorialbezirke tagen, nunmehr können nach 
dem Gesetze vom 4. Jnni 1848 art. 1 „die allgemeinen Synoden der 
Consistorialbezirke Ansbach nnd Bairenth auf Antrag des Obercon- 
sistorinms mit königlicher Oenehmigung in eine angetrennte, an 
einem geeigneten Ort in diesem Bezirk abzuhaltende Yersammlnng 
berufen werden.^^ Bechtssatz ist übrigens lediglich die Bestimmung, 
dass die Synoden alle vier Jahre berufen werden müssen und zwar 
vereinigt berufen werden können. Nur auf Eirchengesetz beruht 
das obenerwähnte Zustimmungsrecht der Oeneralsynode zu gewissen 
Eirchengesetzen , die dauernde Vereinigung der beiden General- 
synoden in eine Synode, >^ endlich die Existenz einer besonderen 
reformierten Synode*®) im diesrheinischen Baiern. In der nnierten 
Eirche der Pfalz besteht natürlich nur eine Generalsynode.^^) 

Neben der Generalsynode werden verfassungsrechtliche!) an den 
Dekanatssitzen auch Diöcesansynoden abgehalten: ihr Wirkungskreis, 
welcher sich hauptsächlich auf gutachtliche Aeusserungen sowie die 
Wahlen zu Generalsynoden bezieht, bestimmt sich wiederum nach 
Eirchengesetz.**») 

Lediglich kirchengesetzlich geregelt sind auch die Verhältnisse 
der Schlüsselgewalt. Zu erwähnen ist nur, dass durch Eirchengesetz 
V. 7. Okt. 1850***») im diesrheinischen Baiem den Pfarrern ein 
Eirchenvorstand als beratende Gemeindevertretung an die Seite 
gesetzt wurde.*') In der Pfalz bestehen Presbyterien, die nach 



39) A. E. V. 1. Aug. 1881. 

40j Aach diese Sjnode nimmt wesentlich eine beratende Stellung ein; vgl. die 
unprädsen Angaben Silbemagrs p. 190 — 194 

41) ünionsurk. § 17; n Anhang § 7. 

41a) Kraussold p. 63—67. Sübemagl p 181—184. 
41b) DöU. Txm p. 425. 

42) Die EntSchliessung ist lediglich Eirchengesetz und konnte darum keine 
Bechtspflicht zum Eintritt in den Kirchenvorstand statuieren wie dies in § 18 d. 
Y. Y. 7. Okt. 1850 geschehen 
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calvinischer Anschauung die Kirchenzucht üben/*") soweit diese nicht 
an das Eärchenregiment übergangen ist. Für das staatliche Becht 
kommen sie als kirchliche Vermögensverwaltungsbehörden in 
Betracht**) 

C. Privatkirchengesellschaften. Ueber die Kirchen- 
ämter der Privatkirchengesellschaften enthält die V. U. keine Be- 
stimmungen. Bezüglich der Bildung von Kirehengemeinden ver- 
weist § 89 R. E. lediglich auf die Concessionsurkunde. Des 
weitem kommt hier das Judenedikt § 24 in Betracht, wonach 
die Juden das Becht haben, eine Gemeinde zu bilden, wenn die Zahl 
der an einem Ort befindlichen Judenfamilien mehr als 50 beträgt. 
Übrigens ist eine Gemeindebildung auch dann, wenn jene Zahl noch 
nicht erreicht ist, möglich;**) nur kann in letzterem Falle die staat- 
liche Genehmigung auch verweigert werden.**) 



§ 21. Besetzung der Eirchenämter. (Die Lehre von den 

Kirchendienern.) 

Die Kirchenämter sind in den meisten Fällen mit einer dauern- 
den Dotation ausgestattet, die officia sind gewöhnlich auch bene- 
ficia; doch müssen beide Begriffe im Folgenden scharf auseinander 
gehalten werden. 

I. Besetzung. Grundsätzlich ist bestimmt (§ 38 e B. E.) 
Der Kirchengewalt steht „die Approbation und Ordination der 
Kirchendiener^' zu; § 64<: „Weltlicher Gesetzgebung und Ge- 
richtsbarkeit unterliegen die Bestimmungen über die Zulassung zu 
Kirchenpfründen.'' Aus diesen Normen ergeben sich folgende Besultate: 

üeber die Voraussetzungen der Approbation oder Ordination hat 
der Inhaber der Kirchengewalt zu entscheiden; mit anderen Worten: 



42a) Unionsurk. § 19. 

43b) bez. d. örüichen Gompetenz der Pfarrämter yergl. das fOr die kath. Kirch- 
gesagte. 

4B) M. E. T. 26. Juni 1863. 

44) Vgl aaoh § 36 Abs. 1. Jadenedikt 

12 



Digitized by VjOOQIC 



178 B«etiimg der EiicheDlmter. § 21. 1—2. 

er allein kann constatieren, ob bestimmte eine Person die kirohen- 
gesetzlich erforderlichen Eigenschaften zum Eirchendienst besitzt 
Dass diese Constatierung in der katholischen Kirche einen sakra- 
mentalen Charakter angenommen, berührt hier so wenig als die 
verschiedenen theologischen Controversen in der protestantischen 
Lehre Ton der Ordination. Bechtlich^ relevant ist die Ordination um 
desswillen, weil in der katholischen und den protestantischen 
Kirchen der Ordinierte mit der Ordination, nicht erst durch üebertra- 
gnng eines besonderen Kirchenamtes, sich einer mit Zwang begabten 
kirchlichen Disciplinargewalt unterwirft.^) 

Damit aber dem nach dem Kirchengesetz Qualificierten ein 
Eirchenamt abertragen werden kOnne, müssen auch noch staats- 
rechtliche Voraussetzungen erfüllt sein. 

Allgemeinste Voraussetzung ist gemäss tit. IV § 4 V. ü. das 
bairische Indigenat, mag nun das Kirchenamt mit einem beneficium 
verbunden sein oder nicht; jedenfalls muss es sich aber um eine 
üebertragung eines Kirchenamts, d. h. eines dauernd begrftnzten 
Geschäftskreises handeln. Deshalb ist das Indigenat nicht erforder- 
lich zur Aufnahme blosser Hilfspriester: wird denselben zugleich 
ein beneficium übertragen, wenn auch nur ein beneficium mannale, 
so wird aus diesem Gesichtspunkt das Indigenat gefordert, üebri- 
gens cessiert die Bestinunung gemäss art. 3 Beichsverfassung 
gegenüber den Angehörigen der deutschen Bundesstaaten.*) Des 
weitem vertritt gemäss B. G. v. 1. Juni 1870 § 9 „die von der 
Central- oder höheren Verwaltungsbehörde bestätigte Bestallung für 



1) Vgl. § 18 Note 9. im übrigen ist die Ordination ohne rechtliche Bedeatong. 
Denn w^ggefaUen sind die Privilegien der Kleriker: Privilegium fori R £. §§ 64, 
66, 68, 69, 70, 72, weggefallen das Privilegium canonia, weggefaUen endlich die 
Porsonalimmunität, auch vom Kriegsdienst: vergl. § 22 KeichsmilitÄrges. t. 2 Mai 
1874 gegenüber §66 Abs. 2 E. M. G. Auch der titulus ordinationis ist eine ledig- 
lieh kirchengesetzliche Voraussetzung der Ordination (vgl Hinschios K, R. 
I §§ 8. 9). Als Surrogat für den eigentlich erforderlichen titulus benefidi kam in 
Deutschland der titulus mensae auf, der nun namentlich vom Landeshenn erteilt 
wird. Über die Art der Erteilung in Baiem vgl Sübenagl p. 95, 96: 8tingl: 
Pfarramt I p. 150-163; eine Verpflichtung zur Erteilung wird von der haiiischen 
Begierung mit Becht nicht anerkannt 

2; vergl hiezu Laband § 13. Sejdel Comment. p. 47 unt 
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einen in den Eirohendienst aufgenommenen Ausländer oder Ange- 
hörigen eines anderen Bundesstaates, die Stelle der Naturalisations- 
nrkunde beziehungsweise Aufhahmeurkunde, sofern nicht ein ent- 
gegenstehender Vorbehalt in der Bestallung ausgedrückt wird." Die 
in den Motiven beliebte Bestriktion des § 9 lediglich auf die 
Kirchendiener Öffentlicher Eirchengesellschaften,') wird durch den 
Wortlaut nicht gerechtfertigt. 

Eine etwas enger begrenzte staatliche Einwirkung auf Be- 
setzung von Kirchenämtem ergiebt sich ans dem bereits erwähnten 
§ 64 B. E. Derselbe gestattet staatliche Bestimmungen über Zn- 
lassong zu Eirchenpfründen. Eirchenämter ohne Pfründe, d.h. 
ohne Dotation mit einem Vermögen, welches sog. juristische Persön- 
lichkeit besitzt, werden yon der Earchengewalt frei verliehen.^) 
Femer sind staatliche Normen nur gestattet in Ansehung der Zn- 
lassung, die Verleihung selbst kann nur von der Eirchengewalt 
Torgenommen werden. „Staatspfarrer" sind in Baiem nicht 
denkbar. 

Wir werden nun im Folgenden die Anwendung dieser Sätze auf 
die einzelnen Eirchengesellschaften darzustellen haben. 

A. Eatholische Eirchenämter. Die Form, in der der 
Staat Einfluss auf die Besetzung der katholischen Pfründen übt, ist 



3) Seydel: Hirth's Annalen 1876 p. 144 n. 7; Aber die xeehtL Katar diesefl 
Erwerbgmndes der Staatsangehörigkeit Tgl. Laband L p. 170 n. 2. 

4) Solche Eiichenftmter sind das Amt des Kapitolarvikars, Lehrstellen an 
Insehöflichen Seminarien, Stellen im Generalvikariat (conc. XUa), in den bischöflichen 
Gerichten. Eine Ausnahme von diesem Grandsatz liegt darin, dass den Kapitalaien 
(§ 20 n. A 2) eine SteUe in einer der bischöflichen Behörden flbertragen werden 
mnss. — Namentlich aber erfordert die Aofstellang von Hilfsgeistlichen, in solange 
ihnen nicht eine Pfrflnde übertragen wird, keine staatlicbe Genehmigung. Vgl. za dem 
Gesagten M. £. v. 1. Jani 1826 (YIII p. 5()8); femer Stingl. 1 p. 261; Erick, das 
kath. PfrOndeweeen, p. 27. — Die Anstellang yon Pfarr- und Ptrttndeverwesem ist 
doich y. T. 21 April 1807 Ziff. 10 von kgl. Genehmigung abhängig gemacht. Diese 
Norm scheint durch § 64 g. B. E. dem Concordat gegenüber aofrechterhalten, weil 
jene Verweser kraft derselben Verordnung einen Anspruch auf einen Teil der 
Ffrttndflfrachte haben und insofem als Beneficiaten erscheinen: vgl § 25 Text xa 
Kote 14. 

12* 
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entweder Bezeichnung des Candidaten daroh Nomination oder Präsen- 
tation oder aber blosse Oenehmigung der bischöflichen Yerleihnng. 

1. Nomination. Nominiert wird zu den Bistümern durch 
den König und seine katholischen Nachfolger^) (IX conc). Dabei 
ist der König an keine Nominationsfrist gebunden, noch auch muss 
der Papst den Nominierten instituieren, wenn er die kanonischen 
Eigenschaften besitzt: denn nicht bloss iis dotibus praediti, quas 
sacri canones requirunt, sollen die Candidaten sein, sondern auch 
digni et idonei. 

Nominiert wird femer zu einigen Gapitelstellen : dem Dom- 
dekanat und allen in den papstlichen Monaten^ freiwerdenden 
Kanonikaten (art. X conc.)- Die Propstei conferiert der Papst, ohne 
an eine Frist gebunden zu sein. Dagegen nominiert zu den in drei 
der übrigen Monate^) frei werdenden Kanonikaten der Bischof, in den 
drei letzten Monaten das Kapitel. So die Verfassung. Auf Grund 
der Cirkumskriptionsbulle nominieren die Bischöfe nicht allein, son- 
dern conferieren auch in ihren Monaten; ebenso confirmieren sie 
die vom Capitel Nominierten auf Orund eines Breve's v. 19. Dez. 
1824^). Endlich wird auf Grund einer Vereinbarung der bairischen 
Regierung mit der Kurie die Propstei nur einem vom König em- 
pfohlenen Kleriker verliehen.*) Eine staatsrechtliche Bedeutung hat 
übrigens diese Vereinbarung nicht, denn nach bairischem Verfassungs- 
recht ist der vom Papst instituierte Propst Propst, mag er vom 
König empfohlen sein oder nioht. 

2. Praesentation. Zu den übrigen beneficia minora wird 
zum guten Teil durch den Landesherm präsentiert. Conc. art. XI 
bestimmt, dass „der König auf alle Pfarreien, Kurat- und einfache 



5) Dass diese Befugnis auf einem Indult beruht, ist deshalb irreleyant weil 
dasselbe nach Veif assungsrecht nicht zurttckgesogen werden kann : „in perpetuum" (a XL) 

6) Januar, März, Mai, Juli, September, November. 

7) Februar, Juni, Oktober. (Cirkumskriptionsbulle ▼. 1818). 

8) Silbemagl p. 50. 

9) M. E. V. 18. April 1831 (DöU. VRI. p. 310. 
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Beneficien präsentieren kOnne, auf welche seine Yorfahren aus gil- 
tigem Patronatsrecbt, es mag sich dieses nun anfDotation, 
Pundation oder Bauführung gründen, präsentiert haben." Ausser- 
dem werde S. M. zu allen jenen Benefizien präsentieren, zu welchen 
geistliche Corporationen, die gegenwärtig nicht mehr bestehen, prä- 
sentierten. Die Präsentation muss innerhalb der nach kanonischem 
Becht bestimmten Zeit geschehen, widrigenfalls die freie bischofliche 
C!ollation eintritt. — Die hier verliehene Befugnis gipfelt in zwei 
Momenten: 

Einmal ist der Bischof verbunden, dem präsentierten die kanonische 
Institution zu erteilen, wenn derselbe die nachEiröhengesetzen erforder- 
lichen Eigenschaften besitzt Fraglich ist nun aber, welches die 
Folgen sind, wenn der Bischof innerhalb der Präsentationsfrist frei 
konferiert oder aber einen nachEiröhengesetzen tauglichen Präsentaten 
zurückweist. Leicht erledigt sich der erste Punkt: denn nach Eirchen- 
recht ist eine solche Verleihung — ob absolut, ob relativ, ist fraglich — 
nichtig.^®) Es braucht also nach unserer Ansicht über den bairischen 
Bekurs, die Begierong lediglich Bekurs bei sich selbst einzulegen, und 
die Institution zu kassieren. Staatsrechtlich ist dann die Pfründe 
noch nicht verliehen. Dagegen hat nach Eirchenrecht die Verleihung 
des Beneficiums an einen andern als den von einem Laienpatron 
Präsentirten nur die Verpflichtung des Bischofs zu Folge, dem 
letzteren ein gleichgntes Benefizium zu verschaffen, während der 
von einen geistlichen Patron Präsentirte Kassation der Institution 
verlangen kann.^^) Nun könnte man zwar die Patronatsrechte der 
säkularisierten ElCster noch immer geistliche Patronate nennen 
und den auf solche Benefizien Präsentirten den Bekurs um Kassation der 
Verleihung bei der Begierung einlegen lassen. Allein wie verhält es sich 
nun bei den Benefizien des älteren landesherrlichen Patronates? Hier 
ist mit der kirchengesetzlichen Bestimmung nicht gedient: denn wie 
kann die Begierung die Verleihung eines anderen Benefiziums er- 
zwingen? Höchstens kann sie anordnen, dass eine andere gleichgute 
Pfründe verliehen werde und dieser Anordnung durch Androhung 



10) Hinschitts K. B. m. p. 50 n. 2 u. 3. 

11) Hmschios K. B. m. p. 62 n. 4. 
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der üngehorsamsstrafe aus art. 21 P. Str. G. 6. Naohdmok geben — 
ein nngenflgendes Zwangsmittel. Nun wird man dieser Schwierig- 
keit anch nicht dadnrch ausweichen, dass man sagt, die Begierung 
mOsste ja doch jedenfalls anch die freie bischöfliche GoUation zu PfirOn- 
den ihres Patronats genehmigen; denn art. XI conc spricht g^en 
diesen Satz und aus § 64 g. Beligionsedikt kann man ihn auch 
nicht ableiten; 64 g. hat ja nur die Bedeutung, frühere bairische 
Gesetze der allgemeinen Klausel des art. XYII conc. gegenüber 
aufrecht zu erhalten, und späterhin Gesetze auch ohne Verfassungs- 
änderung möglich zu machen, allein ein Becht der Genehmigung 
zu jeder Pfründenbesetzung folgt aus ihm noch nicht: dies müsste 
erst positiv statuiert sein, wie es in art. XI conc. für einen Teil 
der Pfründen geschehen. Es wird also zugestanden werden müssen, 
dass wenn der Bischof den landesherrlichen Präseutaten ohne Grund 
zurückweist, abgesehen von art. 21 P. Str. G. B. Bechtsmittel hier- 
gegen nicht vorhanden sind, sondern lediglich die Beschwerde an 
die übergeordnete kirchliche Instanz offen steht. 

Das zweite Moment ist, dass die hier verliehene Befugnis nichts 
mehr als eben das Prftsentationsrecht der einfachen Patrone und der 
parochi habituales ist; darum kann jetzt, weder von einem Landes- 
patronat, noch auch von dem früheren Präsentationsrecht in den 
päpstlichen Monaten die Bede sein.^^ 

3. Der landesherrlichen Genehmigung unterliegt 
nach art. XI conc. die Besetzung aller Pfründen, die nicht landes- 
herrlichen oder privaten Patronats sind (reliqua vero etc.). In 
der Praxis wird Genehmigung auch zur Besetzung der Privatpatronats- 
pfründen gefordert; dies auf Grund der V. vom 12. November 1808 
c. 13;^*) ob mit Becht mag bezweifelt werden, denn art. XI wider- 
spricht dem § 64 g. B. E. nicht und derogiert also der älteren Ver- 
ordnung. — Wie erwähnt unterliegt der (Genehmigung auch die Aufstel- 
lung von Pfarr- und Pfiründeverwesem *••) 



12) A. M. d. Praxis: Doli Vm p. 601, 604. 

13) DöU. vm. p. 641. 
18a) Tgl. Note 4 a. E. 
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4. Yoraussetzungen der landesherrlichen Präsen- 
tation oder Oenehmigung. In den übrigen deutschen Bundes- 
staaten erscheint es als hauptsächlichste Bedingung der üeber- 
tragung von Eirchenämtern^ dass Kandidat sich allgemeine und theo- 
logische Vorbildung auf staatlichen Anstalten, oder Anstalten, die 
wenigstens unter staatlicher Controle stehen , erworben habe. ^^) 
In Baiem wäre die Statuierung einer solchen Norm politisch 
dadurch ungemein erleichtert, dass ja das Präsentationsrecht zu einem 
Teil der Benefizien, das Genehmigungsrecht zur Besetzung fast 
aller übrigen dem Landesherm ermöglicht, die Präsentation oder 
Genehmigung durch Verordnung von allen möglichen Bedingungen 
abhängig zu machen. Dennoch sind die Nonnen ziemlich dürftig. 
Nur dann muss die Befähigung zur Führung des Eirchenamts durch 
eine Prüfung nachgewiesen werden, wenn es sich um Besetzung eines 
beneficium curatum et titulatum handelt. ^^) um nämlich hiezu die 
königliche Präsentation oder Genehmigung zu erlangen, muss 
jeder Eandidat den Pfarr- und Predigtamtskonkurs bestanden 
haben. Aus dem vielfach rein technischen Detail ist Folgen- 
des hervorzuheben: der Eonkurs findet in jeder Diöcese alle 
zwei Jahre statt. Die Prüfungskommission wird vom Bischof er- 
nannt. Nur zur Prüfung aus den staatsrechtlichen Disciplinen, gibt 
ihr die Ereisregierung einen Gommissär katholischer Eonfession bei. 
Berechtigt zur Teilnahme am Gonkurs sind alle Priester, die vier 
Jahre als Seelsorger tätig waren und Angehörige eines deutschen 



14) Badisches Gesetz vom 9. Okt. 1860 § 9 ( Friedberg: Staat und Kirche 
in Baden p. 82 sq.) Wttrtemb. Ges. vom 30. Juni 1862 art 11, 12, 14 (Qolther 
der Staat und die kath. Kirche in Würtemberg p. 866 375) preuss. Geeets vom 
11. Mai 1878 § 4—14 (ffinachioB: die preuss. Kirchengesetze des Jahres 1878 
p. 107—137). 

15) Massgebend ist die V. r. 28. Sept 1864 (Stmgl I p SO f ) § 1. „Die 
Übertragung aller katholischen Pfarr- nnd selbstständigen PredigersteUen, dann aller 
selhstständigen mit pfarrlichen Hechten bekleideten SeelsorgeisteUen ist dnroh das 
befriedigende Bestehen einer Konkursprflfung bedingt" Sie ist der Y. t. 27. Aug. 
1848 (DölL 7CXTTT p. 156) nachgebildet, enthält aber einige anschneidende Ab- 
sehwXchangen. 
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Bundesstaates sind.^^ Die Censnr erfolgt durch die Gommission, 
welche dann durch die Ordinariate dem Ministerium die Besultate 
mitteilt Dieses prftsentiert auf die PfirUnden des landesherrlichen 
Patronats nach der Elassifikationsordnung. Dagegen ist in den 
F&Uen, in denen lediglich königliche Genehmigung zur Pfründen- 
besetzung erforderlich ist, nur das erfolgreiche Bestehen der Prü- 
fung nötig. Die Eonkursordnung braucht hier nicht eingehalten 
werden. — Neben diesem Befähigungsnachweis ist Bedingung der Be- 
setzung aller Benefizien — natürlich insoweit der König auf 



16) So jetzt infolge art 8 B. — V. Es ist gleiehgiltig, wo der Priester sidi 
seine Yorbildnng erworben. Nor M £. t. 29. Aug. 1878 macht eine Ueine Aas- 
nahme, indem sie den Besach des römischen ooUeg. Germanicun verbietet — Nun 
bestehen gemäss art. Y conc. in jeder Diöcese Seminarien, in die nach dem lateini- 
schen Text «adolescentes*^, nach dem deutschen: „Kandidaten" aufgenommen wer- 
den soUen. Da in art. Y auf das conc. Tridentinum Terwieaen ist und damit ledig 
lieh 8ess. 24 de reform o 18, gemeint sein kann, so sind nach dem lateinisehen 
Text Enabenseminarien jedenfalls zulässig: wenn man diese Konsequenz aus art. Y 
im deutschen Text durch das Wort Kandidaten vermeiden woUte, so ist der Yer- 
such misslungen, denn das Wort Kandidat ist viel zu allgemein, — um was kandi' 
dieren die Aufgenommenen? wann beginnt man überhaupt zu kandidieren? •— und 
weicht daher der präciseren lateinischen Bestimmung. 

Des weiteren nennt § 76 d unter den gemischten Gegenständen oiganische Be- 
stimmungen Aber geistliche Büdnngsanstalten. Widerspricht art. Y dem § 76 
B. E. ? Soweit sicherlich, als das Conoordat von vollkommen freier Aufsicht fiber 
die „innere Einrichtung, den Unterricht, die Leitung und Yerwaltung" spricht. 
Fraglich ist, ob auch die Auftiahme der Lehrer und der Sdiüler der staatlidieQ 
Kontrole unterliege. Dnrdi die M. E. v. 8. April 1852 § 15 ist auf diese Beauf- 
sichtigung verzichtet und dieselbe ist auch nach Aufhebung der M. £. nidit wieder 
eingeführt worden; nur ist Mitteilung an den Landesherm gefordert (M. E. v. 20. 
Nov. 1878 § 6). 

Tatsä<shlich hat sich jetzt folgender Zustand herausgebildet : Knabenseminarien 
bestehen zwar in jeder Diöcese, die Seminaristen müssen aber die staatlichen Gym- 
nasien besuchen. (Silbemagl p. 93) Zum Besuch der Universitäten sind die Theo, 
logen weder direkt noch ind^kt verpflichtet, denn der Bischof kann weihen, wen 
er will, und zur Teilnahme am Ffairkonkurs genügt Priesterweihe und vieijähriger 
Seelsoigerdienst. Allerdings beziehen noch viele Theologen, wohl auch aus pddi- 
niären Gründen (georgianisches PriesterhauA in München), die Universität: aUeiii 
durch die blosse Weigerung, solche Theologen zu ordinieren kann der Bischof den 
Besuch lähmen. 
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sie piftsentiert oder die Besetzung königlicher Genehmigung unter- 
liegt — tadelloser bürgerlicher und staatsbürgerlicher Wandel.") — 
Das Verfahren endlich bei Erteilung der Präsentation oder Ge- 
nehmigung ist ohne jedes juristische Interesse.'^) Nur das sei bemerkt, 
dass in Baiem anstatt des Ausdrucks königliche Präsentation die 
Bezeichnung königliche Verleihung üblich ist. 

B. Protestantische Kirchenftmter. Weit weniger um- 
fassend sind natürlich die staatsrechtlichen Normen in Ansehung der 
protestantischen Kirche. Staatsrechtlich geregelt ist die Besetzung 
der Consistorien (II. Anhang § 2 bis § 5); ferner erfolgt die Ver- 
leihung auch der übrigen Kirchenämter nach § 10 e IL Anhang 
durch königliche Entschliessung. ^®) 

G. Jüdische Eirchenftmter.'^) Die Ortsrabbiner und deren 
Substituten werden von der Kirchengeraeinde ernannt (vorgeschla- 
gen), von der Kreisregierung K d. J. bestätigt oder verworfen. *i) 

U. Installation. Nachdem die Collation geschehen, wird der 
katholische oder protestantische Geistliche von einer gemischten Com- 
mission (bestehend aus Dekan und Bezirksamtmann) in' das Amt und die 
Temporalien eingewiesen. DiePossessgebung, dieser Grundstein desbai- 
rischen Staatskirchenrechts, besteht also auch heute noch, freilich alsleece 
Form, fort. Bei der Installation leistet der Geistliche den Verfassungs- 
eid nach tit. X § 3 V.U. und einen Diensteid ;>^) die Bischöfe legen 
noch einen besonderen durch art XV conc. vorgeschrieben Treu- 
eid ab. 



17) M. E.V. 8. April 1852 § 8 vgl. mit M. E. vom 20. Nov. 1878 H; über das, 
was unter politisch tadeUosem Wandel zu yerstehen 8ei: M. E vom 10. Aprill868 (C. 
M. El. 1868 p. 85). 

18) Das Detail beiSilbemagl p. 62, 69; Krick kath. Ffründewesen p. 30—60; 
Btin^ Ffairamt I. p. 27- 8ö. 

19) Über die kirchengesetel. Bestimmungen vgl. Eranssold p. 79—101. 

20) Bez. d. anderen Privatreligionsgesellschaften vgl. Silbemagl p. 236—238. 

21) Jndenedikt v. 1813 § 26; die BestJltigung steht im freien Belieben der 
Begiening und mnss noch nicht erfolgen, wenn die Voraussetzungen des § 27 vor- 
Hegen; vgl. «brigens über § 27 die M. £. v. 12. Nov. 1866 (C. M. BL v. 1866 
p. 861.) 

22j Das Detail bei Bübeniagl p. 70 sq; KrauBsdd p. 101 sq. 
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III. Beohte und Terbindliohkeiten aus der üeber- 
tragung eines Eirchenamts. Es soll hier gehandelt werden 
von den Beobten und Verbindlichkeiten aus der TJebertragnng 
eines Eirohenamts einer Öffentlichen Kirchengesellsohaft. — Denn 
bei Privatkircbengesellschaften ergeben sich diese Bechte und Ver- 
bindlichkeiten aus den Normen des Givilrechts über Dienstmieihe 
oder Mandat. •••) 

A. Bechte. 1. Vermögensrechte. Das Hauptsächlichste, 
zwar mit dem Eirchenamt nicht notwendig, aber doch gewöhnlich yer- 
bundene Becht, ist das Becht auf eine Eirchenpfründe. Durch dieüeber- 
tragung der Pfründe wird dem Eirchendiener Niessbrauch an einer 
Vermögensmasse eingeräumt, die nach bairischem Becht eine beson- 
dere juristische Persönlichkeit hat, oder besser ein eigenes Zweok- 
vermögen darstellt — ünentziehbar ist dieser Niessbrauch durch 
dritte, entziehbar unter gewissen Voraussetzungen, die sich aber nicht 
nach Staatsrecht, sondern kirchlichem Statut bestimmen, durch den 
Inhaber der Eirchengewalt; entziehbar endlich durch urteil des Straf- 
richters. — ünentziehbar, sagten wir, ist die Pfründe durch dritte.**) 
Gegen jeden dritten kann daher der Pfründner seinen Niessbrauch 
durch actio confessoria geltend machen. Dieser Satz gewinnt 
an Bedeutung, wenn das Pfründevermögen vorzugsweise aus 
Forderungen besteht und der Verpflichtete der Staat ist. Dies ist 
namentlich der Fall bei den sog. organisiei-ten Pfarreien, dann aber 
den Pfründen der Bischöfe und Capitularen. Hier hat die Staatsgewalt 
durch Erlass des Goncordats den Fiskus zur Entrichtung einer be- 
stimmten jährlichen Beute an diese Eirchendiener verpflichtet, welche 
also als Pfründe derselben erscheint. Der praktische Eem der eben 
vertretenen Ansicht ist die civilrechtliche Elagbarkeit dieser Bezüge.*^)— 



22a) Etwaige Sonderrechte werden in den Noten angeführt werden. 

23) vergl Schalte;: System § 102. 

24) Wenn man, wie es u. £. richtig ist, öffentliche Yeimögensrechte überhaupt 
gar nicht anerkennt, sondern jedes VermögensreGht, mag es nun auf Geseta oder 
Vertrag, öffentlichem oder priTatrechtliohem Tertng berahen, als Frbatreidit be- 
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Entzogen kann die Pfrttnde regelrnftssig^^'^) nur durch den Ver- 
leiher, also den Bischof oder den snmmus episcopns werden. Die 
Entziehung kann nach Kirchengesetz gewöhnlich nur stattfinden, wenn 
der Kirchendiener seine Amtspflicht verletzt hat. Ob diese Amtspflicht 
verletzt sei, darüber zu entscheiden steht dem geistlichen Bichter 
zu. Die Verwaltungsbehörde hat dann den Spruch zu exequieren. ^^) 



trachiety so Iftsat sich unsere Ansicht ja ziemlich leicht vertheidigen; man könnte 
dch auf § 13 G. Y. G. berufen: yor die ordentlichen Gerichte gehören alle bftrger- 
liehen Bechtsstreitigkeiten, für welche nicht die Zuständigkeit von Verwaltungs- 
hehörden oder Yerwaltungsgerichten begründet ist. . . . Denn ein hairisches Gesetz, 
das etwa die Forderungen der Bischöfe auf Grund von art. lY conc. von der Ge- 
richtsbarkeit der Girilgerichte eximierte, hesteht ja nicht. — Da aher hier nicht der 
Ort ist, über die Existenz yon öffentlichen Yermögensrechten zu diskutieren (mit 
besonderer Sch&rfe vertreten von Seydel, allgem Staatslehre p. 38 — 69; Sarwej, 
öffentliches Becht p. 107 sq.) so ist zu versuchen, ob man nicht auch von der anderen, 
wohl der herrschenden Ansicht aus zu unserem Satz gelangt. Diejenigen, welche 
überhaupt öffentliches Yennögensrecht zulassen, müssen konsequent yor allem die 
Gehaltsforderung des Staatsdieners als ein solches öffentliches Yermögensrecht be- 
zeichnen (so z. B. Seydel a. a. 0. p. 61). Dass diese Forderung in § 29 Beil. 9 d. 
Yeif. als dvilrechtliche bezeichnet wird, wäre irrelevant; denn an die Ausdrucks- 
weise des Gesetzgebers braucht sich die wissenschaftliche Konstruktion nicht zu 
binden: dvilrechtliche Forderung hiesse hier nichts anderes, als eine öffentlich 
rechtliche Forderung, die einmal ausnahmswdse vor dem Gvilgericht eingeklagt 
werden kann. Diese Bestimmung erschiene als Privileg des Staatsdieners. Was 
ist nun aber die Gehaltsforderung? Lediglich eine Forderung auf Alimentation, wie 
sie Laband treffend bezeichnet. Nun hat aber auch die Yerleihung einer Eirchen- 
pfründe den Charakter der Alimentation. Yon dem Beamtengehalt unterscheidet 
de sich lediglich dadurch, dass de nicht durch Begründung eines Forderungsrechtes 
sondern durch Übertragung eines Niessbrauchs geschieht. Dieser Niessbrauch be- 
steht nun bd den Bischöfen zum grössten TeU aus den im conc. art. lY festge- 
setzten Bezügen: Zugegeben nun diese Bezüge sden öffentlich rechtlicher Natur — 
so ist es gewiss kein zu kühner Schluss, wenn man gemäss § 30 B. E das Privileg 
der Staatsdiener, ihre öffentliche Alimentation vor Gvilgericht einklagen zu können, 
aach auf die Bisdiöfe ausdehnt. — Eine andere Deduktion, die zum gldchen Besultat 
f&hrt, versudit Kahl: Temporaliensperre p. 202 sq; trotz alles Scharfdnnes Iddet 
de eben an dem Fehler, lediglich eine Argumentation „ex aequo et bono" (p. 204) 
za sein. — Ein nicht verftditliches Argument dafür, dass auch die Praxis unserer 
Anddit ist^ ergiebt dch aus der Klagbarkeit der Steuervorsohüsse im FaU der 
Note 29 TOT Cidlgeridit. (r. Pözl. Yerf. B. p. 238 Note 15.) 

24a) Über Entziehung durch den Strafrichter vgl. unten n.52sq. 

85) Auf Grund v. § 51 B E. der aUerdings sehr allgemein lautet: vergl« je- 
doeh die feste Fnuds bd Doli. YIE. p. 767 sq. oberstr. Erk. y. 9. Mai 1862 BL 
t Beehtsanwend. XXYII p. 286, 287. 
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Allerdings kann nun aber der suspendierte oder deponierte Kleriker 
gegen das urteil des geistlichen Gerichts Reours bei dem Kultus- 
ministerium einlegen und wird die Beschwerde als begründet*^ er- 
achtet, so kann das bracchium seculare nicht gewahrt werden. 
Daraus ergiebt sich, dass indirekt auch nach Staatsrecht die PfrOnde- 
entziehung nur unter kirchengesetzlichen Voraussetzungen geschehen 
darf. Das aber muss festgehalten werden, dass die Pfründeent- 
ziehung keine Strafe im staatsrechtlichen Sinne ist; denn sonst 
könnte sie nach früher Ausgeführtem wegen H&resie nicht verhängt 
werden. Sie kann daher lediglich Pri?atrechtsg6schftft sein, Wider- 
ruf der üebertragung, der nur unter bestimmten kirchengesetzlichen 
Voraussetzungen stattfinden darf. Das Eigentümliche ist dann, dass 
wenn der Entsetzte sich weigerte, zu restituieren, nicht erst mit 
actio negatoria vor den Givilgerichten geklagt werden muss, sondern 
die Verwaltungsbehörden direct exmittieren; man könnte das Ver- 
fahren als Exekutivprocess vor der Verwaltungsbehörde ansehen und 
die Pfründeentziehung in diesem Sinn als administrativ-contentiöse 
Sache bezeichnen. >7) — Schliesslich bleibt noch zu untersuchen, von 
wannen das Becht auf die Pfründe seinen Anfang nimmt, und wann es 
cessiert. Zu unterscheiden ist hier zwischen katholischen und protestan- 
tischen Kirchendienern. Nach der für die ersteren massgebenden V. v. 
21. April 1807 <^*) tritt das Becht auf die Pfründen landesherrlicher 
Nomination oder landesherrlicher oder privater Präsentation mit dem 
Tage der Nomination oder Präsentation ein, vorausgesetzt, dass 
hinterher die CoUation erfolgt, was bei dem gegenwärtigen Nomi- 
nations- bezw. Präsentationsverfahren inmier der Fall sein wird. 



26) Etwa weil das betreffende Eiichengesetz staatsreohtiich nicht ezutirt 

27) Diese Erörterungen mnssten gemacht werden, um die P&ündeentziehimg im 
Fall der Hftresie der Kleriker mit dem Satz zu vereinigen, dass wegen Häresie keine 
Strafe verhängt werden darf. 

27a) DöU. XI p. 1512. M. £. vom 8. Juli 1824 (Dm. Vm p. 296). Bei Prtr 
sentationen auf die beneficia minora gilt genauer genommen als Anfangstermin der 
Tag, an dem die Präsentation („Verleihung*') dem Ftäsentanten durch Beskript der 
Ereisregiemng E. d. J. notificiert wird (M. E. ▼. 16. April 1812 DöU. XI p. 1516). 
Die Y. Y. 21. April 1807 gilt f&r das ganze Königreich, nur nicht fOr das Gebiet 
des ehemaligen Groesherzogtnms WürzLnrg und die Pfalz (StinglFbizamtp. SlOsq; 
DöU. XI §§ 1183-1187). 
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Ausgeübt kann das Becht natürlich erst nach erfolgter GoUation 
werden. Bei den Pfründen freier bischöflicher Collation beginnt es 
mit dem Tage der Ausfertigung des CoUationsdekrets. Ebenso 
entsteht den protestantischen Oeistlichen ein Becht auf die Pfründe- 
fruchte erst mit dem Tage der Verleihung. *'^) — Das Niess- 
brauchsrecht an der Pfründe hOrt bei Suspension, Deposition 
oder Besignation mit dem Tage der Suspension, Deposition, Besig- 
nation auf; bei Versetzungen natürlich mit dem Tag, mit dem das 
Becht auf die neue Pfründe anhebt.*^*) Wird dagegen]'die Pfründe durch 
den Tod erledigt, so beziehen die Erben des katholischen Pfarrers eto. 
die Früchte noch einen Monat lang, die Wittwe und die unversorgten 
minderjährigen Kinder (also nicht alle Erben) des protestantischen 
Pfarrers etc. 6 Monate lang.'^^) Dieses Becht kann den Erben durch 
vorzeitige Pfründererleihung nicht entzogen werden. — Neben der 
Pfründeverleihung sorgt die katholische Kirche auch durch Eme- 
ritenanstalten für den Unterhalt der katholischen Geistlichen: 
der Staat leistet gemäss art. VI conc. zu diesen Anstalten einen 
Dotationsbeitrag. Gleichermassen besteht für die dienstuntaug- 
lichen protestantischen Kirchendiener ein Pensionsfond; doch wird 
zugleich die Pfründe, auf die der Emerit verzichtete mit einer 
Pension zu seinen Gunsten belastet; endlich ist für die Belikten 
durch Gründung der Pfarrwittwenpensionsanstalt gesorgt worden. 
Auf das Detail einzugehen, hat kein juristisches Interesse. ^^) 

Aber nicht nur die Kirohengewalt übernimmt die Alimentation 
der Kirchendiener, sondern auch der Staat trägt zu derselben bei. 
Einmal ist ein Pfründeeinkommen festgesetzt, die sogenannte Con- 
grua,««) welche dem Pfründner namentlich durch Steuern unge- 



27b) Instr. y. 14. Aug. 1818 § 8 (DSU. 21 p. 1585). 
27c) M. E. ▼. 12. April 1812 (Doli. XI p. 1518). 

27d) V. V. 21. April 1807. — Instr. t. 14. Ang. 1813 § 4 ; Ord. d. Pfarr- 
wittwen-PeDsionBanstalt y. 18. Noy. 1826 (DöU. XI p. 1560.) 

28) ygL Erick: PfrandeweBen § 22; Eraassold p. 154—160. 

29) Die Festsetzung der Gongrua ist erfolgt durch VerordnuDg y. 19. Juui 
1810 und 29. llai 1812 (DöU. YIII. p. 134 p. 188). Dieselbe betrftgt fflr eiuen 
ItatiioliBchen Püarrer 600 fl , einen yerheiiateten protestantiscfaen Pfaner 800 ft,, 
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schmälert belassen werden soll: bezüglich der Staatsstenern erreichte 
man dies dadurch, dass man dem Pfründn^r die Differenz vorsohoss ; 
infolge der neuerlich erteilten alsbald zu erwähnenden Staatszuschüsse 
an ungenügend dotirte Benefiziaten wird diese Manipulation für 
Pfarreien dadurch ersetzt, dass der Vorschuss in der Aufbesserungs- 
summe miterteilt gedacht wird.'*^) Ob die Gongrua auch durch 
Oemeinde-, Distrikts- und Ereisumlagen nicht geschmälert werden 
darf, ist controvers (?gl. Note 29). Da endlich in Festsetzung einer 
Gongrua nur eine Erleichterung für den Pfründner liegen soll, 
so ftUt die Steuerbefreiung den die Interkalarfrüchte beziehenden 
Instituten oder Personen gegenüber weg. »•) — Des weiteren 
werden seit 1863 den Benefiziaten der katholischen und prote- 
stantischen Kirche Staatszulagen in immer wachsender Grösse ge- 
währt: ein Forderungsrecht auf dieselben besteht übrigensnicht.*^^) — 



für einen kotholischen Beneficiaten 400 fl., fflr einen verheiiatetea proteetantisdiea 
Pfarrvicar 600 ii. — Soweit dies Einkommen durch Staatesteaem geschmAlert wflie 
scbieast der Staat die Steuer vor (Y. y 1810 n. 1.) und der Geiatliche hat anf 
Leistung dieses Vorschusses ein Klagrecht. (FQzlYerf.B. p. 288 n. 15.). — Sehr con- 
troTers ist dagegen die Bestimmung der Y. v. 1810, wonadb Gommunalauflagon 
„sich auf die übrigen Gemeindeglieder repartiren''. Hier frftgt es sich ob dieaar 
Satz dahin zu Yerstehen ist, dass die Gemeindeumlsge bei dem Pfarrer überhaupt 
nicht erhoben werde oder dass dieser nur einen Eückgriff auf die Gemeindegliedar 
habe: dass unter Gemeindegliedem nur die Mitglieder der Kirchengemeinde an im- 
stehen seien, ergibt sich aus der Verordnung selbst und muss nach art. Y des Um- 
lagengesetzes von 1819 angenommen werden : ebenso darf man unter den Betriff 
Gommunalumlage unbedenklich die Distrikts- und Kreisumlagen mit einbeziehen 
(gleich. Ans in beidem Bl. f. adm. Fr. XVI. p. 811, 816.) Leugnet man nun 
auch eine formeUe ümlagepflicht des Pfarrers, so ist die in der Y. y. 1810 ge- 
währte Befreiung, wo nicht schon früher (vgl. d« allerd. anfechtb Abh. BL f. adm. 
Pr. VII p. 49—54), jedenfalls durch a. 43 in Verb, mit a. 205 Abs. 2. d. diesrh. 
G V. 29. April 1869 aufgehoben (Bl. f adm. Pr. XXI p. 29). Gibt man dem 
Pfarrer lediglich einen Edckgriff, so besteht die V. v. 1810 zuiecht: So schonfrüher 
Bl. f. adm. Pr. XVI p 310 sq ; dann XXI p. 82. Dieser aUerdinga nicht unbe- 
denklichen Interpretation schliesat sich auch d. V. G. H. an (Entsch. IH. p. 603 sq.) 
Pözl a. a. 0. Meinung ist in der Motivirung undeutlich. 

29a) M. E. y. 28. Mai 1872 (C. M. Bl. p. 408). 

30) So mit Becht M. E. y. 12. März 1832 (DOU. Vm p. 199). 

30a) Vgl das Nähere bei Krick Pfründewesen p. 74 aq; Stin^ kath. Pfründe- 
grasen p. 74 sq; Silbemagl p. 80. — Übrigens erhalten nunmehr auch dieBabbiner 
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Dem Bestreben, den Geistlichen auch abgesehen vom Pfründe- 
einkommen einen standesgemässen Lebensunterhalt zu verschaffen, 
entspringen endlich auch die Bestimmungen, welche die Zwangs- 
vollstreckung '0 gegen siö beschranken. •^•) 

2. Standesrechte. Im Vordergrund scheint hier die Be- 
stimmung des § 30 R E. zu stehen: „die zur Feier ihres (sc. der 
Öffentlichen Eirchengesellschaften) Gottesdienstes und zum Beligions- 
Unterricht bestellten Personen gemessen die Bechte und Achtung 
öffentlicher Beamten. Allein, wenn man näher zusieht, so ist abge- 
sehen von der in Note 24 gemachten, u. £. unnötigen Anwendung 
die Tragweite des § 30 sehr gering. Die eine Folge ist, dass § 380 
G. P. 0. auch auf die Kirchendiener Öffentlicher Eirchengesell- 
schaften Anwendung findet. Hiernach können sie innerhalb der 
Grenzen ihrer Amtsbefagnis Öffentliche Urkunden errichten. 
Welches sind nun diese Amtsgrenzen? Die Beurkundung des Per- 
sonenstandes ist ihnen entzogen.**) Allein noch immer ist ihnen 
das Becht,'') die Aufnahme in die Kirche zu beurkunden nicht ge- 
nommen, und man wird deshalb ihren Urkunden hierüber publicam 
fidam zugestehen müssen.^^) Eine zweite Folge ist, dass die Earchen- 
diener Öffentlicher Beligionsgesellschaften gemäss art. 50 G. 0, vom 
29. April 1869 von gemeindlichen Handdiensten befreit sind, und gemäss 
a. 17 G. 0. nicht zum Erwerb des Bürgerrechts gezwungen werden 
können.'^ Als eine dritte Folge kann man dasBecht auf Titel und Bang 



TlMaeTiingBZQlAgeii: M. £. t. 28. Sept 1874; n. £. y. 30. Mto 1878 (bei Kriek 
a. a. O. p. 216). 

81) C. P. 0. § 716, 7; § 749, 8. 

81a) Beiläufig boU noch eine seltsame Tennögeusrechtliche Yerpflichtung erw&hnt 
werden, die allen Benefidaten von mehr als 600 fl. Einkünften — auch den katho- 
lischen — aoferlegt ist. Dieselben haben gemäss Y. t. 20. Juli 1807 (Reg BL 
T. 1807 p. 1341 sq.) 1 p. Ct. ihrer fHukünfte zu dem allgemeinen ünterstürzungs« 
fond f&r die Hinterbliebenen der bairischen Staatsdiener zu entrichten. 

32) E. G. V. 6. Febr. 1875 § 8. 

38) DöD. Yin p. 404 sq. 

34) T. Sicherer, Commentar zum Personenstandsgesetz p. 2 n. 2. 

35) Auch wenn der Kirchendienst in öffentlidien Kirchen kein öffentlicher 
DiMist wäre, so ergäbe sich gemäss § 30 B. E. der im Text angegebene Satz. 
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bezeichnen, wenn man einen solchen durch keine Klage verfolgbaren 
Anspruch noch Becht heissen will: Besser wftre es, das „Recht auf 
den Titel'' Befugnis '*) zu heissen, die Existenz eines Rechts auf den 
Rang ganz zu leugnen. — Wichtiger sind eine Reihe von Privilegien, die 
dem Umkreis der alten Personalimmunität angehören, sich aber wiederum 
lediglich auf die Kirchendiener, nicht auf die Kleriker überhaupt beziehen. 
Sie sind statuiert in der G. 0. art. 173 Abs. 1 ; R. M. G. vom 2. Mai 
1874 § 65; G.V.G. vom 27. Januar 1877 §34. 7 § 85;»«*) endlich 
kommt in Betracht die gemeinrechtliche Befreiung von der Vormund- 
schaft. Eine Steuerbefreiung liegt in den Normen über Congrua.— 
Endlich findet sich noch in allerdings sehr abgeschwächter Form 
ein Anklang an das Privilegium canonis (Str. G. B. § 196) : „Wenn 
(eine) Beleidigung gegen einen Religionsdiener begangen ist, wäh- 
rend er in Ausübung (seines) Amtes begriffen (ist), so haben 
ausser (dem) unmittelbar Beteiligten, auch (dessen) amtliche Vor- 
gesetzte das Recht, *«^) den Straf antrag zu stellen^'. 



36) Im Hinblick auf das Str. Q. B. § 360. 8 vgl. auch Laband I p. 474. 

36a) Die Immunität aus § 34, § 86 G. Y. G. bezieht sich auch auf die Eiichen- 
diener von Privatkirchengeseilschaften. 

36b) Wahrend die Kirchendiener den Normen über Beamtenboleidigung untoriiegen 
entbehrten sie imd entbehren des Schutzes der Staatsbeamten gegen vexatoiische 
civil- und strafproeessuale Verfolgung, des Schutzes nämlich, dass die Einleitung oder die 
Eröffnung des Hauptverfahrens von der Entscheidung nicht des ordentlichen Gerichts« 
sondern einer andern Behörde abhängig gemacht wird. (vgl. zum folgenden die äusserst 
scharfsinnige Abhandlung Hauser's : d. deutsche Gerichtsverfassung § 9 in seiner Zeitsdir. 
f. Beichsu. Landesrecht Bd. 6 p. 1 sq ) Hier ist zu unterscheiden einmal zwischen dem 
Bechtszustand in der Pfalz und dem diesrheinischen Baiem; dann dem Bechtszu- 
stand vor und nach dem 1. Okt 1879. — In der Pfalz ist gemäss a. 75 der franz. 
Constitution vom Jahr YIIL die Einleitung eines civilrechüichen oder Strafver 
fahrens gegen Yerwaltungsbeattten wegen einer Amtshandlung von der Ermächtigung 
des Staatsraths bedingt. Diese Vorschrift — in Baiem neben Beil. XI § 16 d. V. U. fort- 
bestehend (Hauser a. a. 0. p. 16) kann, wie dies auch in Frankreich angmommen 
wird vBatbie: droit public et administraüf 3 p. 100) an und ftir sich auf die 
Kirchendiener nicht angewandt werden; allein auch §30B.E. ermöglicht eine solche 
Anwendung nicht: denn hier handelt es sich nicht um ein Sonderrecht der Staats* 
diener, sondern nur einer bestimmten Staatsdienerklasse. Dagegen hat die fnsL* 
sösischePnuds— tt. £. mit Unrecht (so auch Batbie a. a. 0. 100-*107) — aus a. 6 
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B. VerbiEdliohkeiten aus dem Kirchenamt. Wir 
sahen, dass in den drei öffentlichen Eirchengesellschaften schon 
der Ordinierte sich der kirchlichen Disciplinargewalt unterwirft, so 
zwar, dass dieselbe gegenüber den protestantischen Klerikern durch 
Geldstrafe, gegenüber den katholischen auch durch Freiheitsstrafen 
ausgeübt wird. Ferner wurde zu erweisen gesucht, dass in der 
Pfründeentziehung durch den Inhaber der Kirchengewalt keine Strafe, 
also auch keine Disciplinarstrafe zu sehen ist. Daraus ergibt sich, 
dass der Kirchengewalt durch üebertragung eines Kirchenamts 
keine neuen Disciplinarmittel erwachsen; wohl aber übernimmt der 
Kleriker mit dem Kirchenamt neue Disciplinarverbindlichkeiten. '^) 

Ganz anders verhält es sich mit dem unmittelbar staat- 
lichen Strafrecht: dieses knüpft gerade an die üebertragung eines 
Kirchenamts an. 

Zuerst sind zu erwähnen die Bestimmungen, die ausdrücklich 
die Üebertragung eines Kirchenamtes zur Voraussetzung strafrechtlicher 
Normen machen. In Betracht kommenhier B. Str. G. B. §§ l^Oa, 338, 174, 
181, — ferner Bestimmungen des bairischen Bechts: §30 des B. E. 
sagt zwar lediglich, dass die Keligionsdiener öffentlicher Kirchen- 



der organischen Artikel die Notwendigkeit eines recours prealable zur gerichtlichen 
Verfolgung von Amtshandlungen der Kleriker abgeleitet Dieser Praxis ist durch 
die bairischen Bestimmungen Über Bekurs derogiert. — Ebensowenig wie in der 
Ffalz a. 75 der Constitution y. YIII kann im diesrheinischen Baiem das Sondeiv 
recht einiger Staatsdiener aus Beil. IX § 16 auf die Kirchendiener Anwendung 
finden. — Von aUedem besteht eine Ausnahme. Die Mitglieder des Oberconsi- 
stoiimns und der Consistorien sind Verwaltungsbeamte (siehe § 21 IV.); sie 
unterH^en daher in der Pfalz dem a. 75 der Constitution, im diesrheinischen 
Baiem, soweit sie Consistorialdirektoren oder Mitglieder des Oberconsistoriums sind, der 
BeiL IX § 16. Durch § 11 Einfg. zu G. V. G. nun ist a 75 der Constitution 
mit der Massgabe aufrechterhalten, dass an Stelle des Staatsraths der Verwaltungs- 
geiichtshof tritt, BeiL XI § 16 ist aufgehoben und dies denn auch im bairischen 
Anafähiungsgesetz zur Str. P. 0. art. 2 Ziff. 3 deklarirt (vergl. Hauser a. a. 0. 
p. 20). Neue Gesetze in dieser Eichtung sind unzulässig, (vgl. Häuser a. a. 0. p. 
23 sq.; a. M. a. 7. d. bair. Ges. y. 8. Aug 1878.) 

37) 80 die Consistorialordnung von 1809 § 29 sq. ausdrücklich; und derici 
reprehensione digni (conc. XU. d) sind doch wohl auch solche Kleriker, die nicht 
nur die allgemeinen klerikalen Pflichten, sondern ihre speziellen Amtspflichten ver- 
letzen. 

13 
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gesellschaften Rechte and Acfatnng öffentlicher Beamten gemessen, 
nnd es wftre falsch, ans dem politischen, nicht einmal immer 
richtigen Axiom, dass öffentlichen Rechten öffentliche Pflichten ent- 
sprechen, den Rechts satz abzuleiten, dass auf die Diener öffentlicher 
Kirchen alle Normen Aber Beamtendelikte Anwendung finden. Allein 
umgekehrt ist aus § 30 R. E. auch nicht zu schliessen, dass der 
Staat anlässlich der Amtsübernahme nicht Rechtspflichten auferlegen 
könne, die sich entweder auf dauernde getreue Amtsfahrung oder 
auf bestimmte einzelne Handlungen beziehen — Rechtspflichten, 
deren Verletzung durch Strafe geahndet wird, und die im ersten 
Fall als disciplinäre, im zweiten als kriminelle Rechtspflichten zu 
bezeichnen sind. >7*) Und wahrend sich im Reichsstrafgesetzbuch 
eine Reihe krimineller Normen findet, welche auf die Träger von 
Kirchenämtem ausdrücklich Bezug nehmen, ist in neuester Zeit 
durch bairischesGesetz dem Staat ausdrücklich eine unmittelbare Dis- 
ciplinargerichtsbarkeit über Diener öffentlicher Eirchengesellschaften 
eingeräumt worden. Dies ist geschehen durch den art. 112 des 
Ausführungsgesetzes zur Str. P.O. vom 18. August 1879, welcher 
dem art. 396 des Str. G. B. von 1861, dem art. 160 des bairischen Ein- 
führungsgesetzes zum deutschen Strafgesetzbuch vom 26. Dezember 1871 
nachgebildet ist. Art. 1 1 2 bestimmt : „Was in den vorstehenden art. 103 
bis 106, dann 108 bis 111 von den Beamten bestimmt ist, gilt .... 
von allen königlichen Beamten und öffentlichen Dienern, sowie von 
den Beamten und öffentlichen Dienern der Gemeinden, der öffentlichen 
Corporationen etc." Art. 113: „Eine Disciplinareinschreitung nach Mass- 
gabe des art. 103 bis 1 10 findet nur auf Antrag der dem Beamten nächst- 
vorgesetzten Dienstesbehörde statt." Art. 114: „die Behandlung und 
Aburteilung der in den art. 103 bis 110 erwähnten Disciplinarstrafen 
erfolgt, durch die Landgerichte nach Massgabe der Vorschriften der 
R. Str. P. 0. und R. G.V. G." Wenn man diese Bestimmungen ihrem Wort- 
laut nach betrachtet, so ist gar kein Zweifel, dass sie auch auf die 
öffentlichen Eirchengesellschaften bezogen werden müssen: denn die 



87a) Tgl. unten n. 49. 
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werden einmal nach bairischem Staatsrecht unter die öffentlichen 
Gorporationen gerechnet ; ob aus politischen oder juristischen Gründen 
ist ToUkommen gleichgiltig.'^) Hauptsächlich kommt nun hier in 
Betracht art. 1 10 des A. f. ges. : „ein Beamter, welcher wegen Fahrlässig- 
keit, ünfleiss, Leichtsinn, oder Unsittlichkeit bereits dreimalige Discipli- 
narbestrafung erlitten hat, soll, wenn er neuerdings einer Pflichtver- 
letzung solcher Art sich schuldig macht, disciplinär mit Geld bis 
za 600 Mark bestraft und zugleich seines Amtes verlustig erklärt 
werden.'' Wie aber tatsächlich doch wohl nur das Oberconsistorium 
von einem Antrag auf gerichtliche Bestrafung eines Kirchen- 
dieners Gebrauch machen könnte, so erstrecken sich die Normen 
des Ausfohrungsgesetzes auch rechtlich nicht auf die katholischen 
Kirchendiener; hiezu wäre Verfassungsgesetz nötig.'^) 

Neben diesen ausdracklichen Bestimmungen kommen eine 
Beihe von Strafandrohungen des Beichsstrafgesetzbuches in Frage, 
die sich nicht unmittelbar auf die Kirchendiener beziehen. Es 
sind dies die Normen über Verbrechen und Vergehen im Amt, 
über Aberkennung der öffentlichen Aemter und weiterer Fähigkeit 
zu ihrer Bekleidung. Je nach dem diese Normen auf die Kirchen- 
diener Anwendung finden, erlangt dann auch das B. G. vom 4. Mai 
1874, betn die Verhinderung der unbefugten Ausübung von Kirchen- 
ämtern für Baiern Geltung* 



88) Ob es freilich die Absicht des Gesetzgebers war, die disoipUuftreii Bestim- 
miiDgen auch auf die GreistUchen auszudehnen mag bezweifelt werden. Die Kommen- 
tare znm Str. G. B. von 1861 (Stenglein II p 580 Weis II p. 3u8j berühren die 
Frage nicht; ebensowenig der Gesetzgebnngsausschuss gelegentlich der Beratung des 
Einf&hmngsgesetzes yon 1871. (^Verh. d. Gesetzgeb. Ausschusses d. K. d. A. 
1871/72 Bd. 2 p. 156.) 

89) Zwar genügt als Grund nidit der Umstand, dass der Bischof selbst Dis^ 
dplinargerichtsbarkeit übt, woh] aber steht art. Xm oonc. entgegen, der hier nicht 
durch § 64 c. B. E aufgehoben wird; denn § 64 c. im Zusammenhalt mit § 69 
redet lediglich yon Kriminaldelikten. Nun heisst es zwar in § 61 R. E. von 1809: 
„Wenn die geistlichen Vorsteher in Erfüllung ihrer Amtspflichten sich nachlässig 
zeigen, so werden Wir dieselben durch geeignete Mittel hiezu anhalten." Allein ein- 
mal ist die Bestimmung zu allgemein um daraus Disdplinargerichtsbarkeit des Herrschers 
gegen die Kirchendiener zu folgern, dann aber ist sie durch § 64 B £. v. 1818» 
der nur von Kximinalgerichtsbarkeit spricht dem art XVI conc gegenüber nicht 
«afrediterhalten. 

18* 
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Zuerst wollen wir antersuohen, ob die Eirdiendiener unter 
§ 369 Str. Q. B. fallen. Selten wird eine Frage bei der vollkommenen 
Verschiedenheit der Ausdrucksweise des Beiohsrechtsi und des Lan- 
desreohts schwerer zu beantworten sein. Vor allem müssen jedenfalls 
die unmittelbar staatlichen Funktionen ausgeschieden werden, die dem 
Kirchendiener übertragen sind. Es war dies früher die Beurkundung 
des Personenstandes und die Eheschliessung ; ob die Kirchendiener in 
ihrer Eigenschaft als Armenpflegschaf tsrftte, als Beligionslehrer, 
Lokal- und Distriktsschuliuspektoren, und Mitglieder der Kirchen?er- 
waltung Staatsdiener sind, darüber wird gesondert gehandelt werden><^ 
Was aber den eigentlichen Kirchendienst anbelangt, so ist er nach 
bairischer Gesetzessprache kein Staatsdienst; denn der Stand eines 
Staatsdieners wird erworben durch Anstellungsrekript : nun wird der 
katholische Kirchendiener vom KOnig überhaupt gar nicht ange- 
stellt, der protestantische vom KOnig als summus episcopus. 

Es frftgt sich also, ob die Kirchendiener unter diejenigen Per- 
sonen zuz&hlen seien/ ^) die (§359 Str.b. g.) im „mittelbaren Dienst*^ 
eines Bundesstaates angestellt sind. Vorab ist dabei zu wiederholen, 
dass § 30 B. E., der nur von Hechten, nicht von Pflichten redet, hier 
durchaus nicht in Betracht kommt. Im bairischen Staatsrecht findet 
sich der Ausdruck mittelbarer Staatsdiener überhaupt nicht, und es 
muss deshalb der Sinn des reichsrechtlichen Ausdrucks aus allge- 
meinen Gründen eruiert werden. 

Hier aber teilen sich die Schriftsteller in zwei grosse Lager. 
Die einen sehen in der Anstellung einen einseitigen Begierungsakt 



40) siehe unten §§ 23, 27. 

41 ) Die Meinung, wonach alle die Personen, welche im Abschnitt 38 des Str.G. B. 
selbststäudig erwähnt werden, nicht unter den Begriff der mittelbaren oder unmittel- 
baren Staatsdiener des § 359 fallen (Heves in r. Holtzendorffs Haodb. d. Strafr HL 
p. 936) und also auch die Geistlichen nicht, weil sie in §§ (337), 338 sdbststäadig 
genannt werden - ist ofienbar unrichtig. Wenn sie in §§ (337), 338 selbststündig 
genannt werden, so bedeutet dies lediglich, dass sie den Strafbestimmongen unter- 
liegen, gleichgiltig, ob sie nach Landesrecht Staatsdiener sind oder nicht. Dass sie 
mittelbare Staatsdiener im Sinn des § 359 überhaupt nicht sein kOnnen, folgt dar 
raus noch lange nicht. 
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des Herrschers, und defiDieren die Staatsdiener als Personen, 
denen durch eine lex specialis des Herrschers oder aber eines Unter- 
tanen oder einer Corporation, welchen der Herrscher die Anstellung 
delegierte, die Ausübung von Begierungsrechten übertragen ist.^*) 
Dabei unterscheidet man wieder zwischen Staatsdienem und Staats- 
beamten im e. S.,^3) u. stellt den Staatsdienern öffentliche Diener gegen- 
über, ohne sich über die genauere Abgrenzung einigen zu kOnnen. Von 
anderen Schwierigkeiten abgesehen, leidet diese Theorie an zwei 
Schwächen: einmal einer Unklarheit, dann einem logischen Wider- 
spruch. Einmal fragt es sich, was sind denn die Regierungsrechte 
deren Ausübung übertragen wurde? Versteht man die Hoheitsrechte dar- 
unter, so ist die Definition zu eng und passt biossauf den Staatsbeamten 
im e. S. Wenn aber mehr als die Hoheitsrechte, was dann? Einge- 
standenermassen gehören unter die Staatsdiener auch solche, denen 
Dienstleistungen rein technischer Natur übertragen sind, etwa der 
ausserordentliche Universitfttsprofessor, der Eassenbeamte etc. Wo 
ist da die Grenze gegen den Arbeiter, der auf einer Staatsdomäne 
im Taglohn arbeitet Man wird also zur Definition gedrängt, dass 
Amtshandlung jede auf den Staatszweck bezügliche Handlung sei, 
und damit zu dem Fehler, ein Rechtsinstitut politisch (durch den 
Staatszweck) zu erklären. Solange die Anstellung noch unmittelbar 
vom Herrscher ausgeht, mOgen sich Schwierigkeiten daraus so leicht nicht 
ergeben, wohl aber wenn die Anstellung durch einen Untertanen oder 
eine Corporation erfolgt. — Des weiteren aber müsste die Anstellung 
als lex specialis doch die Natur jeder anderen lex teilen, sie 
müsste den Willen des Betroffenen unterwerfen, die Annahme des 
Amtes müsste Rechtspflicht sein, die höchstens wegen des überreichen 



43) y Föil bair. Verf.B.p. 446, 468. Zachaiiae (8. Aufl.) deatBchesStaatsreoht 
n p. 16 sq. Zöpfl (5. Aufl.) deutsdies Staatsrecht U p. 786; y. Gerber Gnindztige 
(2. Aufl.) p. 116; Schulze preoss. Staatareoht I p. 817 sq. 

48) y. TM in Blantschli*8 StaatswGrterb. 9 p 687 ; dagegen Laband I p. 890; 
dasa begrifflich ein Unterschied sei, ist ja zuzugeben. Aber Laband hat gewiss 
Beeht, wenn er denselben als gftnzlich unpraktisch bezeichnet; denn der Staatsbeamte 
im engem Sinne unterwirft sich keinen anderen Verpflichtungen als der Staata- 
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Angebots von Kandidaten nicht urgiert würde. Vor dieser Eonse- 
qnenz/^) jedoch sind die modernen Vertreter der einseitigen Natur 
der Anstellung zurückgewichen.^^) Denn tatsächlich ist es eben überall 
in den freien Willen des Designierten gestellt, das angetragene Amt 
anzunehmen. Dann ist aber auch die Anstellung keine lex specialis 
mehr, sondern lediglich Offert; die Annahme ist Accept, die üeber- 
tragung eines Amtes ist Vertrag. — Die letztere Ansicht ist denn 
auch neuerlich von Seydel*^ und Laband*') vertreten worden. — 
Fraglich bleibt aber: über was wird kontrahiert? üeber den Ge- 
halt nicht, denn der ist kein essentiale negotii ; über den zukünftigen 
Amtskreis ebensowenig, denn der ist kein Recht des Angestellten,^^) 
Die Antwort hat Laband in der schärfsten Fassung gegeben. Kon- 
trahiert wird über die Unterwerfung des Anzustellenden unter das 
staatliche Disciplinarrecht. Nun wird es aber wiederum nOtig, zu 
untersuchen, was unter Disciplinarrecht zu verstehen sei^'): ist das 
Disciplinarrecht ein Specialstraf recht? Laband leugnet dies, aber a.K 
mit Unrecht. Denn das muss er ja selbst zugeben, dass sich das 
Disciplinarrecht der Strafe bedient. Er sieht nun den Unterschied 
darin, dass es sich bei Verhängung einer Kriminalstrafe um Sühne 
der Verletztung einer Rechtspflicht, bei Verhängung der Disciplinar- 
strafe um Zwang zu Erfüllung der Amtspflicht handelt. Die 
Unterscheidung, so sehr sie besticht, erscheint doch nicht als 
richtig.^®) Wenn man nun aber das Disciplinarstrafrecht mit der 



i4) die früher auch vertreten wurde vgl. Laband I p. 894. 

45) T. Gerber p. 117 n. 3. ▼. Fözl im 8taat8WÖrterbach 9 p. 688; Schulze I p. 388. 

46) aUg. Staatslehre p. 69. 

47) L p 887. 

48) Seydel p. 60; Laband I p. 460. 

49) YgL BOlan im StaatswGrterbuoh UI p. 139 aq. Mevea in ▼. HoltiendoifTs 
Handbuch HI. p. 989-^946; Bemer Lehrb. d. Strafr. (11. Aufl.) p. 621; H. Meyer 
Lehrb. des deutsch. (Strafr. 1. Aufl. p. 696.) 

60) Laband legt damit, dass er die Disdplinarstrafe der priyatrechtUchen Klaffe 
auf die Leistung aua einem Contraet an die Seite stellt, offenbar auf die zu- 
künftige Erzwingung der Erfüllung Nachdruck; ihm ist also die Disdplinantnfo 
das, was Kahl (Temporaliensperre) als Zwangsmittel im Gegensatz zur yergeltendea 
Eriminalstrafe bezeichnet. Läge das Weaen der Disciplinarstrafe in der ErzwizH 
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herrschenden Lehre als Spezialstrafreoht bezeichnet, so kann die Disci- 
plinarstrafe lediglich die Bestrafung besonderer Pflichten sein, die im 
Anstellungsvertrag übernommen wurden. Worin liegt nun aber die 
Grenze gegen die kriminellen Amtsdelikte, worin die Grenze gegen 
kriminelle Delikte überhaupt, die sich als Verletzung einer durch Ver- 
trag übernommenen Verbindlichkeit charakterisieren? man denke an 
§ 266, 2, Str. G. B. Die Grenze gegen die letzteren kann nicht darin 
liegen, dass hier ein privatrechtlicher, dort ein öffentlich-rechtlicher 
Vertrag abgeschlossen ist; das wäre blosse Wortausflucht. Als Unter- 
schied ergibt sich vielmehr, dass das Diseiplinardelikt nicht die Ver- 
letzung einer Norm ist, welche bestimmte Handlung gebietet oder 
verbietet, sondern die Verletzung einer Norm, die ein dauerndes sitt- 
liches Verhalten: Treue, Gehorsam etc. erheischt. 

Wenden wir nun die Definition auf die mittelbaren Staatsbeamten 
an, 60 sind mittelbare Staatsbeamte solche Eorporationsdiener, die 
sich durch Anstellungs vertrag mit der Korporation der Disciplinargewalt 
derselben unterwerfen, welche Disciplinargewalt ihrerseits wiederum der 
Korporation vom Inhaber der Staatsgewalt delegiert wurde. Dass bei 
der Uebemahme eines Kirchenamtes der Kleriker neue^^) Verpflich- 



gnog znktlnftigen Verhaltens, so könnte sie notwendig dann nicht mehr voUstreckt 
werden, wenn die Erfüllung aus BechtsgrÜnden unmöglich wird, also wenn der Be- 
amte seine Entlassung gibt ; so auch Laband I. p. 454 Nach dem Beichsbeamtengesetz 
ist dies aUerdings der Fall (B. B G y. 81. März 1873 § 100). Allein das ist ledige 
lieh eine Bestimmung des Beichsrechtes Wenn es im bair. Str. g. b. y 1861 
art 895 hiess: ein Beamter, welcher wegen pflichtwidrigen oder ehrwidrigen Be- 
nehmens etc. bereits dreimalige Disdplinar-Bestrafung erlitten hat, soll wenn er 
sich neuerdings einer Pflichtverletzung schuldig macht, mit Gefängnis bis zu 8 
Monaten bestraft werden, womit der Verlust des Dienstes als Folge yerbunden ist; 
so kann man hier unmöglich annehmen, dass der Beamte der Strafe entging, wenn 
er yerher sein Amt niederlegte. — Unhaltbar sind die Gründe, ans denen 
y. liszt (das deutsche Beichsstrafr.) die kriminelle Natur der Disdplinardelikte oder 
besser den Charakter der Disdplinarstrafe, als einer Eriminalstrafe leugnet, (p. 174, 
175) y. liszt kennt eine Zwangsgewalt, deren Inhaber der Staate und die dennoch 
mcht „öffentlich'' ist. 

51) Im Grund genommen wäre schon der Ordinirte, auch solange er kein 
Amt hat, mittelbarer Staatsdiener; allein die Distinction ist hier unpraktisch, eben 
weil er keines hat. An sich freilich sind Staatsdiener ohne Amt denkbar (Laband I 
p. 451 sq. ; Gareis allg. Staatsr. in Marqoardsens Handb. d. öffenÜ. Bechts I p. 162.) 
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tongen eingeht, deren Verletzung disciplinftres Delikt, ergab sieh 
oben. Es sind also die Kirchendiener der drei öffent- 
lichen Kirohengesellsohaften mittelbare Staatsbe- 
amte im Sinn des Str. g. b. ") - Demnach nnterliegen sie erstlich den 
strafrechtlichen Normen des 28. Abschnitt des Str. G. B. Wenn aber 
Kirchendienst mittelbarer Staatsdienst ist, dann ist er sicherlich auch ein 
öffentliches Amt, dass gemäss §31 Str. G. B. aberkannt werden kann; mit 
Ihm die Pfründe.") Er ist ferner ein öffentliches Amt im Sinn des 
§ 132 Str. G B.M) Also ist jeder straffällig, der ein Kirohenamt 
emer öffentlichen Kirche ausübt, ohne dass ihm dasselbe auf eine 
nach Staatsrecht giltige Weise übertragen wurde. - Darum endlich 
findet auch das R. G. vom 4. Mai 1874 in Baiem Anwendung und 
kommt hier namentlich § 2 in Betracht, wonach der Ventrickung 
oder dem Verlust der Staatsangehörigkeit und Verbannung die- 
jenigen unterliegen, „die wegen Vornahme von Amtshandlungen in 
einem Kirchenam^ das den Vorschriften der Staatsgesetze zuwider 
Ihnen übertragen, oder von ihnen übernommen worden war rechts- 
kraftig zur Strafe vemrteüt" sind und nun eine der im'§ 1 des 
Gesetzes bezeichneten Handlungen vornehmen. — 

IV. Besnltat: Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Kirchen- 
diener öffentlicher Kirchengesellschaften keine Staatsdiener im Sinn 

«Q V TT*"'.^ r ^"^ d«^,Kü«h«»«ü«er bei seiner Instdküon g^ tit X 
§3 V. U den Verfa«anp,eid leistet. - Uebrigens ist m bemerken, dJ d« 
frühere oberste Gedchtd,o£ den kaöi. Kirchendienem den Cbimürter d« sZtZ 
amten absprach (Zeitschrift f. Eechtspflege und Gesetzgeb. d.K.R. Baiemnip 3» 
y p. 300 sq VI p. 186. IX p. 48). was aber unserer Amiahme, ^S^m- 
bare Staatsdiener im Sinn de« Str. G. B. seien, nicht widerspricht 

63) Zwar ist § 369 enger als § 81. allein eben nm deswillen darf man «meh- 
men. dass sem Inhalt unter § 31 ftllt Wem. also nach Landesrecht eineKat«»™ 
mjter « 859 Mt. so flllt «e auch unter § 31, vgl. übr. Hm^usTdx^S. 
Kurchengesetze des Jahres 1878 p. 148. F«™. 

54) Ein Grund dafttr, gegenüber dem Maren Ausdruck des § 81 Str s b 

öff^üicheAemter im Sinn dieses Strafgesetzbuchs«, dem §132 einen andem'ßLl^ 

des öffenaichen Amts als den des § 31 unterzulegen, ist uns nicht recht erfiS 

A. M Johnin V. Holt^endorffs Handbuch in. p. 179. ygl. Oppenhoff Comm«t 

9 182 n. 1. Hinschjus a. a. 0. p, Ö8. ™i««- 
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des bamsohen Rechts sind, sondern dass sie denselben nur durch § 80 
B. E. in Ansehung der Bechte und Achtung, gleichgestellt werden, 
Dagegen sind sie mittelbare Staatsdieuer im Sinn des Beichsrechtes. 

— Von alledem finden sich aber zwei nicht unwichtige Ausnahmen. 
Einmal sind die Bischöfe keine mittelbaren Diener im Sinn des 
B. Str: G. B.; denn nirgends — weder im B. E. noch dem Con- 
cordat — sind sie einer Disciplinargewalt unterworfen. Auf mit 
physischer Macht begabten Bischöfe finden daher, und das ist eine 
empfindliche Lücke, die Bestimmungen] über Beamtendelikte etc. 
keine Anwendung; nur den Normen der §§ 130 a,' 181, 338 unter- 
'liegen auch sie. — Zum zweiten sind die Mitglieder der Consistorien 
Staatsdiener im Sinn des bairischen Staatsrechts: denn sie unter- 
stehen der Dienstaufsicht, also der Disciplinargewalt des Ministeriums^^) 
und damit allen Normen des bairischen Staatsdienerrechts, 



IV. Hauptstück. 

Kirchliche Verwaltung. (Kirchliches Leben.) 

§ 22. L Abschnitt: Die eigentliche kirchliche 
Verwaltung. 

Kirchliche Verwaltung ist die Bealisierung der durch die kirch- 
lichen Disciplinar- und Glaubensgesetze statuierten Normen. Sie bewegt 
sich daher im Ganzen innerhalb des Gebietes, welches § 38 B.E. 
Torgezeichnet und wäre durch die Definition — kirchliche Verwaltung 
ist die Bealisierung der Eirchengesetze durch Verfügung der Kirchen- 
gewalt — nicht genugsam umschrieben. Denn fasst man den Um- 
fang des § 38 genauer, so kann man ihn allerdings in erster Linie 
zerlegen in die Lehr- und Sakramentsverwaltang, und die Eirchen- 



55) § 30 Text nach Note 32. 
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zncht.>) Des weiteren aber liegt es in der Natar der Sache, dass 
die Wort- nnd Sakramentsverwaltong nicht lediglich den Einzelnen 
gegenüber geabt wird, sondern» dass sich die Eirohengenossen an 
einem Ort sammeln, nm hier vereint religiöse Belehmng zn em- 
pfangen, nnd die Sakramente entgegen zn nehmen, es folgt daraus, 
dass sie sich in diesen Versammlungen nun nicht rein passiv ver- 
halten, sondern sich unter Formen, welche sich je nach der Eirchen- 
gesellschaft verschieden gestalten, gegenseitig zu erbanen suchen: 
damit ergiebt sich der Begriff des Oottesdienstes ^ (§ 38 b). Es 
kann nun aber das Bedürfnis der gegenseitigen Erbauung, von 
dem Gottesdienst sich ablOsen nnd zur Bildung eigener kirchlicher 
Yereine innerhalb der Kirche führen. Am m&chtigsten hat sich 
dieser Trieb zur Vereinigung innerhalb der katholischen Kirche in der 
Bildung der christlichen Orden, Kongregationen, Bruderschaften gezeigt 
Wie nun das Staatskirchenrecht selbst zum guten Teil ein Spezialvereins- 
recht ist, so hat sich für diese kirchlichen Vereinigungen wiederum ein 
eigenes noch spezielleres Vereinsrecbt, fOr die gottesdienstlichen Ver- 
sammlungen, ein SpezialVersammlungsrecht, gebildet. Es zerf&Ut dem- 
nach die kirchliche Verwaltung in Bealisierung der Eirchengesetze 
durch Verfügung der Kirchengewalt: Lehr- und Sakramentsverwaltong 
und Kirchenzucht — sowie die Bealisierung der Kirchengesetze durch 
die einzelnen KirchenangehOrigen in Gottesdienst und Vereinsbildung. 
Im Folgenden ist zu untersuchen, in wieweit diese Tätigkeiten staats- 
rechtliche Bedeutung haben.') 

I. Gottesdienst, Lehr- und Sakramentsverwaltung, 
Kirchenzucht. — 1. § 38 B. E. bezeichnet als innere Kirchen- 
angelegenheit: die Form und Feier des Gottesdienstes; 
d. h. Form und Feier des Gottesdienstes haben die einzelnen 
Kirchengesellschaften selbststftndig zu regeln. Eine grundlegende 



1) § 38a kommt hier nicht inBetracht — Eine äassent scharfe Trennimg der 
Elemente der Kirchenyerwaltang bei 0. Hejer Lehrb. d. dentech. KirehemoehtB. 
(8. Aofl.) p. 508 aq. 

2) 0. Mejer p. 508—580. 

8) Eine generelle — hier nicht weiter zu verfolgende -* Competenz der G^Uate- 
behörden rar Einwirknng aof die kirchliche Yerwaltong ergibt sich aus dem Ge- 
sichtspunkt der Medidnalpolisei (R. £. ( 76. e.) 



Digitized by VjOOQIC 



9 99. i— 6. Di« «fgentiiohe MroUiohe Verwaltimg. 2D3 

Ausnahme hiervon ergiebtsich gem&ss §34, §35 B.E. für diePrivair 
kirchengesellsohaften. Zwar darf ihnen in der Aufnahmsurkunde 
das Recht zu gottesdienstlichen Zusammenkünften in eigenen Ge- 
bäuden nicht versagt werden,*) der Gottesdienst darf jedoch nicht die- 
jenige äussere Form annehmen, welche tatsächlich ein Kennzeichen 
des Kultus der öffentlichen Kirchengesellschaften geworden ist. — § 76 a 
aber rechnet unter die gemischten Kirchenangelegenheiten alle An- 
ordnungen über den äusseren Gottesdienst, dessen Art, Zeit, Zahl etc. 
(§ 79 11^^ ausserordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten, besonders 
dann, wenn sie an Werktagen abgehalten w^den sollen, muss könig- 
liche Genehmigung eingeholt werden/^ Aus diesen Bestimmungen 
ergiebt sich jedenfalls, dass ein Gottesdienst nur da, dann — 
und was sich hienach von selbst versteht — so oft abgehalten 
werden kann, als die zuständige staatliche Behörde es gestattet. 
Genauer ist die Materie duich die TT. E. vom 20. Juni 1851 ge- 
regelt. Hienach genügt zur Abhaltung der nicht gewöhnlichen kirch- 
lichen Feierlichkeiten — die gewöhnlichen sind theoretisch als bereits 
genehmigte zu betrachten — regelmässig Anzeige an die Distrikts- 
polizeibehörde ; die Genehmigung ist ein für allemal durch die er- 
wähnte Ministerialentschliessung erteilt. Ungewöhnliche kirchliche 
Feierlichkeiten,^) die unter freiem Himmel stattfinden, bedürfen der Ge- 
nehmigung der DistriktspolizeibehOrde, die nach Massgabe des Ge- 
setzes vom 26. Februar 1850 versagt oder erteilt werden kann. Unmittel- 
bare königliche Genehmigung erfordern die ausserordentlichen kirch- 
lichen Feierlichkeiten dann, wenn sie politischen Charakter an 
sich tragen, wenn die Feierlichkeiten von nicht bairischen Geist- 
lichen oder Religiösen die einem in Baiem nicht recipierten Orden 
angehören, veranstaltet werden, endlich, „wenn die Kirchenbehörde 
ihre Angehörigen zur Teilnahme unter Einstellung der Arbeitstätig- 
keit im Gewissen verbinden will." Durch die letzte Klausel wird 



4) Über den scheinbar widersprechenden § 89 R. E. vgl. § 16 n. 12. 

5) D5U. yXTTT p. 355; über die Bechtsbestftndiglreit dieser Verordnung vgl. 
§ 19 n. 10 f. 

6) Zu denen also herkömmliche Frocessionen, Bittgänge etc. nicht sn nehmen 
(Gee. T. 26. Febr 1850 art. 4 Abs. 2). 
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§ 79 B. E. wiederholt. — Fraglioh ist nun aber « welohe weiteren 
Anordnungen in Bezng auf den äusseren Gottesdienst der staatlichen 
Oenehmignng bedürfen, da ja § 38 die Form des Gottesdienstes als 
innere Kirchenangelegenheit bezeichnet, ü. E. ist es unmöglich, 
eine scharfe juristische Grenze zwischen § 76 a und § 38 b zu ziehen. — 
Ebensowenig Iftsst sich die Tragweite der Bestimmung des § 76 b 
abgrenzen, nach welchem gemischte Gegenstande sind und darum dem 
einseitigen Anordnungsrecht der Regierung auf Grund des § 78 B. E. 
unterliegen: die Beschränkung oder Aufhebung der nicht zu den 
wesentlichsten Teilen des Kultus gehörenden Feierlichkeiten etc. 
Im Grunde konnte man nach dem jeweiligen Parteistandpunkte 
alles unter diese Bubrik subsumiren. — Die Folgen der Verletzung 
der eben dargestellten Normen sind verschiedenartig. Vor allem 
gründet sich die Competenz der Begierung zum Erlass von Bechts- 
normen über gottesdienstliche Versamoüung auf § 78: Hienach 
können dieselben auf dem Verordnungsweg nur erlassen werden, 
insoweit es sich darum handelt, eine Anordnung der Kirchen- 
gewalt ganz oder teilweise ausser Kraft zu setzen: Darum fallen 
also die von der Kirchengewalt nicht angeordneten Gottesdienste 
nicht unter die Ministerialentschliessung von 1851, sondern be* 
stimmen sich, soweit nicht § 3, § 4 B. E. entgegensteht,^) nach 
gemeinem Versammlungsrecht, unterliegen desshalb gemftss art. 1 des 
Vereinsgesetzes von 1850 keiner Controle. Werden Gottesdienste, 
welche die Kirchengewalt anordnet, mit Verletzung derM.E.von 
1851 abgehalten, so ist für den Fall der Abhaltung unter flreiem 
Himmel indirekt auf das Vereinsgesetz und damit dessen Strafbe- 
stimmungen <^^) verwiesen; für die übrigen Fälle ist dies nicht ge- 
schehen und so ist lediglich die Ungehorsamsstrafe aus art 21 des 
P. Str. G. B. anwendbar. — 

Der strafrechtliche Schutz des Gottesdienstes ist reichsgesetz- 
lich bestimmt.^ Einmal verfällt einer Geldstrafe bis zu 20 Thalem 



6a) TgL § 16 Text za n. 11 c. 
6b) a. 21 d. Ges. 

7) TgL Wahlberg in ▼. HoltEendoifTs Handb. m. p. 268 sq. Bemer Lehrb. 
eil. Aufl.) p. 402 sq. H. Meyer (Lehrb.J p. 633 sq. 
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oder Haft bis zu 14 Tagen, wer den gegen Störung der Feier der 
Sonn- und Festtage erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt (Str. O.B. 
§ 366, 1).^) — Vor allem aber wird mit Gefängnis bis zu 3 Jahren be- 
straft, wer in einer Kirche, oder an einem andern religiösen Yersanmi- 
lungsort „durch Erregung von Lärm oder Unordnung den Gottesdienst 
oder einzelne gottesdienstliche Verrichtungen einer im Staate be- 
stehenden Beligionsgesellschaft vorsätzlich hindert oder stOrt^^ (Str.G.B. 
§ 167). Ja der Schutz wird auf den Versammlungsort selbst aus- 
gedehnt (§ 166) ohne, dass dort gerade im Augenblick der Störung 
Gk>ttesdienst mttsste abgehalten werden« 

2* Die Verwaltung der Lehre und der Sakramente 
— Verfügung auf Grund der Glaubensgesetze, — mag sie in einer 
kirchlichen Versammlung oder ausserhalb derselben stattfinden, unter- 
liegt abgesehen von § 55 B. E. keiner staatlichen Einwirkung. — 
Ebenso steht auch im freien Belieben der einzelnen, sich belehren zu 
lassen, oder die Heilsmittel zu empfangen: lediglich durch das Mittel 
der Eirohenzucht, das aber kein Bechtsmittel ist, kann er hiezu genötigt 
werden. Es besteht denn namentlich seit dem B. G. vom 6. Februar 
1875 kein Zwang, ') sich kirchlich trauen, besteht kein Zwang, einen 



8) Die landeareehtLiofaen Anordnungen finden aich namentUofa in der Yeroxd. t.30. Jnli 
1862. (ygLBtingl Pfarramt II p. 678); femer in art 2 Ziffer 6 d. P. 8tr. g. b. yom 
26. Des. 1871. und hiezu der Conunentar von Edel p. 61 — ygl. aber auch § 82 
B £. — Controyers ist die Bedeutung der in der Verordnung § 8 und art 2 Ziff. 6 
des P. Str. g. b. gemachte Unterscheidung yon nConfessiorell gemlBchten" und „un* 
gemiachten" Orten: vgL Erk. d. ob. Gerichtshof y. 2. Dez. 1864 (Gultusm. Bl. 1 
p. 8.) — Erk. d. ob. Geriohtsh. y. 29. Okt 1870 (Zeitachr. f . Bechtspflege u. Gesetz- 
gebung d. E. B. Baiem N. F. Bd. 4. p. 358) : Dieselbe wird sich durch juristische Inter- 
pretation kaum feststellen : wie denn auch die beiden gegensfttzlichen Anschauungen : con- 
fessionelle Gemischtheit yerlange ann&hemde numerische Gleichheit der Confesdonsange- 
legenheit (Erk. y. 1864) — confessionelle Gemischtheit yerlange annähernde numerische 
Gleidihfiit n i o h t , ihr Vorhandensein sei durch richterliches Ermessen festzustellen (Erk. 
yon 1870) — wie diese beiden Anschauungen sehr yag sind. — Die Nonnen der §§ 1—7 
der Verordnung können übrigens die Angehörigen einer KirchengeseUschaft nicht 
binden in Bezug auf die besondem Feiertage der andern Eirdiengesellschaft: ygl. 
§ 82 B. E ; § 8 d. V. y. 1862. 

9) Sonach ist das Eherecht kein Teil des Staatskirchensechts mehr; Ober die 
froheren Beohtsverhftltnisse in Baiem: ygl. Sübemagl (L Aufl.) p. 246—808, 
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verstorbenen Angehörigen kirchlich beerdigen zu lassen.^*) — 
Allein andrerseits darf anch niemand gebindert werden, am Gottes- 
dienst teilzunehmen oder kirchliche Verrichtungen an sich toU- 
ziehen zu lassen. § 167 B.Str. G.B. bestimmt: ,,Wer durch eine 
Drohung oder Tätlichkeit jemand hindert, den Gottesdienst einer im 
Staat bestehenden Beligionskirchengesellschaft auszuüben, wird mit 
Gefängnis bis zu 3 Jahren bestraft.'' Dafür, dass jeder Eirchenange- 
hOrige seinen kirchlichen Verrichtungen nachkommen könne, ist sowohl 
landesrechtlich, namentlich für Staatsbeamte,^^) als reichsrechtlich, 



p. 208—228; p. 818'-829; Seuffert: Commentar aber diebair. GerichtBord. (2 Aufl.) 
I. p. 140- 144; nam. v. Sicherer: Eherecht und Ehegerichtsbarkeit in Baiem. Die 
Ehegerichtsbarkeit der kath. geistlichen Gerichte beruht auf oonc. art XII c. m 
Verbindung mit § 64 R. E. Ehegerichte der Protestanten waren geoiSas art 74 
des G.T.G. ▼. 10. Nov. 1861 n. § 7 d. V. t. 10. Not. 1861 die Bezirksgerichte Ans- 
bach u. Baireut. - Nur eine Frage soU hier er&rtert werden, nämlich ob in den baiiiacben 
Bechtsgebieten, in welchen ein bürgerliches Eherecht bestand, seit Erlass des Conoordats 
aber die geistlichen Gerichte das kanonische Becht anwandten, die Wirkung der Ehe- 
hindemisse, sowie die Yoraussetzungen der Ehescheidung fiir Katholiken sidi nach 
dem betreffenden bürgerlichen Recht oder nach dem kanonischen Recht bestimmen: 
Tgl. V. Sicherer: Personenstand und Eheschliessung in Deutschland p. 434 n. 14; 
Hauser in seiner Zeitschrift f. Reichs- u. Landesrecht II p 210. U. £. ist 
mit V. Sicherer zu behaupten: Anwendung findet das betreffende bOrgeriicfae Recht, 
denn § 64 c. R. £. reeerriert staatlicher Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit die Ehe- 
gesetze, insofeme sie den bürgerl- Vertrag und dessen Wirkung betreffen; und hiUt 
die früheren Gesetze der clausula generalis des art. XYI, art. XVII conc gegen- 
über aufrecht, art. Xu c des conc aber überträgt nur Ehegerichtsbarkett Aller- 
dings wird man dann auch die Consequenz ziehen müssen, dass die geistlichen Ge- 
richte das geltende Recht falsch anwandten. Das beweist aber natüriich nichts 
gegen den Rechtssatz, so wenig als eine von Silbemagl 2. Aufl. p. 273 angeführte M. E. 
vom 25. Nov. 1851. Anfechtbar sind natürlich die Urteile nicht mehr; denn sie sind 
eben jetzt, nachdem die Frist zur Einlegung der Rechtsmittel verstrichen, lechtBkräftig 
geworden. Was Silbemagl p. 273 sonst noch gegen v. Sicherer einwendet, be- 
darf keiner Widerlegung- man vgl das monströse Missverständnis des Ausdrui^ : 
btirgcrlither Vertrag, (vgl. Syllabus error, c. 67). 

10) Eine mteressante üebersicht über das Begräbniswesen in Deutechland bd 
Thudichum: deutsch. Eirchenr. p. 92—115; vgl anch § 60 R. G. v. 6 Febr. 1875. 

11) siehe solche Bestimmungen bei Sübemagl p, 297 p. 288. 
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namentlich fQr die gewerblichen Lehrlinge nnd Arbeiter ^') Vorsorge 
getroffen. — 

In diesem Znsammenhang ist nnn anch die Lehre von der 
religiösen Erziehung der Kinder darzustellen. 

Bereits oben, in der Untersuchung über EirchenangehOrigkeit, 
wurde ein Teil dessen erörtert, was das B. E. unter dem Becht 
der religiösem Erziehung versteht, nämlich dieBefuguis, die Kirchen- 
aufnähme eines minderjährigen zu genehmigen und darauf hinge- 
wiesen, dass das B. E. unter Erziehungsrecht des weitem das Becht 
versteht, einen unmündigen selbst mit Anwendung physischer Gewalt 
zu religiösen Gebahren und üebungen nach den Vorschriften einer 
bestimmten Kirche anzuhalten. Von diesem religiösen Erziehungs- 
recht im engem Sinn ist hier die Bede. — Ausdrückliche Normen 
über das religiöse Erziehungsrecht enthält das B. E. nur in An- 
sehung der Kinder aus gemischten Ehen: doch genügen dieselben, 
um den Willen des Gesetzgebers auch in Bezug auf die Erziehung der 
Kinder confessionsgleicher Eltern deutlich erkennen zu lassen. Dagegen 
ist nichts gesagt über die den Erziehern eingeräumte potestes, nicht 
gesagt femer, wer die Erziehungsberechtigten seien. Ven letzterem 
sei zunächst die Bede. 

a. das Beligionsedikt definirt nicht näher, was es mit dem „Er- 
ziehen^' für eine Bewandtnis habe. Es lässt eben lediglich eine reli- 
giöse „Erziehung" zu. Daraus folgt, dass die dem Erzieher begrifflich 
zukommende Zwangsgewalt sich nach den Normen der einzelnen 
bairischen Bechte über Eindererziehung überhaupt bestinmit und 
danach beschränkt sie sich auf ein massiges Züchtigungsrecht. ^^) 
Diese physische Gewalt wird angewandt, um das Kind zu dem 
nach den Gesetzen einer bestimmten Kirche vorgeschriebenen Ge- 
bahren anzuhalten. — Hierin besteht nun die weittragendste Ausnahme 



12) §§ 105, 186 Abs. 3 Geworbeordnang nach cL Nov. y. 17. Juli 1878. Tgl. 
Seydel: das Gewerbepolüeirecht nach d. Beiohsgewerbeordnang in Hirth*8 Annalen 
1881 p. 693; p. 704 n. 8. 

18) Tgl. die BelegsteUen bei y. Roth, bair. Gnlieoht 2. Aufl. p. 573. 
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208 Die eigMÜiche kinliHcbe Vttwaltuig. § 33. 18-14. 

von dem in § 1 K. E. festgesetzten, oben in § 17 n&her erörterten 
Princip der Gewissensfreiheit: im allgemeinen ist Zwang in Gegen- 
ständen des Glaubens und Gewissens verboten, das Kind aber unter- 
liegt kraft des religiösen Erziehnngsrechtes einem solchen Zwang 
sehr wohl. Diese Ausnahme von dem Prinzip der freien Teil- 
nahme an Lehr- und Sakramentsverwaltung, rechtfertigt die Stel- 
lung der Lehre von der religiösen Erziehung gerade an den 
hier gew&hlten Platz. — Direkt ausgesprochen freilich ist die Aus- 
nahme per analogiam nur for Kinder aus gemischten Ehen und un- 
eheliche Kinder: allein dennoch muss dieselbe wenigstens indirekt 
auf Kinder aus ungemischten Ehen bezogen werden, zumal dies 
auch aus § 18 R. E. erhellt, wie unten zu ersehen. 

b. Wer sind nun die Erziehungsberechtigten? Auch hier setzt 
das B. E. nichts fest, ausser fOr Eltern gemischter Confession, spricht 
vielmehr nur davon, dass die Kinder religiös erzogen werden 
dürfen und stellt damit der früheren wie der spateren Gesetz- 
gehung gewissermassen ein Blankett aus, die Namen der Erzieher 
zu bestimmen: Verfassungsgesetz ist also zu solcher Bezeichnung 
nicht notwendig, wohl aber einfaches Gesetz. — Nach früherer 
Rechtsnorm aber sind erziehungsberechtigt die ehelichen Eltern, 
nach dem Ableben des Vaters der von der Obervormundschaft bestellte 
Erzieher, wozu regelmässig die Mutter bestellt werden muss. Ergibt 
sich während des Bestandes der Ehe ein Zweifel über die Aus- 
übung des Erziehungsrechtes, so entscheidet der Wille des Vaters.^^ 
Diesen Bechtsnormen derogiert jedoch das B. E. zum Teil in An- 
sehung der ehelichen Eltern gemischter Confession. Hier ist das 
Erziehungsrecht des Vaters und der Mutter insofern gleichwertig, 
als die Bestimmung darüber, in welcher Confession das Kind überhaupt 
erzogen werden soll, nur durch Vertrag der £ltern und zwar u. £. 
durch jeden Vertrag ^^) getroffen werden kann (§§ 12, 13, 14). 



U) Zu dem Gesagten y.Both: bair. Civilr. L §121 11.10—18; Beeeler: deatsch. 
Privatr. 8. Aufl. p. 488, 484. 

15) vgl. §§ 12 n. 14 B. E. a. A. die Entsch. d V. G. H. y. 19. Aug. 1882. 
(Eatach. IV. p. 161 sq.) im Widersprach mit der bisherigeii Praxis. BasErkeimt- 
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Ist nan aber einmal durch Vertrag ausgemacht, in welcher Confession 
das Kind erzogen werden soll, oder tritt mangels vertragsm&ssiger 
Regelung die gesetzliche des § 14 ein, so entscheidet aber den Ver- 
lauf der religiösen Erziehung im einzelnen wiederum der Wille des 
Vaters; denn insoweit enthält das B. E. keine Bestimmung. — 
Wie eheliche Kinder werden natürlich die per subsequens matri- 
monium legitimierten behandelt (§ 20).^ Den ehelichen Eltern ge- 
mischter Confession stellt das B. E. (§ 21) aber femer die unehe- 
lichen Eltern gemischter Confession gleich, sobald der Vater das 
Kind anerkannt hat. Zur Anerkennung genügt jeder Vertrag und 
jede einseitige Willenserklärung, mag sie auch nur in conoludenten 
Handlungen bestehen.^*) Doch kann man die Oleichstellung eben 
nur auf die Normen beziehen, welche das B. E. für das Erziehungsrecht 



Dias stOtzt sich saexst auf die Entstehangsgeschichte. AUeia die AeuBseruDg 
aus der Sitzang des geheimen Kate vom 16. M&rz 1809 beweist nichts weniger als 
dass man die Bestimmung der Verordnung von 1803 aufrechterhalten wollte, sondern 
unbefangen gelesen, gerade das Gegenteil: denn uneigentliche Ehepakten gibt es eben 
nidit. Man hat offenbar nicht daran gedacht, die Erweiterung in § 16 R. £. v. 
1809 auch in § 14 einzusetzen: dass man diese freilich un^erzeüiche Nachlässigkeit 
den Bedaktoren des B. £. wohl zutrauen darf, erhellt aus anderen Stellen (z. B- 
gl 30—32 M. E. y. 1809). Viel gewichtiger ist die Anführung des Lfiuterations 
reekriptesy.il. Mai 1815, das tatsächlich einen Bechtzustand im Sinn der bekämpf- 
ton Entscheidung geschaffen hat Aber indem der Gesetzgeber 1818 den in ihrem 
Wortlaut und wohl auch in ihrer Entstehung für unsere Ansicht sprechenden § des 
B. E. y. 1809 wiederholte (§ 14 \ hat er eben das Lauterationsrescript y. 1815 
wieder abgeschafft, üeber den Wortlaut hinauszugehen, und sich einerseits auf die 
Materialien zu stützen, andererseits aus den Erfordernissen einer guten Bedaklion 
zn argumentieren, geht da nicht an, wo die beigebrachten Materialien so dürftig 
sind und auch die Bedaktion des Gesetzes so überaus schlecht, ü. A. im allgem. 
d. Abb. in d. EL f. adm. Fr. HI p. 72 sq. 

16) A. A. Erk. d. V. G. H. yom 10. Juni 1881 (Entsch. UI. p. 83): seine 
Argumentation beruht darauf, dass man 1809 und 1818 unter Anerkennung an das 
französische Institut (Zachaiiae franz. Ciyilr. 6. Aufl. §§ 567, Ö68a, 571) dachte, 
deshalb sei zur „rechtewirksamen Anerkennung** eine Anerkennung yor dem Gericht oder 
Cfyilstandsbeamten erforderlich, obwohl das französische Institut in Baiem nicht 
eingeflührt wurde, und nach gemeinem Becht wie den deutschen Partikulanechten 
jeder formlose Anerkennungsyertrag so wie jede formlose einseitige Willenserklärung 
unter Anerkennung mitzuverstehen ist: eine Argumentation aus dem, was der G^ 
setEgeber hat thun wollen, nicht dem, was er getban hat. üeber die frühere Praxis 
eine gute Uebersicht im Erkenntnis. 

14 
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der ehelichen Eltern gemischter Gonfession festsetzt, n&mlich auf die 
Bestimmung, dass die Eltern vertragsweise ausbedingen können, in 
welchem Kirchenglauben das Kind überhaupt zu erziehen sei, widrigen- 
falls die gesetzliche Regelung des § 14 eintreten solle. Im übrigen bleibt 
für die Erziehung im einzelnen wiederum der frühere Bechtsbestand auf- 
rechterhalten, wonach — ausser im Gebiet des französischen Rechtes, — 
die Mutter allein erziehnngsberechtigt ist. Nichts ist im B. E. über 
das Erziehungsrecht der unehelichen Mutter nicht anerkannter Kinder 
bestimmt ^^): nach früherem Becht ist die Mutter erziehungsberechtigt 
— Auch über das Erziehungsrecht des Adoptivvaters schweigt das B. K : 
u. E. steht ein solches dem pleno adoptans zu, nicht aber dem minus 
pleno adoptans. ^^) — Kein Erziehungsrecht haben Stiefeltern, soweit 
nicht nach einzelnen bairischen Partikularrechten die Einkindschaft 
dem Stiefparens Elternrecht verleiht: im letzteren Fall hindert nichts 
dass derselbe durch Vertrag mit dem anderen Ehegatten über die 
religiöse Erziehung der Kinder disponire, wenn er und dieser andere 
Ehegatte verschiedener Gonfession ^*) sind. 

Hat nun aber das B. E. oder ein vor oder nach dem B. E. erlassenes 
Gesetz, das, wie erw&hnt, nicht gerade Verfassungsgesetz zu sein brauchte, 
auch andern Personen als den Eltern und deren Vertretern religiöses Er- 



17) Schlass von § 21 hat eine andere Bedeutung: dehe unten. 

18) Der plene adoptana hat patria potestas ttber den Adoptirten; nicht dagegen 
der minus plene adoptans. Freilich wird man Yertrfige zwischen dem plene adoptanti 
und den natürlichen Eltern verschiedener Gonfession Über die religiöse Erziehung ron 
Kindern aus gemischter Ehe ansschliessen müssen: nicht etwa weil Yertrige blos 
zwischen den natflrlichen Eltern zulässig sind, sondern weil sich die natfirlichen Eltern 
durch diese in adoptionem datio jeder potestas und damit jedes Erziehungarechts 
begeben haben, also nach der Adoption auch nicht mehr Aber dasselbe disponieren 
können; vor der Adoption aber hat der zukünftige Adoptivvater kein Eniehungs- 
lecht. Noch weniger ist nach der Adoption ein Vertrag blos zwischen den nat&riichen 
Eltern zulftssig; d. h. der plene adoptatus ist in der Gonfession zu erziehen, in der 
er nach Gesetz oder Vertrag vor der Adoption zu erziehen war. Das gleiche 
ergiebt sich für ein Kind ans ungemischter Ehe ohnehin (vgl Note 31). 

19) ü. Entsch. d. V. g h. vom 15. Juni 1881 und 9. Dez. 1881 (HI. p. 106, 
440) behaupten apodiktisch, dass Verträge nur zwischen natfirlichen Eltern gemiBohter 
Gonfession möglich seien. Gründe sind nicht angegeben. Allein § 12 aq redet von 
Eltern, also wohl von allen Personen, die Eltern im Beditsainn sind, nicht bloe von 
natürlichen Eltern; § 16 aber bezieht sich überhaupt nicht auf unsere Frage (vgl. 
unten n. 36a ). lieber Elternrecht in Folge Einkindschaft vgl. Both § 73. 3. — 
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§ 22. 20—23. Die eigentliche kirchliche Verwaltung. 211 

ziehungsrecht zugeschrieben? Geschehen ist dies durch das R. E. -^ 
wenn auch nicht tenore legis, der eine andere Bedeutung hat — 
in Bezug auf die Findlinge : hier ist dem Findlingsinstitut, bzw. dessen 
Leiter oder dem, der das Kind aufgenommen, Erziehungsrecht einge- 
räumt. «<>) — 

Des weiteren fragt sich, ob nicht etwa die Eirchengesellschaften 
oder die Staatsschule berechtigt zur religiösen Erziehung >^*) der Kinder 
seien. — Die Ansprüche der Eirchengesellschaften möchte man 
auf § 38d des R-R^o»») begründen: mit Unrecht; denn § 38d Iftsst 
sich mit Bezug auf die religiöse Erziehung nur folgendermassen auslegen: 
einmal steht die Erteilung desjenigen Religionsunterrichtes , welchem 
anzui^ohnen gewisse Untertanen von Rechtswegen verpflichtet sind, den 
Kirchendienern zu — Religionsunterricht an dem teilzunehmen niemand 
gezwungen werden kann, kommt hier, wo es sich um ein Erziehungs- 
recht handelt, nicht in Betracht; dann aber unterliegt die 
Erteilung dieses Religionsunterrichtes nur den in Abschnitt m 
des R. E. statuirten Beschränkungen; nicht jedoch hat der 
§ 38 d selbst zur Teilnahme am religiösen Yolksunterricht recht- 
lich verpflichtet. Das ist vielmehr durch ein anderes (besetz 
in Bezug auf den Religionsunterricht geschehen, der in der Volks- 
schule erteilt wird:**) der Schule *^) ist allerdings ein beschränktes reli- 
giöses Erziehungsrecht gegenüber den Schulpflichtigen gegeben. Dasselbe 
beruht in Ansehung der Werktagsschulpflichtigen auf dem Lehrplan 
vom 3. Mai 1811 **) und der dem Lehrer die nötige Zwangsbefugnis 
einräumenden Schulstrafen Verordnung vom 20. Mai 1815.*^) Nach 
dem Lehrplan von 1811 aber handelt es sich, solange den Worten 



20) § 22 : die Absicht dieses § ist, das ErziehuDgsrecht des Kindes etc. zu be- 
schränken; also ist ein Erziehungsrecht desselben voraasgesetzt. 

30a) Von einem Erziehongs recht kann nur da die Rede sein, wo mit Anwen- 
dung physischen Zwangs erzogen werden darf. 

20b) Die ganz vage Bestimmung des Cona art V. Abs. 4 konomt nicht weiter 
in Betracht. 

21) vgl § 23. 

21a) üeber das Verhältnis zu dem eben über die Befugnis der Kirche zu reli- 
giöser Erziehung gesagten vgl. § ^3. Text zu n 8. 

22) Doli. IX p 1374; vgl. Engehnann: Handbuch d bairischcn Volksschul- 
Kchts p. 285 (2. Aufl./. 

23) Doli IX. p. 1450. 

14* 
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212 Die eigentliche kiidiliche YerwaltaDg. § 32. 34—37. 

ein bestimmter Begriff zukommt, lediglich am Unterricht in der 
Religionslehre, anter andern also aach um Belehrung Ober die reli- 
giösen üebungen« Von einer Pflicht des Kindes aber, die ein Ausflnss 
seiner Schulpflicht wäre, die religiösen Uebungen selbst vorzu- 
nehmen, also den Gottesdienst '^) zu besuchen, und die Sakramente 
der christlichen Kirchen zugemessen, ist hier nirgends die Bede. *^) — 
Diese Bestimmungen des Lehrplanes, die dem Kind eine Beohtspflioht 
auferlegen, können seit 1818 nur durch Gesetz erweitert werden und 
ein solches ist für die werktagsschulpflichtigen Kinder nie erlassen 
worden: '*) dieselben können also durch Schulstrafen nur zur Erlernung 
der Keligionslehre, nicht zu selbststftndiger Yomahme von Beligions- 
abungen angehalten werden. Auch das auf a. 107 P. Str. G. B. von 
1861 und a. 58 des P. Str.G.B. von 1871 beruhende religiöse Er- 
ziehungsrecht der SchulbehOrden gegenüber den Sonntagsschulpflichti- 
gen beschränkt sich auf den öffentlichen Religionsunterricht; nur 
. zum Besuch der Christenlehre und zu diesem nur so lang,'^) als sie eben 
sonntagsschulpflichtig sind, sind die der Werktagsschule entwachsenen 
verpflichtet. Welche Personen gemäss §38d R.E. in der Volksschule 
den Religionsunterricht erteilen, wird sich im nächsten § ergeben, 
c. Das religiöse Erziehungsrecht der Eltern 
ist nur Recht, keine Pflicht. Nichts ist der genauen Be- 
folgung der Normen des R. E. hinderlicher gewesen, als dass man in 



24) Darüber, dass der Gottesdienst nicht lediglich ein Unterricht vgL § 22 
Text zu Note 2. 

25) Lehrplan v. 3. Mai 1811 I. Hauptabteilung 1 c. . . . erste Anleitung 
zum Beten überhaupt 2. f. fortgesetzte Tugendübung Oberhaupt in Verbindung itft 
dem Unterricht in den Sacramenten 3. c. . . . nebst fortgesetzten Unterricht 
in den Sacramenten. Ebensowenig steht in der Instruktion zum Lehrplan (IL Ab- 
schnitt I) etwas von Schulgottesdienst und Genuas der Sacramente. — In 
der Praxis freilich behauptet man (Engelmann p. 841, 342): anzuhalten 
zum Besuch des Gottesdienstes und dem Genuss der Sacramente sei B&che der 
religiösen Erziehung tmd stehe darum der Schulbehörde zu: allein man ToigiBst 
eben, dass das religiöse Erziehungsrecht der Schule durch den Lehrplan auf 
Unterricht in der Beligionslehre beschränkt ist. 

26) am allerwenigsten in a. 107 d. P. Str. G. B. t. 1861, a. 58 P.Str.G. B. 
Yom 26. Dez. 1871, der überhaupt nur den Eltern werktagsachulpflichtiger Einder 
und den Sonntagsschülem, nicht den werktagsschulpflichtigen Kindern selbBt eine 
Bechtspflicht auferlegen will; fraglich freilich ist, ob diese Absicht eiraicht wurde, 
(vgl. p. 214). 

27) 80 auch die Praxis: Englmann p. 257 n. 5. 
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der Praxis ziemlich allgemein annimmt, das religiöse Erziehungsrecht 
sei zugleich eine Eiziehungspflioht.*^) Vage Axiome, wie: jedes 
öffentliche Recht involvire auch eine Bechtspflicht, vermögen hier 
natürlich nicht zu verfangen. Die Bechtspflicht könnte etwa auf der 
Yerfassungsurkunde selbst, oder einem andern Gesetz beruhen: 

Im Beligionsedikt aber findet sich eine Bechtspflicht der Eltern zu 
religiöser Erziehung überhaupt nicht statuirt. Allerdings heisst es 
in § 12: „erzogen werden sollen.'' Allein der Interpretation dieses 
sehr allgemeinen Ausdruckes dahin, dass damit eine Bechtspflicht 
auferlegt sei, steht eben einfach der § 2 B. E. gegenüber: (jeder 
Einwohner) darf demnach in Qegenständen des Glaubens nnd Ge- 
wissens keinem Zwang unterworfen werden : nun kann man sich doch 
eigentlich keinen grösseren Gewissenszwang vorstellen, als wenn ein 
Vater zur religiösen Erziehung eines Kindes gezwungen wird, wiewohl 
dies seiner persönlichen üeberzeugung widerspricht. Denn, wenn 
man überhaupt annimmt, durch das B. E. sei eine religiöse Er* 
Ziehungspflicht auferlegt, so würde diese Pflicht sich nicht blos auf 
dies Anhalten zum Besuch des Gottesdienstes nnd der Theilnahme 
an den Sakramenten, was freilich schon Gewissenszwang genug wäre, er- 
strecken, sondern auch auf häusliche XJntervreisung, da das B. E. hier 
nicht distinguirt. Hiemit wäre durch § 12 im direkten Widerspruch 
mit § 2 eine erzwingbare Betätigung eines bestimmten Glaubens 
auferlegt. Da es aber die erste aller Interpretationsregeln ist, im 
Gesetz keinen Widerspruch zu vermuten, so muss eben dem §12 eine 
andere Auslegung gegeben werden, und eine solche ist sub. lit. d. 
versucht; nach ihr handelt es sich nicht um Setzung einer Er- 
ziehungspflicht, sondern um Beschränkung des Erzieh- 
ungsrechtes. — 

Verbietet nun aber die Verfassung irgend jemanden — mit Aus- 
nahme der der religiösen Erziehung unterworfenen Kinder — zu 
Betätigung einer religiösen Anschauung zu zwingen, mag diese Anschau- 
ung seine eigene sein oder nicht, und ist die religiöse Kindererziehung 
in erster Linie eine solche Betätigung, so sind alle früheren Bechts- 
normen, welche religiöse Erziehungspflicht statuiren, aufgehoben; 



28) 80 auch Y. 6. H. (Entsch. I. p. 107; lY p. 229.) 
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214 ^i® eigentliche kirchliche Verwaltung. § 23. 29—30. 

von neuem kann dieselbe nur durch Verfassungsgesetz eingeführt 
werden. Ein solches ist weder das P.Str.O.B. von 1861 noch das von 1871 
und wenn eines derselben die Tendenz haben sollte, nicht blos den Kin- 
dern die Pflicht zum Besuch des Beligionsunterrichts, sondern auch den 
Eltern die Pflicht aufzulegen, die Kinder zum Besuch anzuhalten, so hat 
diese Tendenz keine Verwirklichung gefunden. Denn auch das blosse An- 
halten zum Besuch des Religionsunterrichts ist Betätigung einer be- 
stimmten religiösen Anschauung, Zwang also ausgeschlossen. Das be- 
schränkte religiöse Erziehungsrecht der Schule kann also nur den Kindern 
gegenüber, in der Werktagsschule durch Schulstrafen, in der Sonntags- 
schule durch die Strafe aus a. 58 Abs. 2 des P. Str. G. B. von 1871 
realisirt werden.'^) — Eine Folge aus all dem gesagten ist es 
endlich, dass weder Eltern noch Kindern gegenüber ein Tauf- oder Con- 
firmationszwang besteht. 

d. Das religiöse Erziehungsrecht ist ein be- 
schränktes nach Qegenstand und Zeit Dieser Satz, 
bereit« im Vorhergehenden einigemale berührt, soll nun des näheren 
durchgeführt werden. 

Erstlich kann die Erziehungsgewalt nur gebraucht werden zur 
Erziehung im Glauben einer aufgenommenen Kirchengesellschaft. '<') — 
Des weitem aber bestimmt das R. E. zunächst in Beziehung auf 
gemischte Ehen: die Kinder „sollen erzogen werden,'' „folgen'' etc. 
Dass damit den Eltern keine Rechtspflicht auferlegt ist, sahen 
wir vorher. Aber irgend eine juristische Bedeutung müssen die 
umfangreichen Vorschriften der §§ 12—23 doch haben. Vergegen- 
wärtigt man sich nun, dass ihre principielle Bedeutung in einer Aus- 
nahme von § 2, in einer Unterwerfung der Kinder unter ein religiöses 



29) A. A. d. £rk. d. ob. Geriohtsh. v. 2. Nov. 1878 (Samml. v. Entsch. d. ob. 
G. in Gegenst. d. Strafrechts 8. p. 529 sq.) 

30) Da nach § 18 R. £. (vgl. ob. § 17.) die Befugnis, die Aufoahme eines 
Kindes in die zuständige Eirchengesellschaft zu genehmigen, ein Teil der religiösen 
Erziehung im Sinn des B. £. ist und von einer Aufnahme im Bechtssinn nur bei 
der Au&ahme in eme anerkannte Kirche die Bede sein kann, so kann auch der 
andere Teil des firziehungsrechtes nur auf Erziehung in der Gonfession einer aner- 
kannten Kirche sich beziehen, vgl. dagegen die Aeusserung einer Prooesspartei in 
Entsch. d. V. g. h (Entsch. I. p. 332). 
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Erziehangsrecht liegt, so kOnnen die einzelnen Bestimmungen ledig- 
lich eine Begrenzung und damit eine Beschränkung dieses Erziehungs- 
rechtes, und zwar in seinen beiden oft erwähnten Bichtungen be- 
zwecken. Daraus ergibt sich : Kinder aus gemischten Ehen unterliegen 
der Erziehungsgewalt nur, insoweit sie erzogen werden in der durch 
Vertrag oder durch Qesetz bestimmten Gonfession, und können nur 
in diese Gonfession aufgenommen werden ;^^) ebenso p. s. m. legitimirte 
und vom Vater anerkannte uneheliche Kinder, wenn die Eltern un- 
gleicher Gonfession sind. Die übrigen unehelichen Kinder dürfen 
der Erziehnngsgewalt unterworfen werden nur zur Erziehung in der 
Beligion der Mutter, die Findlinge zur Erziehung in der durch § 22 
B. E. bestimmten Beligion. Kinder aus ungemischter Ehe, mag nun 
diese Ehe von Anfang an ungemischt gewesen oder es erst geworden 
sein, (§ 18) dürfen nur in der Gonfession der beiden Eltern erzogen 
werden,'^) ebenso alle unehelichen Kinder, deren Eltern gleicher Gonfes- 
sion sind. Diese sachlichen Beschränkungen des Erziehungsrechts be- 
ziehen sich, wie der Wortlaut des Beligionsedikts ergibt, auf das religiöse 

30a) Die Beschränkung dauert auch nach dem Tod eines der Eltern fort (dies 
die Bedeutung von § 16; vgl n. 19), so lange die Kinder nicht einen neuen parens im 
Becfatssinn erhalten: dann frftgt sich oh dieser gleicher Gonfession ist wie der tther- 
lebende oder verschiedener: im letzteren Fall Icann ein neuer Vertrag ahgeschlossen 
werden oder falls ein Vertrag nicht vorhanden ist, tritt die gesetzliche Begel des § 14 
em. Sind die Eltern (der flherlebende und der neue parens) gleicher Gonfession, 
80 folgen die Kinder dieser Gonfession — 

31 ) Auf Grund des B. E. (dessen ünanwendharkeit sehr apodiktisch behauptet 
wird vom 6. V. H. Entsch. IV p. 114). Massgebend ist wiederum der § 18, ad- 
minikulirend § 22. Nach § 18 folgen Ae Kinder der Eltern, welche — früher 
verschiedener Gonfession — einen Vertrag Über religiöse Erziehung geschlossen 
hatten, dann aber durch Uebertiitt gleicher Gonfession geworden, der Beligion der 
Eltern: nach dem sonstigen Sprachgebrauch des B E. (§ 14) und dem im Text 
bemerkten bedeutet dies eine Beschränkung des Erziehungsrechts auf die Gonfes- 
sion der Eltern ; warum nun gerade nur jene Eltern gleicher Gonfession, die früher 
imgleicher Gonfession waren und damals einen Vertrag über religiöse Erziehung ge- 
geschlossen hatten, ein beschränktes Erziehungsrecht haben sollten ist nicht ein- 
zusehen. Unterstützend ist § 22, wonach das unehliche nicht anerkannte 
Kind nur in der Beligion der Mutter erzogen werden darf. — TJebrigens 
muss das im Text Gesagte consequenterweise auch dann angewandt werden, 
wenn der Stiefvater, der durch Einkindschaftnng zur Erziehung eines Kindes 
ans gemischter Ehe berechtigt ist, gleicher Gonfession mit der rechten Mutter 
ist (vgl. n. 19 ) — Der Umstand , dass die Eltern gleicher Gonfossion, die Kinder 
nur in ihrer eigenen Gonfession erziehen können, veranlasst uns, anzunehmen, cla^ 
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Erziehungsreoht überhaupt, nioht etwa blos das elterlichen Erziehungs- 
reoht. Deshalb kann anch der religiöse Schulonterrioht dem Eind nur 
in derConfession erteilt werden, in der es erzogen werden soll.'*) — Wo 
freilich die Eltern keiner Eirche angehören, kann von einem sachlich 
beschränkten religiösen Erziehungsrecht nicht die Bede sein: da aber 
das R. E. nur ein sachlich beschränktes Erziehungsrecht kennt, so folgt 
daraus, dass in Bezug auf Kinder confessionsloser Eltern ein religiöses 
Erziehungsrecht Oberhaupt nicht besteht, und zwar ein Erziehungs- 
recht weder der Eltern noch der Schule und dass deshalb Dispens 
von Religionsunterricht überhaupt unnötig isf ) — 

Zeitlich beschränkt ist das religiöse Erziehungsrecht der Eltern 
in Ansehung der Aufnahme in eine Kirchengesellschaft: sobald das 
Kind mit Bechtswirksamkeit in eine Kirchengesellsohaft aufgenommen 
ist, ist eine weitere Aufnahme vor erreichtem ünterscheidungsalter 
unmöglich.'^) Dagegen ist das elterliche Becht zur religiösen Ei^ 
Ziehung im engem Wortsinn durch das B. E. zeitlich nicht b^prenzt 
und regelt sich daher nach der Dauer des Erziehungsrechtes über- 
haupt. — Die Dauer des religiösen Schulunterrichts erstreckt auf die 
Zeit der Schulpflicht. — 

Schliesslich sei noch einmal hervorgehoben, dass die angeführten 
Beschränkungen lediglich Beschränkungen des Erziehungs rechtes 
sind und dass eine Verletzung der Normen des B. E. lediglich in der 
zwangsweisen Erziehung eines Kindes in einer andern als der 
gestatteten Confession liegt. Keine Verletzung ist die Nichtanwendung 
des Erziehungsrechtes: keine Verletzung ist es also, wenn Eltern dem 
Kind die freie Wahl religiöser üeberzeugung und religiöser üebungen 
gestatten, keine Verletzung, wenn die Eltern, ohne Anwendung 
der Erziehungsgewalt, zur Annahme der oder jener Erziehung raten. Im 



aach die Eltern gemischter Confession Vortragsweise nar dardber 
bestimmen können, ob die Kinder in der Confession des Täters 
oder der Mutter zu erziehen seien; der WorÜant des § 12 ist freilich 
nnbestimmt. 

8:t) so Erk d. ob. Ger. h. v. 3. Nov. 1878 (vgl. n. 29). 

33) a M. die M. E. v. 5. Nor. 1861 (Handb. d. bair. Staatsb Snppi. Bd. 5. p. 115.) 

84) vgl. § 17 I. a. a. E. 
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letzteren Falle handelt es sich nicht um Erziehung im Bechtssinn, 
sondern einfach um guten Bat, den zu erteilen niemanden verboten 
ist. — Dass freilich die Grenzen dieser drei Unterscheidungen tat- 
sächlich sehr flüssige sein werden, hindert die Bichtigkeit der Con- 
struktion nicht. — 

e. Aus alledem ergeben sich nun noch die Normen über Ge- 
richtsbarkeit in Ansehung der religiösen Erziehung. Soweit es 
sich um religiöse Erziehung in der Schule handelt, verhängt die gegen- 
über Werktagsschulpflichtigen allein zulässigen Schulstrafen der Lehrer 
oder Lokalschulinspektor. '^) — Die Uebertretungsstrafe aus art. 58 
P. Str. G. B. wider die Sonntagsschulpflichtigen verhängt das ordent- 
liche Gericht. — Im übrigen ist ein Bechtsstreit über religiöse Er- 
ziehung Yerwaltungsrechtssache : zuständig ist in erster Instanz die 
Distriktspolizeibehörde, in zweiter der Verwaltungsgerichtshof. '®) 
Parteien sind hier die Erziehungsberechtigten einerseits, die in 
§ 23 genannten Personen andererseits.'^) Der Streit kann nun 
ein präjudicieller sein: entweder über das religiöse Erziehungs- 
recht überhaupt oder über die Aufnahme in eine Kirche kraft elter- 
licher Genehmigung insbesondere oder über die religiöse Erziehung 
im engem Wortsinn insbesondere. Dann ist eine Vollstreckung 
des rechtskräftigen Urteils unmöglich. Oder aber — und das ist das 
gewöhnliche — der Bechtsstreit ist hervorgerufen durch den Antrag 
der nach § 23 Antragsberechtigten, einem Erziehungsberechtigten, 
imd hier können dann nur die Eitern oder deren Stellvertreter in 
Frage kommen, den rechtswidrigen Gebrauch ihres Erziehungsrechtes 
zu verbieten; geboten kann der rechtmässige Gebrauch ja nicht 
werden. Das Urteil des Verwaltungsgerichts wird nach den Normen 
der Beichscivilprocessordnung '^) vollstreckt, also, da es sich um An- 



86) DaB nähere Enghnann p 848 sq. 

86) Gee. v. 8. Aug. 1878 a. 8 Ziff. 4; a. 9. 

36a) Tgl § 17 n. 28. 

37} a. 46 d. Ges y. 8. Aug. 1878; vgl. Entsoh. d V. g. h. v. 23. Jan. 1880. 
(Elltech. I. p. 109.) 

38) § 775 in Verb, mit a. 46 cit. — Da es sich hier nicht um eine Criminal- 
strafe handelt, bo steht § 453 Str. P. der Zostindigkeit der Yerwaltongsgerichte txa 
Verhflngnng der Proceestrafe aus § 775 nicht im Wege. (L5we Comm. z, Str. P. 0* 
p. 882. n. 1.) 
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Ordnung einer Unterlassung handelt, nach § 775. Zuständig zur 
Verhängung der in § 775 gedrohten Prooessstrafe ist die Distrikts- 
polizeibehörde;'«) auch kann dieselbe eine Caution auferlegen. — 

3. Eirchenzucht : Schliesslich ist noch der Normen über Aus- 
übung der Eirchenzucht Erwähnung zu tun. Schon oben ist erwähnt 
worden, dass Eirchenzucht vermittelst Anwendung physischen Zwanges 
im Falle der Häresie überhaupt ausgeschlossen ist, dass sie in Ansehung 
sonstiger Vergehungen nur durch Gesetz eingeführt werden kann und 
ein solches Gesetz nur für die katholischen und protestantischen 
Eleriker besteht. Innerhalb dieser Schranken aber ist principiell 
durch § 41 B. E, '^) die Befugnis der Eirchengewalt anerkannt 
die Eirchenzucht durch jedes beliebige geistige Pressionsmittel 
aufrecht zu erhalten. Es ist daher eine disciplinäre Ver- 
fQgung der Eirchengewalt durch den § 193 B. Str. G. B. den 
Normen über Beleidigung gegenüber straflos gestellt. — Allein von 
diesem Princip ist in § 7 1 B. E. eine sehr bedeutende Ausnahme gemacht: 
nicht blos die zwangsweise Ausübung der Eirchenzucht (bürger- 
liche Verhältnisse), sondern auch ihre Einwirkung auf das gesell- 
schaftliche Leben ist von der Genehmigung der Staatsgewalt 
abhängig: während dieselbe aber im ersten Fall nur auf dem Gesetz- 
weg erteilt werden kann, ist zur Genehmigung der Einwirkung auf 
das gesellschaftliche Leben eine Zustimmung der Eammem nach 
tit. VII § 2 nicht nötig: denn da das gesellschaftliche Verhalten 
begriffsgemäss frei, durch kein objektives Becht geboten ist, liegt in 
einer diesbezüglichen Verfügung der EirchenbehOrde keine Anord- 
nung, welche etwa ein Becht des zu Züchtigenden auf ein bestimmtes 
gesellschaftliches Qebahren aufheben würde. Des weiteren ergibt 
sich, dass nicht das bestimmte gesellschaftliche Verhalten irgend 
eines Eirchenangehörigen der Genehmigung bedarf — denn die Eirchen- 
zucht im Bechtssinn wird nur von der Eirchengewalt und deren 
Trägern geübt "*") — sondern lediglich die Anordnungen der Eirchen- 
gewalt , welche ein bestimmtes Betragen gebieten. — Erfolgt nun eine 



38a) Jedes Mitglied einer Kirchengesellschaft ist schuldig, der darin eingefUir- 
ten Eirchenzucht sich zu unterwerfen. 
38h § 40 B. E. 
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solche Anordnung ohne Genehmigung, so steht jedenfalls Rekurs an 
den Landesherm offen ; wie denn nach früher bemerktem der Rekurs 
überdies wegen einer genehmigten Anordnung, die aber den kirch- 
lichen Normen über Disciplin widerspricht, eingelegt werden kann.*^'') 
Eerner ~ und das ist wichtiger — entbehrt eine solche Anordnung 
auch des Schutzes aus § 193 R. Str. G. B. — 

Sicherlich jedoch ist es nicht die Meinung des § 71, irgend ein 
geistiges Pressionsmittel auszuschliessen : nur die Genehmigung der 
Regierung zur Anwendung einer gewissen Art von Pressionsmittel 
ist vorgeschrieben. Wenn daher § 43 R. E. nicht in Widerspruch 
mit § 41 stehen soll — und das darf ja nicht von vorneherein an- 
genommen werden — so kann § 43 nicht das Maximum der zulässi- 
gen Kirchenzucht festsetzen wollen, worauf ja auch der Wortlaut keines- 
wegs hinweist: sondern der Accent ist auf das „den Zutritt ver- 
sagen^' zu legen, d. h. jede Eirchengesellschaft kann ihren in § 43 
charakterisirten Angehörigen den Zutritt zu religiösen Versammlungs- 
orten mit Rechts Wirkung versagen, so dass eine Zuwiderhand- 
lung gegen dieses Verbot das Delikt des Hausfriedensbruches ergibt. 
— Aus dem gesagten erhellt auch, was es mit der manchmal 
vorgebrachten Behauptung, die excommunicatio maior'^) sei als 
Kirchenstrafe ausgeschlossen, auf sich hat. Ausgeschlossen ist sie 
80 wenig als irgend ein anderes geistiges Pressionsmittel ; nur bedarf 
ihre Verhängung staatlicher Genehmigung, weil sie ein Verkehrsverbot 
involviert. — 

II. Religiöse Vereine innerhalb der Kirche. Schon 
oben'') wnrde ausgeführt, dass religiöse Vereine zur Ausübung eines be- 
reits anerkannten Bekenntnisses»»') nicht unter § 3, § 26 R. E. fallen. 
In § 76 R. E. ist nun unter den Gegenständen gemischter Natur die Er- 
richtung geistlicher Gesellschaften und sonstiger Institute genannt. 



38c) fflr uncanonische Wahl der Strafmittel ist dies hervorgehoben ia § 40 R. B. 

38d) Dass die exconim. maior oder der grosse Kirchenbann weder nach katho- 
lischem noch nach protest. Eirchenrecht einen Ausschluss aus der Kirche enthält, 
frird als bekannt vorausgesetzt. — 

89) § 16 Text nach n. IIa 

d9a) Der Begriff des anerkannten Bekenntnissos beschränkt sich auf die plao»- 
tirten Glanbensgeeetze. 
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Es ist ZU untersuchen, ob hierduroh alle religiösen Vereine innerhalb der 
Kirche von dem gemeinen Yereinsrecht eximirt worden sind. Zu 
verneinen ist dies nach Analogie des über den Gottesdienst gesagten 
— und hier mit grösserer innerer Berechtigung — für diejenigen 
religiösen Vereine, welche ohne Genehmigung^®) der Eirchengewalt 
zusammengetreten sind. Denn insoweit kann von staatlicher Ge- 
nehmigung einer Anordnung der Kirchengewalt keine Bede sein. 
Solche Vereine unterliegen art. 11 des Vereinsgesetzes. — Unter 
den von der Kirchengewalt autorisirten geistlichen Gesellschaften 
und sonstigen Instituten ist zwar wohl zunächst an die Orden und 
Gongregationeu der katholischen Kirche gedacht: allein der Wort- 
laut des § 76c beschränkt sich nicht auf diese Gesellschaften 
und so wird man daher alle von der Kirchengewalt autorisirten 
religiösen Vereine von staatlicher Genehmigung abhängig machen 
müssen. Nicht genehmigte Vereine unterliegen dem art. 19 Ziff. 5 
Vereinsgesetzes und dem art. 84 des bair. Austges. zur R. Str. 
P. O.*0 - 

Näherer Betrachtung sollen jedoch nur die Orden der katho- 
lischen Kirche unterworfen werden. Orden sind solche kirchliche Ver- 
eine, deren Mitglieder sich zu Armut, Keuschheit und Gehorsam gegen 
ihre Obern durch vota solemnia ^*) verpflichtet haben. Durch Ablegung 
der vota solemnia und dadurch, dass das votum paupertatis audi 



40) Nach kathoL Kirchenverfsasang ist p&pstliche Grenehmigang zur Errichtiuig 
eines Ordens, bischöfliche Genehmigung zur Errichtung eines Ordensbanses (coac 
Trid. Ses8. XXV de regularibus et nionialibus c 3 u f.) erforderlich. 

41) Dass die Praxis den hier aufgestellten Sätzen beistimmt, lAsst sich mit Ge- 
wissheit nicht bestreiten: dass vor 1848 die Errichtung aller religiösen Vereine be- 
hördliche Genehmigung erforderte, beruhte auf dem vormärzlichen Yereinsiecht 
(Pözl: Comment. zum Ges v. 26 Febr. 1850, Einl. § 4). Wenn durch A. E. vom 
27. April 1849 (DöU XXm p 278) die Errichtung bestimmter religiöser Vereine 
freigegeben wurde, so steht dem nichts im Weg; denn die Genehmigung kann ja 
auch generell erteilt werden; vgl. überhaupt DöU. XXTTT p. 278—286, 447—449. 

42) Eine Ausnahme besteht hinsichtlich der ooa4jatoiea foimati der Jesuiten 
(Hellmann, das gemeine Erbrecht der Retigiosen p. 21 unten; Huber: der Jesuiten- 
orden p. 68.) 
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oivilrechtlich wirken soll, unterscheiden sie sich von den Kongre- 
gationen/^) Wie zur Entstehung von geistlichen Gesellschaften 
überhaupt, so ist auch zu der Einführung von Orden und der Er- 
richtung von Snostern königliche Genehmigung nötig. Durch das conc. 
art. YII wurde der bairischen Begierung die Verpflichtung auferlegt: 
„aliqua mouasticorum ordinum utriusque sexus coenobia ad instituen- 
dam in religione et litteris iuventutem et in Parochorum subsidium 
aut pro cnra infirmorum cum convenienti dote instaurari." Die juristi- 
sche Bedeutung des art. YII liegt aber nicht darin, dass nur die 
Orden mit dem in art. YII bezeichneten Ordenszweck zugelassen werden 
konnten; darauf deutet art. VII mit keinem Wort hin; vielmehr 
spricht er nur von der Dotation der Klöster bestimmter Orden 
und es ist ist durch ihn lediglich ein „auf gesetzlicher Verpflichtung 
beruhendes Staatsbedürfnis'^ im Sinne des Verfassungsverständnisses 
vom 12. Juli 1843 geschaffen. Freilich ermangelt diese Konstruktion 
der Bestimmtheit, denn man weiss nicht, wann einmal die Klöster 
aufhören y,aliqua'^ zu sein; die Schuld liegt aber nicht an der Kon- 
struktion. — Da nun jedenfalls die Befugnis Orden zuzulassen nicht erst 
auf dem conc. art. VII beruht sondern von jeher bestand und auch 
durch die Säkularisation nicht aufgehoben wurde, so ist nicht abzusehen, 
warum die Begierung nicht auch Orden mit einem anderen Ordens- 
zweck als dem in art. VII bezeichneten zulassen darf ;^^) freilich be- 
steht dann keine Pflicht zur Dotation der Klöster. Diese Befugnis 
der Begierung ist jedoch eingeschränkt durch Beichsgesetz vom 4. Juli 
1872 betr. den Orden der Gesellschaft Jesu, welches die Errichtung 
der Niederlassungen von Jesuiten und ihnen verwandter Orden und 
Kongregationen untersagt: auf welche andern Orden und Korpora- 
tionen das B. G. vom 4. Juli 1872 demnach Anwendung finde, ist durch 
Bundesratsbeschluss vom 5. Juli 1872 und 20. Mai 1873 bestimmt. — 
Wenn die einzelnen Klöster zu Kongregationen zusammentreten, 
etwa zu Provinzialverbänden, so ist hiezu natürlich wiederum Ge- 



43) Schulte: Lehrb. d. EiicheiLr. (3. Aufl.) § 176. 

44) A. M. Dünschmid : die klösterlichen Genossenschaften in Baiern p. 28. — für 
die Ffolz siehe unten § 25 n. 3. 
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nehmigung der Begiening erforderlich: denn dann entsteht ja ein 
nener Verein. — Dagegen erscheint dnrch den Wortlaut des B. E. die 
Begierung durchaus nicht befugt, ein Becht der Bestätigung der jewei* 
ligen Obern in Anspruch zu nehmen ;^^) in Kontinuität mit der 
historischen Entwicklung bliebe eine solche Praxis allerdings. — Wohl 
aber ist „die Bestimmung ihrer (sc. der geistlichen Gesellschaften) 
Gelabde'' ein Gegenstand gemischter Natur (B. E. § 76 c). Die 
etwas seltsame Ausdrucksweise des Gesetses bedeutet offenbar, dass 
Eirchengesetze über Voraussetzungen und Wirkung der Profess- 
leistung an staatliche Genehmigung gebunden sind und dass umge- 
kehrt die Staatsgewalt über dieselben nach Massgabe des § 78 ein- 
seitig bestimmen kann. Was die Voraussetzungen anlangt, so beste- 
hen Vorschriften über die Aufnahme von Novizen und die Altersgrenze, 
unter der die Professablegung nicht erfolgen ^^) soll Zur Professlestung 
ist ausserdem auch noch die Genehmigung der Ereisregierung erforder- 
lich.^^) — Hat nun die Ablegung der ewigen Gelübde irgend welche 
rechtliche Folgen? § 94 B. E. von 1809 bestimmt: „ewige oder unwider- 
rufliche Gelübde sollen in bürgerlicher Hinsicht keine rechtlichen 
Wirkungen haben.'' Dieser Bechtssatz ist gar nie aufgehoben 
worden ; denn dass er in den Eontext des neuen B. E. nicht auf- 
genommen wurde, ist noch keine Aufhebung. Zwar will ja der art. 
XVI conc. allem früherem Becht derogieren, soweit es dem Concordat 
widerspricht; allein dem staatsrechtlich anerkannten Teil des C!on- 
cordats steht § 94 B. E. 1809 nicht entgegen; denn dieser Teil läset 
ja gemäss § 76 c § 78 B.E. einseitige Staatsgesetze und Verordnun- 
gen über die Wirkungen der Gelübde zu,^^) insoweit diese Gesetze 
oder Verordnungen die kirchengesetzlich bestimmten Wirkungen der 
Gelübde aufheben. Demnach ist rechtlich bedeutungslos das votum 
obedientiae und castitatis; auch das Ehehindemis, welches früher aus 



45) Wie dies im M E v. 20. Nov. 1836 (Doli. XXHI § 20J1) tit XXHI 
geschehen. 

46) vgl. die Ausführ hei Silhemagl p. 114. 

47) M E. V. 14. Dez. 1888. (DöU. XXIU p. 255.) 

48) Es greift hier genau das nämliche VerhAItnis Platz wie in n. 9. — vgl. 
§ 19 n. lOd (Ahh.) 
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dem letztem abgeleitet wurde, istiseit B. G. vom 6. Februar 1875 weg- 
gefallen. Rechtlich bedeutungslos ist femer die Verpflichtung der Non- 
men lediglich innerhalb der Klausur sich zu bewegen>^) Rechtlich be- 
deutungslos aber ist vor allem das votum paupertatis, mag nun der 
Religiöse im Kloster sich befinden oder aus demselben ausgetreten 
sein. Er unterliegt deshalb auch während seines Aufenthalts im 
Kloster dem Amortisationsrecht nicht. *^) — Da übrigens die Profess 
aller rechtlichen Wirkungen entbehrt, so ist eigentlich auch die 
staatsrechtliche Normiemng ihrer Voraussetzungen gegenstandslos 
und wirkungslos. Nur in einem Punkt ist von dieser Irrelevanz des Ge- 
lübdes eine Ausnahme gemacht. Die Angehörigen des Jesuitenordens, 
der verwandten Orden und Kongregationen können, wenn sie 
Ausländer sind, ausgewiesen werden; wenn Angehörige eines 
deutschen Bundesstaates, so kann ihnen der Aufenthalt in bestimmten 
Bezirken oder Orten versagt oder angewiesen werden (§ 2 des Jesuiten- 



§ 23. II. Abschnitt: Anhang. Das religiöse Moment in 
der Staatsverwaltung. 

Das Staatskirchenreoht bildet selbst einen Zweig des Staats- 
verwaltungsrechts. Wenn man nun aber von ihm absieht, so findet 
sich auch in den übrigen Gebieten des Verwaltungsrechts häufig 



49) vgl. übrigens M. E. vom 22. Febr. 1862 (Doli. XXÜT p. 270.) 

50) 80 auch zum Teil Dürrschmidt a. a p 83—35. A. M ist P. v. Roth: 
bair. Civilrecht (2. Aufl.) I p. 222 und das oberstrichtl. Erkenntnis v 18 Juni 
1866 (Bl. f. B. A. 24 p. 296). Hält man unsere Deduktion für unrichtig, so er- 
gibt sich Folgendes: der Mangel der Privatrechtsfähigkeit kann jedenfalls nur auf 
dem Concordat beruhen. Da das Concordat aber lediglich für die Katholiken gilt, 
so folgt daraus, dass ein zu einer anderen Beligionsgenossenschaft übergetretener 
Religiöse privatrechtsföhig ist (ebenso v. Roth p. 226 n 19 in anderer Begründung ) 
In wieweit femer der Religiöse, der alles für das Kloster erwerben wüide, nach 
bair. Recht in seinem formellen Commercium beschränkt wftre, ergäbe sich aus dem 
onten darzustellenden Amortisationsrecht (vgl. § 251 f.) 

51) üeber die verfassungsmässige Kompetenz des Reichs, ein solches Gesetz 
auch für Baiem zu erlassen vgl Seydel in Hirth*s Annalen 1876 p. 163. 
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die Anerkennung der Bedeutsamkeit der religiösen üeberzeugang. 
In das Staatskirchenrecht gehören nun zwar die betreffenden Rechts- 
normen eigentlich nicht, allein sie müssen doch wenigstens der Haupt- 
sache nach hier erwähnt werden. In der Natur der Sache liegt es, 
dass dabei die Darstellung eine systematische Ordnung nicht ein- 
schlagen kann ; denn es handelt sich ja nur um Fragmente anderer 
Rechtsgruppen. 

I. Straf recht und Processrecht. Als Vergehen wird 
bestraft die öffentliche, Aergernis erregende Gotteslästerung in be- 
schimpfenden Ausdrücken, ferner öffentliche Beschimpfung einer 
der christlichen Kirchen oder einer anderen mit Eorporationsrecht 
innerhalb des Bundesgebietes bestehenden Religionsgesellschaft oder 
ihrer Einrichtungen und Gebräuche (Str. 6. B. § 166). Dagegen 
besteht die in art. XIII conc. geforderte üeberwachung des Press- 
wesens durch die Bischöfe — an sich schon hinf&llig durch die 
Klausel der deutschen üebersetzung: „in der gesetzlichen Weise^* — 
nicht; hier bestimmt das R. 0. vom 7. Mai 1874. — Berück- 
sichtigt ist der religiöse Gesichtspunkt in den Normen des Str. 
G. B. über Meineid (§ 153, § 155, 1), der Prooessordnungen 
über Eidesleistungen (Str. P. 0. § 62, § 64, § 79 C. P. 0. § 444, 
§ 446). 

II. Armenwesen. Nach dem bairischen Gesetz ?. 29. April 
1869 art 22, sind geborene Mitglieder des Armenpflegschaftsrats 
die sammtlichen Pfarrvorstände der Gemeinde ^) und der Vorstand 
der israelitischen Kultusgemeinde ^*) — Staatsdiener sind die Kirchen 
diener als Armenpflegschaftsräte keineswegs. 

III. Volksschulwesen.*) Ausgeschlossen bleibt hier die 
Darstellung des religiösen Unterrichts an Hoch- und Mittelschulen. 

Im Yolksschulwesen macht sich das religiöse Element nach 



1) Das Amt kann nicht abgelehnt werden; bez. der Disciplmaigewalt der 
Körperadiaft gegen ihre Mitglieder Tgl. a. 25 d. Armengesetses, a. 166 G. 0. — 

la) Tgl. femer art 40. d Ges. 

2) Englmann: Handbach des bairiBclien Volksschiilwesena 3. Auflage; eine aehr 
anregende freüich auBSchlieselich politiBofae Schrift ist: der Kirohenstreit und die 
baiiische Volkflschule ron einem Verwaltongsbeamten ; München, 1873. 
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zwei Richtungen geltend : formell in der Schulsprengeleinteilung und 
der üebertragung von Lehrstellen an Lehrer, die einer bestimmten 
Eonfession angehören, oder von Aemtem der Schulaufsioht an Geist- 
liche, materiell in der Aufnahme des Religionsunterrichts unter die 
obligatorischen Lehrgegenst&nde und seiner Berücksichtigung auch 
in den sonstigen Unterrichtsstunden. 

Was den letzten Punkt anlangt, so ist bereits in dem vorigen 
§ dargestellt worden, dass der obligate religiöse Volksschulunterricht 
eben nichts anderes ist als Schulunterricht und keine Ver- 
pflichtung zum Bezug des Gottesdienstes oder zum Genuss der Sakra- 
mente in sich schliesst, dass femer lediglich die Kinder genötigt 
werden können, den Religionsunterricht zu besuchen, nie aber die 
Eltern selbst gezwungen werden kOnnen, die Kinder zum Besuch 
anzuhalten; endlich ergibt sich aus früherem, dass die Kinder nur 
dem Religionsunterricht nach der Konfession anwohnen müssen, in 
der sie erzogen werden sollen.^) — Abgesehen vom eigentlichen 
Religionsunterricht aber ist es möglich, dass man die Lehre einer 
bestimmten Religion auch bei Erteilung des sonstigen ünterridits 
berücksichtige und demgemäss die Lehrmittel in ihrem Sinn abfasse : 
insbesondere gilt dies natürlich für die Lesebücher. Und wahrend 
nach der alsbald zu erwähnenden V. vom 26. August 1873 die Volks- 
schule in Ansehung des Schulsprengels grundsätzlich konfessionslos 
war, nach der V. vom 26. August 1883 aber eine grundsätzliche 
Regelung der Frage, ob die Schule in Ansehung des Schulsprengels 
konfessionell sei oder nicht, überhaupt nicht mehr existirt, besteht 
für Lesebücher noch immer die M. E. vom 30. April 1861 zu Recht, 
welche dieselben prinzipiell in protestantische und katholische scheidet : 
nach der Praxis aber werden diese konfessionellen Lesebücher nicht 
blos an den konfessionell getrennten Schulen, sondern auch den in 
Ansehung der Sprengeis konfessionslosen Schulen gebraucht, insoweit 
diese nicht aus der Umwandlung konfessionell getrennter Schulen 
nach § 7 der V. von 1873 (1883) entstanden sind. Massgebend für 
diese Praxis, welche keineswegs der, nur die Sohulsprengel- und 
Schulaufsichtsverhftltnisse regelnden, V. vom 29. August 1873 und 

2a) Danach versteht sich die Beatimmung von § 9 d. Y. t. 26. Augaat 1883 
(29. Aug. 1873) von seibat. - 

16 
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26. August 1883 widerspricht, ist dann lediglich die Eonfession, in 
der die Mehrzahl der SchQler erzogen werden sollen. — 

Die zweite Art der Einwirkung äussert sich in der Begrenzung 
der Sohulsprengel und in Besetzung der Lehr- und Schulaufsichts- 
stellen. Auf diesem Gebiet bewegt sich die in ihrer politischen 
Bedeutung hier nicht weiter berührende Simultanschulfrage. 

Durch dieV. vom 23. Juni 1815 war im Gegensatz zur V. vom 
10. Mai 1810*) der Schulsprengel als identisch mit dem Pfarr- 
sprengel erklärt worden; d. h. der Schulsprengel erstreckte sich 
immer nur auf die in ein und demselben Bekenntnis zu erziehenden 
Kinder; blos ausnahmsweise sind konfessionell gemischte Schulen, 
insoweit solche vor 1815 bestanden zugelassen; ebenso ausnahms- 
weise war den Kindern von Angehörigen fremder Konfession der 
Besuch der Schule einer andern Konfession gestattet. — Wer den 
Schulbedarf zu decken verpflichtet sei, war nirgends bestimmt ; wohl 
war nach dem ümlagegesetz von 1819 a. I b. Ziff. 9 und 16 die poli- 
tische Gemeinde berechtigt, zu seiner Deckung Umlagen zu erheben ; 
allein nach a. V des gleichen Gesetzes waren dann umlagenpflichtig 
nur die Angehörigen derjenigen Konfession, deren Schule subventionirt 
werden sollte. Da nun — von den ausnahmsweise zugelassenen ge- 
meinsamen Schulen verschiedener Konfessionen abgesehen — jede Schule 
Konfessionsschule war, so bezog sich die in art. Y statuirte Umlagen 
befreiung auf die Umlagen für die gewöhnlichen Volksschulen.^) — 

An diesem Verhältnis ist durch das Schuldotationsgesetz vom 
10. November 1861, welches das Becht der politischen Gemeinde, 
den Schulbedarf zu decken, in eine Pflicht verwandelte, zunftchst 
nichts geändert worden. Denn lediglich die Pflicht zur Deckung des 
Bedarfs der errichteten und der unter gesetzlichen Voraussetzungen 
neu zu errichtenden ^) Schulstellen und Schulen ist hier ausg^prochen, 
nichts ist über die Konfessionalitftt der Schule bestimmt: die gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Erhebung der Umlagen, unter ihnen 

3) ygl. § 11 n. 45b. 

4) So mit Becht Luthardt in Bl. f. adm. Pr. XXX. p. 308 sq. 

6) Wir folgen danach der Ansicht, dass nur in den in art. 2 Abs 3 und 4 
angeführten Fällen die Gemeinden zur Dotation einer neu zu errichtenden Schnl- 
stelle oder Schule angehalten werden kann : denn abgesehen Ton dem sehr fragwür- 
digen Sinn einer exempli£katiyen Aufzählung, spricht wider die gegenteOige An- 
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art V. des Gesetzes von 1819 dauern fort: da also die V. von 1815 
und damit anch die Eonfessionsschule erhalten bliebe so ist duroh art. V 
des ümlagengesetzes das Prinzip des art. 1 des Gesetzes vom 
10. November 1861 far alle jene Ortschaften, in denen nicht aus- 
nahmsweise gemeinsame Schulen aller Eonfessionen bestanden, ge- 
radezu aufgehoben : tatsächlich decken hier doch blos die Parochianen 
den Schulbedarf.*) — 

Auch durch art. 206 des Q. 0. von 1869 art. V des Gesetzes von 
1819 in Geltung erhalten. — Eine annähernd consequente gesetz- 
liche ^) Durchführung gewann art. 1 des Gesetzes vom 10. November 
1861 erst durch die bekannte Verordnung vom 29. August 1873, die 
aber um es noch einmal hervorzuheben, über Konfessionalität nur 
des Schulsprengeis, nicht des Schulunterrichts bestimmt. Hienach 
erstreckt sich der Schulsprengel auf alle innerhalb seiner Grenzen 
wohnenden Familien ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses 
(§ 5).*) Allein allerdings ist von dem Prinzip eine wichtige Aus- 
nahme gemacht. Soweit in einer Gemeinde mehrere Konfessions- 
schulen verschiedener Eonfession sich befinden, bleiben dieselben als 
Eonfessionsschulen in der Art bestehen, dass sich ihr Sprengel auf 



Sicht a. 167 Abs. 3 d. G. 0. : ,^enach können die Gemeinden Ton StaatsaufBichts- 
wegen nor zorErfüUang der gesetzlich obliegenden Verpflichtungen genötigt werden;*' 
ein anderes Gesetz als das Gres. t. 10. Nov. 1861 aber oder eine Yerordnong ans der Zeit 
▼or 1818» welche die politische Gemeinde zur Deokang irgend eines Teiles des Schulbedarfes 
zwftngen, existirt nicht ü. A Bl. f. adm. Pr. XXV p. 200 ; bez. neuer Schulen BU f. adnt 
Pr. XXIX. p. 387; dag Bl. f. adm Pr XVL p. 404 sq.; BL f. adm. Pr. XXVm 
p. 385 sq.; Staatsminister y. Lutz (Xammerverb. 1876/76: stenogr. Ber Bd 2. p. 
235 sqj. — § 1 d. gleich zu erwähnenden V. y. 29. Aug. 1873 kann also nur da- 
hin interpretirt, dass die Kreisregienmgen innerhalb der Schranken yon art. 2 Ges. 
y. 10. Noy. 1861 anf die Errichtung yon Schulen in jeder Gemeinde dringen 
sollen. 

6) Fflr dieses allerdings nicht sehr sinnreiche Resultat BL f. adm. Pr. XV. 
p. 401 sq XXX p. 312. 

7) Die Praxis ging hier der gesetzlichen Begelung wohl yoraus. 

8) eine Praxis, die anch nach d. V. y. 1873, die konfessionell gemischten Schulen 
als Ausnahme ansieht (Krais, Handb. d. inn. Verw. I p. 347) ygL BL f. adm. P^. 
XXX. p. 306. n. 2.) widerspricht dem klaren Wortlaut der Verordnung , aber wohl- 
yerstanden nur insoweit sie die Gonfessionalität auch der Schubprengel behauptet; 
dass die confessionelle Färbung des Schulunterrichts, wie sie namentlich in der Ein- 
lühnmg bestimmter Lehrbücher hervortritt nicht berührt wurde, ist früher ausge- 
führt. 

16 • 
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die Kinder lediglich der betreffenden Konfession erstreckt (§ 6). 
Jedoch können christliche Konfessionsschalen auf Antrag der 
Gemeindebehörden in die Grundform, die gemeinsame Schule, ver- 
wandelt werden, deren Schulsprengel sich dann wiederum auf alle Ein- 
wohner, nicht blos die christlichen ausdehnt (§ 7).>) Unter den gleichen 
Bedingungen können konfessionell gemischte Schulen in Konfessions- 
schulen umgewandelt werden (g 8), d. h. erste Voraussetzung der 
Umwandlung ist, dass nach erfolgter Umwandlung mindestens zwei 
Konfessionsschulen verschiedener Konfession in derselben Gemeinde 
bestehen worden. — Zu unterscheiden sind also nach derV. von 1873 
zwei Schalformen: die in Ansehung des Sprengeis konfessionell ge- 
trennte Schule oder Konfessionsschule und die in Ansehung des 
Sprengeis konfessionell gemeinsame oder gemischte Schule.^®) Erstere 
wollen wir als die Konfessionsschule, letztere als die Simultan- 
schule des neuern Rechts bezeichnen. Die Simultanschule bildet 

9) Dieser Satz hängt davon ab, ob man die in § 5 proponirto Grandform nnd 
die oonfesaionell gemischte Schule ab identisch ansieht vgl. n. 10; übrigens wtre 
damit nicht die Simultanschule christlich, wie man so oft h5rt, sondern dio Con- 
fessionsschulen, aus denen sie entstehen. 

10) Dieser Satz ist nicht zweifellos ; denn man könnte in der Verordnung drei Formm 
anerkannt sehen: die Form des §5, die confessionell gemischte Schide, die oonf essionell 
getrennte Schule (anMingend d. cit. Aufsatz in Bl. f. adm. Pr XXX p. 305 sq. ; vgL 
§23n. 16 Abb.). Ausdrücklich nun zwar ist die Form des § 5 nnd die confeesioneU 
gemischte Schule nicht identificirt: allein § 12 spricht ganz deutlich för unsere 
Annahme. Denn geregelt ist hier nur die Besetzung der Lehrsteilen der confessio- 
nell getrennten und gemischten Schulen. Es ist nun doch nicht anzunehmen, dass 
die Besetzung der Lehrstellen in den Schulen des § 5, welche ja principiell die 
regelmässigen Schulen sem sollen, gar nicht geregelt sein sollte, zumal die Schule 
des § 5 eine Neuschöpfung ist, sich also eine frühere Regelung nicht vorfinden 
kann, (üeber die Besetzung der Lehrstellen in den ausnahmsweise bestehenden 
gemeinsamen Schulen der V. v. 1815 findet sich keine Norm; Überdies sind diese 
Schulen denen des § 5 nur ähnlich, nicht mit ihnen gleichartig). Dass anderer- 
seits die Formen des § 5 und § 6 nicht identifizirt werden können liegt auf der 
Hand. Man wird also in § 12 und darum in der ganzen Verordnung untw con- 
fessionell gemischten Schulen die Schule des § 5 Terstehen müssen. — Wie es «ich 
mit den Umlagen zu solchen Schulen yerhalte, die zwar in Ansehung des Sprengeis 
confessionslos sind, in denen aber der Unterricht nach einer bestimmten eonfessio- 
nellen Richtung erteilt wird, ist controvers (Entsch. d. V. g. h I p. 24 eq. — 
Luthardt in der n. 4 angeführten Abhandlung); richtiger ist anzunehmen, dass in 
solchem Fall art V d. Ges. v. 1819 nicht platzgreift; denn wenn in der Schule 
auch eine gewisse Confession begünstigt wird, so ist die Schule doch nicht nnr 
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nach § 5 die Regel. Daraas ergibt sieh, dass wo Schulen neu errichtet 
werden auf Orund gesetzlicher Verpflichtung der Gemeinden, sie ver* 
ordnungsgemäss als gemeinsame Schulen errichtet werden müssen. 
Wo aber die Gemeinde eine neu zu errichtende Schule ohne rechte 
liehe Verpflichtung dotiert, da ist es natürlich, dass man von dem 
Prinzip abgeht, und Simultaneität oder Konfessionaliät vom Antrag 
der Gemeinde abhängig macht (§ 9); weniger naheliegend ist es, 
dass diesem Antrag nur willfahrtet werden kann; d. h. dass die 
Ereisregierung auch im Gegensatz zum Antrag die freiwillig gegründete 
Schule zur Konfessionsschule erklären kann. — Femer wird der 
Grundsatz des § 5 in einem andern Punkt gemildert: soweit Eltern 
Bedenken tragen, ihre Kinder in die regelmässige Simultanschule 
zu schicken, kann ihnen gestattet werden, entweder in den Schul- 
verband einer benachbarten Konfessionsschule einzutreten oder eine 
eigene Konfessionsschule zu gründen, welche als öffentliche Schule zu 
behandeln (§ 11). — 

Diese bisher dargestellten Normen sind nun abgeändert durch die 
V. Tom 26. August 1883, welche im allgemeinen den Text der früheren 
Verordnung beibehalten nnd nur einige allerdings sehr bedeutsame Zu- 
sätze gemacht hat. — Während § 5 noch immer die Simultan schule 
als die regelmässige Schulform hinstellt, sagt § 7 : „die Konfessions- 
schulen sind regelmässig konfessionelle Schulen. Da nun nirgends 
in der Verordnung erklärt ist, was „Konfessionsschule" in Ansehung 
des Schulsprengeis bedeute, so muss auf die frühere Gesetzessprache 
zurückgegangen werden und hienach ist, wie schon ausgeführt, Kon- 
fessionsschule die Schule, deren Sprengel sich lediglich auf die Kon- 
fessionsangehörigen erstreckt, also die konfessionell getrennte Schule 
des § 6. — §§5 und 7 widersprechen sich demnach direkt ^^) und 
keine Interpretationskunst wird über den Widerspruch hinweg kommen: 
also bleibt nichts übrig, als zuzugestehen, dass sich beide Bestim- 
mungen gegenseitig aufheben und dass eine Norm darüber, ob die 

Schule einer Eeligionspartei ; dies ist lediglich die oonfessionell getrennte Schale, 
(ebenso d. Entsch. d. V. g. h. I p. 24 sq.). 

11) Man kann diesen Widerspruch nicht dadarch beseitigen, dass man sagt, 
die regelmässige Schale sei zwar in Ansehung des Sprengeis konfessionslos, der 
Unterricht aber könne in derselben — mit einer Ausnahme — konfessionell erteilt 
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Konfessionsschule oder die Simaltanschnle die regelmässige Form 
sei, aberhanpt gar nicht besteht, nnd es also im jeweiligen Belieben 
der zuständigen Kreisregierungen (§ 14) liegt, ob sie eine Volks- 
schule zur Konfessions- oder Simultanschule erklären wollen.^*) 
Diesem Belieben ist nur insofern eine Beschränkung auferlegt, 
als da wo die Gemeinden nach § 7 antragen, christliche Kon- 
fessionsschulen in Simultanschulen umzuwandeln ^*) und umgekehrt, 
die Umwandlung nicht blos vom Ermessen der Kreisregierungen, 
sondern auch von einem Ausspruch der kirchlichen OberbehOrden ab- 
hängig ist dahingehend, dass der Erteilung zureichenden Religionsunter- 
richts kein Hindernis im Wege stehe. Eine weitere, schon in der V. von 
1873 hervorgehobene Beschränkung liegt darin, dass eine Umwandlung 
einer gestifteten Schule in eine Konfessions- oder Simultanschule 
wider den Willen des Stifters nicht zulässig ist — was sich ohnedies 
aus tit. rv § 9, § 10 V.U.; § 46, § 47 R. E. ergeben würde. — 
Endlich ist die Fakultative des § 11 der V. von 1873 aufgehoben: 
den Eltern, die ihre Kinder in keine Simultanschule schicken wollen, 
muss gestattet werden, unbeschadet der gesetzlichen Umlagepflicht, 
die Kinder in eine benachbarte Konfessionsschule zu geben oder 
eine eigene Konfessionsschule zu errichten. — 

Ueber alle bisher dargestellten Rechtsverhältnisse entscheidet in 
erster Distanz die Kreisregierung; in zweiter das Kultusministerium.^^) 
Nur wider Beschlüsse der Kreisregierung über Verbindlichkeiten zur 
Deckung des Schulbedarfs ist Beschwerde an den Verwaltungsgerichts 
hof zulässig. ^^) 

Die Einwirkung des religiösen Moments auf die Besetzung 
der Lehr- und Schulaufsichtsstellen äussert sich folgendermassen: 



werden: lediglich diesen Bechtssatz wolle §7 ausdrücken; dem steht entgegen, dass 
die Verordnung programm&ssig nur über Errichtung von Volksschulen, über Schni- 
Sprengel und die damit zusammenhängenden Schulaufsichtsrerhäitnisse handelt 

12) Somit ist § 9 d. V. überflüssig. 

13) Diese Umwandlung beschränkt sich, da jetzt eine regehnässige Sohulforjn 
überhaupt nicht existirt, also auch die einzige Gemeindeschule eine ConfeeaionB- 
schule sein kann, nicht lediglich mehr auf Orte, in denen nach der ümwandloBg 
mehrere Confessions- schulen Terschiedener Gonfession bestehen würden. 

14) d. Nähere § 14 d. V. 

15) Ges. y. 8. Aug. 1878 a. 10 Ziff. 19 vgl. Ziff. 20. 
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1. werden die Lehrstellen der Konfessionsschulen blos mit Lehrern 
der betreffenden Konfession besetzt; die Konfessionalität des oder 
der Lehrer an den in Ansehung der Sprengel konfessionslosen Schulen 
entspricht dem Verhältnis der Konfessionen unter den Schulkindern ;^^) 

2. die Erteilung des Religionsunterrichts an der Schule steht gemäss 
§ 38 des B. E. den Kirchendienern zu ; es ist dies aber keine Ver- 
pflichtung, sondern lediglich eine Berechtigung; Vertretung durch 
den Schullehrer ist also mit Zustimmung der Kirchengewalt zulassig. 
Da femer die Erteilung des Religionsunterrichts durch den Kirchen- 
diener eine innere Kirchenangelegenheit ist, so unterliegt sie blos 
den Beschränkungen des Abschnitt III des B. E.; mit andern Worten 
der Kirchendiener untersteht als Beligionslehrer keiner staatlichen 
Disciplin. Ob übrigens der Aufwand, den der Kirchendiener be- 
hufs Erteilung des Religionsunterrichts macht, ein Teil des Schul- 
bedarfs sei, ist zweifelhaft; besser ist die Frage zu bejahen ;^^) 

3. endlich sind in den beiden unteren Instanzen die christlichen 
Geistlichen Mitglieder der Schulaufsichtsbehörden. ^^) Der Pfarrer 
ist far Konfessionsschulen immer Mitglied der Lokalschulinspektion, 
bezw. Kommission und Lokalschulinspektor; ^^) er ist für die, in 
Ansehung des Sprengeis, konfessionslosen Schulen im Verein mit 
den Pfarrern der andern betheiligten christlichen Konfes- 

16) § 12 d. V. V. 26. Aug. 1883. Da in den meisten Gemeinden Bayerns die 
eine Konfession die andere entschieden überwiegt, so werden an den meisten Schulen 
die Lehrer nach wie vor ein und derselben Eonfession angehören Weil nun femer 
in aUen Simultanschulen, mit Ausnahme derer, die aus den konfessioneU getrennten 
Schulen des § 6 umgewandelt wurden (§7), der Unterricht in konfessioneUer Fftrbung 
erteilt wird, so unterscheiden sich die Simultanschulen des neuem Hechtes ^on den 
Konfeesionsschulen des filteren Hechtes in den meisten FfiUen tatsächlich nur 
durch die Verpflichtung der Kinder aller Konfessionen die Schule su besuchen; ein 
Ünterschidd, der um so unmerklicher ist, als auch schon früher der Besuch einer 
Konfessionsschule den Kindern der andern Konfession gestattet werden konnte, und 
hftufig gestattet wurde. Es ist daher nicht verwunderlich, wenn sich die Meinung 
ausbildete, auch in Ansehung des Schulsprengels sei die Konfessionsschule noch jetzt 
die Regel. Vgl. auch Note 19a. 

17) and. Entsch. d. Y. g. h. IV p. 159 sq. 

18) über diese Englmann a. a. 0. p. 12—98. 

19) § 2 Amtsinstr. t. 15. Sept. 1808 (Doli. IX. p. 1085 sq.); V. y. 22. März 
1821 Ziff. 1, 2, 8. (DölLIX.p.l094); M. E. y. 24 Juni 1839 (DöU. XXIV p. 317.); 
über die YorstandschaftsyerhAliziisse : Verh. der Kammer d. Abg. 1870/71 stenogr. 
Ber. 2 p. 137-140. — 
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sionen ^^) Mitglied der Lokalschalinspektion und im Verein mit diesen 
Pfarrern Lokalschnlinspektor. Jedoch kann die letztere Stelle anf 
Antrag nnd Kosten der Gemeinde einem faehmftnnisoh gebildeten 
Laien übertragen werden.'^) Ferner ist der katholische and prote- 
stantische Dekan regelmässig Distriktsschnlinspektor*^); im einzelnen 
gilt für das Distriktsschulinspektorat an den Konfessionsschalen and 
Simaltanschulen des neaem Rechts das vorhin über die Lokalschal- 
inspektorate Gesagte. — Nirgends aber ist der Pfarrer oder Dekan 
zum Eintritt in diese SchnlaofsichtsbehOrden verpflichtet; er nnter- 
liegt auch keinem Disciplinarrecht; nar das ist möglich, dass ihn 
die Begierang aas der Behörde wiedemm aosschliesst. Von einer 
Staatsdienerqaalität des Pfarrers als Schalinspektor kann deshalb 
überall keine Bede sein.*^) 

IV. Volksvertretung. Von dem Gedanken ausgehend, dass 
die parlamentarischen Körperschaften von rechtswegen sich aus 
den verschiedenen St&nden zusammensetzen sollen, hatte die bairische 
Gesetzgebung von 1818 eine solch ständisch gegliederte Volksver- 
tretung geschaffen. Ob der Gedanke nicht durch Beminisoenzen an 
die alten Landstände entstellt wurde, gehört nicht hierher: Hier 
interessiert nur, dass der achte Teil der Mitglieder der Kammer 

19a) Der Ausdruck „Beteiligten'' (§ 13 V. v. 2883) ist unklar. Die Meinung 
dürfte sein, es berechtigte nicht schon die Tatsache, dass eine Schule im Pfarr- 
sprengel einer christlichen Eonfession liegt, den Pfarrer zum Eintritt in die 8ohul- 
aufsichtsbehörde, sondern erst der Umstand, dass Kinder von Angehörigen seiner 
Konfession die Schule besuchen. Ob eine Beteiligung schon bei einer Ideinen Zahl solcher 
Kinder vorliegt, mag dahingestellt bleiben ; jedenfalls aber ist nach dem in Note 16 
gesagten auch das Localschuünspektorat der meisten Schulen dauernd in die Hand 
der Geistlichen einer Konfession gelegt. 

20) § 13 Y. y. 26. Aug. 1883. 

21) § 4 Amtsinstr. v. 15. Sept. 1808. (DöU. IX. p. 1064 sq.); A. £. v.8. S^i 
1809 § 1 (DölL Ym p. 1352.). für die proteetant. Dekane ist die A. £. v. S.Sepi 
1809 § 1 aufrecht erhalten durch Yerfassungsgeeetz (§ 6 d 2. Anh. 2 R £) 

22) Diese Ansicht widerspridit der Praxis, wenigstens in Ansehung der Lokal- 
schulinspektoren (vgl Englmann p. 19). Allein m keiner der citirten YerordnungsD 
vor 1818 (die späteren M £ kommen nicht in Betradit) ist eine Pflicht zum 
Eintritt statuirt. — Noch weniger ist von Disciplinargewalt die Bede: nur das ist 
bestimmt, dass der Pfarrer seines Amtes als Lokalschulinspektor enthoben werden 
kann (ü. £. v. 16. April 1815: Doli. IX p. 1093). (eine weiteigehende £^t- 
. Schliessung der bambergischen Landesdirektion (Doli IX p. 1084) kommt als von 
einer Mittelstelle erlassen, nicht in Betracht. 
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der Abgeordneten ans selbststftndigen Pfarrern sich zusammensetzte, 
die von ihren Standesgenossen gewählt wurden.'*) — Durch Gesetz 
vom 4. Juni 1848 ist mit der ständischen Gliederung der Kammer 
der Abgeordneten auch jene Sondervertretung untergegangen. Da- 
gegen blieb tit. IV § 1 V.u. aufrechterhalten, wonach die beiden 
ErzbischOfe und der Oberkonsistorialpräsident geborene Mitglieder 
der Kammer der Beichsräte sind, dazu noch ein Bischof vom König 
zum Beichsrat ernannt werden muss. — Ebenso erhielt sich eine 
Sondervertretung in den Landräten; diesen gehören je drei Abge- 
ordnete der wirklichen selbstständigen Pfarrer an.**) 

V. Hauptstück. 

Kirchliches FinanzrechL 

I. Abschnitt. § 24. Einleitung. Vermögensrecht der 
öffentlichen Kirchengesellschaften. 

Gleich den staatlichen Gemeinden haben die Kirchengesellschaften 
Privatrechtsfähigkeit, gleich jenen ist ihnen vom Herrscher Pinanz- 
gewalt delegiert.*) Allein der Vergleich lässt sich nicht im Detail 
durchführen. Denn, während das Vermögen der politischen Gemeinde 
Korporationszweckvermögen') ist, ist nach gemeinem katholischen 
wie protestantischen Kirchenrecht das Kirchenvermögen Stiftungs- 
vermögen,') Sonderzweckvermögen. Zweck ist vor allem der ünter- 

23) Das Nähere X Verf. beü §§ 5, 8 c, 19, 20. 

24) Das Nähere: Ges. betr. d Landräte v. 28. Mai 1852 art 2 d. art 6. 

1) Dass diese Delegation gewohnheitsreohtlich geschehen kann, ändert an der 
Delegation nichts: Seydel allg. Staatsl p. 13, p. 14. 

2) Verf. schliesst sich demnach der Theorie yom Zweckyermögen an, die min- 
destens das grosse Verdienst hat, eine Uehertragung des Begriffes Juristische Person** 
in das öffentliche Becht zu yerhindem. Da wo es nicht auf principielle Begrün- 
dang ankdnmit, wird übrigens nach wie vor der stilistisch bequemere Ausdnick 
„Priyatrechtsfähigkeit'', selbst „Privatrechtssubjekt" gebraucht werden. 

3) T. Schulte: System § 94, die jnristische Persönlichkeit der katholischen 
Kirche p 9—68; v. Brins Pandekten (1. Aufl.) § 283; für das protestantische 
Kirchenracht 0. Mejer Lehrb. «3. Aufl.) § 163 n. 5, Kichter-Dove (7. Aufl ) p. 1086. 
Die Lösung, die Hüblor: der Eigentümer des Kirchenguts p. 149 sq. giebt, ist für 
das „Kircbenrecht" keine Lösung: denn allerdings scheint die Frage zwei Antworten 
zu verlangen, eine „kirchenrechtüche'* und eine staatsrechtliche ; uns interessiert frei- 
lich nur die letztere. 
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halt der Eirchengebäude und Eultusbedürfnisse, dann aber der grand- 
legenden kirchlichen Anstalten, des Episkopats und des Pfarramts; 
daher die Identificierung von officium und benefitiom. Nicht alles 
übrigens, was der Priester für sein officium bezieht, ist Einkommen 
aus dem beneficium; so namentlich nicht die StaatszuschOsse; auch 
die Stolgebühren sind kein YermOgensbestandteil des beneficium, 
sondern eine besondere kirchliche Abgabe. 

Von den gemeinrechtlichen Normen, sind allerdings Ausnahmen 
durch Partikularrechte gemacht: einzelne StiftungsvermOgen sind 
in KorporationsvermOgen umgewandelt, wie dies namentlich durch 
das preussische Landrecht für das FabrikrermOgen geschehend) Da- 
gegen ist in der Pfalz das gemeine Recht für das Vermögen der 
katholischen Kirche in Geltung.^) Im Oebiet des bairischen Land- 
rechts stand ebenfalls das kanonische Recht in Kraft ^ und an diesem 



4) AUg. Landr. H tit 11 §§ 160, 114, 116; dagegen § 772 für das FMnde- 
gut; vgl. Schumann: Competenz der Eirchenverwaltungen in Bayern in Dove Zeit- 
schrift m p. 196 n 8; 0. Mejer: zur lOmiach-dentBohen Frage I. p 416. 

5) Bezüglich des Fabrikgutea ist hier kontroyers, ob es der politischen Ge- 
meinde zugehöre. Die Frage ist mit überzeugenden Gründen ▼emeint im Urteil 
des Apellationsgerichts Zweibrücken yom 20 Mftrz 1871 (Hauser Zeitbchiift für 
Beichsrecht und Landesrecht I. p. 65 • 83), wo auch der einschligige Geaetaes- 
apparat yoUständig angegeben: Hauptgründe sind, dass die in Frankreich durch 
Dekret yom 13. Brumaire H erfolgte Einziehung des FabrikyermÜgens für die Ffab 
gar nie Geltung erlangt hat, weil dieses Gesetz nach der Abtretung der Pfalz im 
Frieden yon Luneyille gar nie publidert wurde- Vielmehr war die erste einschlft- 
gige Norm das arrete yom 20. Praiiial X. welches in art. 11 das Gonoordat und 
die artides organiques und damit art 12 oonc. (toutes les eglises metropolitanes, 
cathedrales, paroissiales, et antres non ali6n6es, necessaires au culte, seront remises 
ä la dispoeition des eydques;, art. 76 art org (B sera etabli des fabriques pour 
yeiller ä Tentretien et ä la oonseryation des temples, a radministratioii des 
anmones) ausdrücklich einführt Daraus, dass die franz Gesetzgebung am bisheii- 
gen Bechtsbestand überhaupt nichts geändert hat, weder das formell Überhaupt 
nicht giltige Staatsratsgutachten y. 2. Pluy. XHI, noch das decret imperial du 30. 
dec. 1809 concdmant les fabriques, und loi du 14 feyr. 1810 relatiye aux revenus 
des fabriques des eglises, ergibt sich, dass das Eigentum an der Fabrik nicht an 
die politische Gemeinde übertragen ist; aus alledem scheint uns aber ferner mit 
Schulte (Jurist Persönl. p. 128—133, 189—142) zu folgen, dass es auch nicht an 
die Kirchengemeinde Übertragen wurde, sondern dass das FabrikyermÖgen Stiftungs- 
yermögen blieb, (and. d Urt d. A. G. Zweibrücken). Vgl auch noch DeSyo: Gom- 
mentar zu dem die Kirchenfabriken betreff. Dekret y. 30. Dez. 1809 p. 208- 

6) Ann. ad. cod. ciy. I c. II § 8. Schulte die juristische Persönhchkeit 
p. 68 sq. 
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Zustand hat die Centralisation der Stiftangsverwaltung von 1807 
nichts geändert.^ 

In der bairisohen Verfassungsarkunde tit. IV § 9 Abs. 4 ist 
nun bestimmt: v,allen Keligionsteiien ohne Ausnahme ist das Eigen- 
tum der Stiftungen und derOenuss ihrer Renten nach den ursprüng- 
lichen Stiftungsurkunden und dem rechtmässigen Besitz, sie 
seien fOr den Eultus, den Unterricht, oder die Wohltätigkeit bestimmt, 
vollkommen gesichert.'^ Es ist damit das bisherige Recht in seinem 
YoUen umfang anerkannt: der besondere Schutz, der ihm gewährt 
wird, liegt darin, dass es nur durch Yerfassungsrecht aufgehoben 
werden kann. Und zwar ist der Vermögensbestand einer Kirchen- 
gesellschaft nicht nur im allgemeinen garantiert,^) sondern das Eigen- 
tum ihrer Stiftungen nach den ursprünglichen Stiftungsurkunden: 
d. h. die Aufhebung eines Stiftungs Vermögens, auch wenn an 
seine Stelle ein Korporationszweckvermögen treten 
soll, erfordert, wenn sie nicht stiftungsgemäss oder, was gewöhn- 
lich dasselbe, nach dem kirchlichen Statut der betreffenden Konfession 
erfolgt, Verfassungsgesetz. ^) Darum ist bis jetzt an dem zur Zeit 
des Erlasses der Verfassung bestehenden Eigentum am Kirchengut 
nichts geändert worden: weder durch das revidierte Gemeindeedikt 
von 1834 und die Gemeindeordnung von 1869, noch durch Gewohn- 
heitrecht das dem Verfassungsrecht überhaupt nicht derogieren kann.^®) 

Während hier Gewohnheitsrecht ausgeschlossen ist, hat sich die 
Delegation einer Finanzgewalt an die Kirchengesellschaften ausschliess- 
lich gewohnheitsrechtlich vollzogen. Träger der Finanzgewalt sind 
die einzelnen Kirchengemeinden, ^i) 



7) vgl. § 27. 

8) Vgl. § 47. R E. 

9) Dieses Moment war ans auch ein Hauptgrund, in der pfUzischen Union 
keine Bfldung einer dritten protest. Kirche zu sehen, sondern ledigUch die Fort- 
bildung der Eirchenlehre der rechtlich noch jetzt getrennt bestehenden lutherischen 
und reformierten Kirche der Pfalz Freilich muss dann auch die Konsequenz ge- 
zogen werden, dass, wenn nach früherem Becht in der pfUzischen lutherischen Kirche 
das Fkbrikyermögen Stütungsvermögen war — was wir nicht wissen — , dasselbe 
auch noch jetzt Stiftungsvermögen geblieben ist. Dagegen ist das Fabrikvermögen 
der refonnirten Kirche wahrscheinlich Korporationsvermögen. 

10) GemAss tit X § 7 V. U.; v. Pözl Verf. B p. 37. 

11) vgl. § 28. 



Digitized by VjOOQIC 



236 I>io einzelnen Vermögensniaflsen - § 25. 1—3. 

§ 25. Die einzelnen Vermögensmassen — ihreErwerbs- 
fftigkeit — ihre Bestenerang* 

L Die einzelnen VermOgensmassen. A. üebersicht 
Die einzelnen VermOgensmassen sind — von den pia corpora 
in weiterem Sinne abgesehen — folgende: 1) Fabrikgut and 
Pfründegut, jenes in der bairischen Gesetzessprache als Kirchen- 
Stiftung xax" Hox^ bezeichnet. Sie sind von einander vollkommen 
unabhängige VermOgensmassen mit eigener Privatrechtsfähigkeit. Auch 
die bischoflichen Mensalgüter und das Fabrikgut der Kathedralen 
gehören unter diese Gruppe.^) 2. Das Kapitelgut.^ 3. Das 
Gut der Buralkapitel, soweit diese schon vor 1818 Vermögen 
besassen. Sofern dies nicht der Fall, ist eine Verleihung der Privat- 
rechtsfthigkeit im einzelnen Fall erforderlich. 4. Das Gut der 
Kloster und Bruderschaften.') 5. Das Gut der Landes- 
kirchen.^) — Von diesen ZweckvermOgen ist — und das nur 
vielleicht — lediglich das KlostervermOgen und das Gut der der 
Buralcapitel Korporationsvermögen; die Übrigen sind Sonderzweck- 
vermögen, StiftungsvermOgen. 



1) Dagegen steht den Ordinariaten kein Sonderzweckrenn^gen zu, aus dem 
einfachen Grund, weil dies schon nach kanonischem Becht nicht der EbU ist. In- 
wieweit freilich bei Erbeinsetznng von Ordinariaten der favor testamenti dazu fflhren 
könnte, das bischofliche Mensalgut oder die Kathedralstiftung als eingesetzt zu be- 
trachten, ist eine andere Frage (Schulte: juristische Persönlichkeit § 18). 

2) conc. art. IV. 

3) Für das Gebiet des französischen Bechts wurden durch Gesetze von 1790 
— 1797 die Klostergflter säkularisiert, neue Stiftungen zu Eultuszwecken verboten; 
in den organischen Artikeln wurde nur dem Fabrik- und Pfriindegut wiederum 
Privatrochtsfähigkeit verliehen (art. 73, 74 ^ Allein schon ein Dekret von 3. mess. 
Xn (Schulte p. 134; Leoni: Staatsr. v. Elsaas-Lothr in Marquardsen Handb. n. 1. 
p 296) bestimmt in negativer Fassung, dass Einffihrung neuer Orden durch kaiser- 
liches Dekret zulAssig sein soll. Auch in der Pfalz hat daher die Begiemng das 
Becht, andere Orden als die in art. VII des Konkordats redpierten aufzunehmen 
und den einzelnen Klöstern PrivatrechtsfiLhigkeit zu verleihen. 

4) Eutscheidend ist B £ § 24: „die im Königreich bestehenden christlichen 
Konfessionen** adminikuHerend ist das Verbot von Zuwendungen an nichtbairische 
Stiftungen (V. v. 9. Febr. 1787 und 11. Nov. 1811 DöU. XI. p 1175—1177) vgl. 
T Both bairisches Civilrecht I. p. 255; anders nach kath. Kirchenrecht Schulte 
System p.485 n. 2. 
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B. P f rün deundEirchenstiftung. Besondere Betraohtung 
erfordert nur die Kirchen- und Pfrflndestiftung. 

Zuerst ist noch einmal zu wiederholen, dass vom preossisehen 
Landrecht abgesehen — das Fabrikgut StiftungsvermOgen ist. Dass 
die Praxis seit vielen Jahren der Eirchengemeinde das Eigentum an 
der Fabrik zuschreibt,^) steht nicht entgegen: den Bestimmungen 
der Verfassung, welche den froheren Bechtsbestand aufrecht erhalten, 
vermag ja die Praxis nicht zu derogieren. — Zuerst nun kommt in 
Betracht die Entstehung der Kirchenstiftung und der Pfründe. 

1) Die Entstehung: Während die Privatrechtsf&higkeit der 
Kathedralstiftnngen und Mensalgüter durch Gesetz ^) gegeben ist, ist 
zur Entstehung von Kirchen und Pfründestiftungen noch immer 
königliche Genehmigung nOtig. Allein diese Genehmigung muss 
erteilt werden, wenn die Voraussetzungen des § 88 B. E. vorliegen : 
d.h. wenn es sich um die Bildung einer besonderen Eirchengemeinde 
in der Diaspora und deshalb um Errichtung einer Eirchenfabrik 
und einer Pfründe für einen Pfarrer oder Pfarrvikar handelt. Im 
übrigen kann die Genehmigung beliebig gewährt oder versagt werden. 
Zuständig in allen Fällen, die Genehmigung zu erteilen ist lediglich 
der EOnig selbst.*) 

2) Objekte. Was die VermOgensgegenstände anlangt, so ist 
nach bair. Landrecht sicher, dass auch die Eirche im Eigentum der 
Eirchenstiftung steht, soweit nicht ein dritter Privateigentümer vor- 
handen. 7) 

Wie weit sich das StiftungsvermOgen erstreckt ist Frage des 

5) T. Both I. p. 255; die Gitate bei Stingl kath Pfamunt p. 730; dagegen 
aber Flenarbescbluss d. ob. GeiichtshofeB v 26 Not. 1873 (C. M Bl. 1874 p. 224), 
dem wir nur insofern nicht beizustimmen, als auch nach gemeinem protest Kirchen- 
leeht die Eabrik kein KirchengemeindevermOgen ist 

5a) oonc. art IV Abs. 1 u. 2. 

6) Yollzugsinstr zum rev. G. E. v. 81. Okt. 1837 § 90. 

7) ann. ad. cod. dy. 11 e. 1 § 12 n. 2; vgl. y. Poschinger: Das Eigentum am 
Kircbengat p. 804 — 838 Weitere Fragen, auf die hier nicht näher eingegangen 
werden kann, sind : ob die Meesnerhftuser Pertinenzen der Kirchen (HuUer in BL f. 
administr. Ptaiis XI p 161), ob die Kirchhöfe Pertinenzen der Kirche (namentlidi 
nach preuss. Landreoht: Huller a. a 0.); iür das franz. Becht ygl. Erk. d. A. 6. 
ZweibrfickeiL bei Häuser: ZeitBchiift fflr Beiofasiecht und Landesrecht I p. 88; 
Zachariae: franz. Qyilrecht (6. Aufl.) I p. 441. 
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einzelnen Falls^ doch ist eine solche Frage so bedeutend fdr die Bechts- 
anwendung geworden, dass sie hier berührt werden moss: Wer ist 
Eigentamer an Oebäuden sogenannter organisierter Pfarr- und Kirchen- 
Stiftungen und welcher Natur sind die Bezüge, die den Pfarrern 
organisierter Pfarreien aus der Staatskasse zufliessen? Durch die 
S&kularisation der Elostergüter nftmlich erwarb der Staat auch das 
Eigentum an dem Vermögen der den ElOstem inkorporierten Pfar- 
reien, welches als eigenes StiftungsvermOgen schon durch den Akt 
der Incorporation untergegangen war.^) Allein § 3ö des Beichs- 
deputationshauptschlusses legt unter anderen Verpflichtungen dem 
Landesherm auch die auf, das sftkularisierte Kirchengut „zum 
Behuf des Aufwandes für Gottesdienst'' zu gebrauchen. Dieser Auf- 
lage kam man nun in Baiem durch Neuerrichtung „Organisation" 
von Eirchenfabriken und insbesondere Pfarrstiftungen nach. Letztere 
unterscheiden sich dadurch von den „Oekonomiepfarreien,'' dass sie 
nur mit einem kleinen Orundstückkomplex ausgestattet sind, dagegen 
der Staat zur Entrichtung ziemlich bedeutender Beitrage an die 
Pfründestiftung verpflichtet ist Nun Iftsst sich freilich im all- 
gemeinen nicht jedesmal sagen, wann denn überhaupt eine unter- 
gegangene Stiftung mit der Wirkung neu „organisiert'' worden 
sei, dass sie wiederum ein gesondertes Zweckvermögen dar- 



8) DaBB die Stiftung mit dem Verlast ihres gesammten VennOgens untergeht, 
darüber siehe ▼. Brinz. Fand. 1. Aufl. p. 1187 sq.; ▼. Both bair. Gvilr. I p. 318, 
A. M Windscheid Fand (3. Aufl.) § 61. — Dafür, dass duich die Sftkularisation 
das Eigentum am Klostervermögen Überging, ist Beweis nicht erforderlich. Wohl 
aber dafür, dass auch Eigentum an dem Ffarr-, i Pfründe- und Kirchenstiftangs-) 
▼ennögen Übeiging. Dies wftre nicht der FaU, wenn das Kloster an demselben selbst 
kein Eigentum erworben hfttte. Jedenfalls darf, was die vennOgensrechtlidie Wirkung 
anlangt, in der Beantwortung nicht zwischen incorp.plena und minns plena unterschieden 
werden ( Hinsch. K.B. p. 462). Nun könnte man einwenden, dass die bikoiporation häufig 
(vergl. Gonc. Trid. Sess. 24 c- 13) als Union bezeichnet wird, aber wie wenig das zu be- 
deuten hat, erhellt daraus, dass der CSanonist Barbosa (de off. et pot. EpiscIII alL 66 
n. 35) die Inkorporation in einem Athem Union und Suppression nennt. Dagegen spricht 
für unsere Annahme der Satz, dass bei jeder Art Ton Inkoiporation das Kloster als 
paiochus habitualis erscheint, dann aber, dass ihm der Unterhalt des PfairvikarB 
obliegt nicht nach dam Mass der Einkünfte des inkorporierten Termögens, sondern 
nach Massgabe des KlostervermÖgens (Hinschins n p. 450). 
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stelle. Die organisierten Pfründen müssen allerdings immer selbst- 
standige Stiftungen sein, selbst wenn das ganze Vermögen lediglich 
aas der Forderung auf Entrichtung des jährlichen Staatsbeitrags be- 
stünde.') Dagegen ist es im einzelnen Fall sehr fraglich, ob die 
Kirche einer säkularisierten Eirchenstiftung im Staatseigentum ge* 
blieben ist, oder eine neue Kirchenstiftung errichtet wurde, und die 
Kirche an diese Stiftung überging. 

3. Zweck. Kirchenstiftung und Pfründegut sind Zweckver- 
mOgen. Dass der Zweck der ersten der Unterhalt der Kirche, derjenige 
des zweiten Unterhalt des Pfarrers ist, braucht nicht weiter erwähnt 
zn werden. Allein einmal ist damit der Zweck des Vermögens nach 
bairischem Recht noch nicht vollkommen erfüllt, dann aber bedarf 
die rechtliche Form, in der die Pfründe ihrem Zweck, dem Unterhalt 
des Pfarrers, dient — der Niessbrauch des Beneficiaten — einer 
näheren Beleuchung. 

Was das erste anlangt, so haben die Kirchenstiftungen, soweit 
ihre Beuten den eigenen Bedarf überschreiten, zu den in §§ 48, 49 B.E. 
genannten Zwecken beizusteuern,^®) ebenso die beneficia non curata.^^) 
Damit Ueberschüsse zu den Zwecken des § 49 verwendet werden 
können, ist Zustimmung der „geistlichen Oberbehörde^^ nötig ; in den 
Fällen des § 48 holt die zur Verteilung der Ueberschüsse zuständige 
Kreisregierung ^*) K. d.J. lediglich das Gutachten derselben ein. 



9) Vgl. M.E. Yom 28. M&rz 1865 (G.M.Bl. Bd. 1 p. 70). — Femer den 
deatlicheu Ausdrack in der M E. vom 27. Juli 1813: r^ die königliche Finanz- 
direktion .... Ton der ganz irrigen Ansicht, die organisierten Pfarreien seien nicht 
gestiftet ausgeht** Dass der Staatsbeitrag keine ^Besoldung** der jeweiligen Bene- 
fiziaten ist, geht daraus hervor, dass er auch w&hrend der Vakanz gezahlt wird; 
vgl die citierte M E. und M. E. vom 27. Nov. 1812 (DOU. XI p. 1517, 1518). 

10) Massgebend ist M. E. vom 24. April 1857 (Handbuch d. bair. Staatsb. 
2. Aufl. I p. 187, 192). 

11) §10. 8. derV. „das Benefidalstiftungsveimögen, soweit dessen Genuss nicht 
mit kirohliohen Aemtem in unmittelbarer Verbindimg steht." 

12) Fraglich ist es, ob gegen die Entsdieidung der Ereisregierung Beschwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof aui Grund von art 10 Ziff. 3 d. Gesetzes v. 8. Aug. 
1878 zulässig ist. Es kann sich dabei lediglich um Streitigkeit«i wegen Verwen- 
dung handeln; denn ob üeberschfisse vorliegen, bestimmt sich nach dem Etat der 
Stiftung, und die Verbescheidung der Etatau&teUung kann vor dem Verwaltunga- 
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Gegenwärtig wird als jährlicher Unterstützangsbeitr^ nur Vi ^^ 
üeberschnsses erhoben. 

Ferner können die KirchenpfrQnden ihrer primären Aufgabe — 
— Unterhalt des Pfarrers — wfthrend der Vakanz nicht nachkom- 
men. Die Frachte stehen dann, wie früher dargestellt, wenn die 
Pfründe durch Tod erledigt wurde, einen Monat lang den Erben des 
katholischen Beneficiaten zu,^*^) 6 Monate lang der Wittwe und den 
minorennen Kindern des protestantischen Beneficiaten. Ebenso war 
schon erwähnt, dass das Recht katholischer Pfarrer an den Früchten 
der Patronatspfründen schon mit dem Tage der Präsentation beginnt. 
Die Früchte in der Zwischenzeit aber — nach dem Aufhören des 
Niessbrauches des früheren Pfarrers und seiner Erben und vor Beginn 
des Rechtes des neuen Pfarrers — fallen bei protestantischen Pfründen 
der Pfarrwittwenpensionsanstalt zu und zwar hat dieser Früchtebezug 
3 Monate zu dauern, so dass im ganzen eine protestantische Pfründe 
mindestens 9 Monate unbesetzt bleiben moss.^*) Die Intercalar- 
früchte der katholischen Pfründestiftungen gehören in einigen 
DiOcesen zum Teil den Emeritenanstalten, in andern der Eorohen- 
Stiftung ;^^) ein Teil aber muss hier wie dort zur Deckung der pro- 
visoribchen Verwaltung des Eirchenamts und des EirchenvermOgens 
dienen; VermOgensverwalter ist der jeweilige Vikar. >') 



gerichtshof nicht angefochten werden. Krais Gomm. zum Ges. vom 8. Aug. 1878 
p. 128 leugnet nun die Möglichkeit, denn „die Verwendung der Bententtberschüsse 
konkurrenzpflicbtiger Kultusstiftungen gnlnde sich und bemesse sich nach zweckmftssig- 
keitsrücksichten.** ü. £. ist das unrichtig: denn gesetzlich kann nur zu den in 
§§ 48, 49 genannten Zwecken ein Beitrag aaferlegt werden, und im Fall des § 49 
nur mit Einwilligung des Ordinarius. Wenn eine dieser Vorschriften verletzt ist, 
so scheint uns die Beschwerde an den V. G. H. zulftssig. Auch praktisch steht 
derselben nichts im Wege, da ja die Konkurrenzkassen aufgehoben sind, jeder dn- 
zelnen hilfsbedürftigen Stiftung eine Anweisung auf die konkurrenzpflichtige erteilt 
wird (ME. v. 24. April 1857 § 15), und damit die letztere weias, zu welchem 
Zweck sie kontribuiert. 

12a) vgl. ob. § 21. 

18) Instr. V. 14. Aug. 1813 (Doli XI p. 1534) und Ck>d. d. Ffairwittwen- 
pensionsanstalt v. 26. Nov. 1826. 

14) Das nähere bei Kiick: PfrOndewesen p. 182 p. 183. 

15) V. V. 21. April 1807. Ziff. 5 Welcher Betrag demselben denmaoh lukdmmt, 
ist fOr die protest (jeistlichen bestimmt durch A. £. v. 27. Nov. 1809 ^(gbl. 
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§ S5. 16—20. ihre Erwerbsfähigkeit — ihre Besteaerang. 241 

Der Pfründeverwalter, der abgegangene Benefiziat, oder dessen 
Erben, and der nen eingesetzte Benefiziat haben fnr das letzte kano- 
nisohe Jahr, ^^) in welches die Yäkator fiel, Rechnung abzulegen: 
und zwar wenn die Yakatur durch Tod herbeigefohrt wurde, den 
Verlassenschaftsgerichten; wenn durch sonstigen Abgang des Bene- 
fiziaten: bei einer katholischen Pfründe der DistriktspolizeibehOrde, 
bei einer protestantischen dem Dekanate. ^^) Diese Behörden stellen 
die Interkalarrechnung zusammen und übersenden sie in allen 
Fallen der Kreisregierung ^^) welche nach zwei Biditungen be- 
scheidet: einmal vom Standpunkt der blossen Rechnungscontrole : 
insoweit ist Rekurs an den obersten Rechnungshof ^^) möglich ; zweitens 
urteilt sie über die oben dargestellten privatrechtlichen Ansprüche 
auf die Intercalarfrüchte >®) und insoweit liegt eine administrativ con- 



p 1889 8q.), f^ die katholischen Geistiichen durch Elitschliessungen der Kreis- 
regieningen (vgl. Krick p. 185 n. 2; p. 223 sq.) 

16) M. E. T. 1. Sept. 1821 (DöU. XI. p 1624.). 

17) Die Zuständigkeit der Distriktspolizeibehörde beruht auf Ziff. 7 d. V. y. 
21. April 1807, der Dekanate auf § 15 d. Inst. v. 14. Aug. 1813; die der Ver- 
lassonscbaftsgerichte — jetzt der Amtsgerichte, die zur Bechnungsaufhahme einen 
Notar zu deputieren haben (a. 15 d. bair. Aosf. ges. z. R G. V. G.; a. 19 des 
Notariatsges. y. 10. Nov. 1861) — auf A. E. y. 24. Dez. 1814 (DöU. XI. p. 1520). 

18) V.y. 21. April 1807 Ziff. 7; femer — Formationsv. y. 17. Dez. 1826 § 35. 
Fraglich ist dies fQr. die Intercalarrechnung protest Pfründen: ygl. Note 20. 
Fraglich femer für die yon den Verlassenschaftsgerichten aufgenommenen Beohnun- 
gen (ygl. einerseits die Motiye zum ersten Gesetzentw. über Errichtung ein. V. 
g. Il bei Krais: Gomm. z. Y. g. h. ges. p. 136 unt. — and. Krais ebenda; ders. 
Handb. der inn Verwaltung I. p. 266 und die dort angef. IVaxis; Bl. f. adm. 
Frax. XI. p. 104 sq.; XIV p. 254 sq.); die herrschende Lehre, die auch hier 
Einsendung yerlangt, ist die richtige: denn das Verlassenschaftsgericht, bezw. der 
Notar stellt nur das Material für die bescheidende Ereisreg. zusammen und trifft 
keine selbststftndige Entscheidung; deshalb ist die Zuständigkeit der Xreisreg. 
auch nicht durch die Normen über den Beschwerdeweg in der früwiUigw Gerichts- 
barkeit aasgeschlossen (bair. Ausfges. z. B. G. P. 0. a. 56^68; y^. a. 56 Abs. 2). 

• 19) V. y. 5. Noy. 1826. V. 

20) Dass die Entscheidung der Kreisregierong eine Entscheidung über private 
Ansprüche sei, behauptet mit Becht : Seuffert : Comm. z. bair. Gerichtsord I p. 190 ; a. M.y. 
Pözl: Verwaltungsrecht (3. Aufl. § 71 Note 8): wenn dem Pfründner selbst die 
actio confessoria zusteht, warum nicht den zu deninterkalarfrüchten Berechtigten : und ist 
ihie Geltendmachung yor ordentlichem Gericht ausgeschlossen, so liegt eben eine admini- 
strativ-contentiöse Sache yor. — Von hier aus ergiebt sich mm auch die Folge, dass die B&- 

16 
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242 ^^ emzelnen VennögensmaBsen — § 26. 81—25 

tentiöse Sache vor, wider deren Beurteilung Beschwerde an den 
V. G. BL ") möglich ist. 

Der Niessbrauch am PfrOndevermögen bestimmt sich nach den 
Normen des Privatreohts. Demgemftss ist der Pfrandner verpflichtet, 
das Vermögen als guter Haush&lter zu verwalten und laufende Re- 
paraturen zu bestreiten,*^*} ebenso alle grösseren Reparaturen, welche 
er dolos oderculpos nötig gemacht hat. Dagegen erwachst ihm auch 
ein Anspruch auf Ersatz von Meliorationen.**) Etwas komplizierter 
wird nun aber die Lehre einerseits dadurch, dass man die Geb&ude 
organisierter Pfarreien als Staatsgeb&ude betrachtete und demnach 
die Benefiziaten den Normen aber Benutzung von Staatsgeb&uden **) 
unterstellte, dann aber um deswillen, weil man den Verwaltungs- 
behörden die richterliche Kompetenz einräumte, Aber die Aus- 
übung des Niessbrauchs zu urteilen. Was den ersten Punkt an- 
langt, so erscheint § 97 c. der V. vom 28. Februar 1851 über die 
Benutzung der Staatsgebäude ungiltig: denn die Oebäude organisierter 
Pfarreien sind sicherlich als Eigentum der Pfarrstiftnng zu be- 



scheidung derlnterkalarfrOchterechDung auch piotestantiBcherPMndendeTKraiBng. zu- 
steht ; durch § 16 d Instr. v 14. Aug. 1813 waren hiezu dio protostantiBchen CooBiatoiieii 
deputiert: es übte also eine Eirchenregimentsbehörde weltliche and zwar Civilge- 
ricbtsbarkeit aus: Diese Uebertragung yon Gerichtsbarkeit in weltlichen Dingen an 
eine kirchliche Behörde widerspricht dem § 15 Abs. 3 G. V. G. ; somit ist die Aus- 
nahme von d. V. V. 21. April 1807, welche dio Instr. v 14. Aug. 1813 statuirte, 
wenigstens in Ansehung der Bescheidung dor privaten Ansprüche aufgehoben; da 
sich nun aber das bairische Becht (V. v. 1807 und Instr. t. 1813) mit dieser Ge- 
richtsbarkeit die rechnerische Bescheidung verbunden denkt, so wird denn auch inso- 
weit dieZuatfindigkeit der Consistorien oessieren. § 13 G VG spricht nicht gegen das 
gesagte; denn § 15 bezieht sich auf alle bfirgerliclien Rechtsstreitigkeiten, mögm 
sie nun gemäss § 13 vor die ordentlichen Geriofate gehören oder nicht. — Die Zo- 
st&ndigkeit der Dekanate zur Bechnnngszusammenstellung beruht darauf, daas sie 
eine Entscheidung aberhaupt nicht erlassen, sondern der Begierung lediglich Mate- 
rial liefern. — Ganz anders Krais Comm. p 135, p 136. — Ueber die abweichen- 
den Rechtsverhältnisse in der Pfalz vgl Krick p. 192 sq.; im WOrzburgischen: Y. 
V. 14. April 1807 (DöU. XI p. 1512 ; R. E. v 26 Aug. 1826 (Doli. XI p. 1525.); 
über die Intercalarfrüchte der bischöflichen Pfründen und der Gapitularprabend« 
Yg\, conc. a IV Abs. 4. 

21) Ges. v. 8. Aug. 1878 art. 10 Ziff 14. 

21a) Entsch. d. V. G H. v. 22. Okt 1880. (Entsch 11. p. 119 sq.) 

22) KeUer: Pand. (1. Aufl.) § 174. 

23) V. v. 28. Febr. 1851. 



Digitized by VjOOQIC 



§ 25. 94—27. ihre Erwerbs&higkeit — ihre Besteuoriing. 243 

trachten;*^) da aber durch Privatreoht Iftngst festgesetzt war, 
welches die Yerpflichtungen des Benefiziaten aas seinem Niessbrauch 
sind, so konnten dieselben nicht darch einfache Verordnung 
modifiziert werden.*') Die Verordnung hat demnach nur die 
doktrinelle Bedeutung, dass sie die einzelnen laufenden Repara- 
turen ziemlich vollständig aufzahlt. Es unterstehen also alle 
Pfründen hinsichtlich des Niessbrauchs der Pfründner den gleichen 
Rechtsnormen. — Sie geltend zu machen, obliegt nun aber zum 
Teil den Verwaltungsbehörden. Die Verwaltungsbehörden entscheiden, 
wie gross die Haftung des Pfründebesitzers wegen Nichterfüllung 
seiner Verbindlichkeiten aus dem Niessbrauch ist, wie gross seine 
Ersatzforderung wegen Melorationen und damit auch über Statthaftig- 
keit eines jus toUendi. In erster Instanz ist hiefür die Distrikts- 
verwaltungsbehOrde, in zweiter Kreisregierung Kammer des Innern, 
in dritter der Verwaltungsgerichtshof zustandig.»«) 

11. Die Beschrankungen der Erwerbsffthigkeit. 

Die verschiedenen Kirchenstiftungen besitzen, wie wir sahen, 
Privatrechtsfähigkeit, allein ihre Erwerbsßkhigkeit ist bedeutend be- 
schrankt durch die sogenannten Amortisationsgesetze''): Gesetze, 
welche die Bildung eines allzu grossen Vermögens in der todten 
Hand verhindern sollen. Hier können nun nur die Rechtsnormen 
der drei bedeutendsten bairischen Rechte: des bairischen und preussi- 
schen Landrechts, sowie des französischen Rechts dargestellt werden* 



24) ygL Note 9. 

25) Die TJnanwendbarkeit ist auch anerkannt in einer Erklärung des Kultoa- 
ministeriams vom 27. Dez 1867- Aehnliche frühere Aussprüche datieren yom 
11. Aug. 1823 und 28. Nov. 1844: siehe die Materialien im Archiv f kath. KiiehMi- 
recht 39 p. 230—232. 

26) art. 10. Ziff. 15 Ges. v. 8. Aug. 1878. — V. v. 8. JuH 1811. die Bau- 
fijle hei den Pfarreien hetreff. ibei Krick d kathol. PfrOndeweeen p. 218) M. E. y. 
91. Okt 1818 (DöU XI p. 1622). Entscheid, des Kompetenskonfliktshofes v. 27/12 
1660; 19/9 1875. - Es liegt hier offenbar eine administetiv-oontentiiyse Sache vor. 
— Zur Interpret, v a. 10 Ziff. 15 d. Ges. v. 8. Aug. 1878 vgl. Entseh. d. V. G. 
H. lU. p. 140 sq. 

27) Dom Konkordat gegenüber aufieohterfaalten durch § 44 B. E. 

16» 
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244 I>ie einzelnen VeimögenBrnaHsen — § 25. 38—83. 

Auf die Bechtsverhftltnisse der kleineren (Gebiete einzagehen, hfttte 
ein mehr statistiBches als juristisches Interesse.**) 

Die altbairischen Gesetze — 1807 überall da eingeführt, 
wo keine Amortisationsgesetze bestanden'*) — bestinunen: Jede**) 
[mmobiliarveräusserung an „Manns- oder Weibsklöster, Gottesh&user, 
Spit&ler, Armen- und Waisenhäuser und andere dergleich Kommuni- 
täten'' bedarf „vorhergehenden landesherrlichen Konsenses'', sonst 
ist sie nichtig, und zwar muss der Konsens dem grundlegen- 
den Rechtsgeschäft vorausgehen.*^) Ausgenommen von der Er- 
werbsbeschränkung sind die „derlei seculares;" dem Wortlaut nach 
kann man die Bestimmung zwar nicht auf die PMndestiftungen 
beziehen, da aber diese im Dekret nirgends sonst namentlich auf- 
geführt sind, so mochte es vorzuziehen sein, sie im Gegensatz zu 
Kirchenstiftungen dem Amortisationsrecht nicht zu unterwerfen. — 
Dagegen ist bis zur Hohe von 2000 fl. jeder Erwerb von Mobiliar- 
vermOgen **) titulo lucrativo gestattet. Lukrative Rechtsgeschäfte, 
aus denen kirchlichen Korporationen und Stiftungen eine Summe 
über diesen Betrag zufliessen soll bedürfen wiederum des vorgängigen 
landesherrlichen Konsenses: bemerkenswert ist, dass in diesem Fall 
auch Mess- und Jahrtagsstiftungen als lukrative Rechtsgeschäfte 
angesehen werden.**) Ausgenommen von der Erwerbsbeschränkung 
durch die Pragmatik sind namentlich die Pfründe- und Kirohen- 
stiftungen. Es unterliegen denn dem Gesetz von den oben aufge- 



28) Erschöpfend Kahl: die deutschen AmortisationsgeeetEe p. 191—258; TgL 
y. Both bair. Gvilr. I p. 257—261. Eine andere Besohrftnkiing ans Ed t. 3. Juli 
1756 und Mandat 70016 Jan. 1760, wonach von allen Legaten ad piascausaa eine quarta 
panpenim abgezogen wurde, ist durch L. T. A. y. 15. April 1840 aufgehoben: Kahl 
a. a. 0. p. 215 n. 12. 

29) y. y. 27/4 1807 bei Kahl p. 283. 

30) Dekret y. 1. Aug. 1701 bd Kreittmayr: ann. ad. c. c. n a 2 § 4 n 4. 
Ausgenommen ist der Erwerb yon Hypotheken und Ewiggeldern. 

. 31) Von höchster Wichtigkeit ist diese Bestimmung bfai Zuwendungen yon 
Todeswegen : Ereittmayr n c. 2 § 4 n. 11 ; Bl. f. B. A. XXTT p. 440—443 (zu- 
nächst in ßesug auf die pragmat Summe.) 

32) Pragm. y. 13. Okt 1764 bei KreittmaTr Y c 19. § 39 n. 11. 

33) And. in einem andern Fdl siehe unten § 27 Note 18. 
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§ 35 34—38. ihre Erwerbsfähigkeit — ihre Besteuerang. 245 

2&lilten kirchlichen Vermögensmassen lediglich das Ont der Landes- 
kirchen, der Domkapitel, Baralkapitel nnd Klöster.'^) 

Die Vorschriften des prenssischen Landrechts <^) weichen im 
allgemeinen von denen des bairischen Landreohtes wenig ab. Jeder 
Immobiliarerwerb bedarf staatlicher Genehmigung (§ 194), ebenso 
der lukrative Mobiliarerwerb welcher den Betrag von 500 Thlr. über- 
steigt nnd aus dem Vermögen einer Person, gleichgiltig ob durch 
ein oder mehrere Bechtsgeschftfte gemacht wird. Diese Oenehmigung 
ist (verschieden vom altbairischen Recht) keine vorgftngige Voraus- 
setzung des Bechtsgeschaftes, sondern kann auch nachgeholt werden. 
Ist hier das allgemeine Landrecht milder, so unterwirft es aber auch 
andererseits das Fabrikgut und die Pfründestiftungen dem Amorti- 
sationsrecht. 

Nach französischem Recht**) ist vor allem zu unterscheiden 
zwischen Fabrikgut undBenefizium einerseits, Elostergut andrerseits. 
Massgebend für die ersten ist art. 910 code civil: Hiemach wird 
— ununterschieden ob der Gegenstand beweglich oder unbeweglich 
ist — Genehmigung zum Erwerbe titulo lucrativo gefordert.*^) 
Dagegen war es dem Verfasser nicht möglich, mit Bestimmtheit zu 
eruieren, welche Normen bezüglich des Erwerbs der ElOster gelten. 
Durch 9TT6t6 vom 20. Prärial X wurden die pfälzischen ElOster auf- 
gehoben und ihr Vermögen zum Nationaleigentum erklftrt.**) Da deshalb 
bis zur Lostrennung von Frankreich keine Amortisationsgesetze für die 
ElOster erlassen wurden, so fragt es sich, ob art. 910 code civil 
nicht auch auf die ElOster anzuwenden ist. 
in. Besteuerung. 

Die kirchlichen VermOgensmassen unterliegen wie die übrigen 
ZweckvermOgen im allgemeinen der staatlichen Besteuerung. Doch 



34) Den Klöstern ist, bis ihr Vermögen auf eine gewisse Höhe angewachsen 
ist, der landesherrliche Konsens ein fflr allemal erteilt Ob eine solche Eonsens- 
erteilnng bei der Fassang der beiden altbairischen Gesetze juristisch möglich ist 
mag fQglich bezweifelt werden: DUrrschmidt die klösterl Genossenschaften p. 51. 

35) allg. Landr. H tit. 11 § 193 - 216, § 1182—1201). 

36) Kahl § 44; y. Schalte: die jaristische Persönlichkeit § 14; vgl aber auch 
Zaobariae franz. Civibecht § 649 n. 7, 8. 

37) So Kahl p. 281, vgl. aber aach Zachariae § 58 n. 4. 

88) y. Schalte p. 140; nicht entgegen Decret yom 3. Mess. Xu ygl. n. 3. 
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246 Baolast. §25.39-41. §26.1. 

wird von Eirohen keine Hausstener >*) erhoben. Ebenso sind die 
Kirchenstiftungen, wenn sie ausser Stand gesetzt würden, ihren 
Stiftungszweck zu erfflUen, die PMudestiftongen aber unbedingt von 
der Eapitalrentensteuer befreit ;^^ das letztere deshalb, weil die 
Beute ja bei dem Pfründner als Einkonunen besteuert wird>^) 



§ 26. Besondere Forderungsreohte der kirchlichen 
Stiftungen: B anlast.^) 

Wahrend im allgemeinen den kirchlichen Stiftungen dieselben 
Bechte zustehen, dieselben Verbindlichkeiten obliegen wie den übrigen 
Zweckvermögen, hat sich in Bezug auf Erhaltung und Erweiterung 
der Gebäude ein eigentümliches Forderungsrecht der Kirchen* 
und Pfründestiftungen ausgebildet: die kirchliche Baulast 
Ehe wir auf die detaillierte Darstellung dieser Obligation nach bai- 
rischem Becht eingehen, sind noch einige für alle Bechtsgebiete 
gleichmässig geltende Bemerkungen nötig. 

Der Unterhalt der kirchlichen Qeb&ude trifft in erster Linie 
immer das Stiftungsvermögen. Soweit daher das Gebäude nicht im 
Eigentum eines dritten steht, kann diese sogenannte prim&re Baulast 
keine Obligation im Bechtssinn sein, kommt darum auch nicht weiter 
hier, sondern erst in der Lehre von der Verwaltung des Kirchenguts 
in Betracht. Obligation ist nur die sogenannte subsidiäre Banr 
last: d. h. die Verpflichtung, wenn das Kirchenvermögen insuffizient die 
Baulast zu tragen. Wer der Verpflichtete sei, bestimmt sich anders nach 
kanonischem Becht, anders nach Partikularrecht: nach kanonischem Beoht 
ist es derjenige, welcher Einkünfte aus dem Kirchengut bezieht ; nach 



30) Ges. V. 19. Mai 1881 art 2 die allg. Haassteuer betr. 

40) Ges. y. 19. Mal 1881 die Kapitalrentensteaer betr. art 4 Ziff. 4 u. 5. 

41) vgl. endlich G. v. 1869 art 44. 

1) Grundlegend für Baiem Permaneder: kirchliche Baolast 2. Aufl. — Vor* 
zügliche Detalluntersuchungen bei HuUer*. Beiträge zur Lehre von der Idrchlichen 
Baulast in den Blättern für adm. Praxis Bd. XI, Bd. Xu. 
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§ 26. 3—5. Baolast 247 

Partiknlarrecht aber der Patron; daneben an erster oder zweiter 
Stelle die Kirohengemeinde; naoh anderem Recht wiederum sogar 
die politisohe Gemeinde. Was die Verpflichtung aus dem Bezug 
von EirchenvermOgen insbesondere anlangt, so ist dieselbe hftufig 
eine Reallast, und darum eine Zustandsobligation ; *) das gleiche ist, wo 
der Patron baupflichtig, dann der Fall, wenn der Patronat ein dinglicher 
ist. — unsere Darstellung wird sich nicht beziehen auf die Eathedral- 
kirchen: an diesen obliegt die subsidiäre Baupflicht dem Aerar aus- 
schliesslich.'). — Ferner wird sie keinen unterschied machen zwischen 
Neubauten und Baureparaturen;^) denn die Grenze zwischen beiden ist 
flOssig und es hat ja nach der richtigen Ansicht derjenige, der die 
Kosten der letztem bestreitet, auch die der erstem zu tragen.^) 
Noch unnötiger ist die Unterscheidung zwischen Hauptreparaturen 
und kleinen Baufallen: denn in Ansehung der Kirchen erscheint es 
sehr gleichgiltig, ob der Baufall ein kleiner oder ein grosser ist. Wo die 
Fabrik nicht ausreicht, tritt eben bei grossen und kleinen Baufällen 
die subsidiftre Baupflicht ein. An den Pfründegebftuden allerdings hat 
der Benefiziat die kleinen Baufälle zu wenden; allein diese Verbind- 
lichkeit hat mit Baulast im technischen Sinn nichts zu schaffen, son- 
dern beruht wie froher ausgeführt wurde, lediglich auf seinem Niess- 
braach, und würde bestehen, wenn auch das Tridentinum eine subsi- 
diäre Baupflicht derer, die Einkünfte aus dem Eirchengut beziehen, 
gar nicht anerkannt hätte. Von ihr an diesem Ort zu reden wäre 
nur verwirrend. Hier kömmt also die subsidiäre Baulast schlechthin 
in Betracht. — Wann die Baupflicht existent wird, d. h. wann die 
Insuffizienz des StiftungsvermOgens gegeben ist, das bestimmt sich 
nach gemeinem und Partikularrecht ^) gleichmässig. 



2) Hack: rechtliche Natur der KirchenbaulaHt in der Zeitschrift für deutsches 
BeohtBd. 8 p.32B--'345 ftber den obligatorischen Charakter der Beo^^s- 
last Tgl. Stobbe: deutsch. FriTatr. II p. 206—222. 

3) ooQC. c. 4 i f. Das gleiche bestimmt die CircumskriptionsbuUe y. 7. April 
1818 besttglich der Domkirchen von Freising und Chimsee, der Stiftskirchen von 
Kempten und Berchtesgaden : Sübernagl p 413. 

4) Fermaneder §§ 63, 64. 

5) Purgold: über Eirchenbaulast in Dove's Zeitschr. lY. p. 461 sq. 

6) Fermaneder § 14; aUg. Landr. II tit. XI § 713; etwas enger, aber wohl 
nur im Ausdruck Decret du 30. dec. 1809 art 49. 
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248 Baolatt § 86. 6-8. 

Von den bairischeu Beohten nun sollen wiederum nur die Normen 
des bairischen und preussischen Landrechtes und des französischen 
Rechts dargestellt werden. Dem art. XVI, art. XVI conc. gegen- 
über sind dieselben aufrechterhalten durch § 64 f. R.E. 

I. B airisches Landrecht. Nach bairischem Landrecht 
sind die Bestimmungen des Tridentinums recipiert.^ Anerkannt ist 
vor allem der Unterschied zwischen notwendigen und nicht- 
notwendigen Kirchen; letztere sind solche Kirchen, an denen ledig- 
lich beneficia simplicia bestehen. Nur in Bezug auf die ersten existiert 
eine subsidiäre Bauverbindlichkeit ^) — 

Trotzdem bestehen zwei tiefeinschneidende Abweichungen vom 
gemeinen Recht. — Die eine beruht auf der Trennung der Pfründe 
von der Kirchenstiftung. Aus derselben ergiebt sich, dass die 
sog. primäre Baulast an den Pfründegebäuden von der Pfiründe- 
stiftung getragen wird; falsch und zu unrichtigen Consequenzen 
führend ist es, hier von einer Baulast des Pfründners zu reden: 
nur die kleinen Bauf&Ue hat er, wie schon erwähnt, gemäss seines 
Niessbrauchs zu wenden. Die InsufGzienz der Pfründestiftung tritt 
dann ein, wenn die Pfründe dem Beneficiaten die Kongrua nicht 
mehr abwerfen würde. Aus der Trennung von Kirchenstiftung 
und Pfründe ergibt sich femer, dass der Benefiziat an sich 
nicht mehr zu denjenigen gehört, „qui fructus aliquos ex dictis 
ecclesiis provenientes percipiunt", und darum zur Wendung der 
BauflLlle an der Kirche nur als Decimator heran gezogen werden 



7) Bair. Landr. n c. 10 § 18 n. 8. Kreittmayr: ann. ad. ood. civil. L c. 7 
§ 42 n. 6 n. 7. Mandat vom 4. Okt. 1770; G. B. 0. v. 16. Aug. 1779 e. 28; man 
wird wohl auch annehmen dürfen, dass das hair. I^ndrecht und das Mandat Tcm 
1770, wiewohl sie ausdrücklich nur von Dezimatoren reden, das Tridentinum na<di 
seinem ganzen Umfang aufrecht erhalten woUten, insoweit ihm nicht durch bis- 
heriges bairisches Kecht oder ihren eigenen Inhalt derogirt war: namentlich also die 
Bestimmung, dass alle „qui fructus aliquos ex dictis eodesüs proTanientes peret- 
piunt'* konkurrenzpflichtig seien. Denn dass vor diesen beiden Geseteen die Be- 
stimmungen des Tridentinum in Baiem recipirt waren, eigibt sich aus EreittmAyer 1. c ; 
des weitem ergibt sich dort, dass sie auch auf die Pfründegebftude angewandt wurden. 

8) conc. Trid. Sessio XXI. de lef. c VU; Mand. v. 4. Okt 1770; V. y. 
20. Jan. 1812 (Stingl. p. 917.) 
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kann^) — aber lediglich salva congnia. Dagegen konkurrieren umge- 
kehrt die Dezimatoren noch immer auch bei BauföUen an Pfrande« 
gebftuden;^) der Pfründner selbst konkurriert natürlich auch hier 
nicht; denn die Konkurrenz tritt überhaupt nur ein, wenn die 
Pfründe nach Bestreitung der Baulast nicht mehr die Congrua ab- 
werfen würde, — 

Die andere Abweichung ist die, dass das bairische Recht die 
Baupflicht teilweise bemessen hat nach dem Tridentinum ist sie 
unbemessen, wenn auch die Baupflichtigen Mos pro rata ihrer 
Einkünfte konkurrieren. ^<^) Eonkurrenzpflichtig sind nun aber — 
nach dem Tridentinum „ii, qui fruotus aliquos ex dictis eclesiis pro- 
Tenientes percipiunt." Man wird diese Personen nach dem Recht des 
Tridentinum folgendermassen zu definiren haben : „ii, qui ... . per- 
cipiunt, sind alle jene Personen, welche ein Einkommen aus Eirchen- 
vermOgen beziehen, gleichgütig, ob dieser Bezug nach kanoni- 
schem Recht erlaubt oder rechtswidrig ist; hiebei bestimmt sich 
der Umfang des Eirchen Vermögens nach kanonischem Recht. 
Dagegen denkt sich das Tridentinum den Umkreis des Vermögens, 
aus dessen fructus und proventus die sog. primftre Baulast zu decken 



9) Dass die PfrOndestiftung die primäre Baolast trägt, ist bestimmt aosge- 
sprochen im Erl. vom 10. Dez 1766. (Doli XI. § 1171) ; vgl. Krdttmair ann. I. 
c. Vn § 42 n. 7. (die in den Bl. f. adm. Pr. I. p. 425 gemachten Einwendungen 
sind vollkommen unbeg^rOndet). Fflr die zweite Folgerang kann man sich auf das 
Konkurrenzmandat berufen, das nur von Dezimatoren spricht. Zwar führt geistlidie 
B 0. V. 1779 auch den Pfarrer salva congrua schlechthin als Konkurrenten zur 
Wendung der BaufiUle an Kirchen an, allein wenn man bedenkt, dass es damals 
einem Pfarrer, der nicht Dezimator gewesen wäre, schwerlich gegeben haben wird, 
dass auch der Patron als konknrrenzpflichtig aufgeführt wird, der nur als Dezimator 
konkurriert, dass endlich das ex professo redende Konkunenzmandat für unsere 
Meinung spricht, so erscheint dieselbe abgesehen von der inneren Konsequenz als 
die richtige. So auch Permaneder § 96, 4 A. M. Huller (Bl. f. adm. Pr XU 
p- 116). 

9a) £rL v. 10. Dez. 1766; Mandat vom 4. Oki 1770. 4. to. 

10) So fasst mit Becht die herrschende Lehre das „quodsi nimia egestate 
omnee laborent in Sessio" 21 o. 7 auf (Phillips p. 760, Schulte System p. 553; 
HuUer a. a. 0. KIT p. 133); vgL freilich auch cap. Metense a. 756 c 4 u. oep. 
Ludovid Pii. a. 819 c. 5 (Walter corp jur Germanici 11 p. 46 p. 340). 
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ist, als duroh weltliches Recht gegeben.**) — Mit dem Tridea- 
tinnm ist auch diese ünterscheidoDg in Baiem recipirt: und es ist 
also gleichgiltig fQr die erstsabsidi&re Banpfiicht, ob jemand nach 
weltlichem Recht erlanbterweise ein froher kirchliches Vermögens- 
recht erworben hat, wenn es sich nur nach kanonischem Recht noch 
immer als kirchliches Vermögensrecht darstellt, seine FrOchte als 
Früchte vom EirchenvermOgen. Hienach sind erstsubsidiariseh ver- 
pflichtet die Besitzer von Laien- und Elerikalzehnten; femer alle 
anderen Personen, welche nach Eirchenrecht erlaubt oder unerlaubt 
Einkommen aus dem Eirchen vermögen beziehen; ob dazu auch die 
ElOster, denen Benefizien inkorporirt wurden, zu rechnen sind, oder 
ob sie nach kanonischem Recht die Baulast prim&r zu tragen haben, 
mag dahingestellt bleiben; wenn man sich für das erste entscheiden 
wQrde, so würde zwar in Folge der Incorporation des Eirchenvermdgens 
bei jedem Baufall die Baupflicht des Elosters existent werden und 
zwar, wie schon einmal erwähnt, pro rata des Elosterguts, die 
Subsidiarität der Verpflichtung würde sich aber darin praktisch zeigen, 
dass auch die übrigen subsidi&r verpflichteten konkurrieren müssten. 
Der Patron dagegen als solcher ist wMer nach kanonischem Redit, 
noch nach bairischem Landrecht baupflichtig.'*) 

Bemessen nun wurde die Baupflicht der Dezimatoren und zwar 



11) Diefler allerdings nirgends hervorgehobene Satz scheint sich ans ein^M^ier 
TexteBinteipretation zu ergeben : Unbestritten ist, dass zu den ü, qui .... perdpiont 
auch die Besitzer der Laienzehnten gehören, welche diese Zehnten nach kanrniischem 
Becht widerrechtlich (Pliiliips Lehrb. p. 715) besitzen ; insoweit also beetmunt sich 
das Kirchenyermögen nach kanonischem Betrht. W&re das gleiche anch in Ansehung 
desjenigen Vermögens der Fall, welches primftr die Baulast tragen boU, dann e^gftbe 
sich ein Widerspruch : schon primär müssten Laienzehnten zur Deckung der Baukosten 
verwandt werden — - Wir sehen keinen andern Weg, diesen Widerspruch zu beheben, 
als auf die im Text vorgeschlagene Art; der Zweck der Unterscheidung mag dabed 
gewesen sein, einerseits den tatsächlichen Verhältnissen Rechnung zu tragen und 
den Laienzohnten nicht schon primär zur Deckung der Baufälle heranzuziehen — 
andererseits aber auf seine Zugehörigkeit zum Kirchengut doch nicht gänzlich zu 
verzichten: freilich ist dies Motiv nicht zu erweisen (vgl. Fallavicini Storia del 
concilio di Trento L 17, c. 10 § 9). 

12) Permancder §§ 16» 70; Fözl: „Ist der Patron als solcher baupflichtig" 
P 15 — 23 bez. d. bairischen Landrechts. 
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durch Konkurrenzmandat vom 4. Oktober 1770.^') Zunächst ist 
zwischen geistlichen and Laienzehnten unterschieden : dass ein Zehnt- 
recht ein geistliches sei, wird — Gegenbeweis vorbehalten ^^) — dann 
vermutet, wenn das Zehntrecht kirchlichen Stiftungen zusteht. Dass im 
umgekehrten Fall die laikale Eigenschaft vermutet werde, ist nicht 
gesagt.^^) Die Beitragsp&icht der Dezimatoren beläuft sich jährlich auf 
3Vs % des Klerikal- und 2 ®/o des Laikaizehnten. Tritt ein Eon- 
kurrenzfall ein, so ist die jährliche Beitragsquote so oft zu entrichten, 
als Jahre seit dem letzten Eonkurrenzfall verstrichen sind. Ist un- 
bekannt, wann dieser letzte Konkurrenzfall eintrat, oder bekannt, 
dass er schon vor 100 Jahren eintrat, so sind 100 Jahresraten zu 
entrichten. Wird gelegentlich eines Baufalles nicht der ganze 
Beitrag in Anspruch genommen, so muss der Rest bei der nächsten 
Gelegenheit geleistet werden. 

Weitere Regelung bedurfte die Zehntbaupflicht dann, als durch 
Gesetz vom 4. Juni 1848 die Zehnten fflr ablösbar erklärt wurden. ^^) 
Denn an sich hätte die Baulast mit Ablösung des Zehnten ihren 
Charakter als Reallast verloren, da jede Reallast mit dem Unter- 
gang des belasteten Gegenstandes — hier des Zehntrechtes — 
wegfällt. ^7) Lediglich der letzte Zehntberechtigte, welcher das Ab- 
lösungskapital empfangen und dessen Erben wären persönlich ver- 
haftet geblieben als solche, „qui fructus aliquos ex dictis ecclesiis 
percipiunt.'^ Da aber diese Verpflichtung aus keiner Reallast mehr 
entsprungen wäre, so hätte die berechtigte Stiftung des Vorzugsrechts 



13) Doli XI 1056. 

14) Bewiesen muBs dann werden, dass der Zehnt Laienzehnt war und titulo 
oneroBO an die kirchliche Stütang überging. 

15) Nach kanonischem Becht wird die klerikale Qoalit&t Oberhaupt präsumiert: 
weim das bairiscfae Becht bestimmt, dass sie nur in dem im Text gegebenen Eall 
präsumiert werden soll, so ergiebt doch daraus lediglich, dass es für die Übrigen 
FSJle die kanonische Präsumtion für unzulässig hält. 

16) Fermaneder §§ 75-~87; Begelsbeiger : bair. Hypothekoirecht p. 342- 344; 
y. F5zl: Gomment. zum Grundlastenablösungsgeeetz v. Juni 1848 art. 34; Permap 
neder Comm zum Ges.: die Sicherung, Fixierung u. Ablösung der auf dem Zehnt- 
redit lastenden kirchl. Baulast betr. v. 28. Mai 1852. 

17) Stobbe: deutsch. Privatr. n p. 238; Beseler deutsch. Privatr. § 190. V. 
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in der ersten Klasse der ^onkursglftabiger entbehrt.^*) Diesen 
Gefahren nun will art. 34 des Gesetzes vom 4. Jnni 1848 vorbeugen: 
„dauernde Ijasten, welche auf den Grundrenten ruhen, werden zu 
Kapital angeschlagen (bestehen sie in Jahresraten im zwanzigfachen 
Betrag derselben) und sind durch Erlegung des Kapitalwertes in 
Baarem oder in AblOsungsschuldbriefen der zu errichtenden AblOsungs- 
kasse ablösbar. Die Bechte deijenigen, zu deren Gunsten solche 
Lasten aufgelegt sind, desgleichen die Bechte der Mitbeteiligten 
oder Hypothekargl&ubiger gehen auf die AblOsungskapitalien über. 
Die Berechtigten kOnnen zu ihrer Sicherheit verlangen, dass diese 
eingehenden EinlOsungssummen oder AblOsungsbriefe insoweit in ge- 
richtliche Verwahrung genommen werden, als es durch den Inhalt 
ihrer Berechtigung gerechtfertigt ist*^ — Durch diesen Artikel wurden 
die drohenden Nachteile zum Teil, aber auch nur zum Teil behoben. 
Vor allem ist das Vorzugsrecht im Konkurs auch auf die Bauforderung 
wider den letzten Zehntberechtigten, dessen Zehntrecht abgelöst 
ist, erstreckt: als Beallast freilich sollte und konnte die Baupflicht 
nach Ablösung des Zehntrechtes nicht aufrecht erhalten werden. i*) 
Des weiteren ist die Kapitalisierung der Bauschuld angeordnet — 
eine tatsftchliche Unmöglichkeit da, wo dieselbe eine unbemessene 
ist'*) — und es kann nun die berechtigte Stiftung gerichtliche 
Deposition der ZehntablOsungskapitalien bis zur Hohe des Kapital- 
wertes der Bauschuld verlangen. >0 umgekehrt kann aber auch der 
Verpflichtete die Schuld durch Erlegung ihres Kapitalwertes ablOsen. 
Endlich ist noch zu bemerken, dass das durch art. 9, art. 10 
festgesetzte Zehntfixum fflr unsere Materie releviert, weil von 



18) bair. Priorit&teord. v 1822 § 12 n. 7. 

19) Dies ist der Sinn der Worte: „die Bechte deijenigen, zu deren Gunsten 
solche Lasten aufgelegt sind, gehen auf die Ablösnngskapitalien Qber* irortwörÜich 
würde das freilich bedeuten, das«« Beallasten an Bealrechten nunmehr als Beallasten 
an den Ablösungskapitalien fortdauern sollten, dass also der jeweilige Elgentflmer 
der Ablösangssumme haftet: ein solcher Widersinn konnte nicht beabsichtigt sein. 
Gleich uns Regelsberger a. a. 0. ftir den Fall, dass eine Hypothek an einer Beal- 
last bestand. 

20) Permaneder. Comm. Einleit. § 10. 

21) So ist der äusserst unprädse Satz: „als es der Inhalt ihrer Bereditigung 
rechtfertigt** zu erklären y. Pözl a a. 0. KL a. Abs. 2. 
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nun ab da, wo die Banlast zum Zentrecht in Proportion steht, 
also vor allem im Beohtsgebiet des bairischen Mandats von 1770, 
nunmehr das Zehntfixnm für diese Proportion massgebend ist.^^) 

Die Lücken des art. 34 sind oflfensichtlich : einmal lässt sich 
der Eapitalwert einer unbemessenen Zehntbaupflicht überhaupt nicht 
feststellen; dann ist es für beide Teile sehr unvorteilhaft, dass der 
Zehntherr, wenn er nicht zu der für die Kirche unvorteilhaften Ab- 
lösung schreitet, zu der for ihn selbst misslichen Deposition einer 
bedeutenden Summe sich entschliessen muss. Solchen Mftngeln sollte 
das Gesetz vom 28. Mai 1852 abhelfen. 

Nach diesem Gesetz ist da, wo eine bemessene Baulast nicht 
besteht, das bairische Mandat von 1770 massgebend (art. 6). -- Als 
Sicherung der Forderung kann nunmehr die berechtigte Stiftung die 
Deposition des doppelten Eapitalwertes in zinstragenden*') Wert- 
papieren verlangen (art. 2, art. 7). Die Zinsen werden natürlich 
an den Deponenten hinausgegeben. Tritt ein Baufall ein, und zahlt 
der Verpflichtete nicht, so dass ein Teil der Wertpapiere verftussert 
werden muss, dann cessiert der Zinsgenuss solange, als die Caution die 
gesetzliche Hohe noch nicht wieder erreicht hat. Man darf übrigens 
in alle dem keine Beschrankung der Vollstreckbarkeit der Bauforderung 
lediglich auf die verpf&ndeten Wertpapiere sehen vielmehr haftet der 
Schuldner nach wie vor mit seinem ganzen Vermögen, nicht blos mit der 
Kaution« Dagegen folgt aus art. 7, dass nach der Beichskonk. 0. §40 die 
Stiftungen ein Absonderungsrecht an den deponierten Papieren haben. 
Es kann nun aber der Verpflichtete dieser Kautionspflicht dadurch 
entgehen, dass er noviert, sei es, dass er die Schuld noviert und 
den Kapitalwert der novierten zahlt (AblOsnng), sei es, dass er 
lediglich noviert, die novierte Schuld als eine Beallast radiciert.'^) 

Ersteres geschieht dadurch, dass 20 Jahresraten der Bauschuld, 
entweder nach Massgabe des Mandats von 1770, oder wo dieses nicht 



29) £b ist dies kontroTen, indem manche nidit den fixierten Jahresertrag son- 
dern die 4pCtige Bente aus dem Eapitalwert des Zehntrechtes fUr massgebend 
halten: dag. M. £. v. 5. Dez. 1854. Permaneder: Baulast § 79, 2. 

22) ErheUt aus dem Schlussatz t. art. 7. 

24) Yf^ Gee. y. 1S52 a. 2, 4, 5, 8, 9. 
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in Geltung ist (vgl. art. 6) gemäss dem anderweitigen Partikular- 
recht, und hiezu die Jahresraten seit dem letzten Baufall eotnchtet 
werden: wenn die Stiftung auf die Konkurrenz Oberhaupt gar nicht 
angewiesen ist, so sind nur 20 halbe Jahresraten zu erlegen (art. 4, 
art. 5). ~ Die Badicierung als Beallast vollzieht sich wiederum auf zwei- 
erlei Weise : entweder wird die Banschuld mit den bisherigen Fälligkeits- 
terminen der einzelnen Baten radioiert, so dass die Baten nach dem 
Mandat von 1770 z. B. immer nur dann gezahlt werden mOssen, 
wenn ein Baufall eingetreten ist — oder aber sie wird radiciert als 
standiger jahrlicher Baukanon; d. b. die Beallast belauft sich auf 
den jährlich zu entrichtenden 4 % Zins des Kapitalwertes der Bau- 
schuld (art. 2, art. 8, art. 9). Beide Arten von Beallast sind wiederum 
ablösbar. «*•) (art. 10). 

Dies die materiell-rechtlichen Bestimmungen. Entsteht Streit 
aber die Ablösung, so ist hinsichtlich der Kompetenz der Behörden 
zu unterscheiden, ob der Zehntberechtigte eine Belastung seines Zehnt* 
rechts mit einer kirchlichen Bauschuld überhaupt in Abrede stellt, 
oder lediglich aber das Mass der Baulast Streitigkeiten entstehen. 
Im ersten Fall entscheiden die ordentlichen Gerichte; der zweite 
Fall ist als administrativ kontentiöse Sache Verwaltungsreohtssache 
und es entscheiden demgemäss in erster Instanz die Distriktspolizei- 
behOrden, in zweiter die Kreisregierung K. d. J., in dritter der Ver- 
waltungsgerichtshof. >^ 

Die bairische Oesetzgebung hat aber nur die Baupflicht der 
Dezimatoren bemessen: alle abrigen, die „fructus aliquos ex dictis 
ecclesüs percipiunt'S haften gemäss dem Tridentinum unbemessra. 



24a) Wenn die Banschuld abgelöst ist, so geht das Abtösungskapital in das 
Eigentum der Stiftung über und ist von deren Übrigem Eigentum juristiflch nicht 
mehr zu unterscheiden. Lediglich aus wirthschaftlichen Gründen wird ein soge- 
nannter Baufond von den Ablösungskapitalien gebildet, der nur dann angegriffen 
werden darf, wann früher die Dezimatoren konkurrierten (IL E. y. 19/10 1850; 
Kriok: Verwaltung des EirchenTermögens § 26). Ein besonderes Zweckyennögen ist 
der Baufond nicht. 

25) Ges. d. 28. Mai 1852: art. 12. art. 13.; Ges. v. 8. Aug. 1878 art. 8 
Ziff. 11. — vgl. femer Erk. d. Gompetenz g. h. v. 9. Dez. 1863. (Cult m. Bl 
I p. 12). 
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aber nicht ausschliesslich, sondern die Dezimatoren neben ihnen. — 
Hier nun haben wir die Frage zu beantworten, wer die Bauiast an 
den Gebftnden der organisierten Eirchenstiftungen und Pfarreien 
trage. Man hat sich hiebei sehr hftufig auf den Keiohts. 
d. h. Sohl. § 35, § 36 berufen, u. E. mit Unrecht. Denn § 36 
redet nor vom üebergang der Rechte, nicht der Pflichten,'^) 
§ 35 aber spricht von einer kirchlichen Baulast im technischen Sinn 
mit keinem Wort.") Wie man durch § 36 sogar eine primÄre 
Baulast des Staates statuiert sehen kann, ist nicht ganz klar.*^ 
Nichts ist hier festgesetzt, als dass das KlosterverroOgen unter 
anderem auch zu Eultuszwecken verwendet werden sollte. Dass 
diese Auflage durchaus keine selbstverständliche und überflassige 
war, lehrt die Zeitgeschichte. Wie die Verwendung geschehen solle, 
darüber bestimmt § 35 mit keinem Wort — Aber die Säkularisation 
ist nach „kirchlichem Bechf' kein Eigentnmsübergang '') gewesen. 
Da sich nun, im Gebiet des bairischen Landrechts die Baupflicht 
nach dem Tridentinum bestimmt, so gilt der Fiskus als einer der- 
jenigen, qui fructus aliquos ex dictis ecclesiis percipiunt. Da femer 
nur dieBaupfiicht der Dezimatoren bemessen ist, so haftet er unbe- 
messen. Er haftet aber wie die abrigen „qui fructus 

percipiunt*' bloss subsidiär: solange die organisierte Eirchen- 
oder Pfründestiftung genügend Vermögen besitzt, existiert eine Bau- 
pflicht des Fiskus nicht ; er haftet ferner nicht ausschliesslich, sondern 
pro rata seiner Einkünfte, d. h. wenn in einer organisierten Pfarrei 
Zehnten bestanden, so haften die Zehntherrn neben dem Fiskus und da, 
wie gleich zu erwähnen ist., die Gemeinde mit den erstsubsidiarisch Bau- 
pflichtigen durch Hand- und Spanndienste konkurriert, konkurriert 
sie auch bei Gebäuden organisirter Stiffungen. Der Fiskus konkurriert 
endlich^ wie die Dezimatoren bei Pfründe- und Eirchengebäuden. — 
Vermögen nun die erstsubsidiarisch Verpflichteten die Baukosten 



26) Allgemeine, vage Beohtssprüchwörter wie qui commodom fert fert onus, 
beweisen natOriieh gar nichts. 

27) Dies auch die Ansicht bairischer Gerichte (Stingl p. 843.) 

28) Ganz anders die Abhandlung im Archiv f. kath. Kirchenr. Bd. 39 p. 223 sq. 

29) § 11 Note 40 
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nicht zu decken, so treten an zweiter Stelle, wie nach dem Tridentinnm, 
so auch nach dem bairischen Landrecht '^) die Parochianen ein: 
ferner hat das Mandat von 1770 bestimmt, dass die Parochianen 
auch erstsubsidiarisch mit Hand- und Spanndiensten konkurrieren; 
dagegen Iftsst sich nicht behaupten, dass sie diese Dienste auch dann 
leisten müssen, wenn die Kirchen- oder Pfrandestiftung die Baukosten 
zu decken vermag und es darum zu einer Konkurrenz der subsidiär 
Baupflichtigen überhaupt nicht kommt.*^) — Was das Subjekt der 
Verpflichtung anlangt, so ist diese keine Verpflichtung der Kirchen- 
gemeinde als privatrechtlicher Korporation; denn eine solche privat- 
rechtliche Korporation existiert überhaupt gar nicht. '*) Sie ist viel- 
mehr lediglich eine Schuld der Einzelnen, die als notwendige Streit- 
genossen belangt werden**) können. 

n. Preussisches Landrecht. Das preussische Landrecht 
bestimmt blos, soweit nicht Partikularrecht entgegensteht (allgem. 
Landrecht II XU § 710). Ihm zufolge tr&gt natürlich wieder in 
erster Linie das KirchenvermOgen die Baulast ;*^) nur treffen die 
Baukosten trotz der Trennung von Fabrik- und PfründevermOgen, 
die beiden VermOgensmassen zusammen, wenn es sich um Wendung 
derBaufftlle an Pfründegeb&uden handelt (§789). Uebrigens müssen 



SO) Ob die Forensen boizuziehen sind, ist streitig : für das kathol. Eirchenrecht 
verneint die Frage Pennaneder § 24. 4. für das protest Herrmann in der Zeitschr. 
ftlr deatscb. Booht 18 p 28—74; dag. Bejsuher ebend. p. 79. 

31) KonlEurrenzmandat u. G. B. 0. v. 1779; Haller in d. BL f. adm. Pr. XII 
p 4 — 15 ; ob schon Ereittmayer ann. I c. VII § 42 ; 7 annahm, dass die Parochianen 
mit den erstsubsidiarisch verpflichteten durch Hand- und Spanndienste zu kon)nir- 
rieren haben, mag dahingestellt bleiben (vgl. Diendoifer, die Baupflichtsfrage beiden 
organisierten Pfarreien in Baiem p. 80); jedenfalls aber folgt der Satz aus dem 
Concurrenzmandat. — Angewendet auf die organisierten Kirchen- oder Pfründe- 
Stiftungen ergibt sich, dass die Parochianen allerdings neben dem Aerar, das nur 
erstsubsidiarisch baupflichtig ist, konkurrieren; dagegen Diendorfer a.a.O. — Gregen 
Konkurrenz mit den „primär baupflichtigen** Stiftungen HuUer a. a. 0.; Dien- 
dorfer a. a. 0. 

32) Das Nähere siehe § 28. 

83) C. P. 0. § 59: vgl. die Urteile d. oberst Gerichtsh. in d. BL f. B A. 
y^n p. 18—27 und die Bemerkung £. A. Seuffert's auf p 22 sq. uebrigens 
wird der im Text ausgesprochene Satz in neuerer Zeit nicht mehr betrachtet. 

34) Das preuss. Landrecht bezeichnet mit KirchenvermOgen das was wlrFabrik- 
vermögen nennen; wir werden diesem Sprachgebrauch nicht folgen. 
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auch da, wo das Eirchenvermögen zur Bestreitung der Baukosten 
hinreicht, die Parochianen in Landpfarreien Hand- und Spanndienste 
leisten (§ 714). Reicht das EirchenvermOgen nicht zu, so kon- 
kurriert zu den Gebäuden der Landpfarreien der Patron zu '/j, 
die Parochianen zu Vs« zu den Gebäuden der Stadtpfarreien der 
Patron zu Vs) ^^^ Parochianen zu ^/g. '^) Daraus erhellt, dass der 
Titel, auf den das preussische Landrecht die Eonkurrenzpflicht be- 
gründet, ein ganz anderer ist, als der des Tridentinums. Darum 
hat im Gebiet des preussischen Landrechts der Staat an organisierten 
Pfarreien überhaupt gar keine Baulast. 

IIL FranzOsischesBecht.'^) Verwickelter sind die Normen 
des franzosischen Rechts — grossenteils wegen der mangelhaften 
Beschaffenheit der Rechtsquellen; auch weichen dieselben von den 
Bestimmungen der diesrheinischen Rechte in manchen prinzipiellen 
Punkten ab, so dass die zu Beginn des § aufgestellten allgemeinen 
Satze in der Pfalz keine durchgangige Anwendung finden. — Auch 
hier deckt an erster Stelle die Eirchenfabrik die Eosten von Bauten an 
den Eirchen; soweit sie hiezu nicht im Stande ist, obliegt die Be- 
streitung der politischen Gemeinde. ^^ Was die Pfründegebaude an- 
langt, so tragt der Pfarrer nur die Unkosten der kleinen Baufalle 
an den Pfarrgebäuden, die der Baufälle an den Nebengebäuden 
dagegen alle ausschliesslich, jedoch nur mit einem gewissen Teil 
des Ertrages des PfründevermOgens ^^^) und nur so lange ihm die 
Eongrua nicht gemindert wird; die grossen Baufftlle hat im ersten 
Fall die politische Gemeinde zu wenden, im zweiten tritt subsidiär 
der Fiskus ein.'^«) 



35) §§ 720, 781, 740, 790. 

86) Brendel: Kirchenrecht p. 1315; Silbemagl p. 417. Massgebend die sos- 
gezeichneten Commeutare von De Sjo zum Dekret y. 30. Dez 18o9 u. 6. Nov. 1818. 

87) Dekr. ▼. 18 J9 art. 37. 4, art. 92, B; vgl. De Syo Comm. zum Dekret von 
1809 p. 207. 

d7a) Das nähere in a. 13 d. Dekr. v. 1813. 

88) art. 13, art 21 Dekr. v. 1813; vgl a. 37, 4; a. 92, 2; a. 93 d. Dekrets 
von 1809. Die im Text angeführten S&tze sind bestritten (De Sjo: Comm. zum 
Dekret v. 1809 p. 86; p. 199—207). Vor allem ist die Tragweite von a. 92. 2 
des Dekrets v. 1809 zweifelhaft Derselbe spricht nicht nnr von einer Pflicht der 
Civilgemeinden zur Wendung von Baufällen, ftondem davon, dass sie ein Pfarrhaas 
oder wenigstens eine Wohnung ftir den Pfarrer beschaffen sollen. Wir wollen von 
der Möglichkeit, eine solche Bechtspflicht durch Dekret einzuführen absehen 

17 
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268 Baulast § 27. 89—41. 

Die Verpflichtung der politischen Gemeinde ist eine civilrechtliche. '') 
Die Gemeinde deckt den Bedarf aus ihren Einkünften, zu welchen aber 
nach dem Gesetz vom 17. November 1837 „das Gemeindeumlagen- 
wesen im Bheinkreis betr/^ auch die Gemeindeumlagen gehören : 
Werden jedoch Umlagen zu kirchlichen Zwecken erhoben, so sind 
nach art. V des Ges. nur die Angehörigen der betreffenden Eonfession 
beitragspflichtig. 

IV. Zuständigkeit der Behörden. An und far sich müsste 
die Judikatur aber die subsidiäre Baulast nach ihrem ganzen Umfang 
den ordentlichen Gerichten zustehen ; denn die Baulast ist eine privat- 
rechtliche Obligation,^^^) und in Bezug auf Obligationen entscheiden 
die ordentlichen Gerichte, nicht bloss ob, sondern auch bis zn 
welchem Betrag sie bestehen, nicht bloss definitiv, sondern auch vor- 
l&ufig. Allein wenn irgendwo, so ist hier am ehesten die Einräumung 
richterlicher Befugnisse an die Verwaltungsbehörden geboten. Auf 
drei Punkte erstreckt sich diese Gerichtsbarkeit.^^) 



(a. 72 d. organischen Artikel spricht nur von einer ErmAchtagung der Gemeindeii, 
keiner Pflicht; a. A. De Sjo a. a. O. p. 2o2, p. 203); denn dieses Argument trSfe 
in Dekrete von 18o9 und 1813 nach ihrem ganzen Umfang. Nun sagt a. 93 des 
Dekrets von 1809 gans deutlich, dass die Qvilgemeinden der Verpflichtung aus 
a. 92, 2 nur subsidiär unterliegen und die letztere primär die Fabriken treffe; dass 
diese Bestimmimg vielleicht auf einem Bedaktionsfehler beniht (De Syo a. a. O. 
p. 2ü7), ist juristisch vollkommen gleichgnltig; ebensowenig kann a. 37,4 des Dekrets 
p. 1809 angeführt werden, welcher allerdings nicht von einer Pflicht zur Beschaffung 
von PfaiThäusem spricht (wohl aber von der Pflicht primär die Baulast an bestehenden 
Pfarrhäusern zu tragen: arg.: en cas d'insuffisanoe des revenus de la fabiique; a. Ans. 
DeSyoa.a.O.p.86). — Allein allerdings setzt das Dekret v. 1813 a. 21 (cf. a. 13) 
mit aller wünschenswerten Deutlichkeit fest, dass abgesehen von den kleinen Bau- 
fällen die primäre Baulast an den Pfarrhäusern weder Fabrik- noch Pfrflndevermögen, 
sondern die Civilgemeinde trifft (De SyoComm. z. Dekret v. 1813 p. 119); ob diese 
Verpflichtung mit Notwendigkeit auf einem Eigentum der Civilgemeinde am Pfarrhans 
beruht, mag dahingestellt bleiben. Die spätere Bestimmung derogirt aber sicherlich 
der früheren: sie derogirt ihr jedoch nur insoweit, als es sich um Wendung der 
Bauflllle handelt. Dass die Neuerrichtung von Pfarrhäusern oder an Stelle dessen 
die Beschaffung einer Pfarrwohnnng primär der Fabrik und erst subsidiär der Civil- 
gemeinde obliegt, ist noch jetzt festzuhalten. 

39) vgl. die bei De Sjo: Com. z Dekr. v. 30/18 1809 p. 206, p. 206 dtierten urteile. 

4U) vgl Sarwey öffenÜ Becht 11 § 23. 

41) Pöhlmann über das Wesen der sog administrativ-oontentiöflen Sachen § 15 ; 
Permaneder § 5U— 53. Bl f. adm. Pr. I. p. 339 IL p. 7; die bei? Entsch des 
Competenzkonfliktshofs bei Mathäus: die Grenzen der dvilgerichtl. und administrat 
Zuständigkeit p. 65—71. 
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26 42-45 § 27. 1. Verwaltung des Eirchenvennögens. 259 

1. Die Verwaltungsbehörde (Ereisregierung E. d. J.) entscheidet 
darüber, ob das EirchenvermOgen insuffizient und wie gross der Aus- 
fall ist, für dessen Deckung die subsidiär Verpflichteten aufzukommen 
haben.**) 

2. Soweit die Eonkurrenzpflicht durch Urteil feststeht, hat 
die Verwaltungsbehörde die Quoten auf die einzelnen Verpflichteten, 
Dezimatoren *') und Parochianen zu repartieren.**) 

3. Soweit die Baupflicht „durch ausdrückliches Gesetz, durch 
das eigene unbestrittene Anerkenntnis der Beteiligten, durch Vertrag, 
Besitz, Vergleich oder richterliches Urteil jedem Zweifel entrückt 
ist'S hat die Eammer des Innern provisorisch auch über die 
Existenz der Verbindlichkeit zu judicieren ; doch steht Rekurs an die 
ordentlichen Gerichte offen, aber ohne Suspensiveffekt. Uebrigens 
ist auch Beschwerde an das Staatsministerium möglich.*^*) 

Die ordentlichen Gerichte entscheiden demnach lediglich definitiv 
und dann lediglich über die Existenz einer Baupflicht des Einzelnen 
überhaupt; ob ein Eonkurrenzfall eingetreten sei, und zu welcher 
Höhe konkurriert werden müsse, ist administrativ- kontentiöse*^) 
Sache. 

§ 27. Verwaltung des Eirchenvermögens. 

Unsere Darstellung hat sich auf die Verwaltung des Pfründe- 
und Eirchenstiftungsvermögens zu beschränken; die des Elostergutes 
unterliegt im allgemeinen keiner staatlichen Aufsicht.^) 

Charakteristisch ist nun hier, dass zur Verfügung über das 
Pfründe- oder Eirchenstiftungsvermögen nur der vom Staat einge- 
setzte oder anerkannte Verwalter befugt ist. Die Ordinariate oder 
das Oberkonsistorium können wohl ihre Erinnerungen machen, ihr 



42) £rk. d. Competenzkonfliktshofes v. 28/6. 1851; 6/12. 1869; 10/11. 1868. 

43) ygl. ob. Note 25. 

44) Erk. d. Gompetenzconfl. h. t. 29/12. 1856 ; 14/7. 1869. 
44a) EntBch. d. Y. G. H. 11. p. 4 sq. 

45) Sedes mateiiae dieser Kompetenzbeetiinmnngen ist. G. B. 0. v. 1779 c.28; 
Mand. v. 14. Aug. 1794 (M. G S Y. p. 452); Erl. vom 16. Dez. 1810. (DöU. XI 
p. 1399.) Y. T. 1. Okt. 1830 (DOU. XI §1078); L. T. A. v. 29. Dez. 1831 Ziff. 46. 

1) Silbemagl p. 120. 

17 • 
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260 Verwaltang des Kirchenvennögens. § 27. 2^6a' 

Konsens ist nie erforderlich.^ — Dem Konkordat gegenüber ist 
dieser Rechtszustand aufrechterhalten durch § 64 lit b und § 75 B. £. 

I. Pfründevermögen. Die Verwaltung des Pfründever- 
mögens **) stand von jeher dem Pfründner zu. Allein seit der L. P. 0. 
von 1616 ist jede Veräusserung und dingliche Belastung desselben 
an die Genehmigung des Staates geknüpft. Abgesehen von üeber- 
tragung des Eigentums an andern Sachen unterliegt denn auch die 
Hingabe von Pfründekapitalien als Darlehen der staatlichen Ge- 
nehmigung, insbesondere, wenn diese Beleihung sich in die Form 
des Ankaufs von Wertpapieren kleidet. Ebenso wie dingliche Be- 
lastung bedarf jede ObligierungdesPfründevermOgens der Genehmigung, 
also namentlich die Aufnahme von Absitzkapitalien.') Endlich ist zu 
Processen, die der Pfründner als Vertreter der Pfründe führt, Streit- 
konsens nötigt) — Ueber diesen Konsens^) zu onerosen Bechts- 
geschäften hinaus übt die Begierung noch einen bedeutenden Einfluss 
auf die blosse Bewirtschaftung, namentlich der Gebäude und Waldungen. 
Hierher gehört es denn auch, wenn sie die Wendung der BanfUle 
beaufsichtigt. Zuständig, den Konsens zu Bechtsgesch&ften zu er- 
teilen ist die Kreisregierung K. d. J.,^) wahrend die Aufsicht über 
die Bewirtschaftung zum grösseren Teil den äusseren Behörden 
zusteht. So im diesrheinischen Baiern. 

Auch in der Pfalz verwaltet der Benefiziat die Pfründegüter 
selber, soweit solche vorhanden sind: im einzelnen aber bestimmt 
sich das staatliche Aufsichtsrecht nach etwas abweichenden Normen, 
auf die hier nicht weiter eingegangen werden kann.<) 

II. Kirchenstiftungsvermögen.^^) Das Kirchenstiftungs- 

2) Krick Handb. d Verwaltung dee Kirchenvermögena in Baiem § 8; abgeaehen 
von § 49 B. £. 

2a ^ Bez. d. Yerwalt. d. Mensal- und Capitelgüter vgl conc. art IV Abs 1. 

3) Krick Pfründowcsen § 29. 

4) V. V. 6. Dez 1808 (R. Bl. c. 2817); vgl § 52 C. P. 0. 

4a) Da die Erteilung des Consenses im Belieben der Centralbebdrde steht, so 
kann sie nicht auf dem Verwaltungsrechtsweg (etwa auf Grund von a. lü Ziff. 3 d. Ges. 
T. 8. Aug. 1878) erzwungen werden: so mit Recht: Entsch. d. Y. G. H. II p. 626 sq. 

5) Form. V. v. 17. Dez. 1825 § 74 vgl. Krais: Handbuch der Innern Verwal- 
tung I p. 260 sq. 

6) vgl. das Dekret v. 6. Nov. 1813. 

6a; Ausser den bisher citierten Schriften: Habeistumpf: die neuen Kirchen- 
verwaltungen nach dem Ges v. 1. Juli 1834. 
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§ 27. 7—11. Yerwaltang des Kirchenvennögons. 261 

yermOgen wechselte im 19. Jahrhundert mehrmals seine Verwalter. 
Nach der Auflösung des geistlichen Bates übertrug man die Ver- 
waltung in letzter Instanz an den Administrationsrat fnr Kirchen 
und milde Stiftungen. Durch V. vom 29. Dezember 1806^) aber 
wurde das ganze Stiftungswesen „konsolidiert'^ d. h. die üeberschüsse 
der einzelnen Stiftungen, soweit die einzelnen Lokalbedürfnisse ge- 
deckt waren, nach den drei allgemeinen Kategorien: Erziehung, 
Unterricht, Kultus und Wohlthätigkeit verwandt, so jedoch, dass 
die einem bestimmten Kultus gewidmeten Stiftungen nur diesem 
Kultus zu gut kommen sollten. Zu dem Behuf errichtete man 
die Centralstif tungskasse , eine Einrichtung, welche bald zur Um- 
bildung des gesammten BehOrdenorganismus führte.^) An Stelle 
des Administrationsrates trat eine Generaladministration für Stiftungs- 
und Kommunalwesen. Bei den Landeskommissariaten wurden eigene 
Mittelstellen errichtet und die erstinstanzielle Verwaltung der 
Stiftungen besonderen äusseren Behörden , den Stiftungsadmini- 
strationen übertragen. Auf die Pfründestiftungen bezog sich 
übrigens diese centralisierte Stiftungsverwaltung nicht. — Da 
dieselbe den Erwartungen nicht entsprach, die man von ihr hegte, 
so wurde den politischen Gemeinden durch V. vom 6. März 1817 •) 
die Verwaltung des Lokalstiftungsvermögens übertragen und damit 
auch die der Kirchenstiftuugen — eine Bestimmung, die durch 
§§ 69, 94 des G. E. vom 17. Mai 1818 bestätigt wurde. Es ist aus- 
geführt worden (v. Roth), ^®) dass in diesen Vorgängen eine Auf- 
hebung der einzelnen Stiftungen und eine Vermögensübertragung an 
die Generalstiftungskasse zu erblicken sei. Wir können dieser An- 
sicht nicht zustimmen; denn abgesehen davon, dass noch immer 
fraglich bliebe, ob dann blos eine, nicht wenigstens drei") 
Generalstiftungen geschaffen wurden, ist die Sprache der Gesetze so 
impräcis, dass man „Consolidation und Centralisation^' ebenso gut 
auf die Centralisation der Verwaltung als die Uebertragung des 
gesammten Stiftungsvermögens an eine einzige Stiftung beziehen 



7) Bgbl. V. 1807 c. 49 sq. 

8) Y. T. 1/10. 1807. BgbL y. 1808 c. 209 sq. 

9) Ejfbl. T. 1817 c. 158. 

10) bair. CiTÜr. I p. 229. 

11) Tgl. V. V. 29/12 1806 VI. 
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262 Terwaltung dee EirchenvermSgena. § 27. 12—15. 

kann, üebrigens ergäbe sich aus der Both'schen Ansicht eine 
Konsequenz, die wohl niemand zn ziehen wagen wird. Durch 
die y. von 1817 und das G. E. von 1818 ist mit klaren 
Worten den politischen Gemeinden nichts als die Verwaltung 
des EirchenvermOgens übertragen, und das Gleiche gilt von den 
alsbald zu erwähnenden Eirchenverwaltungen, die durch das revidierte 
G.E. vom 1. Juli 1834 eingesetzt wurden. Danach würde, trotz* 
dem die Generalstiftungskasse in Wegfall gekommen ist, ein Landes- 
stiftungsvermOgen als ein einiges StiftungsvermOgen noch heute 
fortdauern, da es nie aufgehoben wurde. 

Durch das revidierte Gemeindeedikt") § 59 und § 94 wurde 
eigenen „Eirchenverwaltungen*^ die Verwaltung des Eirchenstiftungs- 
vermögens in dem umfang anvertraut, in dem dieselbe früher von 
den politischen Gemeinden geführt worden war. Von einer Eigen- 
tumsübertragung aber des EirchenstiftungvermOgens an die Eirchen- 
gemeinde ist — abgesehen von der verfassungsrechtlichen ünzu- 
lassigkeit ^ im r. G.E. gar nirgends die Bede. — 

Die Bildung der Eirchen Verwaltung vollzieht sich folgendermassen"): 
Zu unterscheiden sind zunächst: geborene und gekorene Mitglieder. — 
Wahlberechtigt sind alle volljährigen m&nnlichen Eirchengemeinde- 
angehOrigen, die mit einer direkten Steuer angelegt sind, die bürger- 
lichen Ehrenrechte besitzen und keine Bestrafung wegen bestimmter 
Vermögensdelikte erlitten haben ") — wählbar alle 25 jährigen wahl- 
fähigen. Das durch Wahl übertragene Amt ist ein Ehrenamt 
und kann nur aus gesetzlichen Excusationsgründen abgelehnt werden. 
Wie die Excusationsgründe, so entspricht auch das Wahlverfahren 
dem Verfahren bei Wahl der Gemeindebevollmächtigten.") — Ge- 
hörnes Mitglied ist der Pfarrer der betreffenden Eonfession. — End- 



12) Die Eammeirerhandlungen finden sich dargeeteUt im Aufsatze Schomann^s 
(PoTe*8 Zeitschr. m p. 201 sq); derselbe ist fast unverändert abgedruckt in den 
Bl. f. adm. Pr. Xm p. 209 sq. 

13) Die Nonnen finden sich laut Schlusssatz d. r. G. £ in der YoUzugs- 
instrukidon y. 31. Okt. 1837 c. 136—149; aufrechterhalten sind dieselben in der 
G. 0. T. 1869 art. 206 Abs. 2 Ziff. 3; einige Abänderungen finden sich in der 
M. E. vom 26. Aug. 1869 u. M. £. y. 29. Sept. 1875. 

14t) Das nfihere im M. £. y. 29. Sept. 1875. 
15) M. £. y. 25. Aug. 1869. 
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§ 27. 16— 16d. Yerwaltnng des Kirchenvermögens. 263 

lieh tritt ein Abgeordneter der Vertretung der politischen Gemeinde 
in die Körperschaft ein. — Vorsitzender ist der Pfarrer; zur Er- 
hebung der Einkünfte, Entrichtung der Ausgaben und Führung des 
Bechnungswesens wählt die Eirchenverwaltung aus ihrer Mitte einen 
Eirchenpfleger.^^) — Einem besondern Disciplinarrecht sind die Mit- 
glieder der Eirchenverwaltung nicht unterstellt: wohl aber steht 
nichts im Weg eine civilrechtliche Haftbarkeit nach Analogie der 
Curatoren anzunehmen.*«*) — üeber Wahlrecht und Wählbarkeit 
entscheidet in erster Instanz die Gemeindebehörde, in zweiter die 
vorgesetzte Verwaltungsbehörde: der Beschluss der letztern kann auf 
dem Verwaltungsrechtsweg vor dem Verwaltungsgerichtshof *<^**) an- 
gefochten werden, üeber die Giltigkeit der Wahl, Recht und 
Pflicht zum Eintritt und Austritt aus der Eirchenverwaltung 
urteilt in unmittelbaren Städten das Eultusministerium im all- 
gemeinen in erster und letzter Instanz, — was das Recht und die 
Pflicht der Gewählten zum Eintritt betriflFt, in zweiter nnd letzter 
Instanz ;*«e) ebenso in mittelbaren Städten die Ereisregierung, in 
Landgemeinden die Distriktspolizeibehörde in erster, bezw. zweiter 
Instanz. Gegen die Beschlösse der letzten beiden Behörden ist Be- 
rufung an den Verwaltungsgerichtshof zulässig. ^«'^) 

So die Organisation der Behörde. Ihr Wirkungskreis bezieht sich 
anf Verwaltung des Eirchenstiftungsvermögens und Vertretung der 
„Eirchengemeinde.^' Vorderhand wird nur über die Befugnis das 
Eirchenvermögen zu verwalten gehandelt werden ; vom Recht die Eirchen- 

16) Krick p. 42 sq. p. 164. 

16a) Tgl. insb. v. Brinz Fand. (1. Aufl.) § 301. Es besteht also gesetzliche 
Hypothek, bzw. gesetzlicher Titel auf Eintragung einer Hypothek am Vermögen 
der KirchenYerwaltungsräte. (Hypothekges. v. 1822 § 12 Ziff 2.); insbesondere 
aber wird auf Kirchenpfleger und die übrigen Eirchenverwaltungsmitgliedpr der 
unterschied zwischen curatores gereutes und non gereutes anzuwenden sein (v. Brinz 
p. 1Ö68; § 298.) . 

16b) Ges. T. 8. Aug. 1878 a. 8 Ziff. 37. a. 9. — M. E. t. 25. Aug. 1869 
art. 7 Abs. 4 n. 6. — Krais Comm. p. 115 sq. 

16c) Itf. E. V. 25. Aug. 1869 a. 21; Ges. v. 8. Aug. 1878 a. 9; Krais Comm. 
p. 117 Ziff. 7. 

16d) M. E. vom 25. Aug. 1869 a. 21; Ges. vom 8. Aug. 1878; a. 8. Ziff. 37; 
a. 9. — Auf die — übrigens schwierigen — DetaDfragen: Bildung der Kirchen- 
verwaltung, wenn die Kirche simultan, wenn das Kirchenvermögen von einem andern 
noch nicht ausgeschieden, wenn die Kirche eine Filialkirche, kann hier nicht einge- 
gangen werden, vgl namentlich: Haberstiunpf a. a. 0. § 1 § 2. 
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264 Venfsltong des KiichenTMmdgens. § 27. 17—20. 

gemeinde zu vertreten, soll im nächsten § die Rede sein« Da die 
kollegiale Natur der Behörde mehr Garantien bietet, als das weniger 
kontrolierbare Gebahren des Pfründeverwalters, so ist das Aufsichtsrecht 
der staatlichen Verwaltungsbehörde ein etwas beschränkteres. Das- 
selbe manifestiert sich aber wiederum in zwei Bichtungen: einmal 
in der Konsenserteilung zu Rechtsgeschäften, dann aber in der 
Kontrole der Bewirtschaftung selbst. 

Konsens ist vor allem nötig zu Liberalitäten: also z. B. zur 
üebemahme der Baulast an Pfründegebäuden. ^^) — Des weiteren 
zu onerosen Rechtsgeschäften^^): einmal zur Veräusserung und Be- 
lastung mit dinglichen Rechten, und zwar in Städten, die derKreis- 
regiemng unmittelbar untergeordnet sind, nur zu Yeräusserungen 
(darunter natürlich auch Ankäufe und Eapitalsbeleihungen) über 
1000 ü.; in mittelbaren Städten und Landgemeinden zu allen Ver- 
äusserungen.^^) Dann ist Genehmigung zu Obligierung des Kirchen- 
stiftungsvermögens erforderlich, in den Städten der ersten Art, wenn die 
zu kontrahierende Schuld über 2000 fl. beträgt, in den übrigen Kirchen- 
gemeinden zu jeder Obligierung.*^) Schliesslich bedarf die Kircheu- 
verwaltung zur Führung eines Prozesses des Streitkonsenses. 

Eine Frage ist hier vielfach ventiliert worden: c. 143 der 
Instruktion von 1837 bestimmt: „Kompetenz und Geschäftsgang und 
Curatelverhältnisse richten sich nach den darüber bisher bestandenen 
Verordnungen, insbesondere was den Geschäftsgang betrifft, nach 
Analogie der V. vom 21. und 24. Sept. 1818 über die Geschäfts- 
führung der Magistrate und Landgemeindeverwaltungen.^^ Nun hat 
man hieraus gefolgert, die Kirchenverwaltung habe in den Städten 
die Stellung des Magistrates, in den Landgemeinden die des Gemeinde- 
ausschusses und bedürfe in letzteren zu allen Rechtsgeschäften der 
Zustimmung der Kirchengemeinde, zu denen der Gemeindeausschuss 
der Zustimmung der politischen Gemeinde bedarf; ja andere g^en 
noch weiter und verlangen, weil KirchengemeindebevoUmächtigte 

17) M. E. V. 22. Febr. 1867. 

18) Zu onorosen Bechtsgeschäften werden hier auch die sog. onerierten Fun- 
dationszuflfisse gerechnet (anders im Amortisationsrecht) also namentlich sog. Mess- 
stiftongen u. dergleichen, ygl. übrigens auch t. Roth I p. 261 n. 88, Form r. 
17. Dez. 1825 § 71; M. £. y. 26. Juni 1829: DöU. XI p. 1493. 

19) Instr. V. 1837 c. 142 c. 143: §§ 125, 128, 127 r. G. E. 

20) r. G. E. § 113. § 128. 
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§ 27. 21— 22a. Verwaltung des Kirchenvermögens. 265 

fehlen, auch da den Konsens der Eirohengemeinde, wo in Stadt- 
gemeinden die Zustimmung der Gemeindebevollmachtigten nötig ist.^*) 
Dem Verfasser scheint die Frage bei dem gegenwärtigen Stand der 
Gesetzgebung kaum lösbar. Sollte er sich aber zu einer bestimmten 
Ansicht bekennen müssen, so möchte er die Notwendigkeit einer 
Zustimmung der Kirchengemeinde leugnen: denn das einzige Wört- 
lein „Kompetenz" kann ebensogut auf das Verhältnis gegenüber der 
Kuratelbehörde als der Kirchengemeinde bezogen werden; und es 
wäre doch sonderbar, wenn ein so wesentliches Erfordernis, wie es 
die Zustimmung der Kirchengemeinde ist, mit keinem Wort sollte 
ausdrücklich erwähnt sein. Ferner — und das ist wichtiger — redet 
das Gesetz (r. G. E.) selbst lediglich davon, dass das „Kirchenver- 
mögen Kirchenverwaltungen anzuvertrauen" sei; hätten auch die 
Kirchengemeindemitglieder Anteil an der Verwaltung — und ein 
solcher läge ja vor, wenn sie gewissen Verwaltungshandlungen zu- 
stimmen müssten — so wäre dies im Gesetz ausdrücklich zu bestim- 
men gewesen. — 

Die Controle der Wirtschaft vollzieht sich vor allem durch 
die Bescheidung des Etats. Die Etatsaufstellung als solche schafft ja 
weder ein Norm, noch ist sie natürlich ein Rechtsgeschäft: sie ist 
lediglich ein Akt der Wirtschaft.**) Der Etat unterscheidet sich nun in 
Grundetat und Etatsvariante. Jener wird von der Kirchenverwaltnng 
zusammengestellt, und mit Bemerkungen der politischen Gemeinde* 
Verwaltung versehen, den Kuratelbehörden zur Genehmigung übersandt. 
Die Genehmigung muss erteilt werden, soweit der Etat Positionen 
enthält, die sich in den durch §§ 123, 127, 131, r. G. E."*) 
den Kirchenverwaltungen vorgezeichneten Schranken halten. Ver- 
weigert kann die Zustimmung aus blossen Zweckmässigkeitsgründen 
nur dann werden, wenn Veräusserungen und Belastungen Yorgesehen 
sind, zn denen von vorneherein der Konsens der Kuratelbehörde 

21) r. 6. £. § 104; die Ansicht findet sich in einer M. £. y. 16/7 1844 
(DöU. XXVI 370.) Bl. f. adm. Pr. XX p. 42; etwas unbestimmter Krick K. V. 
p. 50, p. 51, schliesslich die von Schümann (Dove Z. lU p. 212) referierte Praxis^ 
U. A. BL f. adm. Pr. XII p. 251. 

22) Vgl. Laband: Beichsstaatsr. DI. 2. Tb, § 123. — Sedes materiae istlnstr. 
T. 1837 c. 130 vgl. c 144 c. 

22a) Insoweit ist nach a. 10 Ziff. 8 Ges. y. 8. Aug. 1878 Beschwerde an dea 
V. G. H. zulässig. 
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erforderlich ist, ferner zu bedeutenden Neubauten. Durch all dies 
ist nun zwar nicht die Etatsaufstellnng, wohl aber die Vorbeschei* 
dang ein Rechtsgeschäft geworden. Soweit nämlich im Etat Rechts- 
geschäfte eingesetzt sind, die ohne Kuratelkonsens nicht abge* 
schlössen werden kOnnen, wird mit der Verbescheidung auch der 
Konsens erteilt. — Ist der Etat einmal festgestellt, so kann die 
Kirchenverwaltung frei wirtschaften: ergibt sich aber, dass derselbe 
den wirklichen BedQrfnissen nicht entspricht, so muss eine Ab- 
änderung, die Etatsvariante, angebracht werden, welche wiederum von 
der Aufsichtsbehörde zu genehmigen ist.'^ — 

Neben dieser allgemeinen Wirtschaftskontrole findet sich Beanf- 
sichtigung der Waldwirtschaft, des Bauwesens u. s. w. 

Alle bisher dargestellten Normen haben nur Bezug auf das 
diesrheinische Baiern; in der Pfalz wird die Stiftungsverwaltung der 
katholischen Kirchen durch den Fabrikrat, der protestantischen durch 
die Presbyterien geführt. Näher auf das dortige Partikularrecht ein- 
zugehen, ist nicht mOglich. 

Zur Erteilung des Kuratelkonsenses und zur Wirtschafts- 
kontrole ist in den unmittelbaren Städten die Kreisregierung Kd.L, 
in den übrigen politischen Gemeinden die DistriktsverwaltungsbehOrde 
zuständig.*^) — Wenn ein Rechtsgeschäft oder eine Wirtschafts- 
handlung der Kirchenverwaltung von der KuratelbehOrde als recht- 
lich unzulässig beanstandet wird, kann die Kirchenverwaltung Be- 
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof einlegen.**) — 

n. Abschnitt. Die Abgaben in den OffentlichenKirchen. 
§ 28. Die Kirchengemeindesteuern. 

Es ist nunmehr das unausgebildetste Institut des bairischen 
Staatskirchenrechtes darzustellen : die Autonomie der Kirchengemeinde, 
welche sich auf die Erlassung von Steuergesetzen beschränkt. >) Dass 
die Kirchengemeinde zugleich der unterste kirchliche Verwaltungs- 



23) eine gilt« DarsteUung bei Erick K. Y. § 61, § 62. 
28a) M. E. V. 30. Nov. 1869 (C. M. Bl. p. 321 sq.) 

24) art. 8 Ziff 3 Gen, t. 8. Aug. 1878. Tgl. Krais Comm. p. 126. 

1) Bl. f. adm. Prax. VI p. 214, p. 287; XH p. 251; XIH p. 209; XI p. 301; 
XV p. 17; XX p. 33; XXUI p. 187; XXVIO p. 257. 
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bezirk ist, haben wir oben gesehen; hier kommt diese Bedeutung 
nicht in Betracht, sondern es handelt sich um die Vereinigung 
aller in einem solchen Bezirk wohnenden Glaubensgenossen zu einer 
öffentlichen Korporation: und zwar nur zu einer öffentlichen*) 
Korporation ; denn es wird sich ergeben, dass dieser Korporation die 
Privatrechtsfähigkeit fehlt. 

Die Entstehungsgeschichte der steuerrechtlichen Autonomie ist 
folgende^): Im Umlagengesetz von 1819 art I b, 9 und lO, auf 
welches vom 6. E. von 1818 imd r. G. E. § 35 verwiesen wird, sind 
als Qemeindezwecke für welche Umlagen erhoben werden können,^) 
aufgeführt: Neubauten und Reparaturen an Kirchengebftuden, An- 
schaffung von Kirchenrequisiten, Unterhaltszuschüsse an Geistliche. 
Art. V bestimmt des weiteren: „kein Staatsbürger ist verbunden 
zur Befriedigung der Bedürfnisse von Schulen und Kirchen einer 
Eeligionspartei beizutragen, zu welcher er nicht gehört."*) 

Eine gesetzliche Pflicht, die Kultusbedürfnisse zu decken 
hat damit das Umlagengesetz nicht geschaffen: natürlich, denn 
es hat ja die privatrechtliche Forderung der Kirchen- und 
Pfründestiftungen gegen die einzelnen Parochianen auf Deckung 
der Baukosten nicht aufgehoben und nicht aufheben können.^) 
Nur das Secht, Umlagen zu erheben, hat es eingeräumt und 
tatsächlich mag von diesem Recht gewöhnlich Gebrauch gemacht 
worden sein, — um einen Bechtsstreit zwischen Kirchenstiftung 
und Parochianen zu vermeiden. — Gesetzlich besteht diese Be7 
fngnis der politischen Gemeinde noch immer; nichts hindert, 
dass nach Massgabe von art. 159 Ziff. 7 G. 0. von 1869 frei- 
willig beigesteuert werde und für diesen Fall ist dann auch noch 
immer art. V des Umlagengesetzes vom 22. Juli 1819 in Kraft.*) — 

2) lieber den ßegriff § 16 Note 6. 

3) Eine gute DarsteU. in den Bl. f. adm. Pr. XX p. 33 (Luthardt). Auf das 
pfäladsche Eecht kann hier nicht näher eingegangen werden: vergl. G. 0. v. 1869 
a.l29, Dekretv.30.Dez.l809 a.92; Ges. v. 14. Febr. 1810; Umlagengesetz v.1837 a. V. 

3a) a. a. Entsch. d. V. G. H. n. p. 258. 

4) Dieser Satz wurde dabin gedeutet, dass Umlagen filiT einen bestimmten 
konfessionellen Zweck auch die leisten müssen, die keiner Konfession angehören : i. e. 
yor allem die Juristischen Personen": Bl. f adm. Pr. XIY p. 206; gewiss mit Un- 
recht, vgl. auch Entsch. d. V. G. H. II. p. 255. 

5) siehe § 24 i. £. 

6) G. 0. art. 206; vgl. Edtsch. d. V. G. H. IV p. 840 sq. 
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Allein mittlerweile ist gewohnbeitsrechtlioh ein Selbstbestenerungs« 
recht der Eirchengemeinde entstanden: Wann und warum — etwa 
infolge missTerstflndlicher Auffassung des revidierten G. E. — lasst 
sich nicht angeben. Tatsache ist, dass es schon lange vor der G.O. 
von 1869 bestand. ••) Die G. 0. von 1869 hat dieses Gewohnheits- 
recht anerkannt. Freilich nicht, wie so oft gesagt wird, durch den 
Schlusssatz von art. 206: „die in Gemässheit des § 59 Abs. m und 
§ 94 Abs. y des revidierten G. 0. gebildeten Eirchenverwaltungen sind 
berechtigt, die Eirchengemeinde in allen rechtlichen Beziehungen 
zu vertreten.'' Denn wollte man diesen Artik«! mit dem Selbst- 
besteuerungsrecht der Eirchengemeinde in Zusammenhang bringen, 
so könnte er höchstens bedeuten, dass nunmehr nicht die Eirchen- 
gemeinde, sondern die Eirchenverwaltung das Steuergesetz zu erlassen 
hat: 7) eine Eonsequenz, die aus dem vagen Wortlaut nicht gezogen 
werden darf.^") Dagegen erkennt art. 60 G. 0. und noch bestimm- 
ter art. 10 Ziff. 13 Gesetz vom 8. August 1878 die steuerrechtliche 
Autonomie der Eirchengemeinde an.^'') — Allein geregelt ist auch 
durch diese Bestimmungen das Steuerwesen nicht So ist die Organi- 
sation der Eirchengemeinde als öffentlich rechtlicher Eorporation und 
ihr Wirkungskreis lediglich durch Gewohnheitsrecht bestimmt, und 
es tauchen hier eine Menge Fragen auf, die auf dem Wege der 
juristischen Interpretation gar nicht beantwortet werden können. — 
Vor allem lasst das bairische Recht in Ansehung der Organi- 
sation vollkommen im Stich, und es wird deshalb — namentlich für 
die Stimmverhältnisse — auf das selbst wieder kontroverse gemeine 
Kecht zurückgegriffen werden müssen*), ein Sprung, der schon um 



6a) Zum Beweis dient die in Note 1 angeführte Literatur. 

7) sc. indem sie die Kirchengemeinde in ihrer öffentlich rechtlichen Befugnis vertritt, 
7a) Dass auf das schon erwähnte c. 148 der Vollzugsinstruktion zum r. 6. C. 

(„Competenz und Geschfiftsgang**) eine Befugnis der Eirchenverwaltung zur Auf- 
lage von Kirch^gemeindesteuem nicht gegründet werden kann (so Bl. f. adm. Pr. 
Bd. XX^TT p. 238), erhellt schon daraus, dass die Kirchenverwaltimg gesetzlich eben 
blos zur Verwaltung des Kirchenvermögens eingesetzt ist; daran konnte die Ver- 
ordnung nichts ändern, selbst wenn sie woUte, was mehr als zweifelhaft 

7b) Für stimmberechtigt wird man alle selbstständigMi Angehörigen der 
Kirchengemeinde ansehen müssen — gleichgiltig, ob männlich oder we&blieh, voU- 
jährig oder mindeijährig. 

8) HuUer Bl. f. adm. Pr.XII p.251; vglStobbe: deutsch. Frivatrecht(l. Aufl.) 
l p, 348, 349; >^ind3cheid I g 59; v. Brinz (1. Aufl. 1196 sq.) 
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deswillen bedenklich ist, weil es sich hier um Staatsrecht, nicht 
Privatrecht handelt. Schwierig ist die Frage, ob die Kirchen- 
gemeinde nur znr Deckung der Baulast, und etwa zur Deckung der 
Kommunalumlagen des ungenügend dotierten Benefiziaten ^) oder zu 
kirchlichen Zwecken überhaupt. Sollte man lediglich den beschränk- 
teren Wirkungskreis einräumen, so bliebe des weitern noch zu er- 
mitteln, ob die Auflage erst dann geschehen kann, wenn durch 
Provisialbeschluss oder gerichtliche Entscheidung die Baupflicht der 
Parochianen festgestellt*») ist oder schon früher. — Nicht zu be- 
stimmen ist es weiterhin, ob zur Deckung der subsidiären Baulast 
eine Umlage erhoben werden muss.^^) — Dagegen scheint durch 
Uebung festgestellt, dass als Steuern nicht blos Umlagen im eigentlichen 
Sinn, d. h. Geldabgaben,^) sondern auch Naturalleistungen und zwar 
sogenannte Gemeindedienste auferlegt werden kennen. *<^) Aus diesem 
Grund scheint es auch richtiger Steuern nicht blos zur Deckung 
einer Kirchenbaulast zuzulassen. ^^) — Grundsätze über die Staats- 
aufsicht sind nicht nachweisbar: die Normen der Gemeindeordnung 
über die Umlagen der politischen Gemeinde hier anzuwenden ist 
jedenfalls willkürlich, so lange sich kein festes Gewohnheitsrecht 
gebildet hat. In letzter Instanz entscheidet Streitigkeiten über 
Kirchengemeindesteuem der Verwaltungsgerichtshof. ^0 

Sicher aber kann man behaupten, dass die privaten Forderungs- 
reohte der kirchlichen Stiftungen gegen die Parochianen auf 
Tragung der Baulast bestehen geblieben sind: denn ihre Auf- 



Sa) Tgl. ob. § 21 n. 29. 

8b) Anklingend Entsch. d. Y. G. H. I p. 315 unten. 

8c) Von einer Yerpflichtung der Kirchengemeinde durch Umlagen die Schulden 
der Kirchenstiftung zu decken, wie dies in der Entsch. d. Y. G. H. III p. 254 
wenn auch nur in einem einzelnen FaU statuiert ist, kann auf keinen Fall dio 
Bede sein. 

9) A. M. Luthardt XX. p. 43. dageg. Entsch. d. Y. G. H. n p. 9 p. 255; 
III p. 546: der freilich in eine nicht geringere Willkürlichkeit verfällt, wenn er 
hier das B. G. E. für massgebend betrachtet. Eine innerliche Berechtigung aller- 
dings lässt sich seiner Ansieht, welche die Umlagepflicht an die Kirchengemeinde- 
angehörigkeit knüpft, nicht abstreiten. 

10) Entsch. d. V. G. H. in p. 135. 

10a) Ueber Zwangseinhebung der Umlagen Tgl. El. f. adm. Pr. XXXII p. 236 sq. 

11) Ges. V. 8. Aug. 1878 art. 10 Ziff. 13. 
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Aufhebung könnte wie die jedes anderen Vermögensrechtes einer 
kirchlichen Stiftung, gemäss § 47 B. £., nur durch Verfassungsgesetz, 
also nicht durch Gewohnheitsrecht erfolgen.^*) — Im Anschluss 
hierin wollen wir nun auch aus Zweckmässigkeitsgründen die schon 
berührte Frage nach der Bedeutung des art. 206 6. 0. behandeln, wie- 
wohl sie dem System nach schon früher zu beantworten gewesen 
wäre. Der strittige Punkt ist, ob durch art. 206 G. 0. eine civilrecht- 
liche Vertretung der Kirchengemeinde geschaffen wurde, wie dem 
Wortlaut des art. 206 nach anzunehmen ist, oder ob lediglich eine solche 
der einzelnen Farochianen für den Fall, dass diese als Eirchengemeinde* 
mitglieder und darum als notwendige Streitgenosseu verklagt werden. 
Als erste Voraussetzung einer civilrechtlichen Vertretbarkeit der Kirchen- 
gemeinde erscheint es aber, dass dieselbe eine privatrechtliche Korporation 
ist. Nun ist zwar die Kirchengemeinde öffentlich rechtliche Korporation, 
aber daraus folgt noch lange nicht mit begriCGiicher Notwendigkeit, dass 
sie phvatrechtliche Korporation sei: Baiem gehört zu den Ländern, 
welche zur Bildung von Zweckvermögen staatliche Genehmigung er- 
fordern ^') und eine solche Genehmigung ist nie erfolgt, am wenigsten 
durch den vagen art. 206. Nun wird man zwar erwidern : die Kirchenge- 
meinde ist ja Eigentümerin der Fabrik ; allein dass dieses nicht richtig 
(abgesehen vom preussischen Landrecht), wurde oben nachgewiesen. So 
fehlt denn auch jeder Anhalt für eine gewohnheitsrechtliche Ausbildung 
einer Privatrechtsfähigkeit der Kirchengemeinde. Es bleibt nichts 
anderes übrig, als anstatt des unrichtigen Ausdrucks in art. 206: 
„Vertreter der Kirchengemeinde** zu setzen: „gesetzliche Vertreter 
der Parochianen, die auf Grund ihrer Kirchengemeindemitgliedschaft 
Prozess führen, und darum in notwendiger Streitgenossenschaft stehen.** 
— Mag übrigens die Kirchenverwaltung Vertreterin der Kirchenge- 
meinde sein, die nicht Eigentümerin der Kirchenstiftung ist oder aber Ver- 
treterin nur der Parochianen, so ist ein Konflikt zwischen ihrer Stellung 
als Vertreterin der Kirchenstiftung und Vertreterin der Kirchengemeinde 
bezw. der Parochianen nicht ausgeschlossen : er wäre selbst dann nicht 
ausgeschlossen , wenn das Stiftungsvermögen Kirchengemeindever- 



12) A. A. Luthardt XXYIII p. 260—267 mit Gründen, die nur de lege ferenda 
richtig sind. 

13) V. Roth. I p. 231. 



Digitized by VjOOQIC 



§ S8. 14—15. § 29. 1—2. Stolg«btlliieQ. 271 

mögen wäre.^^) In diesem Fall cessiert dann die eine Vertretangs- 
befognis, und zwar, da die Eirchenstiftnng sonst überhaupt unver- 
treten wäre, die Vertretung der Parochianen.^^) 



§ 29. Stolgebflhren. 

Stolgebtthren sind Abgaben fQr Dienste, die der Geistliche, 
oder niedere Kirchendiener in ErfQllung seines Amtes geleistet hat. 
Streitigkeiten über ihre Entrichtung entscheidet in erster Instanz 
die DistriktspolizeibehOrde, in zweiter die Ereisregierung K. d. L, in 
der dritten der Verwaltungsgerichtshof.*) — 

Die Gebühren sind von denjenigen Angehörigen einer Kirchen- 
gesellschaft zu entrichten, welche die Vollziehung der Handlung ver- 
langt haben. Da femer nach kanonischem Becht die Parochianen 
infolge des Pfarrzwanges verpflichtet sind die betreflfenden Handlungen 
vom parochus proprius vornehmen zu lassen, so muss, wenn trotzdem 
ein unzuständiger Geistlicher angegangen wird, auch dem Zustän- 
digen die Gebühr entrichtet werden.*) — Dagegen erstreckt sich 
der Pfarrzwang nicht auf die Angehörigen anderer Öffentlicher und 
privater Eirchengesellschaften. Suchen jedoch Angehörige Öffent- 
licher Eirchengesellschaften freiwillig eine Amtshandlung des Pfarrers 
einer fremden Eonfession nach, so müssen sie Gebühren entrichten. 
Das Gleiche darf man, wiewohl es nicht ausdrücklich bemerkt ist, 



14) deuu immer handelt es sich in solchen Konfliktsfällen darum, ob die Paro- 
chianen die Baalast tragen sollen, ob sie also — die unrichtige These vom Eigen- 
tum der Kirchengemeinde an der Kirchenstiftung zugegeben — zum Kirchenge- 
meindevermögen einen Beitrag leisten soUen; hier besteht dann Kollision des Inter- 
esses so gut, frie sie z.B. zwischen eingetragener Genossenschaft und den Genossen- 
schaftern möglich ist. 

15) vgl. PI. besohl, d. ob. Gerichtshofs t. 26. Nor. 1873. 

1) Ges. V. 8. Aug. 1875 art. 10 Ziff. 18 Form. v. 17. Dec. 1825 § 50. Die 
Erkenntnisse werden gemäss art. 46 d. Ges. y. 8. Aug. 1878 von den Yerwaltungs- 
hehörden exequiert. Warum rückständige Stolgebühren vor den ordentlichen 
Gerichten eingeklagt werden sollten, ist nicht recht einzusehen (a. A. Erk. d. Komp. 
konfl. hofs V. 5. Nov. 1872.) 

2) Hinschius K. B. II p. 299 sq. Schulte System p. 653. M. £. v. 2. Dec. 1836 
(Doli. YHI § 276); unbegründet sind die Einwendungen in den Bl. f. adm. Prax. 
XVni p. 10; vgl. dag. Entsch. d. V. G. H. IV p. 375. 
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von den Angehörigen der Privatkirohengesellschaften behaupten.*) 
Nur auf die Juden findet naoh Mher Gesagtem der Schutz, den das 
Religionsedikt in dieser Beziehung auch den Privatkirohengesellschaften 
gewahrt, keine Anwendung.^) Hier hat sich denn auch ein Misch- 
ding zwischen Reallast und Stolgebühren ausgebildet, das sog. Juden- 
schutzgeld, welches durch Gesetz vom 26. Mftrz 1881 aufgehoben ist.^) 
Schliesslich sei noch bemerkt, dass in verschiedenen Rechts- 
gebieten eine Anzahl Abgaben^} an den Pfarrer entstanden ist, 
welche teilweise auf Grund und Boden haftend den Charakter von 
Reallasten angenommen haben und dann auch von Angehörigen einer 
fremden Eonfession entrichtet werden müssen. Sie sind keine Stol- 
gebühren, sondern Forderungsrechte des PfründevermOgens wahrend 
besetzter Pfründe.^) 

III. Abschnitt: § 30. Finanzreeht der Privatkirchen- 

gesellschaften.^) 

Das Vermögensrecht der christlichen Privatreligionsgesellschaften 
bestimmt sich nach ihrer Aufnahmsurkunde. Soweit ihnen Privat- 
rechtsfahigkeit nicht verliehen wird, ist ihr Vermögen Gesellschafts- 
vermögen. Doch können sie dasselbe in ein Zweckvermögen um- 
wandeln nach Massgabe des Gesetzes vom 29. April 1869.') 

Dagegen ist das israelitische Eultusvermögen Korporationsver- 
mögen;*) seine Verwaltung — vom Rabbiner und Gemeindevertretem 
geführt^) — unterliegt staatlicher Kontrole nicht. ^) 

Principiell bedeutend erscheint es, dass nunmehr gewohnheits- 
rechtlich allen Privatkirchengeseilschaften das Recht der Selbst- 

8) §§ 85, 86, 89. K. £. siehe oben § 90 Note 14; vgl. schon V. y. 19. Uän 
1812 (Bgbl. 1812p. 537). 

4) vgl. ob § 16 n. 2. 

5) Ges. u. Yer. Bl. t. 1881 p. 168—165. Das Judenschutzgeld war eine £nt- 
schädiguDg für Entgang an Stolgebtthien, die von den Besitzern der Häaser gezahlt 
wurden, welche in das Eigentum von Juden übergingen: Oberstr. Erk. v. 19. Juni 1855. 

6) Silbernagl p. 420. 

7) Insoweit diese Beichnisse auf dem Kirchengemeindeverband beruhen, ist bei 
Streitigiceiten nach a 10 Ziff. 13 cit Beschwerde an den V. G. H. möglich. 

1) Sübemagl p. 461-466. v. Roth bair. Civibr. § 44. 

2) V. Both § 46. 

3) vgl V. Both p. 233. 284. 

4) § 31. Judened. ; modificiert durch M. £. v. 26. Juni 1863. 

5) Silbernagl p. 461 unt. 
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besteuerung ö) eingeräumt ist. Daneben bestehen innerhalb der 
jüdischen Kirche den Stolgebtthren entsprechende Abgaben.^) 



IV. Abschnittt. § 31. Simultanverhältnisse. 

Besondere Rechtsverhältnisse bilden sich da, wo bestimmte 
Vermögensstücke verschiedenen Kirchengesellschaften zugehören oder 
zwar im Alleineigentum einer Kirchengesellschaft stehen, aber 
von den Angehörigen anderer Kirchen mitbenutzt werden. 
Als Vermögensstücke kommen hier namentlich in Frage: die 
Kirchen, die Begräbnisstätten, soweit sie Eigentum der Kirchen- 
stiftung sind, endlich die Kirchenglocken. Geregelt ist die Materie 
in ß. E. §§ 90—103 und zwar grösstenteils in wortwörtlichem An- 
schluss an das preussische Landrecht §§ 309—317 (11 tit. XI). 

I. Kirchen: Grundlegende Norm ist, dass „wenn zwei Ge- 
meinden zu einer Kirche berechtigt sind, die Rechte einer jeden 
hauptsächlich nach den vorhandenen Gesetzen oder Verträgen beur- 
teilt werden müssen." (§ 90.) „Mangelt es an solchen Bestimmun- 
gen, so wird vermutet, dass eine jede dieser Gemeinden mit der 
andern gleiche Rechte habe." (§ 91.) Der Sinn dieser Sätze ist 
sehr unklar. Zunächst wird man annehmen dürfen, dass § .90 und 
darum die folgenden §§ von dinglichen Rechten sprechen. § 91 in 
Verbindung mit § 90 wird dann folgendes bedeuten: wo feststeht, 
dass zwei Gemeinden^) ein dingliches Recht an einer Kirche haben. 



6) V. Koth I p. 296; Bl. f. adm. Pr.XVI p.219; M. E. v. 16/3. 1865; dar 
gegen Bl. f. adm. Pr. XVI p. 230. 

7) Zuständig zur Entscheidung von Streitigkeiten ist in erster Instanz die 
Distriktspolizeibehörde, in zweiter der Y. G. H. Ges. y. 8. Aug. 1878 art 8 Ziff. 36. 
art. 9. 

1) Wie das preuss. Landrecht redet hier das B. E. von Bechten der Kirchen- 
gemeinde an der Barche; wir werden im Text zur Vermeidung von Weitschweifig- 
keiten dieser Ausdrucksweise folgen. Dass nach den bedeutenden bairischen Par- 
tikularrechten , abgesehen vom preussischen Landrecht, den Eirchengemeinden ein 
Eigentum an den Kirchen nicht zusteht, ist früher ausgeführt. Die §§ 90 sq., die 
kritiklos aus dem preussischen Landrecht abgeschrieben sind, ändern daran gegen- 
über dem weit prädseren § 9 tit. IV d. V. U. nichts, weil ja § 9 tit. IV zum B. 
£. im selben Verh&ltniss steht, wie das Beligionsedikt zum Concordat. (siehe oben 
p. 124.) - 
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nicht aber, ob diedes dingliche Recht ein blosses jns in re aliena 
oder aber Miteigentum sei, da wird Miteigentum präsumirt. Der 
Fall könnte dann eintreten, wenn die Berechtigung in untechnischer 
Redeweise, z. B. als „dauernder Mitgenuss" eingeräumt worden ist. — 
Es ist nun aber sehr leicht möglich, dass von beiden Gemeinden, 
welche eine Kirche in Mitgebrauch haben, nur eine oder keine einen 
Rechtstitel ihres Mitgebrauchs nachweisen kann. Auch hierüber 
gibt das R. E. sehr undeutliche Vorschriften. Ausgeschlossen ist — 
wie nach der richtigen Ansicht schon im gemeinen Recht*) — ^ die 
Erwerbung eines dinglichen Rechts durch die unvordenkliche Zeit des 
Gebrauchs. (§ 95). ') Allein dieser Grundsatz erleidet eine namhafte 
Ausnahme: § 96 sagt: „wenn nicht erhellt, dass beide Gemeinden 
zu der Kirche wirklich berechtigt sind, so wird angenommen, 
dass derjenige, welcher zu dem gegenwärtigen Mitgebrauch am 



2) vgl y. Brinz P. 2. Aufl. I p. 640 sq. 

3) Im preussiachen Landrocht II tit. XI § 315 (= § 95 R. E.) ist auf Tb. I 
tit. IX § 589 rückverwiesen, von letzterer Stolle wiederum auf I tit. VII §§ 96— 108 ; 
hier aber ist die Rede davon, dass der Erwerb des Besitzes vi, clam, precaiio aus- 
geschlossen sei. Daraus erhellt: durch Th. II tit. XI § 315 (r^ § 95 R. E.) ist 
nicht die landrechtliche — gewöhnliche oder ungewöhnliche — Ersitzung von Rechten an 
der Kirche ausgeschlossen Pemburg preuss. Privatr. 1. Aufl. Bd 1 p. 356 sq. p. 366) 
sondern nur die Immemorialprfißkription ; denn diese charakterisirt sich, wenn man sie 
überhaupt als Acquisitivverjährung auffasst, dadurch, dass hier von Rechtstitel und 
bona fldes abstrahirt und der vieljährige einem Recht entsprechende thatsftchliche 
Zustand als genügend zum Erwerbe des Rechtes selbst angesehen wird. Bei Imme- 
morialprftskription allein kann von Ersitzimg eines Rechtes nur durch den Mit- 
gebrauch die Rede sein, (üeber den Ausschluss der Immemorialpräskription im allg. 
Landrecht Demburg a. a. 0. p. 369.) So nach preussischem Landrecht. 
Dadurch, dass das gemeine Recht zur Ersitzung von Servituten lediglich den (je- 
brauch, der nicht vi, clam, precario geschieht, fordert — während das preussische 
Landrecht die Servitutenersitzung denselben Voraussetzungen unterstellt wie die 
Eigentumsersitzung (Dernburg a. a. 0. 655) — kann das Bedenken hervoigemfen 
werden, ob durch die Einführung von § 315 als § 95 R. E. in Baiem nicht auch 
die gemeinrechtliche Ersitzung von Gebrauchsrechten an der Kirche ausgeschlossen 
sei. Allein, dies anzunehmen zwingt weder Wortlaut noch Entstehungsgeschichte: 
Ein Gebrauch, der sich nicht vi, clam, precario vollziehen darf, ist nicht mehr „Mit- 
gebrauch" (§ 95) schlechtweg. Die gemeinrechtliche Servitutenersitzung unterliegt 
also dem § 95 R. E nicht, wie sie § 315 tit. XI Th. II allg. Landr. nicht unter- 
liegen konnte, weil sie dem preussischen Landrecht unbekannt ist Wenn man zur 
Servitutenersitzung nach gemeinem Recht vollends bona fides verlangt (dagegen 
V. Brinz a. a. 0. 793), so ist dieselbe dun^li § 95 keinesfalls ausgeschlossen. 
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spatesten gelangt ist, denselben als widerrufliche Gefillligkeit erhalten 
habe" (§ 96.). Solange sich nachweisen lässt, dass wenigstens 
eine Gemeinde wirklich Eigentum an der Kirche hat, solange 
ist § 94 eine logisch unanfechtbare Consequenz des § 95» Sollte 
aber ein solcher Beweis für keine der beiden Gemeinden erbracht 
werden können, dann macht § 94 eine Ausnahme von § 95: 
arg. e contr. ist zu präsumiren, dass diejenige Gemeinde, welche die 
Kirche früher benützte, ein dingliches Recht, d. h. Alleineigentum 
an derselben habe. Kommt ferner zu dem Mitgebrauch, welcher 
dann durchaus kein unvordenklicher zu sein braucht, ^) der umstand 
hinzu, dass die Kirchengemeinde zum Unterhalt der Kirche beige- 
tragen hat, so begründet dies die Vermutung, der Gemeinde stehe 
ein dingliches Recht an der Kirche zu, auch wenn sie die Benutzung 
spater erlangt hat. (§ 96.) Dieses Recht kann gemäss § 91 nur 
Miteigentum sein. — Ist nach obigem eine Gemeinde blosse Pre- 
karistin, so muss zur Ausübung jeder bisher ungewöhnlichen gottes- 
dienstlichen Handlung die Erlaubniss des Kirchendieners der andern 
Confession eingeholt werden. (§ 98.) Wenn wirklich Bechtsgemein- 
schaft besteht, so vermögen die Gemeinden dieselbe durch Vermögens- 
teilung aufzuheben; nur ist hiezu königliche Genehmigung nötig; 
auf der andern Seite kann eine solche Teilung einseitig von der 
Regierung verfügt werden. (§ 99.) — 

Was die Gerichtsbarkeit anbelangt, so urteilt über das Recht der 
Gemeinden an der Simultankirche das Civilgericht. üeber das Mass 
der Ausübung dieses Rechtes entschied das Kultusministerium in 
erster und letzter Instanz ,(§ 92): nunmehr die Distriktspolizeibehörde 
in erster, die Kreisregierung in zweiter, der Verwaltungsgerichtshof 
in letzter Instanz. ^) 

II. Kirchhöfe. Soweit dieselben im Eigentum der Kirchen- 
Stiftung stehen, bestimmt sich die Art der Benutzung durch An- 



4) Es ergibt sich dies aus „auch der später zum Mitgebrauch gekommenen 
Gemeinde'': hier steht der Anfangspunkt fest und kann von Unvordenklichkeit nicht 
die Bede sein. 

5) a. 10 Ziff. 11. a. 45 d. Ges. v. 8. Aug. 1878 (welches Verf. Ges.). Die Zu« 
ständigkeit der Gerichte ist aufrechterhalten durch a. 13. 1 d. Ges* 
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gehörige einer anderen Eonfession primär nach der Befugnis des 
Eigentümers, den Gebrauch seines Eigentums dritten beliebig zu ge- 
statten und zu verweigern. Bestehen jedoch am Ort nur Kirchhöfe, 
die bestimmten Konfessionen angehören, so haben die Angehöri- 
gen der andern Konfessionen das Kecht der Mitbenutzung, müssen dafür 
auch zum Unterhalt beitragen.^) Das Recht der Benutzung schliesst 
die Benutzung nach dem Bitus in sich, der in der Kirche des zu 
Beerdigenden üblich ist.') 

IQ. § 103 „Der Glocken auf den Kirchhöfen kann jede 
öffentlich aufgenommene Kirchengemeinde bei ihren Feierlich- 
keiten gegen Bezahlung der Gebühr sich bedienen/'^) 

üeber die beiden letzten Fälle von Simultauverhältnissen 
judiciert der Verwaltungsgerichtshof in letzter Instanz ausschliess- 
lich. Erste Instanz ist die Distriktspolizeibehörde, zweite die Kreis- 
regierung. ^) 



6) § 100; § 102 ist eine selbstverständliche Anwendung von § 85 § 86 R. E. 

7) M. E V 10. Okt. 1849 (üöU. XXm p 82.). 

8) Die Interpretation in Entsch d. V. G. H. IV p. 295 sq., wonach dieses Ge- 
brauchsrecht nur eintritt, wenn ein Friedhof nach § 100 R. E. gemeinsamer Be- 
nützung unterliegt, ergibt sich zwar nicht aus dem Wortlaut, wird aber durch den 
Zusammenhang sehr wahrscheinlich gemacht. 

9) vgl. Note 5. 
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I Anhang. 

Excerpte aus Lori's Sammlung zum bairischen Kirchenstaatsrecht. 

(Cod. bav. 2181) 



f. 11 ao 1576 An den Bat zu Straubing wegen Einsetzung eines Predigers. 

f. 12 ao 158,') An Vizedom zu Landshut die Jesuiten zur Haltung der Kristcn- 
lehren anzuweisen, 
ao 1597 An die ßischöfe: die Pfarrer zu Haltung der Kindcrlehre anzu- 
weisen (so auch 1615, 1618). 
ao 1613 Dekret, dass von den Pfarrern auch im Winter Christenlehre ge- 
halten werden soll, 
ao 1639 Aus Kirchengeldem sollen Schankungen zur Kinderlehr erkauft 
werden. 

f. 30 ao 1553 Geistlicher Rathsschluss, Landesverweisung eines Pfarrers wegen 
Irrlehre 
ao 1553 Geistlicher Kathsschluss wegen Lossprechung eines der Lehr halber 
unrecht angeklagten Pfarrer. 

f. G3 ao 1524 I^andgebot wegen Beibehaltung der alten Ceremonien. 

ao 1553 Geistl. Rathsschluss wegen unordentlichem Singen nnter dem 
(lottesdienst. 

f. 64 ao 1583 An Prior zu Abensberg wegen unfleissiger Verrichtung des Gottes- 
dienstes im Schloss allda. 

f. 65 ao 1603 Dekret an geistlichen Rat denen Messner das Aus weihen in Freit- 
höfen und denen Weibern das Altardienen abzuschaffen, 
ao 1604 An Rg. Landshut über VerwiUigung der Gottesdiensthaltung zu 

Osterhofon durch einen Laypriester. 
ao 1607 An d. Pfleggericht: die Messnerdienste nicht durch Feldhüter zu 
versehen. 

An die Rg. Burghausen, wegen Einführung der römischen Ceremonien. 
An die Rg. Burghausen, dass die neuen Messbücher im Lande 
genehmen und bezahlt werden. 

An die Pflegämter aus den Kirchengefällen das Compendium des 
romanischen Katechismus für die Pfarrer anzuschaffen. 
VerwiUigung eines vom Bischof angestellten Gebots. 
An Generalvikar zu Freysing wegen verwilligten Kirchenläutens. 
An die Rg. Burghausen wegen Vermehrung des Deputats bei 
Kreuzgängen. 

An Probsten zu Altenötting den ärgerlichen Lebenswandel unter 
den Chorherrn abzustellen, oder man werde ihn selber entsetzen. 
Process der Chorherrn zu Habach gegen ihren Dechanten vor dem 
geistlichen Rat. 

An den Probst zu Vilshofen, dass er einen Pfarrer unter Strafe 
der Entsetzung zur Erfüllung seines Amtes ermahne. 
An die Rg. v. Burghausen einen vom Bischof aufgestellten Pfarr- 
provisor auszuschaffen. 

An geistliche Räte zu Freising, einen Pfarrer wegen Übler Auf- 
führung abzustrafen. 





ao 
ao 


1607 
1611 


. 66 


ao 


1617 


. 68 
. 75 


ao 
ao 
ao 


1610 
1615 
1641 


100 


ao 


1569 


102 


ao 


1575 


109 


ao 


1581 


112 


ao 


1611 


113 


ao 


1618 
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114 ao 1639 An Abt zu Niederaltaich wegen Haitang des GotteadienBtea anf 
der FfarreL 

117 ao 1569 An alle Prälaten im Land, dasa die Religiösen die Pfarreien nicht 
yenehen sollen. 

118 ao 1577 An alle Gerichte wegen verbotener Besetzung der Pfarreien mit 
Beligiosen 

119 ao 1581 Diesem Probst (von Raitenbnch) werden 2 aof Pfarreien gestandene 
Religiösen zu Straf des Concubinats gefangen zugeschiclrti. 

119 ao 1588 An Prftlaten zu FUrstenfeld wegen Straf ung zweier ausserhalb des 
Klosters ungebührlich sich verhaltenden Religiösen. 

120 ao 1618 An Abt zu Osterhofen, ein Beneficium mit ZurÜckberufung eines 
Conventuals durch einen Laienpriester versehen zu lassen. 

124 ao 1626 An Bischof zu Regensburg, dass man die Abteien durch vicarios 
nicht versehen lassen könne. 
ao 1680 Die Aebtissin zu Chiemsee soll dem Pfarrvikar Unterhalt verschaffen. 
126 ao 1600 Beneficiatenordnung zu Burghausen. 

126 ao 1603 Dekret wegen Haltung der Gescllenpriester bei Pfarreien. 

127 ao 1619 An die Bischöfe dem Pfarrer Weisung zu geben, wie sie die Eapläne 
unterhalten und ohne bischöflichen Consens weder Urlaub geben, 
noch diesen annehmen sollen. 

ao 1626 An Rg. Landshut, dem Pfarrer gegen Haltung eines Kaplans 3 
Pfennig des Gottesgerät von der Kirche verabfolgen zu lassen. 

128 ao 1637 Ermahnung an den Bischof in Frey sing wegen besserer Zucht der 
Beneficiaten in München. 

135 ao 1602 An Pfleger zu Wolfratshausen, den Gesellenpriester allda bei Strafe 
der Ausschafiung zur priesterlichen Aufführung zu ermahnen. 

140 ao 1557 Geistl. Ratlisschluss , dass einem Chorherm der nicht residiert 
das Einkommen nicht verabfolgt werde. 

150 ao 1578 Vorbehalt der Straf wegen der Simonie. 

155 ao 1555 An Abt zu Indersdorf, einen Gonventnalen mit Gefingnis lu be- 
strafen. 

156 ao 1567 Befehl an den Abt zu Steingaden wagen Abstraf ung eines Reli- 
giösen wegen übler Aufftihrung. 

158 ao 1576 An Pfleger zu Aichach, die Ausschaffung einer Novizin der 
Aebtissin zu Altomünster anzubefehlen, 
ao 1576 Befehl an den Administrator zu Keustift, den alten Propst unter 
Strafe des GeHingnisses von ungebührlichen Reden und Lebens- 
wandel abzumahnen, 
ao 1576 An Richter zu Rohr wegen Stellung des Prälaten vor den geist- 
lichen Rat und Interimsvei waltung des Klosters, 
f. 159 ao 1576 An Rg. Burghausen wegen Bestrafung unklösterlichen Lebens. 

ao 1577 An denselben (Administrator zu Hombach) den Probst von Glöciking 
gefangen zu setzen. 
f. 160 ao 1579 An Rg. zu Straubing wegen Gefangennehmung des Administrators 

in 

f. 161 ao 1581 Commissionsbefehl an Probst zu Neustift, einen ungehorsamen Gon- 
ventnalen ohne Rücksicht auf anderweitige Obrigkeit zu bestrafen, 
f. 168 ao 1643 An die Rg. zu Straubing, dem Abt zu Weilburg auf 8 Jahr, eine 

Pfarr durch einen Religiösen versehen zu lassen zu erlauben, 
f. 200 ao 1556 Geistlicher Rathsschluas, das Einkonunen einer Messe nicht folgen 
zu lassen, falls sie der Priester nicht selbst oder durch einen 
andern taughchen verrichten lasse, 
f. 201 ao 1584 An d. Rg. zu Landshnt, einem Pfarrer die Beneficiaten-Einkünfte 
zu sperren, 
ao 1592 Yertauschung einer Pfarr. 
f. 202 ao 1643 An das Gericht zu Kötzting wegen Zusammensetsong 2 FfairsieQ. 



Digitized by VjOOQIC 



Anhang 279 

f. 205 ao 1564 An Aebtissin zu Hohenwart, dass oline Weiteres die Präsentation 

eines unanständigen Priesters zu Schrobenhausen abgeändert wer- 
den solle, 
ao 1575 Verleihung eines Benefidums mit der Bedingung, dass selbes gut 

versehen oder wieder abgetreten werden solle, 
f. 216 ao 1587 Verbot an den Bichter zu Landau einen vom Bischof instituierten 

Priester in den Pfarrhof einziehen zu lassen. 
f. 218 ao 1556 Geistlicher Batsschluss wegen Abschlagung der Possession auf 

eine Harr, 
ao 1556 Geistlicher Ratschluss, dass ungeachtet der erzbischöflichen In- 
vestitur einem im Examen nicht bestandenen Priester die Possession 

der Pfarr nicht gegeben werden soll, 
ao 1559 An den Pfleger zu Mainburg, einem Priestor die Possession mit 

dem Beding zu geben, dass er einen dem Landesherm angenehmen 

Vikarius stelle, 
ao 1574 An den Pfleger zu Mainburg, einem Pfarrer die Possession zu 

geben, mit Bedrohung der Entsetzung, falls er den Gottesdienst 

nicht fleissig verrichten werde. 

Erlaubnis zur Wahl in Niederschönfeld. 

Commissionsbofehl zur Prälatenwahl in Suben. 

Eechnungsauf nähme und Einsetzung eines Probstes zu S. Mang. 

An das IStift Vilshofen, dass der Papst in Probstwahlen nichts zu 

schaffen habe 

Dem Convent zu Wessobrunn wird die Wahl eines Abtes erlaubt 

Commissionsbefehl , einen Conventual zu Nioderschönfeld zur Abt- 

is8in-(?) wähl zu lassen 

Verbot an den Convent zu Chimsee ohne landesherrliches Vor- 
wissen zur Prälatenwahl zu schreiten. 

An die Bg. Landshut, wegen Einsetzung eines Administrators an- 
statt des resignierten Abtes in Alderspach. 

Commissionsbefehl, wie inNeustift ein Administrator zu wählen sei. 

Commissionsbefehl in Reichersberg, einen Administrator und keinen 

Probst zu wählen, 
ao 1578 An das Kapitel zu Vilshofen: der erwählte Probst soll vor der 

Publikation der Landesherrschaft angezeigt werden, 
ao 1578 An das Stift zu Vilshofen, das solches sogleich einen Abt wählen 

solle, oder der Herzog werde ihn ernennen, 
ao 1.587 An Bischof zu Chimsee, dass man dort keine Wahl vor sich gehen 

lassen könne; es soll anderwärts um ein Subjektum umgesehen 

werden oder dei' Landesfürst werde selbst eines stellen, 
ao 1590 An Erzb. in Salzburg, dass man weder die Ernennung eines Tages 

zur Prelatenwahl, noch die Postulation eines Ausländers gestatten 

könne 
f. 234 ao 1592 Ausschluss eines ganzen Conventes von der Prelatenwahl. 

ao 1592 An Erzbischof zu Sakburg, dass selbem den Wahltag zu bestimmen 

nicht gebühre. - 
f. 246 ao 1578 Ausschluss der Confirmation des Abtes zum Administrator in 

S. Veit wegen Ersparung der Unkosten 
f. 266 ao 1550 An die Bg. Burghausen, dass dem Prälaten zu ... . neben dem 

Bichter die Elosterverwaltung in weltlichen Dingen eingeräumt 

werde. 
ao 1574 Behauptung gegen das Domkapitel Freysing, dass dem Landesherm 

allein Administrators zu setzen gebühre. 
f. 267 ao 1592 Commissionsbefehl zur Entsetzung des Verwalters in Ebersperg. — 

Dann eine Beihe Ernennungen zu Administratoren. 
f. 296 ao 1581 An Erzb. in Salzburg wegen Grerechtsame der Herzoge in Anlegung 

der Sperr nach dem Absterben der Prälaten. 



f. 


232 ao 1533 




ao 1542 




no 1549 




ao 1575 




ao 1675 




ao 1574 




ao 1575 


f. 


238 ao 1577 




ao 1578 


f. 


233 ao 1578 
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80 1585 An Bischof zn Passaa wegen Anmassun^ dor Mitsperr bei Kl5stem 
nach AhBterben der Prelaten (Shnlich 1587). 

f. 297 ao 1590 An Pfleger sa Muman, dau er in landesfQrstlichem Namen die 
Sperr in Ettal anlegen, Verwaltung des Klosters dem Prior und 
ConTent mit dem Richter zn Ammergan bis znr Prelatenwahl an- 
vertraut sein solle, 
ao 1602 Andung an Probst zu Suben wegen verweigerter Sperr in der 
Sakristei. 

f. 306 ao 1556 Geistl. Ratschlnss, dass die von Bischöfen eigenmächtig auf Pfarren 
geschlagenen Pensionen nicht entrichtet werden. 

f. 308 ao 1620 Einwilligung in die Resignation und Pension eines Pfarrers. 

f 330 ao 1658 Geistl. Ratl^schluss: den Landdechanten sollen bei ihren Visitationen 
die Kirchenrechnimgen nicht vorgelegt werden. 

f. 336 ao 1702 Die Churförfttlichen Commissftre sollen ungeachtet der bischöflichen 
nichtigen Suspension die Visitation in die Temporalien mit Aus- 
schluss der Bischöfe vornehmen. 

f« 354 ao 1558 Geistl Rathsschluss wegen Gefangennehmung eines Geistlichen im 
Falkenthurm. 
ao 1558 Geistl. Rathsschluss den Prediger in Braunau gefangen zu setzen, 
ao 1558 Geistl. Rathsschluss ttber Landesverweisung eines Geistlichen- 
ao 1564 An Administrator zn St. Veit einen zur ewigen Gefangenschaft 
condammnierten Priester zn verwahren und unterhalten 

f. 354 ao 1573 Ein Pfarrer, so wieder das Verbot in das Land gekommen, wird 
mit Gef&ngnis gestraft und abermal ausgewiesen. 

f. 358 ao 1604 Ewiger Gefangenschaftsbefehl Ober ein Prelaten an vier Prelaten. 



n. Anhang. 



Beilage 11. zu Tit. IV. § 9 der Verfassungs-Urkunde des Reichs. 

Edikt Ober die Äussern Rechtsverhältnisse der Einwohner des Königreichs 
Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften. 



Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen Über Religionsverhältnisse. 

Kapitel L 

Religions- und Gewissensfreiheit. 

§ 1. Jedem Einwohner des Reiches ist durch den 9. § des IV. Titels der 

Verfassungs-Ürkunde eine vollkommene Gewissensfreiheit gesichert. 

§ 2. Er darf demnach in Gegenständen des Glaubens und Gewissens keinem 
Zwange unterworfen, auch darf Niemanden, zu welcher Religion er sich bekennen 
mag, die einfache Haus-Andacht untersagt werden. 

§ 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer Religion sich verbinden 
wollen, so wird jederzeit hiezn die königliche ausdrückliche Genehmigimg nach den 
im n. Abschnitte folgenden näheren Bestimmimgen erfordert. 

§ 4. Alle heimlichen Zusammenkünfte unter dem Verwände des häuslichen 
Gottesdienstes sind verboten. 

Kapitel ü. 

Wahl des Glaubensbekenntnisses. 

§ 5. Die Wahl des Glaubensbekenntnisses ist jedem Staats-Einwohner nach 
seiner eigenen frei^ Ueberzeugung zu überlassen. 
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§ 6. Derselbe muss jedoch das hiezn erforderliche Unterscheidungs-Alter, wel- 
ches für beide Geschlechter auf die gesetdiche Volljährigkeit bestimmt wird, er- 
reicht haben. 

§ 7. Da diese Wahl eine eigene freie Ueberzeagong voraussetst, so kann sie 
nur solchen Lidividuen zustehen, welche in keinem GeistcMS- oder Gemüthszustande 
sich befinden, der sie derselben unfUiig macht 

§ 8. Keine Partei darf die Mitglieder der andern durch Zwang oder List zum 
üebergang verleiten. 

§ 9. Wenn von denjenigen, welche die Religionserziehnng zuleiten haben, eine 
solche Wahl aus einem der obigen Gründe angefochten wird, so hat die betreffende 
Begierungsbehörde den Fall zu untersuchen und an das königliche Staatsministerium 
des Innern zu berichten. 

§ 10. Der Üebergang von einer Kirche zu einer andern muss allezeit bei dem 
einschlägigen Pfarrer oder geistlicheu Vorstände sowohl der neu gewählten, als der 
verlassenen Kirche persönlidi erklärt werden. 

§ 11. Durch die Beligionsänderung gehen alle kirchlichen Gesellschaftsrechto 
verloren; dieselbe hat aber keinen Einfluss auf die allgemeinen staatsbürgerlichen 
Rechte, Ehren und Würden; ausgenommen, es geschehe der Uebortritt zu einer 
Beligionspartei, welcher nur eine beschränkte Teilnahme an dem Staatsbürgerrechte 
gestattet ist 

Kapitel DI. 
Beligionsverhältnisse der Kinder aus gemischten Ehen. 

§ 12. Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwischen Eltern, die verschiedeneoi 
Glaubensbekenntnissen zugethan sind, bestimmt worden ist, in welcher Religion die 
Kinder erzogen werden sollen, so hat es hiebei sein Bewenden. 

§ 13. Die Gültigkeit solcher Eheverträge ist sowohl in Rücksicht ihrer Form, 
als der Zeit der Errichtung lediglich nach den bürgerlichen Gesetzen zu beur- 
theilen. 

§ 14. Sind keine Ehepakten oder sonstige Verträge hierüber errichtet, oder ist 
in jenen über die religiöse Erziehung der Kinder nichte verordnet worden, so folgen 
die Söhne der Religion des Vaters ; die Töchter werden in dem Glaubensbekenntnisse 
der Mutter erzogen. 

§ 15. Uebrigens beninunt die Verschiedenheit des kirchlichen Glaubensbekennt- 
nisses keinem der Eltern die ihm sonst wegen der Erziehung zustehenden Rechte. 

§ 16. Der Tod der Eltern ändert nichts in den Bestimmungen der §§ 12 und 
14 über die religiöse Erziehung der Kinder. 

§ 17. Die Ehescheidungen, oder alle sonstigen rechtsgültigen Auflösungen der 
Ehe können auf die Religion der Kinder keinen Einfluss haben. 

§ 18. Wenn ein das Religionsverhältniss der Kinder bestimmender Ehevertrag 
vorhanden ist, so bewirkt der Üebergang der Eltern zu einem andern GlaubensbeH> 
kenntniss darin in so lange keine Veränderung, als die Ehe noch gemischt bleibt; 
geht aber ein Ehegatte zur Religion des andern über, und die Ehe hört dadurch 
auf, gemischt zu sein, so folgen die Kinder der nun gleichen Religion ihrer Eltern, 
ausgenommen sie waren — dem bestehenden Ehevertrage gemäss — durch die Con- 
firmation oder Communion bereits in die Kirche einer andern Confession aufgenom- 
men, in welchem FaUe sie bis zum erlangten Unterscheidungsjahre darin zu be- 
lassen sind. 

§ 19. Pflegkinder werden nach jenem Glaubensbekenntnisse erzogen, welchem 
sie in ihrem vorigen Stande zu folgen hatten. 

§20. Durch Heirath legitimirte natürliche Kinder werden in Beziehung auf 
den Reügionsunterricht ehelichen Kindern gleich geachtet. 

§ 21. Die übrigea natürlichen Kinder, wenn sie ; von einem Vater anerkannt 
sind, werden in Ansehung der Religionserziehung gleichfallB wie die ehelichen be- 
handelt, sind sie aber von dem Vater nicht anerkannt,' so werden sie nach dem 
Glaubensbekenntnisse der Mutter erzogen. 

§ 22. Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter unbekannt ist, folgen 
der Religion deegenigen, welcher das Kind aufgenommen hat, sofeme er einer der 
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öffentlich eingeftlhrten Kircbf« angehört, oder der Ee1igion8]>artei des flndling»- 
instituts, worin sie erzogen werden. Ausser diesen l'ällen richtet sich ihre Religion 
nach jener der Mehrheit der Einwohner des Findungsorts. 

§ 23. Die geistlichen Obern, die nächsten yer\randten, die Vormünder nnd 
Pathcn haben das Kocht, darüber zu wachen, dass vorstehende Anordnungen befolgt 
werden. Sie können zu diesem Behufe die Einsicht der betreuenden Bestimroungon 
der Ehoverträge und der übrigen auf die Religionserziehnng sich beziehenden Ur- 
kunden fordern. 

Zweiter Abschnitt. 

Von Religions- und Kirchengesellschaften« 

Kapitel I. 

Ihre Aufnahme und Bestätigung. 

§ 24. Die in dem Königreiche bestehenden drei christlichen Glanbens-Confe»- 
sionon sind als öffentliche Kirchengesellscliaften mit gleichen bürgeriichen und po- 
litischen Rechten, nach den unten folgenden nähern Bestimmungen anerkannt. 

§ 25. Den nicht christlichen Glaubensgenossen ist zwar nach §§ 1 und 2 eine 
vollkommene Religions- und Gewissensfreiheit gestiittet; als Religionsgesellschaften 
nnd in Beziehung auf Staats-Bürgerrecht aber sind sie nach den Über ihre bürger- 
lichen Verhältnisse bestehenden besonderen Gesetzen und Verordnungen zu be- 
handeln. 

§ 26. Religions- oder Kirchengesellschaften, die nicht zu den bereits gesetzlich 
aufgenommenen gehören, dürfen ohne ausdrückliche königliche Genehmigimg nicht 
eingeführt worden. 

§ 27. Sie müssen vor der Aufnahme ihre Glaubensformeln und innere Idreh- 
liche Verfassung zur Einsicht und Prüfung dem Staatsministerium des Innern 
vorlegen. 

Kapitel ü. 

Rechte und Befugnisse der aufgenommenen und bestätigten Religion»- und 
Kirchen gesellschaftcn. 

§ 28. Die mit aubdrücklicher königlicher Genehmigung aufgenommenen Kirdien- 
geseUschaften geniessen die Rechte öffcntliclier Korporationen. 

§ 29. Die zur Ausübung ihres Gottesdienstes gewidmeten Gebäude sollen wie 
andere öffentliche Gebäude geschützt werden. 

§ 30. Die zur Feier ihres Gottesdienstes und zum Reh'gionsunterrichte be- 
stellten Personen geniessen die Rechte und Achtung öffentlicher Beamten. 

§ 31. Ihr Eigentum steht unter dem besondem Schutze des Staats. 

§ 32. Eine ^ligionsgesellschatt, welche die Reclite öffentlich aufgenommener 
Kirchengesellschaften bei ihrer Genehmigung nicht erhalten hat, wird nicht als eine 
öffentliche Korporation, sondern tüa Privat^sellschaft geachtet. 

§ 33. Es ist derselben die freie Ausübung ihres Privatgottesdienstes ge- 
stattet. 

§ 34. Zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher Zusammenkünfte in 
gewissen dazu bestimmten Gebäuden, und die Ausübung der ihren Religionsgrund- 
Sätzen gemässen Gebräuche sowohl in diesen Zusammenkünften, als in den Privat- 
wohnungen der Mitglieder. 

§ 35. Den Privat-Kirchengesellschaften ist aber nicht gestattet, sich der Glocken 
oder sonstiger Auszeichnungen zu bedienen, welche Gesetze oder Gewohnheit den 
öffentlichen Kirchen angeeignet haben. 

§ 36. Die von ihnen zur Feier ihrer Religionshandlungen bestellten Personen 
gemessen als solche keine besondern Vorzüge. 

§ 37. Die ihnen zustehenden weitem Rechte müssen nach dem Inhalte ihrer 
Aufnahms-Urkunde bemessen werden. 

§ 38. Jeder genehmigten Privat- oder öffentlichen Kirchengesellschaft könunt 
unter der obersten Staatsaufsicht nach den im IQ. Abschnitte enthaltenen Bestim- 
mungen die Befugniss zu, nach der Formel und der von der Staatsgewalt anerkannten 
Verfassung ihrer Kirche alle innem Kirchenangelegenheiten anzuordnen. 
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Dahin gehören die Gegenstände: 

a) der Glaubenslehre, 

b) der Form und Feier des Grottesdienstes, 

c) der geistlichen Amtsfflhmng, 

d) des religiösen Volksnuterrichts, 

e) der Eirchendisciplin, 

f) der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 

g) der Einweihung der zum Gottesdienste gewidmeten Gebäude und der Kirchhöfe, 
h) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geistlichen Sachen; nämlich des 

Gewissens oder der Erfüllung der Beligions- und Kirchenpflichten einer Kirche, 
nach ihren Dogmen, symbolischen Büchern und darauf gerundeten Verfassung. 

§ 39. Den kirchlichen Obem, Vorstehern oder iliren Repräsentanten kömmt 
demnach das allgemeine Recht der Aufsicht mit den daraus hervorgehobenen Wir- 
kungen zu, damit die Kirchengesetze befolgt, der Cultus diesen gemäss aufrecht er- 
halten, der reine Geist der Religion und Sittlichkeit bewahret, und dessen Ausbrei- 
tung befördert werde. Der Anteil, welcher jedem Einzelnen an dieser Aufsicht zu- 
kömmt, wird durch seine Amtsvollmacht bestimmt. 

§ 40. Die Kirchengewalt übt das rein geistliche Correctionsrecht nach geeig- 
neten Stufen aus. 

§ 41. Jedes Mitglied einer Kirchengesellschaft ist schuldig, der darin einge- 
führten Kircbenzudit sich zu unterwerfen. 

§ 42. Keine Kirchengewalt ist aber befugt, Glaubensgesetze gegen ihre Mit- 
glieder mit äusserm Zwange geltend zu machen. 

§ 43. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen eine Verachtung 
des Gottesdienstes und der Religionsgebränche zu erkennen geben, oder andere in 
ihrer Andacht stören, so ist die Kirchengesellschaft befugt, dergleichen unwürdigen 
Mitgliedern den Zutritt in ihre Versammlungen zu yersagen. 

§ 44. Die in dem Königreiche als öffentliche Gorporationen aufgenommenen 
Kirchen sind berechtigt, Eigentum zu benutzen und nach den hierüber bestehenden 
Gesetzen auch künftig zu erwerben. 

§ 45. Die Eigentumsfähigkeit der nicht öffentlichen Kirchengesellschaften wird 
nach ihrer Aufnahms^ürkunde, oder wenn in dieser darüber nichts festgesetzt ist, 
nach den Rechten der Privatgesellschaften bestimmt. 

§ 46. Allen Religiönsteilen ohne Ausnahme ist dasjenige, was sie an Eigentum 
gesetzmässig besitzen, es sei fQr den Cultus oder für den Unterricht bestimmt, es 
bestehe in liegenden Gütern, Rechten, Capitalien, baarem Grelde, Pretiosen oder 
sonstigen beweglichen Sachen dnch den § 9 im IV. Titel der Veifassungs-Urkunde 
des Reichs garantirt. 

§ 47. Das Kirchenvermögen darf unter keinem Verwände zum Staatevermögen 
eingezogen und in der Substanz zum Besten eines andern als des bestimmten 
Stiftungszweckes ohne Zustimmung der Betheiligten, und sofeme es allgemeine 
Stiftungen betrifft, ohne Zustimmung der Stände nicht veräussert oder verwendet 
werden. 

§ 48. Wenn bei demselben in einzelnen Gemeinden, nach hinlänglicher Deckung 
der Lokal-Kirchenbedürfnisse, Ueberschüsse sich ergeben, so sollen diese zum Besten 
des nämlichen Religionstheiles nach folgenden Bestimmungen verwendet werden: 

a) zur Erhaltung oder WiederhersteUnng der Kirchen und geistüdiMi Grebäude 
in andern Gemeinden, die dafür kein hinreichendes eigenes Vermögen besitzen; 

b) zur Ergänzung des Unterhalts einzelner Kirchendiener, oder 

c) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrstellen; 

d) zur Unterstützung geistlicher Bildungsanstalten; 

e) zu Unterhaltsbeiträgen der durch Alter oder Krankheit zum Kirchendienst vm- 
fähig gewordenen geistlichen Personen. 

§ 49. In so ferne für diese Zwecke vom Kirchenvermögen nach einer voll- 
ständigen Erwägung etwas entbehrt werden kann, wird dieser Ueberschuss im Ein- 
yerständnisse mit der betreffenden geistlichen Oberbehörde vorzüglich zur Ergänzung 
Ton Schulanstalten, dann der Armenstlftungen (wohin anch jene der Krankenpflege 
zu rechnen sind) verwendet werden. 
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Dritter Abschnitt. 

VerhältniBBe der im Staate aufgenommenen Kircheiigesell- 

Bohaften zur Staatsgewalt. 

Kapitel I. 

In Beiigions- und Kirchensaehen. 

§ 50. Seine Majestät der König haben in mehreren Yerordnongen 
Ihren einstlichen Willen ausgesprochen, dass die geistliche Gewalt in ihrem eigent- 
lichen Wirkungskreise nie gehemmt werden, und die königliche weltliche Regierung 
in rein geistliche Gegenstände des Gewissens und der Religionslehre sich nicht ein- 
mischen solle, als in so weit das königliche oberste Schutz- oder Aufsichtsrecht da- 
bei eintritt. Die königlichen Jjandesstcllen werden wiederholt zur genauen Befolgung 
derselben angewiesen. 

§ 51. So lange demnach die Kirchen-Gewalt die Grenzen ihres eigentlichen 
Wirkungskreises nicht überschreitet, kann dieselbe gegen jede Verletzung ihrer 
Rechte und Gesetze den Schutz der Staatsgewalt anrufen, der ihr von den königl. 
einschlägigen Landesstellen nicht versagt werden darf. 

§ 52. Es steht aber auch den Genossen einer Kirchengesellschaft, welche durch 
Handlungen der geistlichen Gewalt gegen die festgesetzte Ordnung beschwert wer- 
den, die Befugniss zu, dagegen den königlichen Jjmdesftirstiichen Schutz anzu- 
rufen. 

§ 53. Ein solcher Rekurs gegen einen Missbrauch der geistlichen Gewalt kann 
entweder bei der einschlägigen Regiemngsbehörde, welche darüber alsbald Bericht 
an das königliche Staatsministerium des Innern zu erstatten hat, oder bei Seiner 
Majestät dem Könige unmittelbar angebracht werden. 

§ 54. Die angebrachten Beschwerden wird das königliche Staatsministerinm 
des Innern untersuchen lassen, und eilige Fälle ansgenommen, nur nach Vernehmung 
der betreffenden geistlichen Behörde das Geeignete darauf verfügen. 

§ 55. Der Regent kann bei feierlichen Anlässen in den verschiedenen Kirdien 
Seines Staates durch die geistlichen Behörden öffentliche Gebete und Dankfeste 
anordnen. 

§ 56. Auch ist Derselbe befngt, wenn Er wahrnimmt, dass bei einer Kirchen- 
gesellschaft Snaltungen, Unordnungen oder Missbräuche eingerissen sind, zur Wieder- 
herstellung der Einigkeit und kirchlichen Ordnung unter Seinem Schutze Kirchen- 
versammlungen zu veranlassen, ohne jedoch in Gegenstände der Religionslehre Sich 
selbst einzumischen. 

§ 57. Da die hoheitliche Oberaufsicht über alle innerhalb der Grenzen des Staats 
vorfallende Handlungen, Ereignisse und Verhältnisse sich erstreckt, so ist die Staats- 
gewalt berechtigt, von demjenigen, was in den Versammlungen der Kirchengesell- 
schaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntnis einzuziehen. 

§ 58. Hie nach dürfen keine Gesetze, Verordnungen oder sonstige Anordnungen 
der Kirchengewalt nach den hierüber in den königlichen I^anden schon längst be- 
stehenden Generalmandaten ohne Allerhöchste Einsicht und Genehmigung publicirt 
und vollzogen werden. Die geistlichen Obrigkeiten sind gehalten, nachdem sie die 
königliche Genehmigung zur Publikation (Placot) erhalten haben, im Eingange der 
Auschreibungen ihrer Verordnungen von derselben jederzeit ausdrücklich Erwähnung 
zu thun. 

§ 59. Ausschreiben der geistlichen Behörden, die sich blos auf die ihnen unter- 
geordnete Geistlichkeit beziehen, und ans genehmigten allgemeinen Verordnungen 
hervorgehen, bedürfen keiner neuen Genehmigung. 

§ 60. Die Ausübung der geistlichen Gerichtsbarkeit kömmt zwar nach § 38 
lit. h der Kirchengewalt zu ; die dafür angeordneten Gerichte, 80>vie ihre Verfassung 
müssen aber vor ihrer Einführung von dem Könige bestätigt werden. Auch sollen 
die einschlägigen königlichen Landesstellen aufmerksam sein, damit die königlichen 
Unterthanen von den geistlichen Stellen nicht mit gesetzwidrigen Gebühren besäiwert, 
oder in ihren Angele^nheiten auf eine für sie lästige Art aufgehalten werden. 
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§ 61. Die vor^schriebenen Genehmigungen können nur von dem EOnige 
selbst, mittelst des königlichen Staatsministoriums des Innern erteilt werden, an 
welches die zu publicirenden kirchlichen Gesetze und Yerordnongen eingesendet, und 
sonstige Anordnungeu ausführlich angezeigt werden müssen. 

Kapitel II. 
In ihren bürgerliehen Handlungen und Beziehungen. 

§ 62. Die Religions- und Kirchengesellschaften müssen sich in Angelegenheiten, 
die sie mit andern bürgerlichen Gesellschaften gemein haben, nach den Gesetzen 
des Staates richten. 

§ 63. Diesen Gesetzen sind in ihren bürgerlichen Beziehungen sowohl die Obern 
der Kirche, als einzelne Mitglieder derselben auf gleiche Art unterworfen. 

§ 64. Zur Beseitigung aller künftigen Anstände werden nadi solchen Be- 
ziehungen als weltliche Gegenstände erklärt: 

a) alle Verträge und letztwillige Dispositionen der Geistlichen; 

b) alle Bestimmungen über liegende Güter etc., fahrende Habe, Nutzung, Kenten, 
Rechte der Kirchen und kirchlichen Personen; 

c) Verordnungen und Erkenntnisse über Verbrechen und Strafen der Geistlichen, 
welche auf ihre bürgerlichen Rechte einen Einfluss haben; 

d) Ehegesetze, in so ferne sie den bürgerlichen Vertrag und dessen Wirkungen 
betreffen ; 

' e) Privilegien, Dispensationen, Immunitäten, Exemtionen, zum Besten ganzer 

Kirchengellschaften, einzelner Gemeinden oder Gesellschaftsgenossen, oder der 

dem Religionsdienste gewidmeten Orte und Güter, in so ferne sie politische 

oder bürgerliche Verhältnisse berühren ; 

fl allgemeine Normen Über die Verbindlichkeit zur Erbauung nnd Erhaltung der 

Kirchen und geistlichen Gebäude; 
g) Bestimmungen über die Zulassung zu Kirchenpfründen; 
h) Vorschrifteu über die Einrichtu ig der Kirchenlisten, als Quellen der Bevölkerungs- 
verzeichnisse, als Register des Givil&tandes und über die Legalität der pfarr- 
lichen Dokumente. 

§ 65. In allen diesen Gegenständen kömmt der Staatsgewalt allein die Gesetz- 
gebung und Gerichtsbarkeit zu. 

§ 66. Hiemach sind alle (jeistlichen in bürgerlichen Personal-Klagsachen in 
allen aus bürgerlichen Kontrakten hervorgehenden Streitsachen, in den Verhandlungen 
über ihre Verlassenschaf ten etc. einzig den weltlichen Gerichten untergeben. 

§ 67. Sie gemessen nach Tit V § 5 der Verfassungs-Urkunde in bürgerlichen 
nnd strafrechtlichen Fällen den befreiten Gerichtsstand. 

§ 68. Bei Sterbfällen der Geistlichen soll darauf Rücksicht genounnen werden, 
dass die geistlichen Verrichtungen, wenn der Verstorbene dergleidien versehen hat, 
nicht gehemmt werden ; alles, was darauf Bezug hat, und zum Gottesdienste gehört, 
als heilige Gefässe etc. soll von der Si>erre ausgenommen, und mittelst Verzeichnisses 
entweder dem Nachfolger im Benefizium sogleich verabfolgt oder andern sichern 
Händen einstweilen übergeben werden, wenn nicht zu ihrer üebernahme ein Ab- 
geordneter der geistlichen Behörde sich einfindet, welche zu diesem Ende von dem 
weltlichen Richter bei jedem Sterbfalle eines im Benefizium stehenden Geistlichen 
davon in Kenntniss zu setzen ist. 

§ 69. Die Criminal-Gerichtsbarkeit auch über Geistliche kömmt nur den ein- 
schlägigen königlichen weltlichen Gerichten zu. 

§ 70 Diese sollen aber die einschlägige geistliche Behörde jederzeit von dem 
Erfolge der Untersuchung in Kenntniss setzen, um auch von ihrer Seite gegen die 
Person des Verbrechers in Beziehung auf seine geistilchen Verhältnisse das Geeignete 
darnach verfügen zu können. 

§ 71. Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend ein Einfluss auf das ge- 
sellschaftliche Leben und die bürgerlichen Verhältnisse, ohne Einwilligung der Staats- 
gewdt im Staate gestattet. 

§ 72. Das Verfahren der weltlichen Gerichte in Gegenständen, welche nach 
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den obigen Bestimmungen zu ihrer Grerichtsbarkeit gehören, darf dordi die Ein- 
Bchreitnngen geistlicher Stellen weder unterbrochen noch aufgehoben werden. 

§ 73. Die Kirchen und Geistlichen können in Ansehung des ihnen zustehenden 
Vermögens weder von I^tandesunterthänigkeit, weder von (^richtsbarkeit, noch Yon 
öffentlichen Staatslasten irgend eine Befreiung ansprechen. 

§ 74. Alle älteren Befreiungen, die hierüber mögen verliehen worden sein, 
werden als nichtig erklärt. 

g 75. Die Verwaltung des Kirchenvermögens steht nach den hierüber gegebenea 
Gesetzen unter dem königlichen obersten Schutze und Aufsicht. 

Kapitel m. 
Bei Gegenständen gemischter Natur. 
§ 76. Unter Gegenständen gemischter Natur werden diejenigen verstanden, 
welche zwar geistlich sind, aber die Beligion nicht wesentlich betreffen, und zugleich 
irgend eine Beziehung auf den Staat und das weltliche Wohl der Einwohner des- 
selben haben. 

Dahin gehören: 

a) alle .£)ordnungen Über den äussern Gottesdienst, dessen Ort, Zeit, Zahl etc.; 

b) Beschränkung und Aufhebung der nicht zu den wesentlichen Theilen des Cultus 
gehörigen Feierlichkeiten, Processionen, Nebenandachten, Ceremonien, Kreuz- 
^nge und Bruderschaften; 

c) Errichtung geistlidier Gesellschaften und sonstiger Institute imd Bestimmung 
ihrer Gelübde; 

d) organische Bestimmungen über geistliche Bildungs-, Verpflegunge- und Straf- 
anstalten; 

e) Einthellung der Diöcesen, Dekanats- und Pfarrsprengel; 

f) alle Gegenstände der Gesundheitspolizei, insoweit diese kirchliche Anstalten 
mit berühren. 

§ 77. Bei diesen Gegenständen dürfen von der Kirchengewalt ohne Mitwirkung 
der weltiichen Obrigkeit keine einseitigen Anordnungen geschehen. 

§ 78. Der Staatsgewalt steht die Befugnis zu, nicht nur von allen Anord- 
nungen über diese Gegenstände Einsicht zu nehmen, sondern auch durch eigene 
Verordnungen dabei alles dasjenige zu hindern, was dem öffentlichen Wohle nach- 
teilig sein könnte. 

§ 79. Zu ausserordenÜichen kirchlichen Feierlichkeiten, besonders wenn die- 
selben an Werktagen gehalten werden wollen, muss allezeit die spezielle königliche 
Bewilligung erholt wenien. 

Vierter Abschnitt. 
Von dem Verhältnisse verschiedener Eeligionsgesellschaften 

gegeneinander. 

Kapitel I. 

Allgemeine Staatspflichten der Kirchen gegeneinander. 

§ 80. Die im Staate bestehenden Eeligionsgesellschaften sind sich wechselseitig 

gleiche Achtung schuldig; gegen deren Versagung kann der obrigkeitliche Schulz 

aufgerufen werden, der nicht verweigert werden darf; dagegen ist aber auch keiner 

eine Selbsthilfe erlaubt. 

§ 81. Jede Kirche kann für ihre Eeligionshandlimgen von den Gliedern aller 
übrigen Eeligionsparteien vollkommene Sicherheit gegen Störungen aller Art ver- 
langen. 

§ 82. Keine Kirchengesellschaft kann verbindlich gemacht werden, an dem 
äussern Gottesdienste der andern Anteil zu nehmen Kein Eeligionsteil ist dem- 
nach schuldig, die besondem Feiertage des andern zu feiern, sondern es soll ihm 
frei stehen, an solchen Tagen sein Gewerbe und seine Handtierung auszuüben, jedoch 
ohne Störung des Gottesdienstes des anderen Teiles und ohne dass die Achtung 
dabei verletzt werde, welche nach § 80 jede Eeligionsgesellschaft der andern bei 
Ausübung ihrer religiösen Handlungen und Crebräuche schuldig ist. 
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§ 83. Der weltlichen Staatspolizei kömmt es zu, in soweit, als die Erhaltung 
der Öffentlichen Buhe und Ordnung zwischen verschiedenen Beligionsparteien es er- 
fordert, Vorschriften fAr äussere Handlungen, die nur zufälligen Bezug zum kirch- 
lichen Zwecke haben, zu geben. 

§ 84. Eeligionsverwandte einer öffentlich aufgenommenen Kirche, welche keine 
eigene Gemeinde bilden, können sich zu einer entfernten Gemeinde ihres Glaubens 
innerhalb der Grenzen des Reiches halten. 

§ 85. Auch ist ihnen freigestellt, von dem Pfarrer oder Prediger einer andern 
Confession an ihrem Wohnorte jene Dienste und Amtsfunktionen nachzusuchen, welche 
sie mit iliren eigenen Eeligionsgrundsfttzen vereinbarlich glauben, und jene nach ihren 
Beligionsgrundsätzen leisten können. 

§ 86. In dergleichen Fällen sollen dem Pfarrer oder Geistlichen der fremden 
Konfession für die geleisteten Dienste die festgesetzten Stolgebühren entrichtet 
werden. 

§ 87. Diesen auf solche Art der Ortspfarrei einverleibten fremden Eeligions- 
verwandten darf jedoch nichts aufgelegt werden, was ihrem Gewissen oder der jedem 
Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen ist. 

§ 88. Den Mitgliedern der öffentlich aufgenommenen Kirchengesellschaften steht 
die Bildung einer eigenen Gemeinde aller Orten frei, wenn sie das eif orderliche Ver- 
mögen zimi ünterhfdte der Kirchendiener, zu den Ausgaben für den Gottesdienst, 
dann zur Errichtung und Erhaltung der nötigen Gebäude besitzen, oder wenn sie 
die Mittel hiezu auf gesetzlich gestattetem Wege aufzubringen vermögen. 

§ 89. Das Verhältnis der Staatseinwohner, welche einer Religion angehören, 
deren Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur ein Privatgottesdienst gestattet 
ist, muss aus dem Inhalte der Konzessions-Urkunde beurteilt werden. Sie dürfen 
von den Dienern der Kirchengewalt des Ortes, wo sie wohnen, gegen den Sinn und 
Zweck der Konzessien weder beschränkt noch beeinträchtigt werden. Da sie mit 
der Ortskirche in keiner Verbindung stehen, so können von derselben keine pfarr- 
lichen Rechte gegen sie ausgeübt werden; dagegen haben sie aber auch keinen An- 
teil an den R^ten und dem Eigentume der Kircho. 

Kapitel II. 
Vom Simultangebrauche der Kirchen. 

§ 90. Wenn zwei Gemeinden verschiedener Religionsparteien zu einer Kircho 
berechtigt sind, so müssen die Rechte einer jeden hauptoächhch nach den vorhandenen 
besonderen Gesetzen oder Verträgen beurteilt werden. 

§ 91. Mangelt es an solchen Bestimmungen, so wird vermutet, dass eine jede 
dieser Gemeinden mit der andern gleiche Rechte habe. 

§ 92. Die Entscheidung der über Ausübung dieser Rechte entstehenden Streitig- 
keiten, wenn die Betheiligten sie durch gemeinschaftliches Einverständnis nicht bei- 
zulegen vermögen, gehört an das Staatsministerium des Innern, welches die Sache 
nach Verhältnis der Umstände vor den Staatsrat bringen wird. 

§ H3. Wird aber dartlber gestritten, ob eine oder die andere Gemeinde zu der 
Kircho wirklich berechtigt sei, so gehört die Entscheidimg vor den ordentiichen Richter. 

§ 94. Wenn nicht erhellt, dass beide Gemeinden zu der Kirche wirklich be- 
rechtigt sind, so wird angenommen, dass diejenige, welche zu dem gegenwärtigen 
Mitgebraucho am spätesten gelangt ist, denselben als eine widerrufliche Gefälligkeit 
erhalten habe. 

§ 95. Selbst ein vie^jähriger Mitgebrauch kann für sich allein die Erwerbung 
eines wirklichen Rechtes durch Verjährung künftig nicht begründen. 

§ 96. Wenn jedoch ausser diesem Mitgebrauche auch die Unterhaltung der 
Kirche von beiden Gemeinden bestritten worden, so begründet dies die Vermutung, 
dass auch der später zum Mitgebrauch gekommenen Gemeinde ein wirkliches Recht 
darauf zustehe. 

§ 97. So lange eine Gemeinde den Mitgebrauch nur bittweise hat, muss sie 
bei jedesmaliger Ausübung einer bisher nicht gewöhnlichen gottesdienstlichen Hand- 
lung die Erlaubnis der Vorsteher dazu nachsuchen. 
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§ 98. Den im Mitgebraucfae einer Ejidie begriffenen Gemeinden Rieht es jeder- 
zeit frei, durch freiwiDige Uebereinkunft denselben aufzuheben, und das gemein- 
schaftliche Kirchenvermögen unter königb'cher Genehmigung, welche durch das Staats- 
ministerium des Innern eingeholt werden muss, abzut^en, und für jede eine ge- 
sondei-te gottesdienstliche Anstalt zu bilden. 

§ 99. Auch kann eine solche Abteilung von der Staatsgewalt ans polizeilicheD 
oder administratiYen Erwftgungen, oder auftauchen der Beteiligten yerfägt werden. 

§ 100. Wenn ein Beligionsteü keinen eigenen Kirchhof b^tzt, oder nicht bei 
der Teilung des gemeinschaftlichen Kirchenvermögens einen solchen für sich anlegt, 
so ist der im Orte befindliche als ein gemeinschiStlicher Begräbnisplatz für 8ämmt> 
Uche Einwohner des Ortes zu betrachten, zu dessen Anlage und Unterhaltung aber 
auch sämmtlicbe Religionaverwandte verhAltnismässig beitragen müssen. 

§ 101. Kein Geistlicher kann gezwungen werden, das Begräbnis eines fremden 
Religionsverwandten nach den Feierlichkeiten seiner Kirche zu verrichten. 

§ 102. Wird derselbe darum ersucht, und er findet keinen Anstand, dem Be- 
gräbnisse beizuwohnen, so müssen ihm auch die dafür hergebrachten Gebühren ent- 
richtet werden. 

§ 103. Der Glocken auf den Kirchhöfen kann jede öffenüicfa aufgenommene 
Kirchengemeinde bei ihren Leichenfeierlichkeiten gegen Bezahlung der ^bühr sidi 
bedienen. 

Dieses allgemeine Staats-Grundgesetz bestimmt, in Ansehung der BeHgions- 
verhältnisse der verschiedenen Kirchengesellschaften, ihre Bechte und Yerbindlich- 
keiten gegen den Staat, die unveräusserlichen Majestätsrechte des Regenten, und 
die jedem Untertan zugesicherte Gewissensfreiheit und ReligionsauBQbnng. 

In Ansehung der übrigen innem Kirchenangelegenheiten sind die weiteren Be- 
stimmungen, in Beziehung auf die katholische Küche, in dem mit dem päpstlichen 
Stuhle abgeschlossenen Konkordat vom 5. Juni 1817 und in Beziehung aui die 
protestantische Kirche in dem hierüber unteim heutigen Tage erlassenen eigenen 
Edikte enthalten. 

München, den 26. Mai 1818. 

Zur Beglaubigung: 
(L. S.) Egid y. Kobell, 

königlicher Staatsrath und General-Sekretär. 



Anhang 

zu 

dem 103. § des Edictes über die äusseren Rechtsverhältnisse der Einwohner des 

Königreichs Baiem in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften in der 

Beilage II. zu dem Tit. IV. § 9 der Verfassungs-Urkunde des Königreichs. 

Nro. 1. 
Das die innem katkolischen Kirchenangelegenheiten im Königreiche ordnende 
Conkordat mit Sr. päpstlichen Heiligkeit Pius YIL 
Mazimilianus Josephus, Wir, Maximilian Joseph, 

Dei gratia Bavariae Kex, yon Gottes Gnaden König von Baiem, 

notum fadmus tenore praesentium uni- thun andurch Jedermann kund und zu 
versis. wissen. 

CumsolemnisperCardinalemConsalvi Nachdem zwischen demStaats-Sekretftre 
Secretarium status Sanctitatis Suae et Seiner Päpstlichen Heiligkeit Cardinal 
Ministrum plenipotentiarium nostram libe- Gonsalvi und Unserm bevollmächtigten 
mm Baronem deHaeffelin, Episcopum Minister, Freiherm von Häffelin, Bischof 
Ghersonesi de iis, quae ad res eodesiasti- von Chersones, über die katholischen 
cas in regnoNostro pertinent, die quinta Kirchenverhältnisse in Unserm Königreiche 



Digitized by VjOOQIC 



Anhing. 



289 



moasisJuniiCoiiTeDtio oondusa est, cnjua 
tenor est, uti sequitor: 

Gon^entio 

inter 

Sanctissimum Dominum PiumV U. Sanunom 

Fontifioem et Majestatem Soam Mazi- 

milianum Josephum , Bayariae 

Begem. 

In Nomine Sanctissimae Trinitatis. 

Sanctitas Soa Sammus Pontifex Pius VIL 
et Majestas Sua Maximilianns Josephas 
Bavariae Bex debita sollicitudine cupien- 
tes, at in iis, quae ad res ficclesiasticas 

C"ient, oertuB stabilisque in Bavariae 
terrisque ei subjectis constitaator 
oido*, solemnem propterea Conventionem 
inize decreveront 

Hinc Sanctitas Saa Sammus Pontifex 
Pius YU in suum Plenipotentiarium nomi- 
navit Eminentissimum Dominum Herculem 
Consalvi Sanctae Romanae Ecclesiae Car- 
dinalem Diaconum Sanctae Agathae ad 
Suburram Suum a Secretis Status; 

Et Majestas Sua Maximilianus Josephus 
Bayariae Bex Exoelentissimum Dominum 
Baronem Casimirum de Haeffelin, Epis- 
copum Chersonesi, Suum Ministrum Pleni- 
potentiarium apud Sanctam Sedem. 

Qui post sibi mutuo tradita respectivae 
Flenipotentiae Instrumenta in sequentes 
articulos oonyenerunt. 

Art. I. Beligio Catholica Apostolica 
Bomana in toto Bayariae Begno terrisque 
ei subjectis sarta tecta conseryabitur cum 
ÜB juribus, et praerogatiyis, quibus frui 
üebet ex Dei ordinatione, et Canonicis 
sanctionibuB. 



Art. U. Sanctitas Sua, seryatis ser- 
yandis, Bavariae Begni Dioeceses sequenti 
ratione constituet: 

Sedem Frisingae Monachium transferet, 
eamqne eriget in Metropolitanam, quae pro 
IHoeceei sua habebit territorium actiude 
Frisingensis Dioecesis; ejus tarnen Eccle- 
siae Antistee, ejusque Successores Archie- 
pisoopi Monacbu et Frisingae nuncupandi 
erunt. 

Eidem Antistiti Episoopaies Ecdesias 
Augustanam, Passaviensem, et Batisbonen- 
sem praevia Metropoliticae qualitatis sup- 
pressione, in Suffraganeas assignabit. 
Antistes tarnen Passaviensis Ecclesiae actu 



am 5. des Monats Junius 1817 eine Über- 
einkunft abgeschlossen worden ist, folgen- 
den Inhalts: 

XJebereinkunft 
zwischen 
Sr. Heiligkeit Pabst Plus YU. und Sr. 
Maj , Maximilian Joseph, Eönigvon 
Bayern. 

Im Namen der allerheiligsten 
Dreieinigkeit 

Seine Heiligkeit Pabst Pius Vü. nnd 
Seine Majestät Maximilian Joseph, König 
von Bayern, von gleichem Verlangen be- 
seelt, die katholischen Kirchenverhältnisse 
im Königreiche Bayern und den dazu ge- 
hörigen Landen auf eine bestimmte und 
blelWde Weise zu ordnen, haben be- 
schlossen, hierüber eine feierliche üeber- 
einkunft zu treffen. 

Zu diesem Ende haben Seine Heiligkeit 
Pabst PiusVn. zu Ihrem Bevollmächtig- 
ten ernannt: Seine Eminenz den Herrn 
Hercules Consalvi, der heiligen Bömi>chen 
Kirche Cardinal-Diaconen zu St. Agatha 
ad suburram, Ihren Staatssekretäre; und 
Seine Majestät, Maximilian Joseph, König 
von Bayern, Seine Excellenz denFieiherm 
Casimir von Häffelin, Bischof von 
Chersones, Allerhöchst Ihren bevollmäch- 
tigten Minister bei dem heiligen Stuhle; 
welche nach Auswechslung ihrer beider- 
seitigen Vollmachten über folgende Artikel 
übereingekommen sind. 

Art. I. Die römisch-katholische aposto- 
lische Beligion wird in dem ganzen Um- 
fange des Königreichs Bayern und in den 
dazu gehörigen Gebiete unversehrt mit 
jenen Bechten und Plrärogativen erhalten 
werden, welche sie nach göttlicher An- 
ordnung und den canonischen Satzungen 
zu gemessen hat. 

Art. H. Seine päbstliche Heiligkeit 
werden mit Beobachtung der erforderlichen 
Bücksichten die Diöcesen des Königreiches 
Bayern in folgender Art bestimmen: 

Der bischöfliche Sitz von Freising wird 
nach München verlegt, und zum Metro- 

Solitansitze erhoben. Sein Sprengel bleibt 
er dermalige Umfang der ^isinger 
Diöces, und die Vorsteher dieser Kirche 
werden den Namen eines Eizbischofs zu 
München und Freising führen. 

Diesem Erzbischofe werden die bischöf- 
lichen Kirchen von Augsburg, Passau und 
Begensburg, letztere mit Aufhebung ihrer 
Metropolitaneigenschaft als Suffragan- 
kirchen unteigeordnet. ' Jedoch soll der 
19 
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Tivens exemtionis privilegio, quoad vixerit, 
gaudebit 

Bambergenseixi Cathedralem Ecdesiam 
in Metropolitanam eriget, illique inSuffhir 
ganeas assignabit Eodesiaa Episcopalea 
Herbipolensem^EichBtetteiisem etSpirensem. 

Territorium AfichafTenburgenso olim ad 
Moguntinam, nanc ad Ratisbonensem Dioe- 
oesim pertinens. et partem Bavaricam 
Foldensis Dioecesis Herbipolensi Dioeoesi 
acyuDget. 

Partem aatem Bayaricam ConstantiensiB 
Dioeoesis cum exempto territorio Campi- 
dunenai Augustanae Diooeai uniet. 

Simili Modo partem Bavaricam Dioe- 
oeeis SaÜBburgensis et territoriumexemptae 
Praepositarae Borchtolgadensis partim 
Passaviensi, partim Monacenai Dioecesi 
uniet, cui quidem Dioecesi, praevia Bup- 
pressione Sedis CbiemensiB, hujuB quoque 
Ecclcsiae Dioeoesim assignabit. 

Novi Bingularum Dioecesium fines, in 
quantum necesse erit, designabuntur. 



Art ni. Ganitula Metropolitanaram 
habebunt duaa Dignitates, nempe Prae- 
poeituro, ac Decanum, et decem Canoni- 
008 : Capitula vero Cathedralium Ecciesi- 
arum habebunt pariter duaa Dignitatea, 
Bicilioet IVaepositum, ac Decanum, et octo 
CanonicoB. Quodlibet praeterea Capitulum 
tam Metropolitanum , quam Cathedrale 
habebit Praebendatos seu Yicarios Baltem 
sex. Si vero in poBterum EocleBiarum 
iBtarum reddituB per novas fundationeB 
aut bonorum augmentationes incrementum 
tale perceperiiit, ut plureB Praebendae 
erigi poBsint, Canonicorum et Yicariorum 
numeniB ultra augebitur. 



In quovis Capitulo Archiepiscopi et 
EpiBCopi ad formam Sacri Concilii Triden- 
tini duos ex Canonicis designabunt, qui 
parteB Theologi, et parteB Poenitentarii 
respective agent. 

DignitateB et Canonici omnes, praeter 
Chori Bervitium, ArchiepiBcopiB et Epi- 
Boopis in adminiBtrandiB Dioeoesibus Buis 
a consilÜB aervient. ArchiepiBcopiB tamen 
et Episcopis plane liberum erit ad Bped- 
alia munia et negotia officii sui illos pro 



jetzt lebende Biachof von Paaaan das 
Privilegium der Exemtion auf seine Lebena- 
dauer gemessen. 

Die bischöfliche Kirche von Bamberg 
wird zur Metropolitankirche erhoben, und 
derselben werden die bischöflichen Kirchen 
von Würzbnrg, EichBtädt und Speyer als 
Suffragankirchen zugetheilt. 

Das vormals zur Mainzer, gegenwärtig 
zur Regenaburger Diöces gehörige Gebiet 
von Aschaffenburg und der Antheil der 
Fuldaerdiöoes in Bayern werden mit der 
Würzburger Diöces vereinigt. 

Der in Bayern gelegene Theil derDiöoee 
Konstanz wird neben dem exemten Bezirke 
von Kempten der Augsburger Diöces ein- 
verleibt 

Auf gleiche Weise wird der bayerische 
Theil der Salzburger Diöcee, und das Ge- 
biet der exemten ProbBtei Berchtesgaden, 
theils mit Passaner, theils mit der Mfin- 
ebener Diöces vereinigt werden. 

Mit letzterer wird auch der Bezirk des 
Bisthums ChiemBee, welches ganz auf- 
gehoben wird, verbunden. 

Die neuen Grenzen der einzelnen Diö- 
ceeen werden, so weit es nöthig befunden 
wird, noch bestimmter auageachieden 
werden. 

Art m. Die Gapitel der Metropolitan- 
kirchen bestehen ans zwei Dignitarien, 
n&mlich dem Probate und dem Dechanten, 
und aus zehn Ganonikem. Auch die 
Capitel der bischöflichen Kirchen werden 
zwei Dignitarien, nämlich einen Probst 
und einen Dechant und acht Canoniker 
haben. Nebst diesen werden bei jedem 
sowohl Metropolitan- als bischöflichen 
Capitel wenigstens sechs Pr&bendirte oder 
Vicare angestellt werden. Sollten aber in 
Zukunft die Renten dieser Kirchen durch 
neue Stiftungen oder sonstige Vermehrung 
ihres Gutes einen solchen Zuwachs erhal- 
ten, dasB mehrere Präbenden enichtet 
weiden können; so wird die Zahl der 
Canoniker und Vicare noch weiter ver- 
mehrt werden. 

Bei jedem Capitel werden die En- 
bischöfe und Bischöfe nach Vorschrift des 
heiligen Condliums von Trient ans den 
Canonikem einen als Theologen und einen 
zweiten als Pönitentiar aufstellen. 

Alle Dignitarien und Canoniker werden 
nebst dem Chordienste den Erzbiachöfen 
und Bischöfen in Verwaltung ihrer Dü^ 
ceae alsRäthe dienen. Doch soll es den 
Erzbischöfen und Bischöfen freistehen, 
deren Verwendimg zu den einzelnen be- 
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bcneplacito applicare Simili modo Vioari- 
orum offida Archiepiscopi et Episcopi 
assignabunt. 

Majeetas tarnen Re^a üb qui officio 
Vicarii Generalis fungentur qaingentos 
florenos annnoB, iis vero, qiii Secretarii 
EpiscopaliB partes agent, bisoeatos flore- 
nos assignabit. 

Art rV. Bedditos Mensaram Archi- 
episoopalium in bonis fundisque stabilibus 
bberae Archiepiscoporam et Episcoporum 
admlnistrationi tradendis oonstitnentur. 



Simili bonorum genere et administrati- 
onis jare gaudebunt Capitola Metropoli- 
tanaram, et Cathedralium Eodesianam, 
et Vicarii sea Praebendati praedictarum 
Ecdesiaram serritio addicti. 

Quantitas Bedditam annaoram, dedao- 
tis oneiibas, erit nt seqaintur: 



sondern Verrichtangen und (jeschAften 
ihres Amtes nach Gatbefinden zu bestim- 
men Ebenso werden sie aach den Yi- 
caren ihre Amtsverrichtungen anweisen. 

Seine königliche Majest&t werden Übri- 
gens denjenigen, weldie die Stelle eines 
Generalvicars bddeiden, jährlich 530 fl. ; 
jenen aber, welchen das Amt eines bi- 
schöflichen Secretärs abertragen ist, 200 fl* 
auswerfen. 

Art IV. Die Einkünfte zum Unterhalte 
der Erzbischöfe und Bischöfe werden auf 
Güter und ständige Fonds gegründet 
werden, welche der freien Verwaltung der 
Erzbisdiöfe und Bischöfe übergeben wer- 
den. 

In gleicher Art werden auch die erz- 
bischöflichen und bischöflichen Gapitel, 
und die bei denselben angestellten Yicaie 
oder Präbendirten ihre Ausstattung mit 
dem Hechte der Selbstverwaltang erhalten 

Der Betrag der jährlichen Einkünfte, 
nach Abzug der Lasten, wird folgender 
sein: 



Dioecesis Monacensis. 

Pro Archiepiscopo Florenorum viginti 
millium. 

Pro Praeposito florenorum quatuor 
millum. 

ProDecano florenorum quatuor millium. 

Pro quolibet e quinque Canonicis seni- 
oribus florenorum bis millium. 

Pro auolibet e quinque Canonicis juni- 
oribus norenorum mille sexcentorum. 

Pro quolibet e tribas Vicarüs senioribus 
florenorum octingentorum. 

Pro quolibet e tribus Vicarüs junioribus 
florenorum sexcentorum. 



Diöces München. 

Für den Erzbischof .... 20,000 fl. 

Für den Probst 4,000 fl. 

Für den Dechant ..... 4,000 fl. 
Für jeden der fünf altem Cano- 

niker 2,000 fl. 

Für jeden der fünf jungem 

Canoniker 1,600 fl. 

Für jeden der drei altem Vicare 800 fl. 

Fürjeden der drei jungem Vicare 600 fl. 



Dioecesis Bambergensls. 

Pro Archiepisoopo florenorum quindedm 
millum. 

Pro Ptaeposito florenorum trium millum 
quingentorum. 

Pro Decano florenorum trium millum 
quingentorum. 

Pro quolibet e qainque Canonicis seni- 
oribus florenoram millium octingentorom. 

Pro quolibet e quinque Canonicis juni- 
oribus florenorum millum qaadringentomm. 

Pro quolibet e tribus Vicarüs senioribus 
florenorum octingentorum. 

Pro quolibet e tribus Vicarüs junioribus 
florenorum sexcentorum. 



Diöces Bamberg. 

Für den Erzbischof .... 15,000 fl. 

Für den Probst 3,500 fl. 

Für den Dechant 3,500 fl. 

Für jeden der fünf altem Ca- 
noniker 1,800 fl. 

Fürjeden der fünf jungem Cano- 1,400 fl. 

niker 1,400 fl. 

Für jeden der drei altem Vicare 800 fl. 

Für jeden der drei jüngemVicare 600 fl. 
19» 
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Dloeeeses Angnstana, Batis- 
bonensis et Herbipolensis. 

Pro quolibet Episoopo florenomm deoem 
millium. 
Pro quolibet Fraeposito florenorum triam 

milliiim 

Pro quolibet Decano florenorum trium 

milHnm. 

Pro Quolibet e quatuor Canonici seni- 
oribuB noxenonim mille sexcentorum. 

Pro auolibet e quatuor Canon icis juni- 
oiibus florenorum mille quadringentorum. 

Pro quolibet e tribus Vicariis eenioribus 
florenorum octingentorum. 

Pro quolibet e tribus Vlcariis juniori- 
bu8 florenorum sexcentorum. 



DiOcesen Augsburg', Begensburg 
und Warzburg. 

FOr den Bischof 10,000 fl. 

Für den Probst 3,000 fl. 

Für den Dechant 3,000 fl. 

Für jeden der vier altem Ca- 

noniker 1,600 fl. 

Für jeden der vier jungem Ca- 

noniker 1,400 fl. 

Für jeden der drei Altem Yicare 800 fl. 

Für ieden der drei j flngem Yicare 600 fl. 



Dioeceses Passayiensis, 
Eichstettensis et Spirensis. 

Pro quolibet Episcopo florenorum ooto 
millum. 

Pro quolibet Praeposito florenorum bis 
mille quingentoram 

Pro quolibet Decano florenorum bb 
mille qumgentoram. 

Pro auoUbet e quatuor Canoniois seni- 
oribus norenorum mille sexcentorum. 

Pro auolibet e quatuor Canonids juni- 
oribus norenorum nulle quadringentorum. 

Pro quolibet e tribus Yicarüs senioribus 
florenorum octingentorum. 

Pro quolibet e tribus Vicariis junioribus 
florenorum sexcentorum 

Quorom omnium reddituum summae 
salvae semper et integrae oonservandae 
erunt, et bona fundique, ex quibus pro- 
yenient, nee distiahi, nee in pensiones 
mutari poterant Tempore autem vanati- 
onis Archiepisoopalium et Episcopalium 
Sedium, Dignitatum, Canonicatuum, Pi'ae- 
bendarum seu Vicariatuum , praedictae 
reddituimi summae in utilitatem respectl- 
yarum Ecdesiarum perdpiendae et con- 
senrandae eront 

Habitatio insuper tam Arohiepisoopis et 
Episcopis, quam Dignitatibus, Canonicis 
senioribus. et Vicariis pariter senioribus, 
illorum dignitati et statui respondens 
assignabitur. 

I^ Curia Archiepiscopali et Episcopali, 

Sro Capitulo et Archivlo Majestas Sua 
omum aptam assignabit. 

Ad negotium hujusmodi reddituum fnn- 
dorum, et bonorum assignationis intra tri- 
mestre post ratificationom praesentis Con- 



DiOoesen Passan, Eichstftdt 
und Speyer. 

Für den Bischof 8,000 fl. 

Für den Probst 2,fi00 fl. 

Für den Dechant 2,500 fl. 

Für jeden der vier ftltem Ca- 

nomker 1,600 fl. 

Für jeden der vier jungem Ca- 

noniker 1,400 fl. 

Für jeden der drei ültem Yicare 800 fl. 

Für jeden der drei jungem Yicare 600 fl. 

Alle diese Einkünfte sollen in ihrem Be- 
trage stets yoUständig und ungeschmSIert 
erhalten werden, und die Güter und Fonds 
weder yerftnssert, noch in Geldbesoldungen 
yorwandelt werden können. Zur Zeit der 
Erledigung eines erzbisdiöflichen oder 
bischöflichen Stuhls, der Dignitilten, Ca- 
nonikate, Prilbenden oder Yicarien wird 
der Betrag der yorerw&hnten Einkünfte 
zum Beeten der betreffenden Kirchen er- 
hoben und erhalten. 

Sowohl den Erzbischöfen und Bischöfen 
als den Dignitarien, den filteren Canoni- 
kem und den filteren Yicaren wird eine 
ihrer Würde und ihrem Stande entspre- 
chende Wohnung angewiesen werden. 

Für die erzbischöfiche und bischöfliche 
Curie, für das Capitel und das Archiy 
werden Seine Mijest&t ein geeignetes Ge- 
b&ude bestimmen. 

Zu dem Yollzufe des Gesohfifts der 
Anweisung dieser Einkünfte, Fonds und 
Güter, welches innerhalb eines Yiertel- 
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TonüoniB, si fieii potent, ^el ad summum 
intra semoBtre pemoiendom ntraque Gon- 
trahentiom pars CommissarioB nominabit, 
ac de fonnali ppiedictae assignationis acta 
tria exem{>laria in authentica forma expe- 
diri jubebit Beeia liügestas unum pro Ar- 
chivio Begio, alteroro pro Nnntio Aposto- 
lico, tertiom denique pro Archiyio singu- 
larum Ecdeaianun. 



Alia benefida, nbi extant, oonserva- 
bontnr. 

Quod pertinet ad Dioecesim Spirensem, 
quoniam ob Bpeciales circumstantias ei 
nonc fundi ac bona stabilia assignari non 
pofisunt, interea asque dum haec assignatio 
neri valeat, providobitur a Majestate Saa 
per aaaignationem praestationis annuatim 
Bolvendae in summa: 

Pro EpiBCopo florenorum sex milliom. 

Pro Praepodto florenorum mille quin- 
gentomm. 

Pro Decano florenorum mille quingen- Für den Dechant 
torum. 



Jahres nach Ratification gegenwärtiger 
Uebereinknnft, wenn es thunlich ist, oder 
wenigstens innerhalb eines halben Jahres 
beendigt sein soll, wird jeder der beiden 
contraMrenden Theile Gommissarien er- 
nennen, und Seine M^'estfit werden von 
dem förmlichen Acte der vorerwähnten 
Anweisung drei Exemplare in authentischer 
Form auäertigen lassen, eines fOr das 
königliche Aichiv, das andere f&r den 
apostolischen Nuntius, das dritte endlich 
mr die ArchiTe der betraffenden Kirchen« 

Andere Benefizien werden, wo solche 
vorhanden sind, erhalten werden. 

Da für die Diöces Speyer wegen be- 
sonderer Verhältnisse g^nwärtig keine 
Goter und ständigen Fonds angewiesen 
werden kOnnen, so werden Seine Majestät 
einstweilen und bis eine solche Anweisung 
möglich sein wird, durch Aussetzung von 
Jahrsgehalten Fürsorge treffen, nämlich: 
Für den Bischof von ... 6,000 fl. 
Für den Probst I,ö00 fl. 



1,500 fl. 



Pro quovis ex octo Canonicis florenorum 
nulle. 

Pro quovis e sex Vicariis florenorum 
sexcentorum. 

Fabricarum denique ipsarumque Ecde- 
siarum fundi, redditus, bona mobilia et 
immobilia conservabuntur, et nisi pro £o- 
dosiamm manutentione, pro divini cultus 
expensiB, et inservientdum necessariorum 
sauuiis suffidant, SuaMajestas supplebit 



Art.V. Sua singulis Dioecesibus Semi- 
naria Episcopalia conserventur, et dotatione 
congnia in bonis fundisque stabilibus pro- 
videantur; in lis autem DioecesibuB in 
quibus desunt, sine mora cum eadem 
pariter dotatione in bonis fundisque stabi- 
übus fnndentur. 

In seminariis autem admittentur atque 
ad normam Sacri Concilii Tridentini effor- 
mabuntur atque instituentur adolescentes, 
qnos Arduepiscopi otEpiscopi pro neces- 
sitate vel utilitate Dioecedum in üs re- 
dpiendos judicaverint. Horum Seminari- 
orum ordmatio, doctrina, gubematio et 
admimBtratio Ardiiepisooporum et Epis- 



Für jeden der acht Canoniker 1,000 fl. 

Für jeden der sechs Vicare . 600 fl. 

Die Fonds, Einkünfte, beweglichen und 
unbeweglichen Güter der bischöflidien 
Kirchen und ihrer Fabriken werden er- 
halten werden, und wenn dieselben zur 
Unterhaltung der Kirchen, zu den Aus- 
gaben für den Gottesdienst und zu den 
Gehalten der nötigen Diener nicht zu- 
reichen, so werden Seine Majestät den 
Abgang decken. 

Art. y. In jeder Diöcese sollen die 
bischöflichen Seminarien erhalten und mit 
einer hinreichenden Dotation in Gütern 
und ständigen Fonds versehen werden; 
in jenen Diöcesen aber, in welchen solche 
Anstalten nicht vorhanden sind, sollen 
de ehestens mit einer Dotation der näm- 
lichen Art hergestellt werden. 

In die Seminarien werden jene Candi- 
daten aufgenommen und darin nach Vor- 
schrift des heiligen Condliums von Trient 
S »bildet und unterrichtet, deren Aufnahme 
e Erzbischöfe und Bischöfe nach dem 
Bedürfhisse oder Nutzen der Diöcese für 
gut finden werden. Die innere Einrichtung, 
der Unterricht, die Leitung und die Ver- 
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ooponun auctoritati pleno liberoque jure 
Bobjectae enint jaxta formas Canonicaa. 



Beetorea qnoqoA et Profeaaoree Semi- 
nariorum ab Archiepiacopia et Epiaoopia 
nominabontur, et qaotaeecanqne neoea- 
aarium aut utile ab ipaia judicabitnr, 
remoTebimtnr 

Cum Epiaoopia incombat Fidel ac monim 
doctrinae invigilare, in hnjua offlcil exer- 
citio etiam drca Scholas publicaa nallo 
modo impedientar. 

Art VL Majeataa Saa Regia oollatia 
cum Archiepiscopis et Episoopia consüüa, 
aaaignabit pariter cnm sufficienti dote 
doroum, in qua infinni ao senea Gerici 
benemeriti aolamen et asylum reperiant. 

Art. Vn. Inauper Majeataa Sua oon- 
siderans, quot utilitates Ecdesia atque 
ipse Status a Beligiosia Ordinibua peroe- 
perint. ac perdpere in postenim possint, 
et ut promptam suam eiga Sanctam Sedem 
volontatem probet, aliqua Monaaticorum 
Ordinum utnuBque Soxua Coenabia ad 
instituendam in Keligione et Litteris ju- 
ventutem, et ia Parodioruni sabsidium, 
aut pro cura infirmorum, inito cum Sancta 
aede oonsilio, cum convenienti dotatione 
inataorari cnrabit. 



Art VJII. Bona Seminariorum, Faro- 
ohianim, Beneficiomm, Fabricarum, om- 
niumque aliarum Eccleaiaatioarum fun- 
dationum semper et integre conserranda 
erunt, neo diatrahi, neo in penaionea 
mutari poterunt 

Ecdesia insuper jus habebit, novaa ao- 
quirendi possessiones, et quidquid de novo 
acquisient, fadet suum, et censebitur eo- 
dem jure ac veteres fimdationes Eode- 
siasticae, quarum, uti et illarnm, quae in 
posterum iient, nulia vel auppressio vel 
unio fieri poterit absque Sedis Apostolicae 
auctoritatis interventu, sal^is facultatibus 
a Sacro Concilio Tridentino Episcopis 
tributis. 

Art IX. Sanctitas Sua, attenta uti- 
litate, quae ex hac Conventione manat in 
ea, quae ad res Ecdesiae et Beligionis 
pertinent, Majestät! Begis Maximilian! 
Josephi, ejnaqne Snoeeasoribus Gatholicia 
per litteias Apoatolicas statim post rat!- 
ncationem praesentis Conventionis expedi- 



waltnng der Seminarien werden nacb den 
kanonifiMshen Formen der rollkommen freien 
Aufsicht der Erzbiachöfe und Bischöfe 
untergeben. 

Die Vorsteher und Lehrer in diesen 
Seminarien werden von den Erzbiadiöfen 
und Bischöfen ernannt, und, ao wie sie 
es f Qr nötig oder nützlich erachten sollten, 
auch wieder ^tfemt werden. 

Da den Bischöfen obliegt, über die 
Glaubens- und Sittenlehre zu wachen, so 
werden sie in Ausübung dieser Amtspflidit 
auch in Beziehung auf die Öffentlichen 
Schulen keineswegs gehindert werden. 

Art YI. Seine Majestät werden mit 
Beirate der Erzbischöfe und Bischöfe für 
die Herstellaug eines hinlängUch dotierten 
Hauses soigen, in welchem Immke und alte 
wohlverdiente Groistliche Unterstützung 
und Zuflucht finden können. 

Art VII. Seine königliche Majeatät 
werden in Anbetracht der Vortheile, welche 
die religiösen Orden der Kirche und dem 
Staate gebracht haben, und in der Folge 
auch noch bringen könnten, und um dnen 
Beweis Allerhöchst Ihrer Bereitwilligkdt 
ffegen den heiligen Stuhl zu geben, dnige 
Klöster der geistlichen Orden beiderlei 
Geschlechts entweder zum Unterrichte der 
Jugend in der Religion und den Wissen- 
schaften, oder zur Aushilfe in der Sed- 
sorge, oder zur Krankenpflege, im Benehmen 
mit dem heiligen Stuhle mit angemessener 
Dotatio n her stellen lassen. 

Art Vm. Die Güter der Seminarien, 
Pfarreien, Benefiden, Kirchenfabriken und 
aller übrigen Kirchenstiftungen werden 
stets und ungeschmftlert erhalten, und 
können weder veräussert noch in Pendonen 
verwandelt werden. 

Die Kirche wird auch daa Recht haben, 
neue Besitzungen zu erwerben, und was 
sie nea erwirbt, soll ihr Eigenthum und 
gleicher Rechte mit den altem Kirchen- 
stiftungen thdlhaftig sein, welche so wenig 
als die künftig zu errichtenden ohne Zu- 
stimmung des apostolischen Stahls jemals 
eingezogen, oder vereinigt werden können, 
jedoch mit Vorbehalt der Rechte, welche 
den Bischöfen nach dem heiligen Conciliom 
von Trient zustehen. 

Art IX. Seine Heiligkdt werden in 
Erwägung der aus gegenwärtiger Ueber- 
einkunft für die Angelegenheiten der Kirche 
und der Religion hervo^henden Vortheile 
Seiner Majestät dem Könige Maximilian 
Joseph und Seinen katholischen Nachfolgern 
durch apostolische Briefe, wdche sogldch 
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ondas in porpetuom oonoedet Indultum 
nominandi ad vacantes Aichiepiscopales 
et EpiBcopales Ecclesias Begni BaTaricd 
dignos et idoneos Eoclesiasticos Yiros iia 
dotibus praeditos, qoas Sacri Canones re- 
quiront. Talibns autem Viiis Sanctitas 
Sna Canonioam dabit Institiitionem juxta 
formas oonsuetaa. Priusquam vero eam 
obtinaerint, regimini seu administrationi 
Ecolesiarum respectivanun, ad quas desig- 
nati sunt, nullomodo sese inuniscere pote- 
nint. Annatamm yoro et Canoellariae 
taxae proportionabiliter ad unias cujusque 
MenBae annuos redditus de novo statuentur. 



Art. X. Praepositaras tarn in Metro- 
politanis quam in Cathedralibns Ecclesiis 
conferet Sanctitas Sua ; ad Decanatns no- 
minabit Regia Majestas, qaae etiam ad 
Canonicatus in sex mensibus Apostolicis 
sive Papatibus nominabit Quoad alios 
autem sex menses, in eorum tribus Archi- 
episoopns et Episcopus, in reliqnis vero 
tribus Capitulom nominabit. 



In Capitula Ecdesiarum tam Metro- 
politanarum quam Cathedralium in poste- 
mm alii non admittentur, quam indigeni, 
qui praeter qualitates a Sacro Concilio 
Tridentino requisitas, in animarum cura, 
et sacris Ministerüs cum laude versati 
sint, aut Archiepiscopo vel Episcopo in 
administranda Dioecesi adjutricem operam 
praestiterint , vel virtutis ac scientiae 
meritis conspicuos sese reddidorint Vi- 
oariatus vero in iisdem Metropolitanis et 
Cfithedralibus Ecclesiis libere ab Archi- 
episcopo vel Episcopo conferentur. 

Pro hac vice tarnen, qnoniam Capitulis 
nondum constitutis, omnia ea, quae hoc 
articulo statuta sunt, servari nonpossunt, 
Nuntius Apostolicus, collatis cum Maje- 
state, Sua consiliis et auditis Interesse 
habentibus, nova Capitula constituet. Idem 
drca Yicarios seu Praebendatos observa- 
bitur. 

Dignitates, Canonici, et Benefidati om- 
nes residentiales uti a plnralitatc Bene- 
ficiorum et Praebendarum juxta Sacros 
Canones prohibentur, ita ad residentiam 
secundum eorum Canonum rigorem, salva 



nach der Ratifikation dieser üebereinkunft 
ausgefertigt werden sollen, auf ewige Zeiten 
das Indult verleihen, zu den erledigten 
erzbischöflichen und bischöflichen Stiihlen 
im Königreiche Bayern würdige und taug- 
liche Geistliche zu ernennen, welche die 
nach den kanonischen Satzungen dazu 
erforderlichen Eigenschaften besinn. Den- 
selben wird Seine Heiligkeit nach den 
gewöhnlichen Formen die kanonische Ein- 
setzung ertheilen. Ehe sie aber diese er- 
halten haben, sollen sie sich auf keine 
Weise in die Leitimg oder Verwaltung 
der Kirchen, zu welchen sie ernannt sind, 
einmischen können. Die Annaten und 
Canzleitaxen werden nach dem Massstabe 
der jährlichen Einkünfte eines jeden 
Bischofs von Neuem festgesetzt werden. 

Art. X. Die Probsteien, sowohl bei 
den Metropolitan- als den bischöflichen 
Kirchen wird Seine Heiligkeit verleihen. 
Die Ernennung der Dechanten steht Seiner 
königlichen Majestät zu, Allerhöchst welche 
auch zu den Canonikaten in den sechs 
apostolischen oder päpstlichen Monaten 
ernennen werden. Von den Übrigen sechs 
Monaten werden in drei die Enbischöfe 
und Bischöfe, in den andern drei aber die 
Capitel zu denselben ernennen. 

In die Capitel der erzbischöflichen und 
bischöflichen Kirchen können nur Landes- 
einfi^eborne aufgenommen werden Diese 
fiolSn '^eben den vom heiligen Concilium 
zu Trient geforderten Ei^nschaften in 
der Seelsorge und andern £rchendiensten 
rühmlich gearbeitet, oder den Erzbischöfen 
und Bischöfen in der Verwaltung der 
Diöcese Beihilfe geleistet, oder sich sonst 
' durch Tugend und Wissenschaften Ver- 
dienste und Auszeichnung erworben haben. 
Die Stellen der Vicare an den Metropolitan- 
und Cathedralkirchen werden von den Erz- 
bischöfen und den Bischöfen frei besetzt. 

Jedoch wird f&rden gegenwärtigen Fall, 
wo die Capitel noch nidit bestellt sind, 
folglich die Bestimmungen dieses Artikels 
noch nicht sämmtlich beobachtet werden 
können, der apostolische Nuntius im Ein- 
verständnisse mit Seiner Majestät und 
mit Rücksicht auf die einschlägigen Inter- 
essen die neuen Capitel einsetzen. Das 
nämliche gilt auch von den Vicaren. 

So wie den Dignitarien, Canonikem und 
allen zur Residenz verpflichteten Bene- 
ficiaten der Besitz mehrerer Beneflcien für 
eine Person nach den canonischen Satzun- 
gen untersagt ist, so sind sie auch nach 
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semper Sedis Apostolicae auctoritate, ad- 
BtringuDtnr 



Art. XL BexBaTariae ad eaBenefida 
tarn Parochialia, qaam Cnrata ac Simplida 
praeaentabit, ad quae ex legitimo jure 
patronatiis aive per dotationein, sive per 
fandationen], sive per oonatnictionem ao- 
quiaito ejus anteoessorea Dace« etEleotores 
praesentabant. 

Ftaeterea MajestasSna praesentabit ad 
ea Beneficia, ad qaae Corporationes £o- 
deeiasticae actu non existentee praeaen- 
tabant 

Subditi Majestatis Suae, qui jnrepatro- 
natus, legitime, nt anpra, gaudent, ad 
Beneficia respectiva tarn Farocbialia, quam 
Curat«, ac Simplicia hujusmodi juri patro- 
natas subjecta praesentEibnnt. 

Arohiepisoopi vero et Episnopi praesen- 
tatis debita reqaiaita habentibua, praemiaao 
drca doctrinam et moree examine ab ipsia 
Ordinariis inetitaendo, si de Parochialibua, 
aut de Cnratis Beneficüa agator, Canonicam 
dabunt Inatitationem. 



Praesentatio autem ad omnia lata Bone- 
ficia intra tempas a Canonibua prao- 
scriptum fiet, secus ea libere ab Archi- 
episcopis et Epiacopis conferentur. 



Beli<]aa vero Beneficia omnia tarn 
Parochialia, quam Curata, ac Simplida, 
^oae antecessores Antistites octo Kcde- 
siarom Eegni Bayariae conferebant, libere 
ab Archiepiscopis et Epiacopis personis 
Majestati Suae gratis conferentur. 

Art Xn. Pro Bogimine Dioecesinm 
Archiepiscopis et Epiacopis id omne exer- 
cere liberum erit, quod in vim pastoralis 
eorum ministerii sive ex declaratione, sive 
ex dispositione Sacrorum Canonum secun- 
dnm praesentem et a Sancta Sede ad- 
probatam Ecdesiae disdplinam competit, 
ac praesertim: 

a) Yicarios, Consiliarios, et Adjutores ad- 
ministrationis suae constituere Eccle- 
siasticos, quoscumque quos ad prae- 
dicta officia idoneos judicaverint; 

b) Ad statum Clericalem assumere, et 
approbatis a Sachs Canonibus titulis 



der Strenge dieser Vorschriften zur Reai- 
denx, nnbeachadet jedoch der Autorität 
des apostolischen Stuhles, durchaus ver- 
bunden. 

Art. XI. Der König von Bayern wird 
auf alle Pfarreien, Curat- und einfache 
Benefiden prftsentiren, auf weldie seine 
Voifahrer die Herzoge und Chuiföraten 
aus gültigem Patronatsrechte, esmagsidi 
dieses nun auf Dotation, Fundation oder 
Bauführung gründen, prftaentirt haben. 

Ausserdem werden Sdne Magestiät zu 
allen jenen Benefiden prftaentiren, zu 
weldien geistliche Corporationen , die 
gegenwärt^ nicht mehr bestehen, prft- 
sentirten. 

Die ünterthanen Seiner Majestät, welche 
sich im rechtmässigen Besitze des Patronata- 
rechts nach obigen Titeln befinden, werden 
femer zu den Pfarreien, Curat- und ein- 
fachen Beneficien, die unter ihrem Patro- 
natsrechte stehen, präsentiren. 

Die Erzbischöfe und Bischöfe aber 
werden den prSsentirten Geistlichen, wenn 
sie die erforderlichen Eigenschaften be- 
sitzen, nach vorgängiger Prüfung über 
Wissenschaft und Sitten, welcho die 
Bischöfe selbst vorzunehmen haben, wenn 
es sidi um Pfarreien oder Curatbenefiden 
handelt, die canonische Einsetzung er- 

theilen. 

Uebrigens muss die Präsentation zu 
allen diesen Beneficien innerhalb der nach 
den canonischen Vorschriften bestimmten 
Zeit geschehen, ausserdem werden sie frd 
von den Erzbischöfen und Bischöfen ver- 
geben werden. 

Alle Übrige Pfarreien, Curat- und ein- 
fachen Benefiden, welche die vorigen 
Bischöfe der nunmehrigen acht Kirchen 
in Bayern frei besetzt haben, werden von 
den Erzbischöfen und Bischöfen an Per- 
sonen, die von Seiner Majestät genehmigt 
werden, frei vergeben. 

Art XII. In Leitung der Diöoeaen 
sind die Erzbischöfe und Bischöfe befugt, 
alles dasjenige auszuüben, was ihnen ver- 
möge ihres Hirtenamtes Kraft der Er- 
klärung oder Anordnung der canonischen 
Satzungen nach der gegenwärtigen und 
vom heiligen Stuhle beelAtigten Kirch en- 
disdplin zusteht, imd insbesondere 

a) zu Vicaren, Eatbgebem und Gehülfen 
in ihrer Verwaltung Geistliche, welche 
sie immer hiezu tai^ch findra werden, 
aufzustellen; 

b) Alle diejenigen in den geistlichen 
Stand aufzunehmen und mit den cano- 
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ad Ordines etiam roigores, piaovio exa- 
mine ab ipsia Archiepiacopia et Epis- 
copia aut eorum Yicanis com Ezami- 
natoribna Synodalibua inatitaendo, pro- 
movere, quoa necefiaarioa aut utilea 
anis Dioeceaibaa judicaverint ; et e con- 
trario, quos indignoa cenauerint, a 
auaceptione Ordinnm arcere, quin ab 
ullo quovia obtenta impediri queant; 



c) Causaa Ecdeaiasticas atque in primis c) 
cauaaa Matrimonialea, quae jozta Ca- 
nonem 12. aess. 24. Sacri Consilii 
Tridentini ad Judicea Eocleaiastiooa 
apectant, in Foro eorum cognoaoere, 
ac de iia sententiam fene, exoeptia 
cauaia mere civilibua Glerioorum , exempli 
gratia, oontractuum, debitorum, haere- 
didatnm, ouaa Laici Judicea oognoa- 
oent et dennient; 



d) In Gleriooa reprehenaione dignoa aut d) 
honeatum Glencalem habitum eorum 
Ordini, et dignitati congruentem non 
deferentea, poenaa a Sacro Concilio 
Tridentino atatutaa, aliaaaue quaa con- 
venientea judicaverint, aalvo Canonico 
recurau, infligere, eosque in Seminariia 
aut domibua ad id deatinandis cuato- 
diie: censuria quoque animadvertere 
in quoeeumque ndelea Ecdeaiaaticarum 
Legnm et Sacrorum Canonum trana- 
greaaores; 



e) Cum Clero et Populo Dioeoeaano pro e) 
munere offidi Paatoralia communicare, 
suaaquo Inatructionea, et ordinationea 
de rebuaEccleaiaaticiBliberepublicare; 
praetereaEpiacoporum, Cleri et Populi 
communicatio cimi aancta Sede in re- 
bua apiritualibua et negotiia Eccleai- 
aaticia proraua libera erit; 



f) CollatiB cum Begia Majeatate, prae- f) 
aertim pro oonvenienti redditum aasig- 
natione, conailÜB, Parochiaa erigere, 
dividere vel unire; 

g) Praeacribere vel indicare precea pub- g) 
licaa, aliquepia opera, cum id bonum 
Eedeaiae, velStatua, aut Populi poatu- 



niachen Titeln zu den hohem Weihen 
zu befördern, welche aie fttr ihre Diö- 
ceae nothwendig und nfltzlioh erachten, 
wenn dieaelben vorher die von den 
Erzbiachöfen und Biachöfen aelbst oder 
ihren Vicaren mit Beiziehung der 
Synodal-Examinatoren vorzunehmende 
I^fung beatanden haben, dagegen 
diejenigen, welche aie unwürdig finden, 
vom Empfange der Weihen auazu- 
achlieasen, oh^e daaa aie hierin unter 
irgend einem Verwände gehindert 
werden können; 

Geiatliche Sachen und inabeaondere 
Eheaachen, welche nach dem Canon 
12 Sesa. 24 dea heiligen Concilinma 
vonTrient vor den geistlichen Richter 
gehören, bei ihrem Gerichte zu vei^ 
handeln und zu entacheiden. Aua- 
genommen davon aind die reinbürger- 
lichen Angelegenheiten der Geiatlichen, 
z.B. Ver&äge, Schuld- und Erbachafta- 
aachen, worüber den weltlichen Richtern 
die Verhandlung und Entacheidung 
zusteht ; 

Gegen Greiatliche, welche eine Ahn- 
dung verdienen, oder keine ehrbare 
geiauiche, ihrem Stande und ihrer 
Würde anständige Kleidung tragen, 
die von dem heiligen Concilium von 
Trlent bestimmten oder ihnen sonst 
zweckmässig adieinenden Strafen unter 
Vorbehalt dea oanonischen Recurses 
zu verhängen, und dieaelben in die 
Seminarien oder andere dazu beatimmte 
Häuser zu versetzen, auch gegen jeden 
der Gläubigen, welche sich derüebei^ 
tretungen der Eirchensatzungen und 
der heiligen Canonen achuldig machen, 
kirchliche Cenauren anzuwenden; 
Nach Erfordemias dea geistlichen 
Hirtenamta aich dem Clerus und 
dem Volke der Diöcese mitzutheüen, 
und ihren Unterricht und ihre An- 
ordnungen in kirchlichen Gegenständen 
frei kund zu machen; übrigens bleibt 
die Communication der Bischöfe, des 
Clerus und des Volkes mit dem hei- 
ligen Stuhle in geistlichen Dingen und 
kirchlichen Angelegenheiten völlig frei; 
Im Einverständnisse mit Sr. könig- 
lichen Majestät, besonders wegen An- 
weisung angemessener Bezüge, Pfarr-. 
eien zu errichten, zu theilen und zu 
vereinigen; 

OeffenÜiche Gebete und andere fromme 
Hebungen vorzuachreiben und anzu- 
wenn dieses daa Wohl der 
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let, et invigilare, ut in Ecclegiasticis 
fimctionibuB, praoeertim autera in Missa 
et in Administratione Sacramentorum 
Ecdeeiae formulae in lingoa latina 
nsuipentur. 



Art. Xm Quotiee Archiepiscopi et 
Episcopi libros aut in Begno impressos, 
aut in illnd introdactoB Gubernio indicar 
bunt, aui aliquid fidei, bonis moribua, 
aut Ecclesiae disciplinae contrarium con- 
tineant, Gubemium curablt ut eonim divul- 
gatio debito modo impediatur. 



Art. XIY. MajeetasSna prohibebit, ne 
Catholica fieligio, ejusque ntns vel litur- 
gia Bive verbia, eive factiB, sive scriptis 
contemnatnr, aut Ecclesiamm AntistitoB 
vel ministri in 'exoroendo munere sno, pro 
(HMtodienda praeeertim fldei ao morum 
doctrina, et diBciplina Ecriesiae impedian- 
tur. DeeideranB praeterea ut debituB, 
ittxta divina mandata, sacriB ministria 
honor Berretur, non patietur quidquam 
fieri, quod dodecus ipsis afferre, aut eos 
in contemptum adducere poesit, inuno 
vero jubebit, ut in qnaoumque occaaione 
ab omnibusBegni MagistratibuB peculiari 
reyerentia atque honore eonim dignitati 
debito cum ipsis agatnr. 



Art. XV. Archiepiscopi et Episcopi 
coram Regia Majestate juramentum fide- 
litatis emittent sequentibus verbis ex- 
presBum: 

>Ego juro et promitto ad Sancta Dei 
Evangelia obedientiam, et fidelitatem Kegiae 
Majestati; idom promitto, menullam com- 
municationem habiturum, nnllique consilio 
interfuturum, nullamque Buspcctam unio- 
nem neque intra neque extra oonservar 
turum, quae tranquilitati publicae noceat, 
et si tarn in Dioecesi mea quam alibi 
noverim aliquid in Status damnum trac- 
tari, Majestät! Suao manifestabo.« 



Art. XVI. Per praesentem Conventio- 
ncm Leges, Ordinationes et Deoreta in 



Kirche, de« Staates oder des Volkes 
erheisdit, ^) und darauf zu sehen» dass 
bei den kirchlichen Verrichtungen, be- 
sonders aber in der Messe und der 
AuBspendnng der Saoramente die 
lateinischen Eirchenformeln gebraucht 
werden. 

Art xm. Wenn die Erzbischöfe und 
Bischöfe der Regierung Anzeige erstatten, 
dass Bücher in dem Königreiche gedruckt 
oder eingeführt worden seien, deren In- 
halt dem Glauben, den guten Sitten oder 
der Kirchenzttcht zuwider ist, so wird 
dieselbe Sorge tragen, dass deren Ver- 
breitung in der gesetzlichen Weise ver- 
hindert werde. 

Art. XrV. Seine Magest&t werden nicht 
zugeben, dass die katholische Religion, 
ihre Gebräuche und liturgie durch Worte, 
Thaten oder Schriften veri^Üicb gemacht, 
oder dass die Vorsteher oder Diener der 
Kirche in AusObung ihres Amtes, beson- 
ders in Wahrunff der Glaubens- und 
Sittenlehre und uor Kirchenzucht gehin- 
dert werden. Da Seine konische Maje- 
stät femer wollen, dass den Dienern der 
Religion die ihnen nach göttlichen Ge- 
boten gebührende Achtung bezeigt werde; 
so werden Allerhöchst dieselben nicht 
gestatten, dass irgend etwas zu deren 
Herabwünligung oder Verachtung ge- 
schehe, sondern vielmehr verfügen, dass 
ihnen von allen Obrigkeiten bei jeder Ge- 
legenheit mit besonderer Achtung und 
in der ihrem Stande gebührenden Art 
begegnet werde. 

Art. XV. Die Erzbischöfe und Bischöfe 
werden in die Hände Seiner königlicfaen 
MajestJLt den Eid der Treue in feinden 
Worten ablegen: 

„Ich schwöre und gelobe auf Gottes 
heilige Evangelien Gehorsam imd Treue 
Seiner Majestät dem Könige. Ebenso 
verspreche ich, keine Communication 
zu pflegen, an keinem Rathschlage Theil 
zu nehmen, und keine verdächtige Ver- 
bindung weder im Inlande nocä aus- 
wärts zu unterhalten, welche der öffent- 
lichen Ruhe schädlich sein könnte, und 
wenn ich von einem Anschlage zum 
Nachtheile des Staates, sei es in meiner 
Diöcese oder sonst irgendwo Kenntniss 
erhalten sollte, solches Seiner Majestät 
anzuzeigen" 

Art. XVI. Durch gegenwärtige Ueber- 
einkunft werden die bislier in Bayern ge- 
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Bararia hnc nsque lata, in quantum illi 
da veraantur, abrogata faabebontur. 



Art. XVn. Cetera, quae ad resetper- 
sonas Ecdeeiasticas epectant, qnororo nuUa 
in bis Articulis expressa facta est mentio, 
dirigentnr omnia et administrabnntur 
juxta doctrinaro Ecclesiae, ejusqae vigentem 
et approbatam disciplinam. Si vero in 
posterum snpervenerit difficultas, Sancti- 
tas Sna, et Regia Majestas secnm conferre 
et rem amice componere sibi reservant. 



A rt. XVm. ütraque Contrahentiani 
pars spendet Se, sucoessoresqne Snos 
omnia, de quibus in bis Articalis utrin- 
qae conventum est, sancte servaturos, et 
a Majestate Begia praesens Conventio 
Lex Status dedarabitur. 

Fraeterea Majestas Sua Regiae spondet, 
nihil nnquam Se, Snccessoresque Snos, 
quayis de causa, Articulis hnjus Conven- 
tionis addituros, neque in iis quidquam 
immitaturos, vel eosdem declaraturos esse 
absque Sedis ApostolicAe auctoritate et 
cooperatione. 

Art. XIX. Ratificationum hujus Con- 
yentionis traditio fiet intra (|[uadraginta 
dies ab ejnsdem data, aut dtius, ai fieri 
potent. 

Datum Romae die 5. Junii anno 1817. 
Hercules Gardinalis Casimirus Haeffelin. 

Consalvi. Eplicopas Cbenoneiuiis. 

Nos praefatam Conventionem cum omni- 
bus suis Articulis acceptamus, ratihabemus 
et confirmamus, simulque firmiter pro- 
mittimus, Nos omnia, de quibus ita con- 
ventum est, sancte servaturos, atque cu- 
ram habitnros, nt ab omnibus subditis 
Nostris stricte observentnr. 

In quorum fidem praesentes hasce litte- 
ras propria mann subscripsimus etSigillo 
regio Nostro mnniri jussimus. 

Dabantur Monachii in Falatio Nostro 
Regio die vigesima qnarta Octobris anno 



gebenen Gesetze, Verordnungen und Ver- 
fügungen, IQ so weit sie derselben ent- 
gegen sind, als aufgehoben angesehen 
werden. 

Art. XVn. Allee Uebrige, was kirch- 
liche Gegenstände und Personen betrifft, 
wovon in diesen Artikeln nicht ausdrück- 
liche Meldung geschehen ist, wird nach 
der Lehre der Kirche und nach der be- 
stehenden und angenommenen Disdplin 
derselben behandelt werden Sollte aber 
in Zukunft sich ein Anstand ergeben, so 
behalten Sich Seine Heiligkeit und Seine 
königliche Majestät vor, Sich darüber zu 
benehmen und die Sache auf freundschaft- 
liche Weise beizulegen. 

Art XVni. Beide contrahirende Theile 
versprechen für Sich und Ihre Nachfolger 
die genaue Beobachtung alles dessen, wo- 
rüber man in d?e&en Artikeln gegenseitig 
übereingekommen ist, und Seine könig- 
liche Majestät werden gegenwärtige üeber- 
einkunft als Staatsgesetz erklären. 

Femer versprechen Seine königliche 
Majestät für Sich und Ihre Nachfolger, 
nie aus irgend einem Grunde den Artikeln 
dieser Uebereinlnmft etwas beizufügen, 
oder daran etwas abzuändern, oder die- 
selben auszulegen ohne Dazwischenkunft 
und Mitwirkung des apostolischen Stuhls. 

Art. XIX. Die Auswechslung der Rati- 
fikationen gegenwärtiger Uebereinkunft 
soll innerhalb 40 Tagen vom Tage der 
Unterzeichnung an, oder früher, wenn es 
geschehen kann, erfolgen. 



Gregeben zu Rom, den 
Junius im Jahre 1817. 



5. des Monats 



Herkules, Cardinal 
Consalvi, 



Casimir Häffelin, 

Bisehof Ton Chenones. 



So haben Wir vorstehende Ueberein- 
kunft mit allen ihren Artikeln angenommen, 
ratifizirt und bestätigt, und versprechen 
zugleich fest, dass Wir Alles, worüber 
sonach übereingekommen worden, genau 
einhalten und Sorge tragen werden, dass 
dasselbe von allen Unsem Untergebenen 
streng beobachtet werde. 

Zu dessen Beglaubigung haben Wir 
gegenwärtige Urkunde Allerhöchst eigen- 
händig unterzeichnet, und mit unserem 
königlichen Insiegel versehen lassen. 

Gregeben in Unserem königlichen Pallaste 
zu München am Vier und zwanzigsten 
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Domini millesimo octingentesimo dedmo Oktober im Jahre des Herm Ein tausend 
Beptimo, regni autem Nostri duodedmo. achthundert und siebenzehn, unserer 

königlichen Begierung im Zwölften. 
Maximilianus Jotephus. MATJmiliAn Joseph. 

(L. 8) (L 8.) 

Zur Beglaubigung: 

Egid. y. Eobell, 
königl. Staatsrath und Geneial-Sekretftr. 



Anhang 

zu 

dem 103. § des Edictes über die äussern BechtsverhältnisBe der Einwohner des 

Königreichs Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften in der 

!&ilage ü. zu dem Titel Iv. § 9 der Verfassungs-Urkunde des Königreichs. 

Nro. 2. 

Edikt über die inneren kirchlichen Angelegenheiten der prote- 
stantischen Gesammt-Gomeinde in dem Königreiche. 

I. Verfassung des protestantischen Kirchenregiments. 

§ 1. Das oberste Episcopat und die daraus hervorgehende Leitung der prote- 
stantischen innem Kirchenangelegenheiten soll künftig durch ein selbststindiges 
Oberconsistorium aus^Ubt werden, welches dem Staatsmimsterium des Innern 
unmittelbar untergeordnet ist. 

§ 2. Dasselbe besteht: 

a) aus einem Präsidenten des protestantischen Glaubensbekenntnisses; 

b) aus vier geistlichen Oberconsistorialräthen, unter welchen Einer der reformirten 
Religion ist; 

c) ans einem weltlichen Bathe; 

d) aus dem nothwendigen ünterpersonal mit Einschluss eines Bechnungsverstän- 
digen zur Superrevision der Ffarrfassionen und der Bochnungen über diePfarr- 
unterstützungs- und Wittwenkassen. 

§ 3. Die Oberconsistorialräthe haben den Bang der Centraliäthe; die Gehalte 
und respektive Funktionszulagen des Gesammtpersonals werden auf die Staatskasse 
übernommen. 

§ 4. Statt der bisherigen Generaldecanate sollen drei Consistorien, in Ans- 
bach, Bayreuth und ftlr den Bheinkreis, zu Speier, errichtet werden. 

Diese sollen künftig bestehen: 

a) aus einem Vorstande der protestantischen Confession ; diese Function soll dem 
Begierungsdirektor, oder dem ältesten Begierungsrathe derselben Confessi(»i, 
übertragen werden ; 

b) aus zwei geistlichen und einem weltlichen protestantischen Bathe, dann 

c) aus dem nothwendigen ünterpersonal. 

§ 5. Die Consistorialräthe haben den Bang der vormaligen Kreiskirchenräthe. 
Die Besoldungen und respektive Funktionszulagen des Consistorialpersonals werden 
gleichfalls auf die Staatskasse übernommen. 

§ 6. Die bisherige Verfassung der Distriktsdekanate und Distrikts- 
Schulinspektionen, so wie der übrigen Mittelorgane wird beibehalten. 

§ 7. Zur Handhabung der Kirchen Verfassung soll in jedem Dekanate eine jähi^ 
liehe Visitation, und am Dekanatssitze jährlich eine Diöcesansynode, dann alle vier 
Jahre eine allgemeine Synode am Sitze des Consistoriums, unter der Leitung eines 
Mitgliedes desOberconsiRtorinros, zur Bcrathun^ über innere Kirchenangelege^eiten, 
in Gegenwart eines königlichen Commissärs, welcher jedoch an den Berathungen 
selbst keinen Antheil zu nehmen hat, gehalten werden. 
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§ 8. Die theologische PrQfungscommission für die Aufnahmsprüfung der pro- 
testantischen Pfarramtscandidaten bleibt in Ansbach mit dem Consistoriom daselbst, 
so wie in Speyer mit dem dortigen Gonsistorium für die Candidaten aus dem Rhein- 
kreise, verbunden. Derselben sind auch die Anstellungsprüfungen in den jährlich 
auszuschreibenden Concursterminen übertragen. 

Es soll dabei rücksichtlich der Fragen und Aufgaben, der Censur und Chissi- 
fikation ein analoges Verfahren, wie bei den Prüfungen der Candidaten für den Staats- 
dienst, nach der Verordnung vom 9. Dezbr. 1817 beobachtet und eingeleitet werden. 
Im Debrigen verbleibt es bei der Instruktion über die Prüfung der protestantischen 
Pfarramtscandidaten und deren Beförderung vom 23. Januar 1809, und deren Modi- 
fikation vom 8. November 1813. 

§ 9. Die allgemeine ünterstützungsanstalt für protestantische Geistliche des 
Obermain-, Kezat-, Ober- und ünterdonau-, Isar- und Kegenkreises, dann die Ver- 
sorgungsanstalt für Pfarrerswittwen dieser Kreise, bleibt mit ihrer Administration 
in Nürnberg, unter der Leitung des Consistoriums zu Ansbach und der Oberaufsidit 
des Oberconsistoriums, nach der bisherigen Verfassung dieser beiden Institute. 

n. Wirkungskreis des Oberconsistoriimis und der diesem untergeordneten Consistoiien. 

§ 10. Alle (jegenstände, welche die Aufrechthaltung der Beligionsedikte und 
der Verordnungen über die Öffentlichen und bürgerlichen Verhältnisse der religiösen 
Gemeinden und Körperschaften; die Handhabung der gesetzlichen Grenzen zwisdien 
weltlicher und geistlicher Gewalt; die Bewahrung und Vertretung der landesfürslr 
liehen Hechte und Interessen in Bezug auf die Kirchen aller Gonfessionen und deren 
Anstalten und Güter; die Handhabung der geeammten Beligions- und Kirchenpolizei 
in allen Beziehungen, und besonders m Rüdesicht auf aUe äussern Handlungen der 
Kirohengemeinden und ihrer Angehörigen betreffen, gehören zur Kompetenz der 
Kreisregierungen und des Staatsministeriuros des Innern, nadi den näheren Bestim- 
mungen der hierüber erlassenen besonderen Verordnungen Über die Formation und 
den Wirkungskreis der obersten VerwJtungs-Stellen in den Kreisen vom 27. März 
1817, dann über den Gesciiäftskreis der Staatsministerien vom 15. April 1817. 

§ 11. Der Wirkungskreis des Oberconsistoriums sowie der ihm untergeordneten 
Consistorien in den Kreisen ist demnach beschränkt auf die Gegenstände der innem 
Kirchenpolizei, auf die Ausübung des mit der Staatsgewalt verbundenen Episoopats 
und die Leitung der innem Kirchenangelegenheiten; es steht ihnen hiemach zn: 
die Aufsicht über Kirchenverfassung, Kirchenordnung, Disciplin, Lehrvorträge, Amts- 
führung und Betragen der GeistUchen, Prüfung, Ordination, Anstellung und Beför- 
derung der Candidaten, Ertheilong des Religionsunterrichts in den Schulen, Kultus, 
litome und Ritual, Purifikationen und Dismembrationen der Pfarreien, Erledigung 
und Wiederbesetzung der Pfarrstellen und anderer Kirchendienste, Investitur der 
Geistlichen, Synodal- und Diöcesanverhältnisse, Dispensationen, Harr-Wittwen- und 
Pfarr-Pensions-Aiistalten, Fatirang und Veränderung der Pfarreinkünfte. 

In Ansehung des Geschfiftskreisee des Oberconsistoriums und der untem Con- 
sistorien wird es im Allgemeinen bei den Bestimmungen belassen, welche hierüber 
in den früheren Edicten, nämlich: 

a) in der Anordnung einer Sektion in Kirchengegenständen vom 8. Septbr. 1808, 
insbesondere in § VI; 

b) in den Instraktionen für das Greneralconsistorium und für die General-Kreis- 
commisariate, in Beziehung auf das Kirchenwesen der protestantischen Cresammt- 
gemeinde des Königreiches Bayem vom 8. September 1809; 

c) in dem Edicte über die Bildung der Mitteistellen für die protestantischen 
Kirchenangelegenheiten vom 17. März 1809 enthalten sind. 

§ 12. In Ansehung der Verwaltung des Stiftungsvermögens und der Ober- 
aufsicht Über die Erhallung und zweckmässige Verwendung des Vermögens der pro- 
testantischen Kirche und Kirchenstiftungen verbleibt es bei den bisherigen gesetz- 
lichen Bestimmungen. 

^ 13. Dem Oberconsistorium ist die Aufsicht über das protestantisch-theologische 
Studium auf der Universität Erlangen in Ansehung der L^tren übertragen, auch 
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wird bei Besetzung der theologischen Lehrstellen dasselbe mit seinem Gutachten ver- 
nommen 

§ 14. Demselben, so wie den untern Gonsistorien in ihren Bezirken, verbleibt, 
wie schon in den froheren Edikten verordnet war, die Aufsicht über den protestan- 
tischen Beligionsunterrichi; in den Schulen. Die Aufsicht und die Anordnimgen Ober 
den übrigen Unterricht, sowohl in den Volksschulen als Studienanstalten, gehören 
als eüi Staats-Polizoigegenstand lediglich zur Kompetenz der Begierungen und des 
Staatsministoriums des Innern, nach den dariiber bestehenden gesetzlichen Ein- 
richtungen. In den Kreisen, in welchen die grössere Mehrheit der iUnwohner pro- 
testantischer Confession ist, soll jedoch das Referat in Schulangelegenbeiten einem 
Bathe von dieser Confession übertragen, auch soU unter den Ober-Studienräthen 
jederzeit Einer der protestantischen Confession angestellt werden. 

in. Verhältnisse des Oberconsistoriums zu den unteren Consistorien, und dieser zu 
den Begierungen und anderen weltlichen Behörden. 

§ 15. Die Consistorien behalten in allen Beziehungen gegen das Oberoonsistorium 
dasselbe Verhältniss, in welchem die zeitherigen Generaldekanate zu dem General- 
consistorium gestellt waren. 

§ 16. Die Consistorien sind in ihrem Wirkungskreise gegen die Begierungen 
als ooordinirte Stellen zu betrachten, wonach sie sich wechselseitig gegen einander 
zu benehmen haben ; in Staats-, Polizei-, und anderen nach dem Ediote ttber die 
äusseren Bechtsverhältnisse zur weltlichen Begierung gehörigen Gegenstandmi aber 
smd sie den Begierungen untergeben, diese habon jedoch in ihren Ausfertigungen 
an dieselbe sich jederzeit einer geziemenden Schreibart zu bedienen. 

§ 17. Den Consistorien sind in Gegenständen ihres Wirkungskreises die Distrikts- 
dekanate und Pfarrer untergeordnet; Verfü^pmgan an weltliche Behörden könnmi sie 
nur durch die Begierung bewirken, welche ihnen zur Unterstützung in derAusQbung 
ihrer Amtsbefugnisse nicht verweigert werden dürfen, so lange sie in den gesetz- 
lichen Schranken ihres Wirkungskreises verbleiben; auch weiden die Landgerichte 
und übrigen Polizeistellen hiedurch angewiesen, denselben hiezu jederzeit den er- 
forderlichen Beistand zu leisten. 

IV. Verhältnisse des Oberconsistoriums zu dem Staatsministerium des Innern. 

§ 18. Das Oberoonsistorium ist ein dem Staatsministerium des Innern unmittelbar 
untergeordnetes CoUegium ; es empflUigt hiemach von demselben Aufträge und Beföhle 
durch Beskripte und erstattet an dasselbe Berichte. 

§ 19. Dasselbe hat hiemach an genanntes Staatsministerium gutachtliche 
Berichte zu erstatten und durch dieses die Alleriiöchste Entschliessung zu erholen: 

a) in allen Gegenständen neuer organischer kirchlicher flinrichtungen und all- 
gemeiner Verordnungen; 

b) bei Anordnung allgemeiner öffentlicher Gebete und ausserordentlicher Kirchen- 
feste, oder AlMchaffung bestehender Feste und Feiertage; 

c) in Fällen, wo es auf Bestimmung der Verhältnisse zvdschen katholischen und 
protestantischen Pfarreien und einzelner Einwohner verschiedener Glaubens- 
bekenntnisse ankömmt, nach §§ 47, 48 der Consistorialordnung, wohin ins- 
besondere die Purifikationen gemischter Pfarreien gehören; 

d) bei Dispensationsgesuchen wegen verbotener Verwandtschafts-Grade; 

e) über alle Anstellungen und Beförderungen in geistlichen Amtsstellen, Veiv 
Setzungen, Degradationen, Suspensionen vom Amte, Pensionirungen, Entsetz- 
ungen und Ausschliessung vom geistlichen Amte; 

f ) bei Eintheilung der Pfarrsprengel und Errichtung neuer Pfarreien, oder Ver- 
einigung mehrerer Gemeinden in eine Pfarrei; 

g) bei Anordnungen ausserordentlicher Synodal Versammlungen; 

h) Ober die Besiütate gehaltener allgeeimer Synodalversammlungen; 

i) Über die Annahme neuer Stiftungen zu kirchlichen Zwecken, mit Vorbehalt 
der Competenz der Kreisregierungen in Ansehung der administrativen Be- 
ziehungen; 

k) in Fällen, wo ein Benehmen mit anderen Staatsministeiien eiforderiioh ist 
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Nebstdem hat dasselbe am Schhisse eines jeden Jahres eine allgemeine üeber- 
sicht des kirchlichen Zustandea der protestantischen Gesammtgemeinde mit den im 
Laufe des Jahres darin vorgegangenen wichtigen Veränderungen mit gutachtlichen 
Bemerkungen vorzulegen. 

y. Geschäftsgang. 

§ 20. Die Leitung der Geschäfte liegt bei dem Obcrconsistorium, dem Präsi- 
denten, und bei den untern Consistorien dem Torstande, und in Abwesenheit oder 
Verhinderung desselben dorn ersten Bathe ab. 

§ 21. Aller Emlauf wird von dem Vorstande geöffnet und präsentirt. Der- 
selbe hat zu sorgen, dass alsbald die Eintragung in das mit dem Geschäftsprotokolle 
verbundene besondere Einlaufs-Journal bewirkt, und die Produkte mit den Vorakten 
an diejenigen Beferenten vertheilt werden, welche er entweder durch eine allgemeine 
Bepartitionsvorschrift, oder in einzelnen Fällen besonders benannt hat. 

§ 22. Sänmitliche Gegenstände werden mittelst gemeinschaftlicher Berathnng 
in förmlichen Sitzungen behandelt; in jeder Woche soll eine Sitzung nach Bestim- 
mung des Vorstimdes gehalten werden. 

§ 23. Der Vorstand hält, wie in anderen CoUegien die Umfrage, spricht die 
Beschlüsse nach der Einheit oder Mehrheit der Stimmen aus, und lässt dieselben in 
das SitzungsTOotokoll eintragen. Bei sich cigebender Stimmengleichheit ist die 
Stimme des Vorstandes entscheidend. 

§ 24 Sämmtlicho Entwürfe werden von dem Proponenten unterzeichnet, und 
von dem Vorstande mit dem Expediatur versehen; der Sekretär bemerkt auf dem- 
selben den Tag der Sitzung mit Hinweisung auf die Nummer des Sitzungsprotokolls, 
und sorgt sodann für die Beinschrift. 

§ 25. Die Eingaben geschehen unter der Aufschrift: 

an 
„das königliche bayerische protestantische Oberconslstorium** 
oder in den Kreisen 

an 
„das königliche bayerische protestantische Gonsistorium zu N.** 
Die Berichte des Oberconsistoriums an das Staatsmimsterium werden in der 
allgemein vorgeschriebenen Form abgefasst, und mit der Unt: rschrift des Vorstandes, 
des Beferenten und Sekretärs bezeichnet; die Berichte der unteren Consistorien an 
das Oberconsistorium erhalten die ebenbemerkte Aufschrift, unter Beobachtung der 
Unterordnung ; ein gleiches geschieht von den Distriktsdekanaten und Pfarrämtern an 
die Consistorien. Die Anrede ist 

„Königliches Oberconsistorium^ 

oder 

„Königliches Consüstorium" 

Die Unterschrift an das Oberconsistorium: 

gehorsamstes N. 

an die Consistorien: 

gehorsames N. 
§ 26. Die Form der Ausfertigungen ist folgende: 

a) jene an die untergeordneten Stellen geschehen mit der Ueberschrif t : 

„Lu Namen Seiner Majestät des Königs.** 
Die Schreibart ist befehlend, und die Unterschrift: 

„Königlich protestantisches Oberconsistorium." 

b) Die Schreiben an coordinirte Stellen fangen mit der Bezeichnung der Behörde 
an, von welcher imd an welche geschrieben wird: 

das 
königliche Gonsistorium zu N. 
an etc. etc. etc. 
Die Schreibart ist gesinnend, der Lihalt wird in der dritten Person gefasst, 
den Schlnss bildet die Unterschrift des Vorstandes, der Sekretär contrasignirt. 
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9 27. Die Conttstorien bedienen sich bei ihren AuRfertigangen eigener Siegel 
mit der Umschrift: 

K5nigl. bayeriiches protestantisches Oberconsistoriam, 

oder 
KOnigl. bayerisches protestantisches Consistorium zu N. 
§ 28. Der Sekretär hat die Führung des Journals und der Protokolle, so wie 
die Expedition zu besorgen. Die Aufsicht über die Kanzlei- und Registraturgeechafte 
führt der Vorstand; sie kann auch einem Bathe aufgetragen werden. 

§ 29. Der Präsident des Obeiconsistoriums darf ohne Anzeige und Genehmignng 
des Staatsministeriums des Innern von den Geschäften sich niemals entfeinen; der 
Vorstand der untern Gonsistorien muss davon die Anzeige bei dem Oberconsistoriam 
machen, und dessen Genehmi^ing erholen. Der Vorstand ist befugt, den Bäthen 
und dem Übrigen Personal, mit vorsorglicher Rücksicht auf den Dienst, einen Urlaub 
auf 14 Tage zu bewilligen; bei Urlaubsgesuchen in das Ausland, in die Residenz, 
oder auf längere Zeit als 14 Tage, sind die bestehenden Vorschriften zu beobachten. 
München, den 26. Mai 1818. 

Zur Beglaubigung: 
L. S. Egid y. Kobell, 

königl. Staatsrath und General-Sekretär. 
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